3\ Stadtrat
k Traktandenliste

Sitzungsdatum Montag, 30. Marz 2026

Beginn 18:00 Uhr

Sitzungsort Alte Miihle, grosser Saal

Traktanden

1. Protokoll der Stadtratssitzung vom 2. Februar 2026: Kenntnisnahme

2.

9.

Teilrevision der Geschéaftsordnung des Stadtrats vom 24. Juni 2019: Genehmigung Teilrevision der Ge-
schéaftsordnung des Stadtrats vom 24. Juni 2019: Genehmigung

. Schulsozialarbeit der Volksschule Langenthal; Genehmigung Leistungsvereinbarung und Kreditbewil-

ligung

. Teilrevision des Reglements liber die Versorgung der Stadt Langenthal mit Elektrizitat, Gas, Wasser

und Kommunikationssignalen vom 15. September 2014 (Anderung des Titels und der Art. 1, 2, 4 und
15 sowie Erlass Ubergangsbestimmung): Genehmigung

Erlass Reglement {iber die Versorgung der Ortsteile Ober- und Untersteckholz der Stadt Langenthal
mit Elektrizitat durch die BKW Energie AG: Genehmigung

Erlass des Reglements fiir die Spezialfinanzierung Nachhaltigkeit, Energie und Werterhalt: Genehmi-
gung

. Geographisches Informationssystem; Genehmigung Weiterentwicklung und Betrieb des zukiinftigen

GIS ("GIS2"); Bewilligung und Sperrung von Verpflichtungskrediten

Motion Nicole Baumann-Zumstein (GLP), Patrick Jordi (FDP), Deborah Nyffenegger (FDP), Gabriela
Lingg-Zaugg (SVP) und Mitunterzeichnende vom 15. Dezember 2025: Einflihrung eines gemeinsamen
stadtischen Preises ("Prix Langenthal"): Stellungnahme

Mitteilungen des Gemeinderates

10.Bekanntmachung der eingereichten parlamentarischen Vorstosse

Langenthal, 6. Mdrz 2026 Der Stadtratsprasident:

Diego Clavadetscher
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N\ Stadtrat

\ Stadtratssitzung vom 30. Mdrz 2026 Traktandum Nr. 1

Protokoll der Stadtratssitzung vom 2. Februar 2026: Kenntnisnahme

Art. 18 der Geschiftsordnung des Stadtrates vom 24. Juni 2019
Protokoll
1

2 Das Protokoll wird von sdmtlichen Mitgliedern des Stadtratsbiiros, dem Sekretariat und der Protokollfiihrerin
bzw. dem Protokollfiihrer unterzeichnet, und ist damit genehmigt.

3 Uber Berichtigungen des Protokolls entscheidet der Stadtrat.
4

5

Langenthal, 6. Mdrz 2026 IM NAMEN DES STADTRATES
Der Stadtratsprdsident:

Diego Clavadetscher

Die Sekretarin:

Barbara Labbé

(Traktandum 1 / Seite 1)
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Bericht und Antrag der nichtstandigen
Kommission fiir Gesetzgebung und Revisi-
onen betreffend die Teilrevision der Ge-
schiftsordnung des Stadtrats; 1. Etappe

Datum: 2. Médrz 2026
Bearbeitung:  Nichtstidndige Kommission Gesetzgebung und Revisionen (nskGR)
Verteiler: Stadtrat

Biiro des Stadtrates, Jurastrasse 22, 4901 Langenthal
Telefon 062 916 22 65, www.langenthal.ch
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Grundlagen

- Beschluss der nichtstandigen Kommission Gesetzgebung und Revisionen vom 2. Mdrz 2026
Beschluss der nichtstindigen Kommission Gesetzgebung und Revisionen vom 12. Januar 2026

- Beschluss des Stadtrats vom 13. Oktober 2025 betreffend Einsetzung einer nichtstandigen Spezial-
kommission fiir Gesetzgebung und Revisionen
Beschluss des Stadtrats vom 12. Mai 2025 betreffend Uberweisung des Beschlussantrags Clavadet-
scher Diego (FDP), Grossenbacher Corinna (SVP), Fankhauser Fabian (GLP), Rothacher Linus (SP)
vom 16. Dezember 2024: Revision der Geschaftsordnung des Stadtrats

Ausgangslage

Mit Stadtratsbeschluss vom 12. Mai 2025 wurde der Beschlussantrag Clavadetscher Diego (FDP), Gros-
senbacher Corinna (SVP), Fankhauser Fabian (GLP), Rothacher Linus (SP) vom 16. Dezember 2024: Revi-
sion der Geschiftsordnung des Stadtrats iiberwiesen. Der Vorstoss beauftragt das Stadtratsbiiro, eine
Vorlage zur Revision der Geschéftsordnung vorzubereiten, mit welcher unter anderem Artikel 17 (Sekre-
tariat), aber auch weitere Bestimmungen, soweit sich dies aufgrund der in den letzten Jahren gemachte
Erfahrungen als niitzlich erweist, angepasst werden.

Mit Beschluss vom 13. Oktober 2025 hat der Stadtrat auf Antrag des Stadtratsbiiros eine nichtstandige
Kommission fiir die Vorbereitung der Teilrevision seiner Geschaftsordnung eingesetzt.

Die nichtstindige Kommission mit dem Arbeitstitel "Gesetzgebung und Revisionen" (nsKGR) hat sechs-
mal getagt und legt als Resultat ihrer Arbeiten den beiliegenden kommentierten Teilrevisionsentwurf vor.

Zielsetzungen der Teilrevision

. Mit der vorliegenden Teilrevision sollen die folgenden von der Kommission beschlossenen Revisions-

ziele verwirklicht werden:

= Personalrechtliche Grundlagen fiir das Stadtratssekretariat regeln;

= Voraussetzungen schaffen, damit der Stadtrat und der Gemeinderat moglichst friktionslos zusam-
menarbeiten kénnen, was auch die Arbeitssituation des Stadtratssekretariats verbessert:

Zustdndigkeiten kldren,

zeitliche Ablaufe klaren,

Stellung des Stadtratsbiiros kldren,

Aufgabenbereiche der Geschiftspriifungskommission schérfen,

Unabhéangigkeit des Stadtratssekretariats regeln,

das Verfahren vor dem Stadtrat préziser regeln,

klarere Regelung der parlamentarischen Vorstosse.

O O O 0 o O O

Grundsatzentscheide der Kommission:
In einer frithen Phase hat die Kommission folgende Grundsatzentscheide gefasst:

= Die bisherige Alleinstellung des Prasidiums bei der Sitzungsvorbereitung soll aufgehoben und dem
Biiro iibertragen werden. Das Prasidium behélt die Kompetenzen, die sich aus dem Vorsitz ergeben
(Sitzungsleitung, Reprisentation, etc.).

= Das Instrument des Beschlussantrags soll durch eine Erweiterung des Motionsrechts (Motion auch
an das Stadtratsbiiro) ersetzt werden.

= Dies erfordert, dass das Stadtratsbiiro — nicht wie bisher nur iiber die Dringlichkeit — sondern auch
tiber die Zuweisung der parlamentarischen Vorstésse entscheidet.

* Die Durchfiihrung von zweiten Lesungen soll sich auf Reglemente beschrdnken.
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3.3. Die einzelnen Anderungsantrige sind in der beiliegenden Synopsis (Beilage 1) in der mittleren Spalte
(Kommissionsentwurf) ersichtlich und sind in der dritten Spalte kommentiert. Gemédss den unter Ziffer
3.1 formulierten iibergeordneten Zielsetzungen sind folgende Punkte hervorzuheben:

= Die Informationsrechte der Stadtratsmitglieder werden klarer, in Anlehnung an die Losungen im Kan-
ton Bern (Art. 15 Abs. 1 Bst. d Grossratsgesetz?) und auf Bundesebene (Art. 7 Abs. 1 Parlamentsge-
setz?), geregelt (Art. 4).

= Dije Datenschutzstelle der Gemeinde wird aufgehoben. Mit der am 3. Dezember 2025 vom Grossen
Rat beschlossenen Teilrevision des kantonalen Datenschutzgesetzes® wird die Datenschutzaufsicht
der Gemeinden kantonalisiert. Kiinftig ist die kantonale Datenschutzstelle auch zustdndig fiir den
Datenschutz in den Gemeinden. Bis zum Inkrafttreten dieser Anderung gilt fiir Langenthal ibergangs-
rechtlich, dass der von der GPK beauftrage externe Experte seine Aufgaben weiterfiihrt. Bis zur Ein-
fithrung der kantonalen Bestimmungen wird das bisherige Recht in der Form einer Ubergangsbestim-
mung beibehalten.

= "Beschlussantrige" als Kategorie von parlamentarischen Vorstossen werden aufgehoben. Anstelle
dieses - soweit ersichtlich — in den bernischen Gemeindeparlamenten wenig gebrduchlichen Instru-
ments wird die Motionsmdglichkeit ans Stadtratsbiiro eingefiihrt. Das Stadtratsbiiro ist zustdndig fiir
die Vorbereitung von eigenen Geschiften des Stadtrats und hat ein diesbeziigliches generelles An-
tragsrecht. Es kann neu per Motion mit der Ausarbeitung entsprechender Geschdfte beauftragt wer-
den.

= Die Unabhingigkeit des Stadtratssekretariats von der Verwaltung und die Hauptaufgaben der Stadt-
ratssekretdrin oder des Stadtratssekretdrs werden explizit geregelt.

= Das Verfahren und die Aufgaben der Geschiftspriifungskommission werden explizit geregelt bzw.
prazisiert. Es wird namentlich klar unterschieden zwischen vorberatender und Aufsichtstatigkeit, ins-
besondere auch beziiglich der entsprechenden Informationsrechte.

= Die Bestimmungen zum Verfahren vor dem Stadtrat werden prézisiert und nach den einzelnen Gegen-
stianden in eine kohirentere Ordnung gebracht. Zur Erlduterung wurde eine Ablaufskizze erarbeitet
(Beilage 4)

= Dasselbe gilt fiir die Bestimmungen liber die parlamentarischen Instrumente.

4  Gepriifte Varianten

Echte Varianten zu den tibergeordneten Zielsetzungen der vorliegend beantragten Teilrevisionen gibt es
aus Sicht der nichtstindigen Kommission nicht. Der Stadtrat kénnte entscheiden, einzelne Blocke in die
zweite Phase der Revision zu verschieben.

5 Konsequenzen bei Nichtumsetzung

Wird auf die Umsetzung der vorliegenden Revisionsvorschlédge verzichtet, werden die unbestrittenen
Probleme — Unklarheiten in den Zustindigkeiten und Abldufen zwischen Stadtrat, Gemeinderat, Verwal-
tung und Stadtratssekretariat — perpetuiert mit den daraus folgenden Schwierigkeiten. Klarere Zustdn-
digkeiten und Ablaufe fiihren zu effizienterer Arbeitsweise und damit zur besseren Erfiillung der Aufga-
ben.

1GrG ; BSG 151.21)
2pParlG;SR171.10
3 KDSG; BSG 152.04
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Auswirkungen auf Personal und Finanzen

Die vorgeschlagenen Anderungen haben aus Sicht der Kommission keine unmittelbaren Auswirkungen
auf das Personal der Stadtverwaltung oder auf die Finanzen der Stadt.

Stellungnahme des Gemeinderats

Der Gemeinderat hat am 19. Februar 2026 zum vorliegenden Geschift Stellung genommen (Beilage 2).
Er hat in seiner Stellungnahme zahlreiche Bemerkungen zu den Revisionsvorschldgen gemacht. Diese
sind in der synoptischen Ubersicht enthalten und dort kommentiert. Verschiedene Vorschlage und Hin-
weise des Gemeinderats wurden verdankend aufgenommen. Die zu beschliessenden Anderungen wer-
den dem Stadtrat im Anderungserlass (Beilage 3) beantragt.

Zusammenfassend schldgt der Gemeinderat in erster Linie vor, dass der Revisionsvorschlag inhaltlich
deutlich reduziert und auf eine "technische" Revision beschrénkt wird. Bestimmungen, welche aus Sicht
des Gemeinderats (zu) grosse Auswirkungen auf die Ablédufe in der Verwaltung oder im Gemeinderat ha-
ben, mdchte dieser auf eine breite Diskussion, bspw. im Rahmen der Umsetzung der Motion "Zeitge-
mdsse Abldufe und Strukturen schaffen" verschieben. Der Gemeinderat weist auch darauf hin, dass er
der nichtstdndigen Kommission das Angebot gemacht habe, rasch eine "technische" Revision der Stadt-
verfassung einzuleiten, in deren Rahmen die Thematik auf der richtigen Normstufe und im politisch rich-
tigen Tempo diskutiert werden kdnne.

Die nichtstdndige Kommission hat die materielle zeitliche Etappierung der GO-Revision mehrmals und
eingehend diskutiert. Sie ist der Auffassung, dass die hier vorgeschlagenen Anderungen zu der notwen-
digen raschen und gezielten Verbesserung der Zusammenarbeit mit dem Gemeinderat und der Verwal-
tung beitragen werden. Sie nehmen der vom Gemeinderat vorgeschlagenen und sehr begriissenswerten
Teilrevision der Stadtverfassung nichts vorweg, sondern setzen die vom Stadtrat gewiinschten Akzente.
Die nichtstdndige Kommission beantragt deshalb dem Stadtrat vorliegend, die vorgeschlagenen Ande-
rungen der Geschéftsordnung gemass der beiliegenden Synopsis zu beschliessen. Sie hat in ihrer letzten
Sitzung noch einmal inhaltliche Anpassungen im Sinne der Anregungen des Gemeinderats vorgenom-
men.

In seinen Schlussbemerkungen macht der Gemeinderat schliesslich einen konkreten Vorschlag zum wei-
teren Vorgehen in Hinblick auf eine umgehende Revision von unbestritten revisionsbediirftigen Bestim-
mungen der Stadtverfassung. Der Gemeinderat schldgt vor, dass beide Organe je eine Delegation (der
Stadtrat bspw. seine nichtstandigen Kommission Gesetzgebung und Revisionen) bestimmen. Diese sol-
len in einem ersten Schritt zusammen den Revisionsbedarf auf Stufe Stadtverfassung ausloten. Auf der
Grundlage dieser Arbeiten soll die Verwaltung dann in Zusammenarbeit mit der stadtritlichen Delegation
die Revision der Stadtverfassung inhaltlich vorbereiten. Die nichtstandige Kommission unterstiitzt und
begrisst diesen Vorgehensvorschlag und beantragt dem Stadtrat deshalb vorliegend, sie mit weiteren
Aufgaben im Zusammenhang mit Gesetzgebungsrevisionen zur vorliegenden Thematik (Stadtverfassung,
Umsetzung der Motion "Zeitgemdsse Abldufe und Strukturen schaffen") zu beauftragen (s. Be-
schlussesentwurf Ziff. Il. 1.-3). In diesem Zusammenhang ist hervorzuheben, dass gemadss dem Textvor-
schlag in Ziffer I1.2. des Beschlussentwurfs die Kommission fiir die Arbeiten zur Umsetzung der Motion
"Fur zeitgemdsse Abldufe und Strukturen" ausdriicklich nur solange als Ansprechpartner des Gemeinde-
rats zustdndig ist, bis der Gemeinderat die Projektorganisation verabschiedet hat.
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Kommunikation

Sollte der Stadtrat den beantragten Anderungen seiner Geschiftsordnung zustimmen, wird folgende
Kommunikation vorgeschlagen:

Der Stadtrat von Langenthal hat an seiner Sitzung vom 30. Mdrz 2026 eine Teilrevision seiner Geschafts-
ordnung beschlossen. Er hat damit zum einen die Grundlage fiir andere Formen der Wahrnehmung der
Funktion der Stadtratssekretirin oder des Stadtratssekretirs geschaffen (bspw. im Rahmen eines privat-
rechtlichen Auftragsverhiltnisses).

Zum anderen hat der Stadtrat die Gelegenheit ergriffen, nach den ersten Erfahrungen mit der 2019 total-
revidierten Geschiftsordnung festgestellte Unklarheiten zu prazisieren und entsprechende Anpassun-
gen vorzunehmen. So hat er insbesondere die Zusténdigkeiten und Aufgaben seiner Organe gescharft
und gewisse Ablaufe zwischen Parlament, Gemeinderat und Verwaltung prazisiert. Damit soll die Zusam-
menarbeit zwischen den Organen gestarkt und noch effizienter werden. Die Teilrevision tritt auf den 1.
Juni 2026 in Kraft.

Die vom Stadtrat im Herbst 2025 eingesetzte Kommission wird nun die Geschéftsordnung in einem wei-
teren Durchgang kritisch durchleuchten und zu gegebenem Zeitpunkt dem Stadtrat weitere Anpassungen
beantragen.

Zustindigkeit zum Beschluss

Gemiss Artikel 60 Absatz 2 Ziffer 2 der Stadtverfassung ist der Stadtrat abschliessend zustdndig fir den
Erlass, die Abanderung und die Aufhebung seiner Geschéftsordnung.

Beschlussentwurf

Gestiitzt auf diese Ausfiihrungen beantragt die nichtstindige Kommission fiir Gesetzgebung und Revisi-
onen dem Stadtrat Zustimmung zu folgendem

Beschlussentwurf:

Der Stadtrat, gestiitzt auf Art. 60 Abs. 2 Ziff. 2 der Stadtverfassung vom 22. Juni 2009 sowie nach Kennt-
nisnahme des Berichts seiner nichtstindigen Kommission fiir Gesetzgebung und Revisionen vom 2.
Madrz 2026

beschliesst:

I. 1. Die Teilrevision der Geschiftsordnung des Stadtrats vom 24. Juni 2019 gemdss Anderungser-
lass, im Entwurf vom 2. M#rz 2026, wird genehmigt.

2. Die Revision tritt am 1. Juni 2026 in Kraft. Die Frist von 15 Arbeitstagen gemass Artikel 4a Absatz
1 tritt erst fiir die erste Sitzung des Stadtrats im Jahr 2027 in Kraft. Bis zu diesem Zeitpunkt
gelten die zwischen den Sekretariaten von Stadtrat und Gemeinderat bereits vereinbarten Ter-
mine.

Il. Der Stadtrat erweitert den Auftrag seiner nichtstindigen Kommission Gesetzgebung und Revisio-
nen.

1. Er bezeichnet sie als zustindiges Gremium des Stadtrats im Rahmen der vom Gemeinderat in
seinem Schreiben vom 19. Februar 2026 umschriebenen "technischen Teilrevision der Stadt-
verfassung".
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2. Erbezeichnet sie als zustdndiges Gremium des Stadtrats um — bis zum Vorliegen der definiti-
ven Projektorganisation — mit dem Gemeinderat die Umsetzung der Motion "Zeitgemdsse Ab-
ldufe und Strukturen schaffen" zu besprechen.

3. Er bezeichnet sie als zustandiges Gremium des Stadtrats, um gegeniiber dem Gemeinderat
Stellungnahmen hinsichtlich der laufenden Revision des Reglements iiber die Organisation
der Stadtverwaltung (insbesondere dessen Anhangs) abzugeben.

Die Kommission kann zu diesem Zweck Delegationen bilden.

lll. Das Stadtratssekretariat wird mit dem Vollzug beauftragt.

Langenthal, 2. Mdrz 2026

KOMMISSION FUR GESETZGEBUNG UND REVISIONEN

Der Président:

Diego Clavadetscher Larbara Labéé

Beilagen:
1. Synopse mit Erlduterungen und Kommentaren zur Stellungnahme des Gemeinderats vom 19. Feb-
ruar 2026

2. Stellungnahme des Gemeinderats vom 19. Februar 2026

3. Kommissionsentwurf Teilrevision Geschéftsordnung des Stadtrates von Langenthal vom 12. Januar
2026 (Anderungserlass)

4. Ablaufskizze parlamentarische Vorstdsse
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Synopse - Kommissionsentwurf Revision Geschéaftsordnung des Stadtrats vom 2. Marz 2026

Beilage 1
Traktandum Nr. 2
Stadtratssitzung vom 30. Marz 2026

Geltendes Recht

Antrag der Kommission
(Anpassungen weitgehend gelb hinterlegt)

Erlduterungen

Kommentare zur Stellungnahme des Gemeinderats
vom 19.02.2026 in blauer Schrift

Geschaftsordnung des Stadtrates 2.1R

vom 24. Juni 2019
(in Kraft ab 1. Januar 2020)

Der Stadtrat erlasst, gestutzt auf Artikel 60 Absatz 2
Ziffer 2 der Stadtverfassung

vom 22. Juni 2009 folgende

GESCHAFTSORDNUNG DES STADTRATES

I. ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN

Art. 1 Konstituierung

" Nach jeder Gesamterneuerung wird der Stadtrat
nach Moglichkeit im ersten spatestens jedoch im
zweiten Monat der Amtsdauer durch den
Gemeinderat  zur konstituierenden Sitzung
einberufen.

2 Das anwesende amtsalteste, bei gleicher
Amtsdauer das an Lebensjahren altere
Stadtratsmitglied, fihrt den Vorsitz und bezeichnet
zwei provisorische Stimmenzahlerinnen  bzw.
Stimmenzahler. Sie bzw. er leitet sodann die Wahl
des Buros, worauf die gewahlte Stadtratsprasidentin

[unverdndert]
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Beilage 1
Traktandum Nr. 2
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Synopse - Kommissionsentwurf Revision Geschéaftsordnung des Stadtrats vom 2. Marz 2026

Geltendes Recht

Antrag der Kommission
(Anpassungen weitgehend gelb hinterlegt)

Erlduterungen
Kommentare zur Stellungnahme des Gemeinderats
vom 19.02.2026 in blauer Schrift

bzw. der gewahlte Stadtratsprasident den Vorsitz
Uubernimmt.

3In den Ubrigen Jahren der Legislatur wahlt der
Stadtrat an einer der letzten Sitzungen sein Buro fur
das Folgejahr.

Art. 2 Einberufung und Traktanden
" Der Stadtrat tritt zusammen:

a. auf Einladung seiner Prasidentin oder seines
Prasidenten, so oft es die Geschéfte erfordern;

b. auf Beschluss des Gemeinderates;

c. auf schriftliches Begehren von mindestens 10
Mitgliedern.

2 Die Sitzungen sollen in der Regel am Montagabend
stattfinden.

8 Die Traktandenliste wird von der
Stadtratsprasidentin bzw. vom Stadtratsprasidenten
in Absprache mit dem Gemeinderat erstellt. Sofern
zwei Drittel der anwesenden Mitglieder zustimmen,
kann die Traktandenliste zu Beginn der Sitzung
erganzt werden.

Art. 2 Einberufung und Traktanden

"Der Stadtrat tritt zusammen:

a. auf Einladung durch das Buro so oft es die
Geschaéfte erfordern;

b. [unverdndert]

c. [unverdndert]
2[unverénderl‘].

3 Die Traktandenliste wird durch das Stadtratsbiiro
unter Berlcksichtigung der vom Gemeinderat
eingereichten Geschéafte erstellt. In dringlichen
Fallen entscheidet die Stadtratsprasidentin oder
der Stadtratsprasident abschliessend.

Mit der Neuformulierung von Artikel 2 soll einerseits die
Aufgabenteilung zwischen Stadtratsbliro und
Stadtratsprasidium gekléart werden. Das Présidium soll
gewisse Beschliisse von grosserer Tragweite wie bspw.
die Einberufung einer Sitzung oder die Festlegung der
Traktandenliste, nicht mehr allein treffen.

Gemdéss der Stellungnahme des Gemeinderats
widerspricht Absatz 1 Buchstabe a Artikel 56 Absatz 2
der Stadtverfassung wonach der Stadtrat auf Einladung
der Stadtratsprasidentin oder des Stadtratspréasidenten
zusammentritt. Er beantragt, den Punkt zu bereinigen.

Die Kommission ist der Meinung, dass der Widerspruch
zwischen Absatz 1 Buchstabe a und der aktuellen
Fassung von Artikel 56 Absatz 2 Stadtverfassung nicht
dergestalt ist, dass sich daraus grossere Probleme
ergeben koénnten. Das Stadtratsbiro wird von der
Stadtratsprasidentin oder dem Stadtratsprasidenten
geleitet, diese oder dieser hat auch den Stichentscheid.
Mit der Formulierung in Buchstabe a wird somit einzig
préazisiert, dass das Blro das Einladungsverfahren
unterstutzt. Bei einer Revision der Stadtverfassung kann
der Text von Artikel 56 allgemeiner gefasst werden.




Synopse - Kommissionsentwurf Revision Geschéaftsordnung des Stadtrats vom 2. Marz 2026

Geltendes Recht Antrag der Kommission Erlauterungen

(Anpassungen weitgehend gelb hinterlegt) Kommentare zur Stellungnahme des Gemeinderats
vom 19.02.2026 in blauer Schrift

Der Zeitpunkt der rechtzeitigen Einreichung der
Geschaéfte wird in Artikel 4a geregelt.

Die Ergénzung der Traktanden (dringliche
Verhandlungsgegensténde) wird neu sachlich richtiger
in Artikel 28 geregelt, weshalb der zweite Satz von Absatz
3 hier gestrichen wird.

Zudem ist in Artikel 4a — Unterlagen — geregelt, dass
Geschéfte in dringenden Féllen, die zwingend eine
Behandlung an der nédchsten Sitzung erfordern, bis drei
Tage vor dem Versand auf die Traktandenliste
genommen werden kénnen. In diesem Fall muss das
Stadtratsprasidium ohne Einbezug das Blros alleine
entscheiden, namentlich auch weil keine
Zirkularbeschliisse vorgesehen sind.

Wenn die Traktandenliste aber einmal versandt ist, soll
sie nur noch mit Zustimmung des Gesamtstadtrats
ergdnzt werden kénnen (siehe Art. 28 Abs. 2).

Art. 2a Digitale Sitzungen [unveréndert]

T Ausschliesslich in Ausnahmesituationen, wenn
eine physische Zusammenkunft nicht maéglich ist,
wie namentlich im Falle hoherer Gewalt, kann eine
Stadtratssitzung virtuell durchgefuhrt werden. Wird
eine  Stadtratssitzung ausnahmsweise digital
durchgefuhrt, sind die Bestimmungen dieser
Geschaftsordnung sinngemass anzuwenden.

2 Das Sekretariat des Stadtrates stellt sicher, dass
der Zugang zu digitalen Stadtratssitzungen fur




Synopse - Kommissionsentwurf Revision Geschéaftsordnung des Stadtrats vom 2. Marz 2026

Geltendes Recht Antrag der Kommission Erlauterungen

(Anpassungen weitgehend gelb hinterlegt) Kommentare zur Stellungnahme des Gemeinderats
vom 19.02.2026 in blauer Schrift

samtliche Stadtrats- und Gemeinderatsmitglieder,
inklusive der jeweiligen Sekretadrin bzw. des
jeweiligen Sekretars sowie der weiteren
Sitzungsteilnehmenden gemass Artikel 7,
gewabhrleistet ist.

3 Die Uberpriifung der Anwesenheit der Stadtrats-
und Gemeinderatsmitglieder, inklusive der
jeweiligen Sekretdrin bzw. des jeweiligen Sekretars
sowie der weiteren Sitzungsteilnehmenden gemass
Artikel 7 und die Abstimmungen erfolgen durch
Namensaufruf oder durch eine gleichwertige
technische Losung.

4 Die Teilnahme der Offentlichkeit an digitalen
Stadtratssitzungen ist sicherzustellen. Fir die
Organisation der Ubertragung ist das Sekretariat des
Stadtrates zustandig.

5 Eine Mischform aus Prasenzsitzung und digitaler
Sitzung ist nicht gestattet.

¢ Das Buro des Stadtrates regelt fiir den konkreten
Einzelfall die weiteren Voraussetzungen und
Einzelheiten.

7 Die Entscheide des Blros uber die Durchfiihrung
einer digitalen Stadtratssitzung und Uber die
Vorgaben, wie die konkrete digitale Stadtratssitzung
durchgefuhrt werden soll, mussen von den
zugeschalteten Stadtratsmitgliedern, mittels
einfachem Mehr zu Beginn der digitalen
Stadtratssitzung, formell bestatigt werden.
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Art. 3 Publikation und Versand

Ort, Zeit und Traktanden sind, ausserordentliche
oder dringende Falle ausgenommen, mindestens 10
Tage vor dem Sitzungstag, im amtlichen Anzeiger
bekannt zu geben.

2Die Traktandenliste wird zusammen mit den
Sitzungsunterlagen mindestens 20 Tage vor dem
Sitzungstag auf der Webseite der Stadt
veroffentlicht. Die Stadtrats- und
Gemeinderatsmitglieder, die Amtsvorsteherinnen
und Amtsvorsteher und die akkreditierten
Medienschaffenden kénnen beim Sekretariat die
unentgeltliche Zustellung der Traktandenliste und
der Sitzungsunterlagen verlangen.

3In ausserordentlichen oder dringenden Fallen -
beispielsweise bei dringlich erklarten Vorstdossen —
kann die Veroffentlichung der Sitzungsunterlagen
spater erfolgen.

Art. 3 Publikation, Auflage und Versand

10rt, Zeit und Traktanden sind mindestens 10 Tage

vor dem Sitzungstag, im amtlichen
Publikationsorgan der Gemeinde bekannt zu
geben.

2 Mindestens 20 Tage vor dem Sitzungstag werden,
ausserordentliche oder dringende Falle
vorbehalten, folgende Unterlagen auf der Webseite
der Stadt verdffentlicht und auf der
Stadtverwaltung aufgelegt:

a. die Traktandenliste, die als Sitzungseinladung
gilt,

b. die Berichte und
dazugehorigen Beilagen.

Antrage mit den
3 Die Stadtrats- und Gemeinderatsmitglieder, die
Amtsvorsteherinnen und Amtsvorsteher und die
akkreditierten Medienschaffenden konnen beim
Sekretariat die unentgeltliche elektronische
Zustellung  der Traktandenliste und der
Sitzungsunterlagen verlangen.

4Bei dringlich erklarten Vorstossen konnen die
Sitzungsunterlagen spater veroffentlicht und
aufgelegt werden.

In Artikel 4 wird geméss dem Titel die «Auflage der Akten»
geregelt, wéhrend es in Absatz 1 um die
Informationsrechte der Stadtratsmitglieder geht.
Systematisch gehort die Aktenauflage eher zum Inhalt
von Artikel 3 und kann dort mit einem zuséatzlichen
Halbsatz integriert werden, so dass Artikel 4 inhaltlich
nurdie Informationsrechte —aber eingehender als bisher
- regelt, was auch im Titel entsprechend angepasst
werden sollte.

Der Gemeinderat regt an, hier im Sinne der
diesbezlglichen BSIG-Weisung der Direktion flir Inneres
und Justiz vom Mérz 2023 die neue Terminologie
«amtliches Publikationsorgan der Gemeinde» zu
verwenden, da Publikationen neu auch auf einer
elektronischen Plattform erfolgen kénnen. Anders als in
anderen Gemeinden, ist die Publikationsform fir
«amtliche Bekanntmachungen» in Langenthal explizit in
Art. 14 der Stadtverfassung geregelt und auf den
«amtlichen Anzeiger» beschrénkt. Die Einfihrung der
Méglichkeit, amtliche Bekanntmachungen auf einer
elektronischen Plattform zu publizieren, misste somit
im Rahmen einer Revision der Stadtverfassung erfolgen.
Dort kénnte auch geregelt werden, dass der
Gemeinderat bestimmt, welches das Publikationsorgan
der Gemeinde ist. Bis dahin wére die Bezeichnung
«amtlicher Anzeiger» eigentlich korrekt, da gar nicht die
Moglichkeit fiur eine andere Publikationsform besteht.
Die Kommission tibernimmt aber die Empfehlung des
Gemeinderats, damit dieser Punkt nicht als Pendenz
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flir eine spatere Reform fortgeschrieben werden
muss.

Ad Absatz 2: «ausserordentliche oder dringende Féalle»
gemdass Absatz 2 betreffen Akten, die erst nachtréaglich,
bspw. aufgrund der Vorberatung durch die GPK, als
wesentlich fur ein bereits traktandiertes Geschéft
identifiziert werden. Diese sollen nachtraglich
aufgeschaltet bzw. aufgelegt werden kénnen, um bereits
traktandierte Geschéfte nicht ohne Not von der
Traktandenliste zurtickziehen zu missen.

Ad Abs. 3: die Unterlagen sollen nicht mehr per Post
verschickt werden mussen. Grundsétzlich kénnen sie
vollstdndig online eingesehen oder per Mail verschickt
werden. «Elektronisch» bedeutet im hier verwendeten
Sinn immer per Aufschaltung im Internet oder per
elektronischem Versand per Mail. Es ist mit anderen
Worten nicht die Weiterleitung von Akten, die in einem
DMS- oder GEVER-System erstellt und bearbeitet
werden, gemeint. Soweit ersichtlich gibt es keine
Stadtratsmitglieder ohne Mailadresse. Fur das
Stadtratssekretariat bedeutet dies eine Entlastung. Mit
der neuen Regelung in Artikel 28, wonach bei
Zustimmung von zwei Drittel der anwesenden
Stadtratsmitglieder Geschéfte behandelt werden
konnen, die nicht traktandiert sind, braucht es hier
keinen Vorbehalt fir dringliche Félle im Sinne von Absatz
3 mehr.

Ad Absatz 4: In Artikel 4a wird geregelt, bis wann
spétestens die Unterlagen beim Stadtratssekretariat
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eingereicht werden muissen, damit sie traktandiert und
aufgelegt  werden. Dort  wird  bereits eine
Dringlichkeitsklausel (3 Tage vor Versand) geregelt.
Artikel 3 Absatz 4 der geltenden Fassung steht dazu im
Widerspruch. Absatz 4 wird deshalb auf die dringlichen
Vorstésse beschrdnkt. Entweder ist ein «normales»
Geschéft mit allen Unterlagen rechtzeitig (dringlich)
eingereicht, oder es muss mit der Zustimmung des
Quorums an der Sitzung nachtraktandiert werden. Auch
in solchen Féllen sind die Akten aber so rasch als
moglich zur Verfliigung zu stellen. Es ist aber dann am
Stadtrat zu entscheiden, ob er sich fir die Behandlung
des Geschiéfts gentligend vorbereiten konnte.

Art. 4 Auflage der Akten

"Die Stadtratsmitglieder sind berechtigt, in
samtliche Akten uber die zur Verhandlung
kommenden Geschafte Einsicht zu nehmen.

2 Die Akten liegen, unter Vorbehalt
ausserordentlicher oder dringender Falle -
beispielsweise bei dringlich erklarten Vorstossen —,
mindestens 20 Tage vor der Sitzung in der
Stadtverwaltung auf.

Art. 4 Informationsrechte

' Die Mitglieder des Stadtrats haben das Recht, vom
Gemeinderat und der Verwaltung Uber samtliche
Stadtratsgeschafte Auskunft zu erhalten und
Einsicht in alle zugehodrigen Unterlagen zu nehmen,
soweit dies fur die Ausubung ihres Mandats
erforderlich ist.

2Vorbehalten vom Auskunfts- und Einsichtsrecht
gemass Absatz 1 sind Informationen, die einem
Amts- oder Berufsgeheimnis unterliegen oder aus
Ubergeordneten  privaten oder oOffentlichen
Interessen nicht bekannt gegeben werden durfen.

Der Wortlaut von Artikel 4 Absatz 1 lehnt sich an
denjenigen von Artikel 7 Absatz 1 des Bundesgesetzes
tber die Bundesversammlung an (Parlamentsgesetz; SR
171.10), der bestimmt, dass die Ratsmitglieder das
Recht haben, vom Bundesrat und von der
Bundesverwaltung Uber jede Angelegenheit des Bundes
Auskunft zu erhalten und Unterlagen einzusehen, soweit
dies fur die Austibung des Parlamentarischen Mandates
erforderlich ist. Auch das Grossratsgesetz des Kantons
Bern enthélt eine vergleichbare Bestimmung (Art. 14
Abs. 1 Bst. d Gesetz uber den Grossen Rat
[Grossratsgesetz; BSG 151.21]).

Die Kommission hat diesbeziglich mit einem Entscheid
von 4 zu 3 Stimmen festgelegt, dass sich die
Informationsrechte der Stadtratsmitglieder vorerst auf
die «Stadtratsgeschéfte» beschréanken sollen. Mit
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diesem Begriff sind «Angelegenheiten» gemeint, die
durch den Stadtrat behandelt werden.

Der Gemeinderat stellt in Frage, ob eine Bestimmung
uber die Informationsrechte der Parlamentarierinnen
und Parlamentarier in einer Gemeinde der Grésse
Langenthals Uberhaupt eingefiihrt werden soll. Auch sei
es nicht unbedingt sachgerecht, sich an den
Bestimmungen des Kantons oder des Bundes zu
orientieren, deren parlamentarische Organisation nicht
direkt mit derjenigen von Langenthal vergleichbar sei.
Zudem seien die Regelungen des Kantons und des
Bundes detaillierter, namentlich was die
Informationsrechte der Kommissionen anbelangt.

Beantragt wird, die Bestimmung im Sinne dieser
Einwénde zu Uberarbeiten und den Begriff «Verwaltung»
durch  «Gemeinderat» zu  ersetzen, um die
Mitarbeitenden der Verwaltung zu schutzen.

Die Kommission nimmt dazu wie folgt Stellung: Artikel
4 regelt die Informationsrechte der Mitglieder des
Parlaments. Die Informationsrechte der vorberatenden
Kommission(en) und der Aufsichtskommission(en)
werden bei den Bestimmungen zur
Geschéftsprifungskommission und der weiteren
Kommissionen (bspw. Art. 27 Abs. 3) geregelt.
Grundsétzlich hat der Informationsanspruch der
Parlamentarierinnen und Parlamentarier nichts mit der
Grosse oder Organisationsform der betreffenden
Kérperschaft zu tun.
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Die Regelung der Informationsrechte des Kantons Bern
gilt im Ubrigen als teilweise veraltet, indem sie bspw.
explizit noch das Amtsgeheimnis als Grund zur
Auskunftsverweigerung gegeniuber dem Parlament
vorsieht (vgl. dazu Lienhard, Schwarz, Sager, Steiner,
Mdller; Reform des Parlamentsrechts im Kanton Bern;
Studie im Auftrag der Kommission
Parlamentsrechtsrevision des Kantons Bern; KPM-
Schriftenreihe Nr. 42; Ziff. 4.2.3).

Es handelt sich um direkt sich aus dem politischen
Mandat ergebende Informationsrechte. Die Regelungen
gemdss IMG sind sinngeméass  heranzuziehen,
namentlich bei der Beurteilung, welche Informationen
einer Geheimhaltungspflicht unterliegen.

Gemédss IMG  kénnen  Auskiinfte aus den
Tatigkeitsbereichen von Gemeindeverwaltungen
formlos verlangt werden (Art. 31 IMG). Solche Anfragen
sind von denjenigen Behérden zu beantworten, welche
die Informationen aufgezeichnet haben. Die Gemeinden
kénnen diese Zustdndigkeiten in einem Erlass
abweichend regeln (Art. 31a IMG). Gemdé&ss den
Richtlinien des Gemeinderats liber das
Informationswesen kdénnen Amtsvorsteherinnen und
Amtsvorsteher formlose Anfragen von akkreditierten
Medien beantworten, solange sich das betreffende
Geschéft nicht beim Gemeinderat befindet. Umso mehr
mussen solche Auskinfte (dber beim Stadtrat
eingereichte Geschéfte an die Mitglieder des Stadtrats
selbst erlaubt sein, und umso mehr muss es dem
Stadtrat erlaubt sein, dies in einem formellen Erlass, zu
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welchen Richtlinien des Gemeinderats nicht zéhlen, so
zu regeln.

Inwiefern Mitarbeitende der Verwaltung vor solchen
Informationsrechten des Parlaments zu «schltzen»
wéren, ist aus Sicht der Kommission im Ubrigen nicht
nachvollziehbar. Es geht wie erwdhnt um Ausklinfte zu
(traktandierten) Stadtratsgeschéften, die von Gesetzes
wegen offentlich sind. Stellen sich fachliche Fragen, sind
die zustandigen Amtsstellen am ehesten in der Lage,
rasch und kompetent Auskunft zu erteilen. Dazu auch
das Nachfolgende:

Der erstmals in «Parlament, Parlement, Parlamento»,
Mitteilungsblatt der Schweizerischen Gesellschaft flr
Parlamentsfragen 3/00 — 3. Jahrgang — November 2000,
publizierte Beitrag von Prof. Regina Kiener gibt einen
immer noch sehr grundlegenden und wegweisenden
Einblick in die Fragen rund um das Thema. Der Beitrag
wird mit folgenden Worten eingeleitet:

«Die Frage nach der Tragweite und den Grenzen der
parlamentarischen  Informationsrechte  gegentiiber
Regierung und Verwaltung gehort zu den schwierigsten
Problemen des Parlamentsrechts». Als zentrale
Elemente  streicht sie  heraus, dass beide
staatsleitenden Organe Uber die Informationen verfligen
mussen, welche sie zur Erfullung der ihnen von der
Verfassung Ubertragenen Aufgaben bendtigen. Weil die
Exekutive  aufgrund ihres Zustandigkeitsbereichs
grundsétzlich gegenitber dem Parlament einen
Informationsvorsprung hat, ergeben sich fir sie
entsprechende Informationspflichten gegeniiber den

10
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Mitgliedern des Parlaments und den Kommissionen.
Grenzen werden diesen ebenfalls durch die
gewaltenteilige Zustdndigkeitsordnung gesetzt. Die
Eigenstandigkeit und Funktionsféhigkeit von Regierung
und Verwaltung, namentlich bezuliglich ihrer internen
Entscheidfindungs-Prozesse durfen grundsétzlich nicht
durch parlamentarische Informationsrechte
beeintrachtigt werden.

Prof. Kiener fasst diesen Grundsatz im erwéahnten
Beitrag wie folgt zusammen:

«Weil auch im gewaltenteilig organisierten
Gemeinwesen Parlament und Exekutive einander nicht
als isolierte Gewalten gegentiberstehen, sondern ihr
Verhéltnis auf Kooperation und Ergdnzungsbedurftigkeit
angelegt ist, erwéchst der Exekutive die grundsétzliche
Verpflichtung, Informationen mit dem Parlament und
seinen Kommissionen zu teilen. Vor diesem Hintergrund
durfen die in der Auslbung parlamentarischer
Kompetenzen begriindeten Informationsbegehren der
Kommissionen (bzw. der Mitglieder des Parlaments;
Anm. der Kommission) nur verweigert werden, wenn
daftr ebenfalls eine verfassungsrechtliche
Rechtfertigung besteht. Fasst man diese Erkenntnisse
zusammen, ergibt sich Folgendes: Jede
parlamentarische Kommission (bzw. jedes
Parlamentsmitglied; Anm. der nichtstandigen
Kommission) verfligt von Verfassung wegen Ulber jene
Informationsrechte, die zur sachgerechten Ausibung
ihrer Tatigkeit geeignet und erforderlich sind - es sei

11
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denn, durch die Verfassung ausgewiesene Interessen
wirden dem entgegenstehen.» (zitierter Beitrag S. 7)

Vor diesem Hintergrund ist auch der Hinweis der
Kommission wichtig, dass die Informationsrechte auch
auf Verfassungsstufe geregelt werden sollten. Sie gelten
jedoch geméss Prof. Kiener grundséatzlich auch ohne
explizite verfassungsrechtliche Grundlage: «Solche
Anspriiche bestehen indessen auch ohne ausdriickliche
verfassungsrechtliche Grundlage. Weist die Verfassung
eine bestimmte Staatsaufgabe dem Parlament zu, und
ist die Erfiullung dieser Aufgabe von Informationen
abhéngig, muss der parlamentarischen Sachkompetenz
gleichzeitig eine entsprechende Kompetenz zur
Informationsgewinnung eigen sein. Die Zuerkennung von
parlamentarischen Informationsrechten, ihr Umfang
und ihre Tragweite stehen demnach in einem
unmittelbaren Zusammenhang mit den Aufgaben,
welche die Verfassung einem Parlament und dieses
seinen Kommissionen zuweist» (zitierter Beitrag Ziff. Il.,
S. 6 unten und 7 oben).

Diese  Grundsétze  fuhren zum  sogenannten
«Kaskadensystem der parlamentarischen
Informationsrechte». Am eingeschranktesten
(Erfordernisse der  Amtsaustibung) sind  die
Informationsrechte der (einfachen) Mitglieder des
Parlaments, am umfassendsten diejenigen der
Aufsichts- oder Sonderpriifungskommissionen (vgl.
dazu auch «Faktenblatt Parlamentarische

12
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Informationsrechte» im «Parlamentsworterbuch» der
eidgendssischen Parlamentsdienste).

Der Gemeinderat ist eine Kollegialbehérde; dirfte sich
ein Parlamentsmitglied mit seinem Auskunftsbegehren
nur an den Gemeinderat richten, wtrde — aufgrund der
kurzen Fristen zwischen Aktenversand und
Stadtratssitzungen - das Informationsrecht faktisch
verhindert, weil es rein zeitlich kaum moglich wére,
einen Beschluss des Gesamtgemeinderats Uber das
Informationsbegehren einzuholen. Allein schon aus
diesen zeitlichen Uberlegungen, muss auch die
Verwaltung als Informationsanlaufstelle zur Verfigung
stehen.

Aus diesen Uberlegungen hélt die Kommission - trotz
den Ausfiihrungen des Gemeinderats — an der von ihr
vorgeschlagenen Formulierung fest.

Art. 4a Unterlagen

"Die Unterlagen zu Stadtratsgeschaften des
Gemeinderates sind spatestens 15 Arbeitstage vor
ihrer Veroffentlichung gemass Artikel 3 vollstandig
und geordnet in elektronischer und schriftlicher
Form beim Stadtratssekretariat einzureichen.
Spater eingereichte Geschafte kommen nicht auf
die Traktandenliste dieser Stadtratssitzung.

2 Die Stadtkanzlei stellt sicher, dass in den von ihr
weiter geleiteten Dokumenten keine Akten
enthalten sind, die nicht aufgelegt werden durfen.

Bislang fehlt eine Regelung dazu, was (mindestens) zu
den Unterlagen an den Stadtrat gehort und wann diese
beim Stadtrat spatestens eingereicht werden mussen.
Grundsétzlich gehéren alle Unterlagen zu einem
Geschéft, die fur die (politische) Willensbildung
erforderlich sind. Will sich der Gemeinderat bei einem
entscheidwesentlichen Dokument auf eine
Vertraulichkeits- oder Geheimhaltungspflicht berufen,
so muss er dies angeben. Das heisst, der Stadtrat muss
informiert werden, dass das Dokument existiert und zum
Geschéft gehort, dass es aber aus darzulegenden
Griinden nicht 6ffentlich gemacht werden kann. Die GPK

13
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3In dringenden Fallen, welche eine zwingende
Behandlung an der nachsten Sitzung erfordern,
kann ein Geschaft mit Zustimmung des Blros bis
spatestens drei Arbeitstage vor dem Aktenversand
eingereicht werden.

4Die Unterlagen zu Stadtratsgeschaften des
Gemeinderates umfassen mindestens die
folgenden Dokumente:

a. den Berichtdes Gemeinderates an den Stadtrat
zusammen mit den darin erwahnten Beilagen
sowie den gemass Absatz 5 zu unterbreitenden
Dokumenten,

b. fur Gesetzgebungsgeschafte den Entwurf des
zu beschliessenden Erlasses,

c. alle Dokumente, die flir den Beschluss des
Stadtrates zum unterbreiteten Geschaft
wesentlich sind, wie beispielsweise
Projektpléne, Amtsberichte, Gutachten,
Entscheide anderer Behorden und dergleichen,
soweit der Veroffentlichung der Dokumente
kein zwingender rechtlicher Grund
entgegensteht.

SFur Geschafte, die der Volksabstimmung
unterliegen, umfassen die Unterlagen zudem den
Entwurf der Botschaft an die Stimmberechtigten
mit einem Link zur Webseite, auf welcher die
Stimmberechtigten die Stadtratsunterlagen
einsehen kénnen.

muss indes als vorberatendes Organ grundsétzlich auch
zu solchen Dokumenten Zugang erhalten.

Die meisten Verwaltungen kategorisieren deshalb ihre
Dokumente (bspw. «geheim», «vertraulich», «intern»,
«Offentlich»).

Die friihzeitige Ubergabe der Sitzungsunterlagen soll es
dem Stadtrat erméglichen, seine Sitzungen zu planen,
allfallige Rickfragen an den Gemeinderat zu richten und
in fliir eine Milizorganisation verninftigen Fristen zu
agieren. Fiir das Jahr 2026 gilt eine kiirzere Frist, d.h.
die Frist von 15 Tagen soll erst auf das nachste Jahrin
Kraft gesetzt werdens (s Beschlussesentwurf).

Die Dringlichkeitsregel von drei Arbeitstagen in Absatz 3
bedeutet, dass solche Geschéfte spéatestens am
Donnerstagmorgen vor dem Aktenversand beim
Stadtratssekretariat eingereicht sein miissen.

Der Gemeinderat macht in seiner Stellungnahme
geltend, dass eine Klassifizierung der Dokumente erst
mit der Einfihrung des Projekts «LAVA/ILMA» vorgesehen
ist. Weiter seien (noch) nicht alle Dokumente digital
vorhanden, weshalb nicht alle Stadtratsunterlagen
elektronisch eingereicht werden kénnten. Zudem ftihre
die Frist von 15 Arbeitstagen zu erh6htem Zeitdruck bei
der Verwaltung oder zu langeren Bearbeitungsfristen.
Aus Sicht der Kommission ist in Bezug auf den
letztgenannten Einwand weder das eine noch das
andere der Fall. Es handelt sich lediglich um eine andere
Planung.
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8 Dokumente gemass Absatz 2 Buchstabe c, die aus
rechtlichen Grunden der Geheimhaltung
unterliegen (z.B. Datenschutz, entgegenstehendes
Uberwiegendes  offentliches  oder  privates
Interesse) und dem Stadtrat nicht unterbreitet
werden, sind in den Stadtratsunterlagen mit einem
entsprechenden Hinweis zu erwahnen. Diese
Unterlagen werden der vorberatenden Kommission
auf Verlangen und soweit rechtlich zulassig
zuganglich gemacht.

Die Kommission geht weiter davon aus, dass zumindest
die Berichte an den Stadtrat und deren Beilagen heute
alle elektronisch erstellt und deshalb auch in dieser
Form eingereicht werden kénnen. Weitere Unterlagen
kénnen durch Einscannen digitalisiert werden. Es dlrfte
sich nur um sehr wenige Dokumente handeln, die auf
keinen Fall elektronisch eingereicht werden kénnen.
Auch die Bezeichnung als «vertraulich» oder «geheim»
muss nicht zwingend in einem System elektronisch
hinterlegt sein, um entsprechende Dokumente zu
bezeichnen.

Stadtkanzlei und Stadtratssekretariat werden
gemeinsam diskutieren und festlegen mussen, wie die
Regeln am besten und effizientesten umgesetzt werden
kénnen.

Der Gemeinderat beantragt, Absatz 1 in dem Sinne zu
préazisieren, dass verspétet eingereichte Geschaéfte nicht
auf die Traktandenliste der néachsten (oder der
folgenden[?]) Sitzung kommen. Aus Sicht der
Kommission ergab sich dies bereits aus dem Wortlaut
der urspriinglichen Bestimmung; die Kommission hat
jedoch aufgrund dieser Anregung Absatz 1 am Ende
prézisiert.

Der Gemeinderat beantragt, dass Absatz 2 in dem Sinne
préazisiert wird, dass die Stadtkanzlei nur fir die
Publikationsféhigkeit der vom Gemeinderat
eingereichten Geschéfte verantwortlich ist. Die
Anderung wurde aufgenommen.
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Der Gemeinderat beantragt, dass auf die Erstellung
eines Verzeichnisses der Beilagen zu
Stadtratsgeschéften wegen des dadurch verursachten
erheblichen Mehraufwandes verzichtet wird. Die
Kommission préazisiert, dass die Beilagen gemeint
sind, die im Bericht und Antrag des Gemeinderates
erwdhnt sind. Die Kommission hat die Bestimmung
entsprechend angepasst.

Die Kommission will Bst. b nicht streichen oder andern.

Absatz 5 verankert den Grundsatz, dass in den
Abstimmungsbotschaften ein Link auf die Website der
Stadt  aufgefuhrt  wird, tuber  welchen die
Stimmberechtigten die (weiteren) Unterlagen zur
Abstimmung elektronisch einsehen kbnnen. Im
Zeitpunkt der Unterbreitung des Entwurfs muss und
kann der Link selbstredend noch nicht aktiv sein, seine
Adresse muss aber bekannt sein, damit er in die
Botschaft aufgenommen werden kann.

Der Gemeinderat beantragt, auf Artikel 4a zu verzichten
und die Thematik vertieft zu priifen, bspw. Im Rahmen
der Umsetzung der Motion «Zeitgemésse Abldufe und
Strukturen schaffen». Die Kommission hélt dies nicht
fur angezeigt: mit den von ihr vorgenommenen
Modifikationen geht sie davon aus, dass der gegentiber
der heutigen Situation bei der Verwaltung entstehende
Mehraufwand in einem vertretbaren Rahmen bleibt.

Art. 5 Fragestunde
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"Die Stadtratsprasidentin bzw. der
Stadtratsprasident kann, in Absprache mit dem
Gemeinderat, eine parlamentarische Fragestunde
auf die Traktandenliste setzen. Fragen, uber die
Auskunft gewunscht wird, missen spéatestens am
dritten Tag vor Sitzungsbeginn, 14.00 Uhr, beim
Sekretariat des Stadtrates schriftlich eingereicht
werden.

2Die Fragen werden an der Sitzung durch das
zustandige Mitglied des Gemeinderates mundlich
beantwortet. Die Fragestellerin bzw. der Fragesteller
kann nach der Beantwortung sachbezogene
Zusatzfragen stellen, welche das Mitglied des
Gemeinderates nach Moéglichkeit direkt beantwortet.
Eine Diskussion findet nicht statt.

Art. 6 Teilnahmepflicht [unveréndert]

" Die Stadtratsmitglieder sind zur Teilnahme an allen
Stadtratssitzungen verpflichtet. Verhinderungen sind
dem Sekretariat des Stadtrates vor Beginn der
Sitzung bekannt zu geben. Stadtratsmitglieder, die
sich erst nach erfolgtem Namensaufruf einfinden,
haben sich sofort bei der Protokollfuhrerin bzw. beim
Protokollfuhrer zu melden.

2 Die Stadtprasidentin bzw. der Stadtprasident und
die Ubrigen Mitglieder des Gemeinderates sind
verpflichtet, den Sitzungen des Stadtrates
beizuwohnen. Sie haben beratende Stimme.
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Art. 7 Beizug von Sachverstandigen

"Der Gemeinderat ist berechtigt, Angestellte der
Stadtverwaltung oder andere Sachverstandige zu
beauftragen, vor dem Stadtrat und dessen
Kommissionen Auskunft zu erteilen.

2Der Stadtrat ist ebenfalls berechtigt, nach
vorgangiger Information des Gemeinderates,
Angestellte der Stadtverwaltung oder andere
Sachverstandige zu den Beratungen beizuziehen.

SFir den Stadtrat entscheidet das Baro des
Stadtrates. Es informiert den Gemeinderat.

[unverdndert]

Art. 8 Beschlussfahigkeit

" Der Stadtrat ist beschlussfahig, wenn wenigstens
21 Mitglieder anwesend sind. Die
Stadtratsprasidentin bzw. der Stadtratsprasident
pruft zu Beginn und wahrend der Sitzungen,
gegebenenfalls durch Namensaufruf, ob der Rat
beschlussfahig ist.

2Fehlt die Beschlussfahigkeit, so ist die Sitzung
durch die  Stadtratsprasidentin  bzw. den
Stadtratsprasidenten  zu  unterbrechen oder
abzubrechen.

[unverdndert]

Art. 9 Offentlichkeit

" Die Sitzungen sind o6ffentlich.

[unverdndert]
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2Den akkreditierten Medienschaffenden und dem
Publikum stehen im Sitzungssaal geeignete Platze
zur Verfligung.

3 Bild- und Tonaufnahmen oder -libertragungen von
den Sitzungen sind zulassig.

4 Aufnahmen oder Ubertragungen diirfen den
Stadtratsbetrieb nicht beeintrachtigen.

Art. 10 Sitzungspolizei [unveréndert]
"Die Stadtratsprasidentin bzw. der
Stadtratsprasident Ubt die Sitzungspolizei aus.

2 Die Stadtratsprasidentin bzw. der

Stadtratsprasident ist berechtigt, bei Stérungen des
Ratsbetriebes einzelne Personen wegzuweisen oder

den Zuhorerraum schliessen zZu lassen.
Kundgebungen im Sitzungsgebaude sind nicht
erlaubt.

3Das Blro des Stadtrates erlasst ein

Sicherheitsdispositiv.

Art. 11 Sitzungsgeld

" Die Mitglieder des Stadtrates, des Gemeinderates,
der Geschaftsprufungskommission, der aus der
Mitte des Rates ernannten Spezialkommissionen
und des Buros erhalten das reglementarisch
festgesetzte Sitzungsgeld.

Art. 11 Sitzungsgeld

' Die Mitglieder des Stadtrates, des Gemeinderates,
der Geschéaftsprifungskommission, der aus der
Mitte des Rates ernannten parlamentarischen
Kommissionen und des Buros erhalten das
reglementarisch festgesetzte Sitzungsgeld.

Zur Vereinheitlichung der Terminologie wird der Begriff
«Spezialkommission» durch «parlamentarische
Kommission» ersetzt. Dies wird zum Anlass genommen,
diese Begrifflichkeit in der gesamten Geschéftsordnung
anzupassen.

Mit «parlamentarischen Kommissionen» sind — neben
der Geschéftsprifungskommission — Kommissionen
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gemeint, die vom Stadtrat gestiitzt auf Art. 27 seiner
Geschéftsordnung eingesetzt werden.

Il. ORGANISATION [unveréndert]
a) Stadtratsprasidium
Art. 12 Aufgaben

"Die Stadtratsprasidentin bzw. der
Stadtratsprasident leitet die Sitzungen des
Stadtrates. Sie bzw. er sorgt fur die Befolgung dieser
Geschéftsordnung und wacht Uber die Einhaltung
des parlamentarischen Anstandes und der Ordnung
im Saal.

2 Die Stadtratsprasidentin bzw. der
Stadtratsprasident reprasentiert den Stadtrat nach
aussen oder bestimmt im Einzelfall die Vertretung
des Rates bei offiziellen Anlassen oder Einladungen
und informiert das Sekretariat entsprechend.

Art. 13 Stellvertretung [unveréndert]

st die Stadtratsprasidentin bzw. der
Stadtratsprasident verhindert, so wird sie bzw. er von
der Vizeprasidentin bzw. vom Vizeprasidenten
vertreten. Dies gilt auch, wenn sich die

20



Synopse - Kommissionsentwurf Revision Geschéaftsordnung des Stadtrats vom 2. Marz 2026

Geltendes Recht

Antrag der Kommission
(Anpassungen weitgehend gelb hinterlegt)

Erlduterungen
Kommentare zur Stellungnahme des Gemeinderats
vom 19.02.2026 in blauer Schrift

Stadtratsprasidentin bzw. der Stadtratsprasident an
der Beratung beteiligt.

2Ubernimmt die Vizeprasidentin bzw. der
Vizeprasident aufgrund Verhinderung der Prasidentin
bzw. des Prasidenten die Sitzungsleitung, so
Ubernimmt das anwesende amtsalteste Mitglied an
deren bzw. dessen Stelle das Tagesvizeprasidium.

38Sind sowohl Stadtratsprasidentin bzw.
Stadtratsprasident als auch Vizeprasidentin bzw.
Vizeprasident verhindert, so wahlt der Rat unter dem
Vorsitz des anwesenden amtsaltesten Mitglieds eine
Tagesprasidentin bzw. einen Tagesprasidenten, die
bzw. der wenn moglich der Fraktion der
Stadtratsprasidentin bzw. des Stadtratsprasidenten
angehort. Das anwesende amtsalteste Mitglied
Ubernimmt diesfalls das Tagesvizeprasidium.

b) Bliro
Art. 14 Zusammensetzung

"Das Biro des Stadtrates besteht aus der
Stadtratsprasidentin bzw. dem
Stadtratsprasidenten, der Vizeprasidentin bzw. dem
Vizeprasidenten und zwei Stimmenzéahlerinnen bzw.
Stimmenzahlern.

2Es wird vom Stadtrat alle Jahre aus seiner Mitte
gewahlt, wobei auf die Vertretung der Minderheiten
angemessene Rucksicht zu nehmen ist.

b) Biiro
Art. 14 Rolle und Zusammensetzung

"Das Buro des Stadtrates ist das politische und
strategische Leitungs- und Koordinationsorgan des
Stadtrats.

2 Fur die Zusammensetzung, die Wahl und die
Wiederwahl gilt Artikel 52 der Stadtverfassung.

% Das Prasidium wird vom Stadtrat alle Jahre aus
seiner Mitte gewahlt, wobei auf die Vertretung der
Minderheiten angemessene Rucksicht zu nehmen
ist.

Ad Absatz 1: Die Rolle und Stellung des Stadtratsblros
ist bislang nicht klar geregelt. Dies fuhrt immer wieder zu
Diskussionen, namentlich mit dem Gemeinderat, wer
Ansprechpartner fiur den Stadtrat ist was dessen
Regelungen, Abldufe und sonstige strategische oder
organisatorische Fragen betrifft. Soweit vorliegend
ersichtlich, wird die Rolle des Parlamentsbiros in
durchwegs allen entsprechenden Regelungen in
dhnlicher Weise definiert. In vielen
Geschéftsreglementen wird das Bdro als
«Geschéftsleitung» bezeichnet, was ebenfalls die
Funktion als strategisches Steuerungsorgan
umschreibt. Die hier ibernommene Formulierung wird
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3 Die Stadtratsprasidentin bzw. der
Stadtratsprasident ist flr die dem Ablauf ihrer bzw.
seiner Amtsdauer folgenden zwei Jahre nicht ins
Buro des Stadtrates wahlbar.

“Wenn die Stadtratsprasidentin  bzw. der
Stadtratsprasident es als notwendig erachtet, kann
sie bzw. er das Buro von Fall zu Fall durch je eine
Vertretung aus den Fraktionen erweitern.

Das erweiterte Biro erledigt die ihm vom
Ratsprasidium, vom Bliro oder dem Stadtrat
zugewiesenen Aufgaben.

8 Die Beschllisse des erweiterten Bliros haben fir
das Buro des Stadtrates empfehlenden Charakter.

Abs. 4 — 6 aufgehoben

im Gesetz iiber den Grossen Rat’ fiir das Grossratsbiiro
verwendet.

Ad Absatz 2: Das Stadtratsbliro hat wichtige strategisch-
politische und organisatorische Funktionen. Es handelt
im Rahmen derihm als Organ tibertragenen Aufgaben fiir
den Stadtrat und kann diesem Antréage stellen (s. weiter
unten). Dieser wichtigen Rolle muss auch bei der
Besetzung Rechnung getragen werden. Es sollte auf
jeden  Fall mindestens im Rhythmus  der
Stadtratssitzungen tagen, namentlich auch im Hinblick
auf die Unterstiutzung des Prasidiums bei der
Vorbereitung von komplexen Debatten oder bei der
Beantwortung von Verfahrensfragen.

Streichung der Absétze 4, 5 und 6: das Stadtratsbiiro
sollte eine konstante, vom Gesamtstadtrat gewaéhlte
Zusammensetzung aufweisen und nicht wechselnde
Mitglieder haben kbnnen, die «je nachdem» vom
Prasidium beigezogen werden. Das Stadtratsbiro kann
jederzeit Dritte fur bestimmte Fragen beiziehen. Diese
sollten aber nicht eine Art hybride Mitgliedschaft,
sondern eine klare Rolle als externe Beratende haben.

Hinweis: Art. 52 der Stadtverfassung enthélt eine sehr
umfangreiche Regelung hinsichtlich des Bdros. Art. 14
Abs. 1, 2 und 3 der GO sind inhaltlich durch die
Verfassung vorgezeichnet.

" Grossratsgesetz , GRG ; BSG 151.21
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Im Zuge einer nachsten Verfassungsreform wére zu
entscheiden, inwieweit auf Verfassungsstufe derart
detaillierte Regelungen zu treffen sind.

Der Gemeinderat macht in seiner Stellungnahme
verschiedene Einwénde zu dieser neuen Bestimmung
geltend, verzichtet aber auf einen Antrag.

Die Kommission nimmt zu den Bemerkungen des
Gemeinderats zusammengefasst wie folgt Stellung:
Artikel 52 der Stadtverfassung beschrankt sich auf die
Regelung der Zusammensetzung und Wahl des Bliros.
Dessen Funktion und Aufgaben missen deshalb, was
von der Zusténdigkeitsordnung her sachgerecht ist, vom
Stadtrat selbst in dessen Geschéftsordnung festgelegt
werden. Die vorgeschlagene Bestimmung ohne
personelle Erweiterung des Stadtratsbliros entspricht
der Stadtverfassung. Es ist aber nicht von der Hand zu
weisen, dass sowohl die Mitgliederzahl als auch die
Amtsdauer des Blros mit Blick auf dessen zentrale
Funktion fir den Stadtrat im Rahmen der Revision der
Stadtverfassung einer nédheren Priufung unterzogen
werden sollten.

Was die Kontinuitét anbelangt, kann diese von den
Fraktionen gesteuert werden, indem sie ihre
Wahlvorschlage entsprechend ausgestalten. Damit
wirde —wie dies auch in anderen Parlamenten (blich ist
— eine Person grundsétzlich eine «Burolaufbahn»
durchlaufen und somit wéhrend vier Jahren in diesem
Gremium Einsitz haben.
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Die Kommission stellt fest, dass die Ausrichtung der
geltenden Geschéaftsordnung auf eine Person (die
Prasidentin oder der Prasident) den Aspekt der
Kontinuitat deutlich weniger gut sicherstellt, als der
Vorschlag der Kommission.

Art. 15 Aufgaben
" Das Buro des Stadtrates:

a. unterstUtzt die Stadtratsprasidentin bzw. den
Stadtratsprasidenten in  allen erforderlichen
Belangen;

b. entscheidet spatestens am Sitzungstag, an
welchem die Bekanntgabe gemass Artikel 43 erfolgt,
Uber die Dringlichkeit von parlamentarischen
Vorstossen;

c. entscheidet uber die Ruckweisung von
Vorstossen, die den parlamentarischen Anstand
verletzen (Art. 42 Abs. 6);

d. behandelt Vorstosse und die Antragsstellung an
den Stadtrat zu Vorlagen und Geschaften, fur die der
Stadtrat nach den Bestimmungen der geltenden
Reglemente zustandig ist (Beschlussantrage, Art. 28
Abs. 2 und 3);

e. entscheidet Uber die Gultigkeit von Wahl- und
Abstimmungszetteln im Zweifelsfall (Art. 64);

f. organisiert Veranstaltungen des Stadtrates;

g. entscheidet bei Vorliegen einer
Ausnahmesituation im Sinne von Artikel 2a Absatz 1

Art. 15 Aufgaben
" Das Bliro des Stadtrates (Stadtratsbuiro)

a. [unverédndert];

b. [unverdndert]

c. entscheidet uber die Zuweisung und die
Rickweisung von Vorstéssen;

d. unterbreitet dem Stadtrat Antrage zu eigenen
Geschaften und Projekten des Stadtrats;

€. [unverédndert]

f. [unverindert]

g. [unverdndert]

h. entscheidet bis zu einem Betrag von Fr. 12'000
im Einzelfall Uber die mit dem Budget
bewilligten Mittel fiir den Stadtrat und beantragt
dem  Stadtrat Ausgaben, die daruber

hinausgehen. Es informiert den Stadtrat an der
nachsten Sitzung Uber solche Beschliisse;

i. bearbeitet die Ubrigen vom  Stadtrat
Ubertragenen Aufgaben.

2 Sofern der Gemeinderat dies winscht, kann er zu
Geschaften, die dem Stadtrat gestultzt auf Absatz 1
Buchstabe d unterbreitet  werden, eine
Stellungnahme abgeben.

Minderheitsantrag: Stellt das Bliro dem Stadtrat
einen Antrag (Abs. 1 Bst. d) und erachtet es den

Bst. c: vgl. auch Art. 44.

Bst. d: es handelt sich um eine Prézisierung der etwas
missverstandlichen Regelung. «Geschéfte, fir die der
Stadtrat nach den Bestimmungen der geltenden
Reglemente zustédndig ist», werden in der Regel vom
Gemeinderat vorbereitet, ausser der Stadtrat bestimme
in seiner Geschéaftsordnung etwas Anderes (Art. 67 Abs.
2 Stadtverfassung). Vorliegend geht es um Geschéfte «in
eigener Sache» des Stadtrats (Wahl seiner Organe, seine
Geschéftsordnung, Vorstésse an das Stadtratsbliro,
eigene Projekte wie bspw. Mediaparl etc.). Diese bereitet
das Bidro vor, bzw. es stellt dazu Antrag. Das
Stadtratsbiro hat dabei ein genuines eigenes
Antragsrecht an den Stadtrat als ein mit bestimmten
Aufgaben betrautes Organ mit Entscheidkompetenz.

Bst. h: In der aktuellen Geschéftsordnung sind die
Zustandigkeiten flr die Verwendung der Budgetmittel
des Stadtrats nicht geregelt. Es empfiehlt sich, dem Bliro
hier eine gewisse eigene Kompetenz einzurdumen,
namentlich wenn es um die Organisation von
Veranstaltungen geht oder wenn das Stadtratsbiro fir
besondere Aufgaben auf die Unterstltzung Dritter
angewiesen ist.
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— unter Vorbehalt von Artikel 2a Absatz 7 - Gber die
Durchfihrung von digitalen Stadtratssitzungen. Das
Buro des Stadtrates legt verbindliche Vorgaben fest,
wie die virtuelle Sitzungsteilnahme erfolgen soll. Das
Buro des Stadtrats hat darzulegen, inwiefern eine
solche Ausnahmesituation vorliegt;

h. bearbeitet die Ubrigen vom Stadtrat Gbertragenen
Aufgaben.

2 Stellt das Bliro dem Stadtrat einen Antrag (Abs. 1
Bst. d), so gibt es dem Gemeinderat, soweit er
betroffen ist, Gelegenheit zur Stellungnahme.

Gemeinderat als durch diesen Antrag betroffen,
kann es ihm Gelegenheit zur Stellungnahme
einrdumen.

Der Gemeinderat weist in seiner Stellungnahme auf
einen falschen Verweis in den Erlduterungen hin. Die
Kommission bedankt sich und hat die Korrektur
vorgenommen.

Der Gemeinderat dussert Bedenken hinsichtlich der
Erweiterung der Antragsrechte des Blros in Absatz 1
Buchstabe d. Er beflirchtet mégliche Unschérfen und
Kompetenzkonflikte beziiglich der Regelung von Artikel
67 Absatz 2 Stadtverfassung. Er beantragt deshalb, auf
die Regelung zu verzichten und im Zusammenhang mit
der Umsetzung der Motion «Zeitgeméasse Ablaufe und
Strukturen schaffen» eine fundierte Diskussion dazu zu
fiihren. Die Kommission halt fest, dass es sich bei
dieser Regelung um eine Selbstverstandlichkeit, bzw.
wie weiter oben erléutert, um eine Prézisierung handelt,
die weder mit Artikel 28 der Geschéaftsordnung noch mit
Artikel 67 Absatz 2 der Stadtverfassung in Widerspruch
steht. Geschéfte, welche den Stadtrat selbst betreffen,
werden von diesem vorbereitet, dies ergibt sich bereits
aus dem Grundsatz der Gewaltenteilung. Es handelt
sich um Geschiéfte aus dem origindren
Kompetenzbereich des Stadtrats wie namentlich die
Regelung seiner Organisation, seiner Abléufe und von
ratseigenen Geschéften wie bspw. die Durchftihrung
eines Legislaturausflugs oder die Organisation eines
Jubildumsanlasses, etc. Absatz 1 Buchstabe d prézisiert,
dass in diesen Fallen das Blro des Stadtrats die Antrage
vorbereitet. Artikel 28 wurde entsprechend angepasst.

Die Abgrenzung von den «dem Stadtrat vorzulegenden
Geschéften» gemaéss Artikel 67 Absatz 2 Stadtverfassung
durfte vor diesem Hintergrund nicht schwerfallen. Die
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Kommission hat im Rahmen der vorliegenden Revision
explizit darauf verzichtet, von der Moéglichkeit gemaéss
Artikel 67 Absatz 2 Stadtverfassung Gebrauch zu
machen und weitere Geschéfte dem Stadtrat zur
Vorbereitung zuzuweisen. Die vom Gemeinderat
geforderte fundierte und breite Diskussion zu diesem
Thema kann im Hinblick auf die zweite Etappe der GO-
Revision geftihrt werden.

Die Kommission sieht keinen Grund, diese
Bestimmung zu streichen.

Urspringlich wollte die Kommission Absatz 2 nicht
dndern. Der Gemeinderat beantragt, Absatz 2 zu
prézisieren, da in der Vergangenheit verschiedene
Ansichten dartiber bestanden héatten, in welchen Fallen
der Gemeinderat Gelegenheit zur Stellungnahme
erhalten soll. Die Kommission geht davon aus, dass das
Kriterium der «Betroffenheit» so zu verstehen ist, dass
der Gemeinderat durch ein Geschéaft des Stadtrats in
seiner Organisation, seiner Funktionsweise, seinen
Abldufen oder in seiner Zustandigkeit betroffen sein
musste. Eine abschliessende Aufzédhlung von Féallen, in
welchen der Gemeinderat zu konsultieren wéare, scheint
der Kommission nicht méglich.

Mit einer zu sechs Stimmen hat die Kommission in ihrer
letzten Sitzung aber beschlossen, den Absatz 2
abzuéandern, um dem Gemeinderat
entgegenzukommen.
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Die Kommissionsmehrheit (vier Mitglieder) schlagt, eine
Regelung vor, nach der der Gemeinderat selbst
entscheidet, wann ein Geschaéft ihn so direkt betrifft,
dass er sich dazu &ussern will: wird ein Geschaft
traktandiert, welches den Gemeinderat nach dessen
eigener Einschétzung betrifft, kann er dazu spontan auf
die entsprechende Stadtratssitzung hin eine schriftliche
oder mindliche Stellungnahme abgeben, die der Rat
diskutieren kann.

Zu diesem Vorschlag wurde von drei Mitgliedern ein
Minderheitsantrag gestellt, der den Entscheid darlber,
ob der Gemeinderat konsultiert werden soll, in die
Zustandigkeit des Stadtratsbiros stellt.

Art. 16 Stimmenzahlerinnen bzw. Stimmenzahler

"Die Stimmenzahlerinnen bzw. Stimmenzahler
ermitteln das Ergebnis jeder Abstimmung und Wahl.
Die Stadtratsprasidentin bzw. der Stadtratsprasident
teilt es dem Stadtrat mit.

2|st eine Stimmenzahlerin bzw. ein Stimmenzahler
verhindert, so lasst die Stadtratsprasidentin bzw. der
Stadtratsprasident durch den Rat eine
Stellvertretung aus der gleichen  Fraktion
bezeichnen.

SFur die Ausmittlung der Resultate geheimer
Abstimmungen und Wahlen konnen weitere,
ausserordentliche Stimmenzahlerinnen bzw.
Stimmenzahler bestimmt werden.
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c) Sekretariat und Protokoll

Art. 17 Sekretariat

"Das Sekretariat des Stadtrates besteht aus der
Sekretarin  bzw. dem Sekretar sowie der
Stellvertreterin bzw. dem Stellvertreter.

2 Anstellungsbehorde der Sekretarin bzw. des

Sekretars ist die Geschaftsprufungskommission. Die
Geschaftsprifungskommission regelt auch die
Stellvertretung.

3 Die Sekretarin bzw. der Sekretéar darf keine anderen
Aufgaben in der Stadtverwaltung wahrnehmen.

4 Die Sekretarin bzw. der Sekretar des Stadtrats, im
Verhinderungsfall deren bzw. dessen Stellvertretung,
fuhrt das Sekretariat des Stadtrates und ist flr die
Ausfertigung des Protokolls verantwortlich.

5Sie bzw. er kann sich an den Verhandlungen des
Stadtrates zu Rechts- und Verfahrensfragen dussern.

6Sie bzw. er nimmt an den Sitzungen des
Stadtratsburos mit beratender Stimme teil.

c) Sekretariat und Protokoll
Art. 17 Sekretariat

' Die Stadtratssekretarin oder der Stadtratssekretar
fihrt das Stadtratssekretariat.

2Das Stadtratssekretariat ist von der Verwaltung
unabhangig. Es ist nur dem Stadtrat und seinen
Organen verantwortlich und arbeitet nach deren
Weisungen.

3 Die Stadtverwaltung unterstutzt das
Stadtratssekretariat, die
Geschaftsprufungskommission und das
Stadtratsbtiro soweit erforderlich in

administrativen Belangen.

In Artikel 17 wird neu der Grundsatz der Zustandigkeit
und der Unabhéngigkeit des Stadtratssekretariats
geregelt. Mit «Unabhéngigkeit» ist in erster Linie die
funktionelle Unabhéngigkeit gemeint. Das heisst, das
Stadtratssekretariat ist gegentiber der Verwaltung nicht
weisungsgebunden. Es besteht kein hierarchischer
Bezug. Die Zusammenarbeit erfolgt «auf Augenhdhe».
Das Personal des Stadtratssekretariats ist aber Teil der
stadtischen Angestellten und grundséatzlich — unter
Vorbehalt einer privatrechtlichen Mandatierung des
Stadtratssekretars oder der Stadtratssekretdrin — dem
stadtischen Personalrecht unterstellt. Insofern ist das
Stadtratssekretariat administrativ Teil der Verwaltung,
jedoch nicht funktional.

Die Kommission hat die urspriinglich in Artikel 17a als
Absatz 5 neu eingefliigte Bestimmung, wonach die
Stadtverwaltung  das  Stadtratsblro und die
Geschéftsprifungskommission in  administrativen
Belangen unterstitzt, in Artikel 17 unter den Titel
«Sekretariat» verschoben. Dies erscheint ihr sachlich
und systematisch verstandlicher. Im Zuge dieser
Umstellung wurde auch das Stadtratssekretariat in
diese Bestimmung aufgenommen.

Der Gemeinderat wendet zu dieser Bestimmung ein, es
sei nicht verstandlich, weshalb die Verwaltung auch das
Stadtratsbliro in administrativen Belangen bezliglich des
Sekretariatspersonals unterstlitzen solle, wenn die GPK
Anstellungsbehdrde sei. Die Kommission hélt dazu fest:
Mit der Verschiebung und Ergénzung der Bestimmung
wird deutlich gemacht, dass zwischen dem Stadtrat und
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der Verwaltung trotz der Gewaltenteilung ein
administrativer Bezug besteht: Der Stadtrat ist in die
Budgetierung integriert, und sein Personal untersteht
dem stadtischen Personalrecht und den
entsprechenden Verfahren (Anstellung, Entlbhnung,
Entlassung etc.). Der Stadtrat selbst flihrt keinen Finanz-
oder Personaldienst, in diesen Belangen ist er somit von
der Verwaltung zu unterstutzen, und zwar einerseits tuber
sein Sekretariat und andererseits Uber seine Organe

Art. 17a Anstellung

' Die Geschaftspriufungskommission ist zustandig
fur das Personal des Stadtratssekretariats.

2Sie entscheidet nach Anhorung des
Stadtratsbuiros Uber die erforderlichen
Personalressourcen fur das Stadtratssekretariat
und sorgt fur die Budgetierung.

3Sie entscheidet weiter Uber die Form der
Beschaftigung des Personals und schliesst die
entsprechenden Vertrage ab.

4Sie regelt die Stellvertretung der
Stadtratssekretarin oder des Stadtratssekretars.

Die Kommission hat einstimmig entschieden, die
Personalverantwortung vorerst bei der GPK zu belassen,
da diese mit ihrer Grésse und der langeren Dauer des
Mandats die besseren Kapazitaten fir diese Aufgabe hat.
Die Kommission ist indes der Ansicht, dass aus
organisatorisch-funktionaler Sicht die Zuordnung des
Personals eher zum Stadtratsbliro erfolgen sollte. Sie
behélt sich deshalb vor, nach einer Teilrevision der
Stadtverfassung, die, wie dies auch seitens des
Gemeinderats in Aussicht gestellt wurde, rasch erfolgen
wird, eine andere Zustandigkeitsordnung vorzuschlagen.

Entsprechend dem vom Stadtrat gedusserten Willen soll
die Stadtratssekretdrin oder der Stadtratssekretédr auch
im Mandatsverhéltnis beschéftigt werden kénnen, wenn
sich aufdiese Weise bessere Kandidaturen ergeben oder
wenn sich dies aus anderen Grinden aufdréangt. Der
Grundsatz wird hier verankert.
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Art. 17b Aufgaben
"Die Stadtratssekretéarin oder der Stadtratssekretéar

a. fuhrt das Protokoll des Stadtrats, des
Stadtratsburos, der Geschaftsprufungs-
kommission und von weiteren
parlamentarischen Kommissionen, sofern der
Stadtrat nichts anderes bestimmt,

b. berat den Stadtrat, seine Organe und
Kommissionen in allen die Ablaufe und die
Geschéafte betreffenden Rechts-, Sach- und
Verfahrensfragen,

c. bereitet die Sitzungsplanungen, die
Traktandenlisten und gegebenenfalls weitere
notwendige Unterlagen  zuhanden des
Stadtratsburos und der weiteren vom
Stadtratssekretariat betreuten Gremien vor,

d. stellt den fur die Erfullung der Aufgaben des
Stadtratssekretariats erforderlichen
Geschaftsverkehr mit dem Gemeinderat und der
Verwaltung sicher,

e. bereitet eigene Projekte des Parlaments fur die
zustandigen Gremien vor,

f. sorgt fur die erforderliche Information und
Dokumentation des Stadtrats und seiner
Gremien,

g. sorgt fur die korrekte und zeitgerechte
Erledigung der Kanzleigeschafte.

Die Aufgaben des Stadtratssekretariats sind bislang
nicht formell durch den Stadtrat geregelt. Es besteht
zwar ein Dokument mit dem Titel «Aufgaben des
Sekretariats des Stadtrats und der
Geschaéftspriufungskommission», und im Rahmen des
Vertragsabschlusses mit der Stadtratssekretdrin oder
dem Stadtratssekretar wird mit der GPK ein Pflichtenheft
vereinbart. Soweit ersichtlich sind diese Dokumente
aber nie vom Stadtrat, vom Stadtratsbiiro oder von der
Geschaéftsprifungskommission per Beschluss formell
genehmigt worden.

Grundsétzlich sollten zumindest die «Kernaufgaben» der
Stadtratssekretdrin oder des Stadtratssekretérs in der
Geschéftsordnung in den Grundziigen geregelt werden
Das Stadtratsbliro kann daneben ein Pflichtenheft oder
(wie im aktuellen Mandat) ein Funktionendiagramm
erlassen.

Die Grundzlige der Aufgaben des Stadtratssekretariats
sollten auch auf Stufe Stadtverfassung geregelt werden.

Der Gemeinderat weist darauf hin, die Erlduterungen zu
Artikel 17b seien ungenau, da das erwdhnte Dokument
«Aufgaben des Sekretariats des Stadtrats und der
Geschéftspriifungskommission» nicht von den zentralen
Diensten, sondern von einem Mitarbeiter des
Stadtratssekretariats, konkret vom Vorgénger der
aktuellen Sachbearbeiterin, Veronika Bachtold, erstellt
worden sei. Es bestehe im Ubrigen ein Stellenbeschrieb
der «Fachbereichsleitung Sekretariat Stadtrat» und von
der «administrativen Unterstitzung». Diese seien
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2Fur die Erfullung der Aufgaben gemass Absatz 1
hat die Stadtratssekretarin oder der
Stadtratssekretar dieselben Informations- und
Auskunftsrechte, die dem Stadtrat gemass dieser
Geschaftsordnung zustehen.

3Sie oder er hat im Stadtratsbiro, in der
Geschaftsprufungskommission und in weiteren
parlamentarischen Kommissionen, fliir welche sie
oder er das Sekretariat fuhrt, beratende Stimme
und Antragsrecht in Verfahrens- und Rechtsfragen.

Bestandteil der jeweiligen Arbeitsvertrage und demnach
in diesem Rahmen von der GPK genehmigt. Die Aussage,
die Aufgaben des Stadtratssekretariats seien nirgends
geregelt bzw. nicht vom zusténdigen Organ genehmigt
sei deshalb unrichtig und zu korrigieren.

Die Kommission hat die Erlduterungen entsprechend
angepasst.

Art. 18 Protokoll
" Das Protokoll enthalt:
a. Tag, Ort, Beginn und Schluss der Sitzung;

b. die Zahl der anwesenden und die Namen der
abwesenden Stadtratsmitglieder;

c. die Titel der behandelten Geschafte, die Namen
der Rednerinnen bzw. Redner, den wesentlichen
Inhalt ihrer Voten, ihre Antrage und die gefassten
Beschlusse;

d. das Ergebnis der Abstimmungen und Wahlen mit
Angabe der Stimmenzahl, sofern letztere festgestellt
worden ist bzw. die Stimmabgabe jedes Mitglieds bei
Abstimmungen unter Namensaufruf;

e. die Mitteilungen des Gemeinderates;

f. die neu
Vorstosse.

eingereichten parlamentarischen

Art. 18 Protokoll

"Uber die Stadtratssitzungen wird ein Protokoll in
schriftlicher Form erstellt.

2 Dieses enthalt:
a. Tag, Ort, Beginn und Schluss der Sitzung;

b. die Zahl der anwesenden und die Namen der
abwesenden Stadtratsmitglieder;

c. die Titel der behandelten Geschéafte, die
Namen der Rednerinnen bzw. Redner, den
wesentlichen Inhalt ihrer Voten, ihre Antrage
und die gefassten Beschlisse;

d. das Ergebnis der Abstimmungen und Wahlen
mit Angabe der Stimmenzahl, sofern letztere
festgestellt worden ist bzw. die Stimmabgabe
jedes Mitglieds bei Abstimmungen unter
Namensaufruf;

e. die Mitteilungen des Gemeinderates;

Die Bestimmung Uber das Stadtratsprotokoll muss in
erster Linie gedndert werden, damit die Aufzeichnung
von Audioprotokollen und deren Veréffentlichung
ermoéglicht wird (Absatz 5). Gleichzeitig soll die
Gelegenheit genutzt werden, die Protokollgenehmigung-
und Unterzeichnung kohérenter zu regeln (Abs. 2 bzw.
neu 3).

Der Gemeinderat weist in seiner Stellungnahme darauf
hin, die in Artikel 18 vorgeschlagenen Anderungen seien
nicht leicht erkennbar, eine farbliche Kennzeichnung
waére hilfreich.

Die Kommission hat in allen Bestimmungen die
Neuerungen gelb hinterlegt.
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2 Das Protokoll wird von samtlichen Mitgliedern des
Stadtratsburos, dem Sekretariat und der
Protokollfuhrerin bzw. dem Protokollfuhrer
unterzeichnet, und ist damit genehmigt.

3 Uber Berichtigungen des Protokolls entscheidet der
Stadtrat.

4Das Protokoll liegt nach der Genehmigung beim
Sekretariat des Stadtrates zur Einsicht auf und wird
auf der Webseite der Stadt veroffentlicht.

5Das Sekretariat kann die Verhandlungen zum
Zwecke der ProtokollfUhrung auf einen Tontrager
aufnehmen. Die Aufnahme ist nicht o6ffentlich und
wird nach Genehmigung des Protokolls geldscht.

f. die neu eingereichten parlamentarischen
Vorstosse.

3Das Protokoll wird an einer der néachsten
Stadtratssitzungen traktandiert und nach seiner
Genehmigung vom Prasidium und der
Stadtratssekretarin bzw. dem Stadtratssekretar
unterzeichnet.

4 [unversndert]

5Von der Stadtratssitzung kann mit geeigneten
Mitteln ein Audioprotokoll erstellt werden, welches
auf der Webseite der Stadt veroffentlicht wird.

d) Fraktionen
Art. 19 Fraktionen

1 Zur Bildung einer Fraktion ist der Zusammenschluss
von wenigstens drei Stadtratsmitgliedern
erforderlich.

2 Die Fraktionen teilen ihre Konstituierung, Anderung
der Zusammensetzung oder Auflosung dem
Sekretariat des Stadtrates zuhanden des Stadtrates
mit.

e) Geschiéftspriifungskommission

Art. 20 Geschaftsprifungskommission

e) Geschéftspriifungskommission

Art. 20 Geschaftsprifungskommission

Ad Abs. 4: Am 3. Dezember 2025 hat der Grosse Rat die
Revision des Datenschutzgesetzes beschlossen,
welches die Datenaufsicht fir die Gemeinden bei der
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"Die Geschéaftsprifungskommission besteht aus
sieben Mitgliedern.

2Sie wird nach jeder Gesamterneuerung aus der
Mitte des Stadtrates auf eine vierjadhrige Amtsdauer
gewahlt. Alle zwei Jahre werden aus ihrer Mitte die

Prasidentin oder der Prasident und die
Vizeprasidentin oder der Vizeprasident gewahlt.

SNeben den ihr von der Stadtverfassung
zugewiesenen Aufgaben begutachtet die

Geschaftsprifungskommission als vorberatende
Behorde des Stadtrates die vom Stadtrat zu
behandelnden Sachgeschéafte, sofern daflr nicht
weitere parlamentarische Kommissionen eingesetzt
werden.

4 Die Geschaftsprufungskommission ist
Aufsichtsstelle gemass kantonaler
Datenschutzgesetzgebung.

5 Die Berichterstattung der

Geschaftsprufungskommission an den Stadtrat
betreffend ihre Oberaufsichtsaufgaben erfolgt
jahrlich in geeigneter Form.

1 [unverdndert]
2 [unverdndert]

SNeben den ihr von der Stadtverfassung
zugewiesenen Aufgaben berat die
Geschaftsprufungskommission als vorberatende
Behorde des Stadtrates die vom Stadtrat zu
behandelnden Sachgeschéafte vor, sofern dafir
nicht weitere parlamentarische Kommissionen
eingesetzt werden.

Abs. 4 und 5 aufgehoben

kantonalen Datenschutzstelle zentralisiert. Nur die vier
bevoblkerungsstiarksten Gemeinden Bern, Biel/Bienne,
Kéniz und Thun behalten ihre eigene Datenschutzstelle.
Die neue Gesetzgebung soll voraussichtlich im Sommer
2026 in Kraft treten. Damit ist in der Geschéftsordnung
des Stadtrats keine diesbezligliche Regelung mehr zu
treffen. Je nachdem, auf welchen Zeitpunkt die erste
Etappe der Revision GO in Kraft gesetzt werden soll,
mlusste noch eine Ubergangsbestimmung:
aufgenommen werden.

Absatz 5 wird neu in Artikel 23a geregelt.

Der Gemeinderat regt an, bezlglich der Aufhebung von
Absatz 4 (Datenschutzaufsicht), die
Ubergangsbestimmung in Artikel 70a zu priifen. Geméss
den Ubergangsbestimmungen zum revidierten KDSG,
kénnten auch nach Inkfrafttreten der Revision noch
Aufgaben im Bereich Datenschutz bei der GPK anfallen.

Die Kommission halt dazu fest, dass nach ihrem
Versténdnis alle Aufgaben im Bereich Datenschutz mit
dem Inkrafttreten der kantonalen Revision grundsétzlich
automatisch an die kantonale Datenschutzbehorde
tibergehen. Bestimmte Bestimmungen des revidierten
KDSG sind aber geméss Artikel 57 revKDSG auf laufende
Bearbeitungen durch Behérden nicht anwendbar. Von
dieser Bestimmung ist die GPK somit nicht betroffen.

Gemadéss dem Vortrag des Regierungsrats zu Artikel 58
revKDSG unterstehen laufende Untersuchungen von
Datenschutzbehdrden oder héngige
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Beschwerdeverfahren  gegen  Verfigungen  dem
bisherigen Recht. Der Wortlaut von Artikel 58 ist indes
«Dieses Gesetz gilt nicht» (fur laufende Untersuchungen
und héngige Verfahren). Das wirde nahelegen, dass
solche Untersuchungen und Verfahren nicht an die
kantonale Stelle (bergehen, sondern noch von den
gemeinderechtlichen Aufsichtsstellen zu Ende geflhrt
werden. Dies ist mit dem Kanton noch zu kléren.

Die Kommission hat deshalb einen entsprechenden
Vorbehalt in Artikel 70a aufgenommen und bedankt
sich beim Gemeinderat fiir den Hinweis.

Art. 20a Sitzungen

"Die Prasidentin oder der Prasident ladt die
Geschaftsprufungskommission zu Sitzungen ein so
oft es die Geschafte gebieten, mindestens aber vor
jeder Stadtratssitzung.

2Die Einladung und die Unterlagen sind den
Mitgliedern mindestens 5 Tage vor der Sitzung
zuzustellen. Nachtraktandierungen sind moglich,
wenn die Mehrheit der teilnehmenden Mitglieder
zustimmt.

In der geltenden Fassung der Geschéftsordnung ist das
Verfahren der Kommission nicht nédher geregelt.

Art. 21 Antrags- und Entscheidungsbefugnisse

" Die Geschaftsprufungskommission hat im Rahmen
ihrer Aufgabe als vorberatende Kommission des

Art. 21 Vorberatung

Mit den nachfolgenden Bestimmungen werden die
Regelungen zu den beiden unterschiedlichen
Funktionen der Geschéftsprifungskommission
préazisiert. Als vorberatende Kommission hat sie keine
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Stadtrates insbesondere folgende Antrags- und

Entscheidungsbefugnisse:

1. sie kann Vorlagen zur Bereinigung offensichtlicher
Mangel oder Irrtimer an die gemass Artikel 28 Absatz
2 oder 3 zustandige Behdrde zuruckweisen;

2. sie kann dem Stadtrat beantragen:

= Riickweisung aus anderen Grunden;

= Nichteintreten: Dieser Antrag ist ausgeschlossen
bei Geschaften gemass Artikel 31 Absatz 1;

= Anderung von Antragen;

= Zustimmung zur Vorlage;

Ablehnung der Vorlage;

= Parlamentarische Erklarungen.

' Die Geschaftsprufungskommission berat die dem
Stadtrat unterbreiteten Geschafte nach sachlichen
und politischen Gesichtspunkten vor.

2Sie  kann

insbesondere

a. Einsicht in sdmtliche Akten eines Geschafts
nehmen,

zur Erfullung dieser Aufgaben

b. Akten zur Einsicht einverlangen, auf welche die
Beratungsunterlagen Bezug nehmen,

c. den Gemeinderat oder einzelne seiner
Mitglieder zur Erteilung von Ausklnften
einladen,

d. Sachverstandige beiziehen und am Geschaft
Interessierte anhoren,

e. nach vorgangiger Information des zustandigen
Gemeinderatsmitglieds Amtsvorstehende oder
weitere vom Gemeinderatsmitglied
vorgeschlagene Mitarbeitende der Verwaltung
zum Geschaft befragen.

3Sie kann in eigener Kompetenz Vorlagen wegen
offensichtlicher sachlicher oder formeller Mangel
zur Bereinigung an die antragstellende Behorde
zurlickweisen.

4Sie kann dem Stadtrat Antrag stellen
insbesondere auf
a. Ruckweisung eines Geschafts zur

Uberarbeitung unter Angabe, in welcher Weise
die Uberarbeitung zu erfolgen hat,

Aufsichtsfunktionen, sondern prift und beréat die dem
Stadtrat unterbreiteten Geschéfte in materieller,
politischer und formeller Hinsicht vor. Entsprechend
sind ihre Informationsrechte weniger weitgehend als fir
ihre Aufsichtsfunktion.

Der Gemeinderat wendet zum Wortlaut von Absatz 1
ein, es handle sich um eine wesentliche Anderung zum
Wortlaut von Artikel 54 Absatz 2 Buchstabe a der
Stadtverfassung. Dort werde geregelt, dass die GPK die
Stadtratsgeschéfte in formeller Hinsicht vorberate. Eine
Vorberatung nach sachlichen und politischen
Gesichtspunkten kénnte somit mit der Stadtverfassung
nicht vereinbar sein. Die Erlduterungen seien
diesbezuglich zu wenig aussagekraftig.

Dazu nimmt die Kommission wie folgt Stellung:

Es ist richtig, dass Artikel 54 Absatz 2 Buchstabe a der
Stadtverfassung bei Gelegenheit der Teilrevision von
2015 dahingehend geéndert wurde, dass die GPK die
Stadtratsgeschéfte in «formeller Hinsicht» vorberate und
im Kommentar dazu festgehalten wurde, die GPK prtife
vorab die Einhaltung von «Formen und Fristen». Aus
Sicht der nichtstdandigen Kommission hindert dieser
Wortlaut die GPK aber nicht daran, ihre
Vorberatungsarbeit weitergehend zu verstehen, zumal
es unter keinem Aspekt Sinn macht, dass sie nur die
«richtigen Formen und Fristen» der Geschéfte priift.
Dafiir mussen nicht sieben nach politischen
Gesichtspunkten fur  die  Aufgabe  gewdéhlte
Stadtratsmitglieder zusammenkommen. So bestimmt
denn Artikel 54 Absatz 3 der Stadtverfassung auch, dass
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b. Nichteintreten ausser in Fallen gemass Artikel
31 Absatz 1,

c. Ablehnung oder Annahme des Geschfts,
d. Anderung von Antragen zum Geschift,

e. Verabschiedung einer  parlamentarischen
Erklarung zu einem Geschaft.

die Geschéftsordnung des Stadtrats die «Einzelheiten»
zur Geschaéftsprifungskommission — bspw. der genaue
Inhalt der «formellen Vorprifung» - in (aus Sicht der
Kommission sinnvoller Weise) festlegt. Zudem ist es -
gestutzt auf Art. 20 Abs. 3 der geltenden
Geschaéftsordnung des Stadtrats — seit Jahren Praxis,
dass die GPK die Geschéafte auch politisch vorberét:
(«Neben den ihr von der Stadtverfassung
zugewiesenen Aufgaben begutachtet die
Geschaftspriifungskommission als vorberatende
Behérde des Stadtrats die vom Stadtrat zu
behandelnden Sachgeschéfte, ....»). Ein Verzicht auf
eine Vorberatung wirde zu einer Schwédchung des
Parlaments flihren.

Der Gemeinderat beantragt bezliglich Absatz 2
Buchstabe e, dass eine Befragung von Mitarbeitenden
nur im Einverstéandnis mit dem zusténdigen Mitglied des
Gemeinderats  erfolgen darf und dass nur
«Amtsvorstehende» befragt werden dirfen. Weiter weist
der Gemeinderat darauf hin, dass ihm der Schutz der
Mitarbeitenden wichtig sei und beantragt deshalb, dass,
wie bei der Regelung der Auskunftspflicht im
Grossratsgesetz, ein Recht der Mitarbeitenden zur
Zeugnisverweigerung aufgenommen werde.

Die Kommission nimmt diesen Antrag insofern auf, als
in erster Linie Amtsvorstehende zur Befragung
eingeladen werden, andere Mitarbeitende nur auf
Vorschlag des zusténdigen Gemeinderatsmitglieds. Die
Mitglieder des Gemeinderats sind vor der Einladung
eines Amtsvorstehenden oder weiterer Mitarbeitender
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zu informieren. In diesem Rahmen kbnnen sie mitteilen,
ob dem aus ihrer Sicht wichtige Griinde entgegenstehen,
die die GPK auf jeden Fall beachten muss.
Der Gemeinderat kann jedoch eine Befragung durch die
GPK zu einem Stadtratsgeschéaft nicht einfach grundlos
verweigern. Wie bereits weiter oben zu Artikel 4
ausgefuhrt, geht es um die fur die Erfillung der Aufgaben
der GPK erforderliche Informationsgewinnung, die nur
verweigert werden kann, wenn verfassungsmassige
Interessen entgegenstehen.

Anders als im Grossratsgesetzt wird den Mitarbeitenden
der Verwaltung vorliegend keine Auskunftspflicht unter
Hinweis auf die Wahrheitspflicht wie fir Zeugen in
strafrechtlichen Verfahren auferlegt. Es steht ihnen
somit jederzeit frei, darauf hinzuweisen, dass sie uber
einen Gegenstand nichts sagen kénnen oder wollen,
ohne dass sie irgendwelche Konsequenzen zu
gewadrtigen hétten. Ein Zeugnisverweigerungsrecht ist
unter diesen Umstédnden nicht erforderlich und wirde
keinen Sinn machen, da Mitarbeitende gerade nicht
«Zeugnis ablegen» missen. Es geht vielmehr um einen
Informationsaustausch nach dem Vertrauensprinzip
und «auf Augenhobhe», damit die GPK ein Geschéft
inhaltlich besser versteht und einordnen kann.

Art. 22 Rechnungsprifung

"Die Geschaftsprifungskommission schlagt dem
Stadtrat das zu wahlende Rechnungsprufungsorgan
(Art. 10 Stadtverfassung) zur Durchfihrung der

Art. 22 Rechnungsprufung
" Die

dem Stadtrat die

Geschaftspriufungskommission

Wahl

beantragt
des

In Artikel 22 wird préazisiert, dass die
Geschéftsprifungskommission die Durchfiihrung der
gesetzlich vorgeschriebenen  Revisionshandlungen
begleiten und dadurch sicherstellen soll, dass die
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Jahres- und Zwischenprufungen im Sinne der
kantonalen Gesetzgebung vor. Sie beantragt
zusatzliche Prufungen, soweit sie solche fur
angezeigt halt.

Rechnungsprifungsorgans (Art. 10

Stadtverfassung).

2 Sie Uberwacht und begleitet die Durchfiihrung der
Jahres- und Zwischenprifungen im Sinne der

Revision zeitgerecht und in geordneter Zusammenarbeit
mit der Verwaltung erfolgt.

Rahmen des Jahresberichts umfassend Uber die
Tatigkeiten der Verwaltung und Uber die
Wahrnehmung seiner Aufsichtsfunktion Uber andere
Trager offentlicher Aufgaben, soweit diese mit der
Erfullung stadtischer Aufgaben betraut sind und der
Gemeinderat entsprechende Aufsichtsrechte
wahrzunehmen hat.

2lm Rahmen ihrer Oberaufsichtsaufgaben ist die
Geschaftsprufungskommission berechtigt:

a. beim Gemeinderat schriftliche Auskinfte zu
verlangen;

Aufsichtstatigkeit im Auftrag des Stadtrats aus,
welcher die Oberaufsicht Uber den Gemeinderat
und die Verwaltung hat.

2 Die Oberaufsicht erfolgt in der Regel nachtraglich.
Wenn es die Umstande gebieten, kann sie
begleitend zu einem laufenden Geschéaft erfolgen.

3Die Geschaftspriufungskommission unterbreitet
dem Stadtrat die fir die Auslubung seiner
Oberaufsicht erforderlichen Antrage.

2Nach Kenntnisnahme des durch das | kantonalen Gesetzgebung.
Rec.hr\ungspr.ufungsorgan .. erstellten 3Sie beantragt zusatzliche Prufungen, soweit sie
Revisionsberichtes und Anhorung des solialie i e e A
Gemeinderates berichtet die
Geschaftsprifungskommission dem Stadtrat. 4Nach Kenntnisnahme des durch das
Rechnungsprifungsorgan erstellten
Revisionsberichtes und Anhorung des
Gemeinderates berichtet die
Geschaftspriufungskommission dem Stadtrat.
Art. 23 Instrumente der Oberaufsicht Art. 23 Oberaufsicht Wie vorstehend erldutert, wird zwischen den Aufgaben
4 . N s = . . . . . «Vorberatung» und «Aufsicht» unterschieden. In Absatz 1
Der Gemeinderat orientiert den Stadtrat jahrlich im Die Geschaftsprifungskommission ubt ihre

wird prézisiert, dass die Aufsichtstatigkeit der
Geschéftspriifungskommission ein (zentrales) Element
der Oberaufsicht des Stadtrats Uber den Gemeinderat
und die Verwaltung ist (Art. 54 Abs. 2 Bst. b i.Vb. mit Art.
58 Abs. 1  Stadtverfassung). Geschéfte im
Zusammenhang mit der Oberaufsicht werden dem
Stadtrat in der Regel durch die GPK unterbreitet.

Hinweis: auch wenn die Stadtverfassung («nur») von der
«Oberaufsicht tiber den Gemeinderat» spricht, ist damit
immer auch die Verwaltung gemeint und betroffen. Eine
parlamentarische Oberaufsicht einzig Uber den
Gemeinderat als Kollegialbehoérde, ohne dessen
Fihrung der Verwaltung und der durch diese zu
bearbeitenden Geschéfte einzubeziehen, ist nicht
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b. den Gemeinderat zu Sitzungen der
Geschaftsprifungskommission einzuladen und ihn
unter vorgangiger Anzeige zu befragen;

c. mit Zustimmung des Gemeinderates Angestellte
der Stadtverwaltung einzuladen und zu befragen;

d. nach vorgangiger Information des Gemeinderates
weitere Mitglieder der Behorden sowie
Vertreterinnen und Vertreter anderer Trager
offentlicher Aufgaben einzuladen und zu befragen;

e. Einsicht in Akten zu nehmen.

3 Nach vorgéangiger Information des Gemeinderates
Uberpraft die Geschéftsprufungskommission
jahrlich mindestens eine Organisationseinheit der
Stadtverwaltung. Gegenstand der Uberpriifung ist
die Abwicklung der der Organisationseinheit
Uberbundenen Aufgaben. Die
Geschaftsprifungskommission teilt das Ergebnis
ihrer Prifung dem Gemeinderat mit.

4 Die Geschaftsprifungskommission verfligt Gber
eine jahrliche Ausgabenkompetenz zur Erfallung der
Oberaufsichtsaufgaben von Fr. 10'000.00.

5 Sie kann zur Erfallung der Aufgaben im Bereich der
Oberaufsicht externe Fachpersonen mandatieren.

denkbar. Die Oberaufsicht  beschéftigt  sich
insbesondere damit zu priifen, dass die Aufgaben der
Stadt rechtmaéssig und wirtschaftlich erfillt werden. Aus
diesem Grunde wird die Geschéftsprifungskommission
auch mit jahrlichen Verwaltungsbesuchen und der
Prifung einzelner Geschéfte beauftragt.

Der Gemeinderat macht geltend, die
Begriffsverwendung in Artikel 23 sei unprézise, es sei
immer der Begriff «Oberaufsicht» zu verwenden.

Die Kommission weist darauf hin, dass der Titel der
Bestimmung «Oberaufsicht» ist und es somitin Artikel 23
(immer) um die Oberaufsicht geht. Der Bemerkung
wurde aber in Absatz 2 Rechnung getragen, damit keine
Missversténdnisse aufkommen.

Weiter halt der Gemeinderat fest, es sei der Wille des
Gesetzgebers bezlglich der Bestimmungen in der
Stadtverfassung, dass die Oberaufsicht (ber den
Gemeinderat zu erfolgen habe. Deshalb sei die
Verwaltung in der Stadtverfassung bewusst nicht als
Aufsichtsgegenstand erwéhnt. Mit Artikel 23 wiirden die
Grenzen zwischen Aufsicht und Oberaufsicht
moéglichweise verwischt, weshalb die Bestimmung
grundlegend zu Uberarbeiten und einer breiten
Diskussion zuzufihren sei.

Fir die Kommission ist nicht auf den ersten Blick
ersichtlich, inwiefern der Wortlaut von Artikel 23
potentiell die Grenzen zwischen der Aufsicht des
Gemeinderats und der Oberaufsicht des Parlaments
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verwischt. Dass die Oberaufsicht staatsrechtlich beim
Parlament und nicht origindr bei einer von diesem
eingesetzten Kommission liegt, bedarf aus Sicht der
nichtstandigen Kommission keiner weiteren Diskussion.
Das ist im Ubrigen auch der Wortlaut von Artikel 58
Absatz 1 der Stadtverfassung von Langenthal. Dabei
wird nur ein Teil der sich aus der Oberaufsichtsaufgabe
ergebenden Tétigkeiten an die GPK delegiert. Will die
GPK aufgrund ihrer Aufsichtsergebnisse Massnahmen
einleiten, hat diese ebenfalls der Gesamtstadtrat zu
beschliessen und nicht die GPK selbst.

Zur Frage der Oberaufsicht uber die Verwaltung wird
unter Artikel 23a Stellung genommen.

Art. 23a Aufsichtstatigkeit der
Geschaftsprufungskommission

"Im Rahmen ihrer Aufsichtstatigkeit kann die
Geschaftsprufungskommission, zusatzlich zu den
Informations- und Auskunftsrechten als
vorberatende Kommission,

a. Einsicht in alle zur Erfullung ihrer Aufgabe
erforderlichen Dokumente zu einzelnen
Geschaften nehmen,

b. Einsicht in Akten von Verwaltungsstellen
nehmen,

c. Mitarbeitende der Verwaltung oder beauftragte
Dritte befragen.

Im Rahmen ihrer Aufsichtstatigkeit hat die GPK zwingend
umfassende Einsichts- und Auskunftsrechte.
Andernfalls kann sie ihre Aufgabe nicht wahrnehmen.

Die Geschéftsprifungskommission kann einzelne
Geschéfte des Gemeinderats (nachtréaglich oder ggfs.
begleitend) einer ndheren (aufsichtsrechtlichen)
Priifung unterziehen, wenn sie Anzeichen feststellt, dass
ein Geschéft nicht rechtskonform oder nicht innert
angemessener Frist etc. bearbeitet wird. Sie kann dies
indes nicht «in Kombination» mit der Vorberatung tun,
sondern muss entsprechende Geschéfte einer
gesonderten Prifung unterziehen. Auch kann sie keine
Entscheide des Gemeinderats abdndern oder aufheben.
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Minderheitsantrag: c. Nach vorgéngiger
Orientierung des zustandigen Mitglieds des
Gemeinderats Mitarbeitende der Verwaltung oder
beauftragte Dritte befragen oder Inspektionen in der
Stadtverwaltung vornehmen.

2 Sie fuhrt jahrlich einen Aufsichtsbesuch bei einer
Stelle der Stadtverwaltung durch und Uberprift in
diesem Rahmen namentlich die rechtmassige,
effiziente und wirtschaftliche Erfullung der
Aufgaben. Sie kann dem Gemeinderat
diesbezlgliche Empfehlungen abgeben und
Massnahmen vorschlagen.

3Sie berichtet nach vorgangiger Anhoérung des
Gemeinderats dem Stadtrat Uber das Ergebnis ihrer
Prifung und stellt die erforderlichen Antrage.

4Sie kann zur Erflllung ihrer Aufsichtsaufgaben
externe Fachpersonen beiziehen.

5 Sie verfugt fur ihre Aufsichtstatigkeit im Rahmen
des jahrlichen Budgets Uber einen Betrag von Fr.
10'000.-.

Hinweis zur begleitenden Oberaufsichtstatigkeit:
nachfolgend ein Auszug aus dem Kommentar von Kurt
Nuspliger zur neuen Kantonsverfassung des Kantons
Bern, zitiert in Lienhard, Schwarz, Sager, Steiner, Mliller;
Reform des Parlamentsrechts im Kanton Bern; Studie im
Auftrag der Kommission Parlamentsrechtsrevision des
Kantons Bern; KPM-Schriftenreihe Nr. 42 auf S. 53:
»Damit ist indessen nicht ausgeschlossen, dass auch

héngige Geschifte von parlamentarischen
Kontrollorganen Uberprift werden. Voraussetzung ist
allerdings, dass diese Uberpriifung der

Informationsbeschaffung,  der  Feststellung  von
Unterlassungen und Verzogerungen, allenfalls auch der
Kontrolle von Grundsatz und Zwischenentscheiden
dient“ (Nuspliger 1995: 154).

Weiter  fuhrt die  Geschéftsprifungskommission
mindestens einen sogenannten «Verwaltungsbesuch»
pro Jahr durch. Das heisst, sie Uberpriift bei einem Amt
oder einer anderen Stelle der Verwaltung, ob und wie die
Aufgaben erflillt werden. Sie kann dem Gemeinderat
Empfehlungen abgeben und Massnahmen vorschlagen
beziuglich der besuchten Verwaltungsstelle. Ist sie der
Auffassung, dass dies nicht ausreicht, kann sie dem
Stadtrat die Ergreifung weiterer Massnahmen (amtliche
Untersuchung, Sonderpriifung  etc.;  Art. 86
Gemeindegesetz [GG; BSG 170.11]) beantragen. In
diesem Fall hort sie vorgdngig den Gemeinderat an.

Der Gemeinderat weist in seiner Stellungnahme als
erstes auf die Terminologie «Oberaufsicht» / «Aufsicht»
hin. Die Kommission halt dazu fest, dass soweit
ersichtlich die mit Oberaufsichtsaufgaben betrauten
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parlamentarischen Kommissionen auf allen
Staatsebenen als «Aufsichtskommissionen» und deren
Tatigkeit als «Aufsicht» bezeichnet werden. Gemeint ist
aber immer, die Wahrnehmung der parlamentarischen
Oberaufsicht.

Im bereits weiter oben zitierten Gutachten der KPM-
Schriftenreihe  zur  Parlamentsrechtsrevision des
Kantons Bern wird Oberaufsicht wie folgt beschrieben:

«Oberaufsichtist ein —dem Parlament als Vertretung des
Stimmvolkes  zustehendes -  Instrument  zur
Geltendmachung politischer Verantwortlichkeit der
Exekutive und der ihr unterstellten Verwaltungseinheiten
(vgl. Zimmerli 2008: 112). Sie soll das Wirken der
Administration 6ffentlich sicht- und diskutierbar
machen (Lienhard 2005: 186). Grundsétzlich nicht
Gegenstand der Oberaufsicht sind hingegen der Eingriff
in laufende Geschéfte, die Erteilung von Weisungen oder
sogar die Aufhebung von Einzelakten. Oberaufsicht ist
damit im Grundsatz nachtréglicher Natur (vgl. unten).
Dies heisst indessen nicht, dass das Parlament die
Geschaftstatigkeit von Regierung und Verwaltung nicht
auch aktiv mitverfolgen darf bzw. soll (z.B. Fragen zu
laufenden Geschéften); insofern wird die Oberaufsicht
zunehmend auch mitschreitend verstanden (Lienhard
2005: 186 m.w.H.).»

Der Gemeinderat hat auch Bedenken hinsichtlich der
Einsichtsrechte der GPK als Aufsichtskommission,
namentlich mit Blick auf das IMG.

Die Kommission héalt dazu das Folgende fest: Wie
ebenfalls bereits weiter oben unter Artikel 4 ausgefihrt,
ist das IMG nicht (direkt) auf die Einsichtsrechte zur
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Wahrnehmung der parlamentarischen Oberaufsicht
anwendbar. Die parlamentarischen Einsichtsrechte
ergeben sich direkt aus der verfassungsmaéassigen
Aufgabenzuordnung (s. weiter oben zitierter Beitrag von
Prof. R. Kiener). Die Aufsichtskommission muss
grundsétzlich Einsicht in alle zur Ausubung ihrer
verfassungsmassigen (Aufsichts-)Aufgabe
erforderlichen Informationen haben. Die Bestimmungen
des IMG zur Geheimhaltung sollen ihr deswegen — im
Unterschied zu den «einfachen» Mitgliedern des
Parlaments - nicht entgegengehalten werden kénnen.
Deswegen kbénnen zu solchen Unterlagen auch
Dokumente gehoren, welche allenfalls nicht (rechtzeitig)
fertiggestellt und vom Gemeinderat noch nicht
verabschiedet sind. Die Kommission hat den
Bemerkungen des Gemeinderats aber insofern
Rechnung getragen, als die Bestimmung von Absatz 1
Buchstabe a im erlduterten Sinn allgemeiner gefasst
wurde. Dazu sei im Ubrigen auf die Regelung im
Grossratsgesetz des Kantons Bern zu den Auskunfts-
und Einsichtsrechten der Aufsichtskommissionen
verweisen, die sehr weit gehen:

Art. 37 Aufsichtskommissionen

"Die Aufsichtskommissionen und die von ihnen
beauftragten Ausschlisse sind im Rahmen ihrer Tatigkeit
Uberdies berechtigt,

a Beschlisse des Regierungsrates und weitere
dazugehdrige Akten wie Mitberichte einzuverlangen,

b mit allen Behérden, Amtsstellen, anderen Tragern
offentlicher Aufgaben des Kantons sowie
Empféngerinnen und Empféngern von Staatsbeitrdgen
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direkt zu verkehren und von ihnen zweckdienliche
Auskinfte und Akten einzuverlangen oder einzusehen,

¢ Personen im Dienste des Kantons gemass Artikel 45
anzuhdren, auf Verlangen ohne Beisein eines Mitglieds
einer vorgesetzten Stelle und in wichtigen Féllen auch
nach dem Ausscheiden aus dem Kantonsdienst,

d von weiteren Personen und Amtsstellen Auskinfte
einzuholen und Akten zu erhalten, sofern es flr die
Wahrnehmung der Oberaufsicht notwendig ist, wobei
das Recht zur Zeugnisverweigerung nach Artikel 160 ff.
der Schweizerischen Zivilprozessordnung vom 19.
Dezember 2008 (Zivilprozessordnung, ZPO)[3]
sinngeméss anwendbar ist,

e Besichtigungen und Untersuchungen in der
Kantonsverwaltung vorzunehmen,

f durch die Finanzkontrolle oder andere
Sachverstandige besondere Priifungen vornehmen und
sich beraten zu lassen.

2Sje entscheiden endglltig iber die Ausibung ihrer
Informationsrechte.

Die Kommission hat zudem die obenstehenden
Erlduterungen in Bezug auf die «begleitende
Oberaufsicht» ergdnzt, um Umfang und Tragweite der
Aufsichtstatigkeit der GPK noch préziser zu erlautern.

Im Rahmen der Beratung des gemeinderétlichen
Vorschlags hat die Kommission Absatz 1 Buchstabe ¢
beraten. Der Mehrheitsantrag (fiinf Stimmen) gibt der
GPK die Mdéglichkeit, Befragungen von Mitarbeitenden
ohne vorgédngige Information des Gemeinderats
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durchzufiihren. Die Mehrheit ist der Auffassung, dass in
bestimmten Féallen eine vorgdngige Orientierung den
Zweck einer Untersuchung gefdhrden kann. Der dazu
formulierte Minderheitsantrag (zwei Mitglieder) sieht
eine vorgéngige Orientierung vor.

Schliesslich hat die Kommission die Einschrankung in
Absatz 3 bezlglich vorgdngiger Anhdérungen des
Gemeinderats gestrichen.

Insgesamt héalt die Kommission in den grossen Ziigen
an den Anderungsantrigen fest. Aus ihrer Sicht
erfolgen damit langst notwendige Klarungen in Bezug auf
die Wahrnehmung der verfassungsmaéssigen
Oberaufsichtsaufgaben des Stadtrats. Die Art und Weise
der Wahrnehmung dieser Aufgaben ist aus Sicht der
Kommission in erster Linie vom Stadtrat selbst zu
diskutieren. Eine explizite Regelung gibt aber auch der
Exekutive und der Verwaltung Rechtssicherheit
hinsichtlich der Tatigkeit der GPK als
Aufsichtskommission.

Art. 24 Sonderprufungen [unveréndert]

"Der Stadtrat beschliesst auf Antrag der
Geschaftsprifungskommission die Durchfihrung
von Sonderprifungen. Die
Geschaftspriufungskommission hort den
Gemeinderat vor ihrem Antrag an und gibt dessen
Stellungnahme dem Stadtrat bekannt.

2Der Stadtrat beschliesst auf Antrag der
Geschaftsprufungskommission lber die Einsetzung

45



Synopse - Kommissionsentwurf Revision Geschéaftsordnung des Stadtrats vom 2. Marz 2026

Geltendes Recht Antrag der Kommission Erlauterungen

(Anpassungen weitgehend gelb hinterlegt) Kommentare zur Stellungnahme des Gemeinderats
vom 19.02.2026 in blauer Schrift

der Geschaftsprufungskommission oder einer neuen
nicht stdndigen parlamentarischen Kommission.

3Der Stadtrat formuliert den Auftrag und die
Befugnisse der Sonderprifung und bestimmt, soweit
nicht die Geschaftsprifungskommission mit der
Sonderprufung betraut wird, die Organisation und
Zusammensetzung der eingesetzten
parlamentarischen Kommission.

4Die Geschéaftsprifungskommission oder die
eingesetzte nicht standige parlamentarische
Kommission kdnnen Expertenauftrage erteilen. Der
Stadtrat ist zustandig zur Bewilligung allfalliger fur
die Durchfuhrung der Sonderprufung notwendiger
Nachkredite zu Lasten des Budgets der laufenden
Rechnung.

5Die Geschéaftsprifungskommission oder die
eingesetzte nicht standige parlamentarische
Kommission orientiert den Gemeinderat schriftlich
Uber das Ergebnis von Sonderprufungen. Der
Gemeinderat erhalt Gelegenheit zur Stellungnahme.

5 Nach Eingang einer allfalligen Stellungnahme des
Gemeinderates informiert die
Geschaftsprifungskommission oder die eingesetzte
nicht stdndige parlamentarische Kommission den
Stadtrat in geeigneter Form Uber das Ergebnis der
Sonderprufung.

Art. 25 Datenschutz Art. 25 aufgehoben Wie weiter oben ausgefibhrt, wird die
Datenschutzaufsicht kantonalisiert. Damit kann diese
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"Die Geschaftsprafungskommission erfullt als
kommunale Aufsichtsstelle fur Datenschutz
insbesondere die ihr in Artikel 34 Datenschutzgesetz
zugewiesenen Aufgaben.

2Sje ist daflir besorgt, dass Angestellte der
Stadtverwaltung sowie Mitglieder von Behodrden
periodisch uber die Bedeutung des
Amtsgeheimnisses und des Datenschutzes
informiert werden.

3Sie fuhrt ein Register der Datensammlungen
gemass Artikel 18 Datenschutzgesetz. Das Register
wird im Internet veroffentlicht.

4 Sie informiert den Stadtrat im Jahresbericht jahrlich
Uber die Erfullung ihrer Aufgaben als kommunale
Aufsichtsstelle fuir Datenschutz.

5 Sie informiert die Offentlichkeit regelméssig und in
geeigneter Form  Uber die Belange des
Datenschutzes, insbesondere Uber die Moéglichkeit,
die Bekanntgabe der eigenen Daten sperren zu
lassen.

8 Sie verfligt Uiber eine jahrliche Ausgabenkompetenz
zur Erfallung der Aufgaben im Bereich Datenschutz
von Fr. 10'000.00.

7Sie kann zur Erflllung der Aufgaben im Bereich
Datenschutz externe Fachpersonen mandatieren.

Bestimmung aufgehoben und die GPK von einer Aufgabe
entlastet werden. Um bis zum definitiven Inkrafttreten
der kantonalen Erlasse keine Liicke entstehen zu lassen,
wurde eine Ubergangsbestimmung (Art.  70a)
geschaffen.

Der Gemeinderat beantragt, die Ubereinstimmung mit
den Ubergangsregelungen des revidierten KDSG zu
prfen.

Die Kommission hat Artikel
prézisiert.

70a entsprechend
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Art. 26 Sekretariat und Protokoll

" Das Sekretariat der Geschéaftsprifungskommission
wird vom Sekretariat des Stadtrates gefiihrt, sofern
der Stadtrat nichts anderes beschliesst. Es ist fur die
Ausfertigung des Protokolls der
Geschaftsprufungskommission verantwortlich.

2Das Sekretariat kann sich an den Sitzungen der
Geschaftsprifungskommission zu Rechts- und
Verfahrensfragen dussern.

Art. 26 aufgehoben

Die Protokollfihrung wird bei den Aufgaben der
Stadtratssekretarin oder des Stadtratssekretérs geregelt
(Art. 17b Abs. 1 Bst. a).

f) Weitere parlamentarische Kommission
Art. 27 Weitere parlamentarische Kommissionen

"Der Stadtrat kann nach Massgabe der
Bestimmungen der Stadtverfassung weitere standige
oder nicht stdndige Kommissionen einsetzen, wobei
auf die Vertretung der im Stadtrat vertretenen
Fraktionen und Geschlechter angemessene
Rucksicht zu nehmen ist.

2Sofern der Einsetzungsbeschluss nichts anderes
regelt, wird Artikel 26 Absatz 1 analog angewendet.

3 Die Kommissionen  sind berechtigt, vom
Gemeinderat Auskiinfte einzuholen, und
Ergdnzungen der Akten zu verlangen sowie Mitglieder
des Gemeinderates und andere Fachleute zu ihren
Sitzungen beizuziehen oder mit Zustimmung des
Gemeinderates Angestellte der Stadtverwaltung
einzuladen.

f) Weitere parlamentarische Kommission

Art. 27 Weitere parlamentarische Kommissionen
! [unverdndert]

8 [aufgehoben]

3 [unveréndert]

Mit der Aufhebung von Artikel 26 ist hier Absatz 2

aufzuheben. Auch die Protokollierung in den
Kommissionen ist bei den  Aufgaben der
Stadtratssekretdrin  oder des  Stadtratssekretars
geregelt.
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lll. SITZZUNGEN
a) Grundlagen
Art. 28 Beratungsgegenstande

" Die Vorlagen und Geschéfte, fiir die der Stadtrat
nach den Bestimmungen der geltenden Reglemente
zustandig ist, sind der Stadtratsprasidentin bzw. dem
Stadtratsprasidenten einzureichen, und soweit

notwendig, mit einem schriftlichen Antrag zu
versehen.
2Der Gemeinderat bereitet die dem Stadtrat

vorzulegenden Geschafte vor, mit Ausnahme von:

a. Beschlussantragen, welche die Geschéaftsordnung
des Stadtrates betreffen;

b. Beschlussantragen, welche die Einsetzung einer
standigen oder nicht stidndigen Kommission des
Stadtrates betreffen;

c. Ersatzwahlen fiir das Biuro des Stadtrates, der

parlamentarischen =~ Kommissionen und des
Sekretariats des Stadtrates und der
parlamentarischen Kommissionen wahrend

laufender Legislaturperiode.

3 Die Geschafte gemass Absatz 2 werden durch das
Buro vorbereitet (vgl. Art. 15 Abs. 1 Bst. d; Art. 50),
sofern nicht explizit eine nicht stdndige Kommission
des Stadtrates hierflr eingesetzt ist.

lll. SITZZUNGEN
a) Grundlagen
Art. 28 Beratungsgegenstande

" Geschafte werden dem Stadtrat unterbreitet
durch

a. Berichte und/oder Antrage des
Gemeinderats,

b. Berichte und/oder Antrage des
Stadtratsburos, der
Geschaftsprufungskommission und

gegebenenfalls von anderen vom Stadtrat
eingesetzten parlamentarischen
Kommissionen mit Antragsrecht,

c. durch parlamentarische Vorstosse.

2Sofern zwei Drittel der anwesenden Mitglieder
zustimmen, kann ein Geschéaft an einer Sitzung
ohne vorherige Traktandierung behandelt werden,
wenn es sich dazu eignet.

Es handelt sich ebenfalls um eine Prazisierung der heute
geltenden Bestimmung durch die Ubernahme einer
Formulierung wie sie der Bund, der Kanton und auch
viele Parlamentsgemeinden verwenden. In der
Gemeindeverordnung (BSG 170.111) ist ebenfalls die
Rede von «Gegenstanden», die an der
Gemeindeversammlung traktandiert und Uuber die
Beschluss gefasst wird.

Die einzelnen Beratungsgegenstidnde werden in Artikel
28 klar bezeichnet. Ein Gesché&ft kann auch durch einen
parlamentarischen Vorstoss eingebracht werden, indem
dieser verlangt, dass der Gemeinderat oder ein anderes
Organ einen Antrag zu einem bestimmten Gegenstand
unterbreitet.

Der Inhalt des bisherigen Absatz 2 wurde in Artikel 28a
verschoben. Die Geschéftsvorbereitung durch den
Gemeinderat wird in der Stadtverfassung geregelt
(Artikel 67 Absatz 2); sie wird neu in Artikel 28a Absatz 2
wiederholt. Die Zustandigkeit zur Vorbereitung der
eigenen Geschéfte des Stadtrats wird neu und
systematisch  korrekt bei den Aufgaben des
Stadtratsbiros in Artikel 15 Absatz 1 Buchstabe d.
geregelt.

Neu wird hier an einer systematisch besseren Stelle
geregelt, unter welchen Voraussetzungen Geschéfte, die
nicht rechtzeitig eingereicht wurden, trotz fehlender
Traktandierung behandelt werden kbénnen. Das
Gemeindegesetz enthalt keine Bestimmungen U(ber die
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Einberufung und Organisation von Parlamentssitzungen.
Aus der Offentlichkeit der Sitzungen und der Unterlagen
dazu (Art. 11 und 12 des Gesetzes Uber die Information
und die Medienférderung [IMB; BSG 107.1]) ergibt sich
aber, dass diese auch oOffentlich anzukindigen
(publizieren) sind. Im Ubrigen kénnen die Vorschriften
zur Gemeindeversammlung als Orientierungsrahmen
herangezogen werden. Der Stadtrat soll ebenfalls nur
Uuber ordentlich angekiindigte (traktandierte) Geschéfte
beschliessen koénnen, zu welchen er die Unterlagen
rechtzeitig erhalten hat. Viele Parlamente kennen aber
auch eine Bestimmung, nach welcher, analog zur
Gemeindeversammlung, der Rat selbst beschliessen
kann, ein nicht traktandiertes Geschéft zu behandeln.
Anders als bei Gemeindeversammlungen kann das
Parlament solche Geschéfte unter Umstidnden direkt
beschliessen. Aus diesem Grund soll der
Gesamtstadtrat entscheiden, ob er sich Uber nicht
(rechtzeitig)  traktandierte @ Geschéfte  genigend
informieren und einen Willen bilden konnte, um diese zu
behandeln.

Der Gemeinderat hélt fest, dass parlamentarische
Vorstésse nicht direkt zu einem Beratungsgegenstand
fuhren.

Die Kommission halt dazu fest, dass gemeint ist, dass
parlamentarische Vorstosse ein Geschéft an den
Stadtrat auslésen und somit (direkt) zur Erarbeitung und
Unterbreitung eines Geschéfts flihren. Auch im
eidgendssischen Parlamentsgesetz (Art. 71) und im
Grossratsgesetz (Art. 73) werden die parlamentarischen
Vorstésse als Beratungsgegenstidnde bezeichnet. Mit
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Ausnahme der Interpellationen, die durch den Bericht
direkt beantwortet werden, flihren alle anderen
parlamentarischen Vorstésse zur Vorbereitung eines
Parlamentsgeschéfts (vgl. Ablaufschema).

Der Gemeinderat fragt sich weiter, ob mit der
Streichung der bisherigen Absatze 2 und 3 die
Ausnahmen von der Vorbereitung von Geschéften durch
den Gemeinderat ausgeweitet werden sollen. Dies
kénnte zu Unklarheiten und Diskussionen fihren. Mit
Blick auf laufende Projekte und Geschaéfte sollte deshalb
eine Ubergangsregelung zu dieser Bestimmung
vorgesehen werden. Er beantragt angesichts des
Umfangs und Gewichts der Anderung auf diese zu
verzichten und die Diskussion dazu auf einen spéateren
Zeitpunkt zu verschieben.

Die Kommission hélt auch an dieser Stelle wie bereits
bei Artikel 15 fest, dass mit der vorliegenden Revision
keine Anderung beziiglich der Zusténdigkeiten fir die
Geschiéftsvorbereitung beantragt wird. Die Anderung ist
in erster Linie redaktioneller Natur. Die Inhalte der
bisherigen Absédtze 2 und 3 wurden - wie eingangs
ausgefuhrt — in Artikel 15 Absatz 1 Buchstabe d und in
Artikel 28a verschoben.

Art. 28a Geschaftsvorbereitung

' Geschafte des Stadtratsburos, der
Geschaftsprifungskommission und
gegebenenfalls weiterer parlamentarischer

Gemadss Artikel 67 Absatz 2 Stadtverfassung bereitet der
Gemeinderat die dem Stadtrat vorzulegenden Geschéfte
vor, «soweit die Geschéftsordnung des Stadtrats nichts
anderes bestimmt».
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Kommissionen werden von deren Sekretariat
vorbereitet. Darunter fallen namentlich auch

a. Geschafte, welche die Geschaftsordnung des
Stadtrates betreffen;

b. Geschafte, welche die Einsetzung einer
standigen oder nicht stadndigen parlamentarischen
Kommission betreffen;

c. Ersatzwahlen fiir das Buro des Stadtrates, der
parlamentarischen Kommissionen und des
Sekretariats des Stadtrates und der
parlamentarischen Kommissionen wahrend
laufender Legislaturperiode

2 Alle Ubrigen Geschafte, welche vom Stadtrat oder
von den Stimmberechtigten zu beschliessen sind,
werden nach dem Grundsatz von Artikel 67 Absatz
2 der Stadtverfassung vom Gemeinderat und der
Verwaltung vorbereitet.

3Bei wichtigen Gesetzgebungsvorhaben bezieht
der Gemeinderat den Stadtrat rechtzeitig und
angemessen in die Erarbeitung ein.

Der Stadtrat kann somit in seiner Geschéftsordnung
bestimmen, dass gewisse Geschéfte aus seinem
Zustandigkeitsbereich, wie bspw. Gesetzesvorlagen,
durch ein anderes Organ (als der Gemeinderat), bzw.
durch ihn vorzubereiten sind. Der Stadtrat macht im
Moment von diesem Recht nur einschrdnkend
Gebrauch. Die Aufzdhlung in Absatz 1 entspricht
inhaltlich dem bisherigen Art. 28 Abs. 2.

Vorliegend wird geregelt, dass der Stadtrat kiinftig als
Gesetzgeber in wichtige Gesetzgebungsvorhaben,
welche von der Verwaltung vorbereitet werden,
einzubeziehen ist. Und zwar bereits in der Phase der
Erarbeitung und nicht erst nachgelagert, bspw. im
Rahmen eines Vernehmlassungsverfahrens oder gar
erst mit einer fixfertigen Vorlage. Zur Frage der
Wichtigkeit und der Angemessenheit wird sich eine
Praxis bilden missen.

Der Gemeinderat halt zu Artikel 28a fest, dass der
Begriff «grundséatzlich» in Absatz 2 bedeuten kénnte,
dass weitere, nicht naher definierte Geschéafte vom
Stadtratssekretariat vorbereitet werden kénnten. Dies
kénnte zu unterschiedlichen Auslegungen und
Diskussionen innerhalb der verschiedenen Organe der
Stadt fihren.

Die Kommission hélt dazu fest, dass mit dem Begriff
«grundsaéatzlich» in erster Linie auf den Vorbehalt in Artikel
67 Absatz 2 der Stadtverfassung Bezug genommen wird.
Es wére dem Stadtrat staatspolitisch grundsétzlich nicht
verwehrt werden, im Bereich seiner Kernkompetenz —
der Gesetzgebung — selbst vorbereitend tétig zu werden.
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Sollte der  Stadtrat  bspw. aufgrund  einer
entsprechenden Motion beschliessen, ein
Gesetzgebungsvorhaben selbst an die Hand zu nehmen,
wirde ein solches Geschéft von der vom Stadtrat
bezeichneten Stelle — dies wére nicht zwangslaufig das
Stadtratssekretariat - vorbereitet. Im Sinne des
Vorbehalts in Artikel 67 Absatz 2 der Stadtverfassung
musste diese Verschiebung der Zusténdigkeit aber in die
Geschéftsordnung aufgenommen werden.

Aber auch dies soll mit der Formulierung nicht
vorweggenommen werden, weshalb die Kommission
Absatz 2 entsprechend angepasst hat. Vielmehr soll der
Gemeinderat geméass Absatz 3, wenn er im Kernbereich
der stadtradtlichen Zusténdigkeit, der Gesetzgebung,
tatig werden will, den Stadtrat einbeziehen.

Weiter hat die Kommission neu in Absatz 1 Buchstaben
a bis c¢ die «Geschéfte des Stadtratsbuliros, der
Geschéftsprifungskommission und von weiteren
Kommissionen» (sogenannte «ratseigene Geschéfte») in
einer nicht abschliessenden Aufzdhlung exemplarisch
umschrieben, um die Unterscheidung zu den «dem
Stadtrat vorzulegenden Geschéften» gemaéss Artikel 67
Absatz 2 Stadtverfassung deutlich zu machen.

Der Gemeinderat wendet ein, der in Absatz 3
verwendete Begriff «wichtige»
(Gesetzgebungsvorhaben) lasse zu viel Raum fur
Diskussionen. Hinzu komme, dass nicht geregelt sei, wie
der Einbezug erfolgen solle und wie sich der Stadtrat in
solchen Féllen organisieren wolle. Auf die Bestimmung
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soll deshalb verzichtet und die Diskussion auf spéter
verschoben werden.

Die Kommission ist zuversichtlich, dass sich tber den
Begriff der «wichtigen» Gesetzgebungsvorhaben ohne
allzu grosse Diskussionen im Einzelfall Konsens
herstellen lasst. Voraussetzung dafir ist, dass die
erforderlichen Informationen zwischen Gemeinderat
und Stadtrat fliessen. Die Frage, wie der Einbezug zu
gestalten ist und der Stadtrat sich organisieren will, sind
im konkreten Einzelfall zu kldren und allenfalls zu
beschliessen. Hier vorab eine allgemeinglltige Regelung
vorzusehen, erscheint der Kommission weder méglich
noch sinnvoll. Sie hélt deshalb am Vorschlag fest.

Flr die Kommission versteht es sich von selbst, dass
Absatz 3 auf Geschéfte, die sich bereits auf dem
Behérdenweg  befinden, nur mit Augenmass
angewendet werden kann; diese Bestimmung zielt nicht
darauf ab, laufende Geschéfte, die sich in einem
fortgeschrittenen Bearbeitungsstadium befinden, zu
verzégern. Auch hier gilt es geschéaftsspezifisch zu
entscheiden, inwiefern der Stadtrat in laufende
Geschéfte einbezogen werden kann. So spricht bspw.
nichts dagegen, bei Geschéften, die sich in einem friihen
Projektstadium befinden, diese Bestimmung sofort
anzuwenden. Auf die Formulierung einer
Ubergangsbestimmung kann aus Sicht der Kommission
verzichtet werden.

b) Sitzungsablauf b) Sitzungsablauf Der Inhalt der bisherigen Absétze 1 und 2 werden in einer
Bestimmung zusammengefasst (Abs. 1). Gleichzeitig
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Art. 29 Eroffnung der Sitzung

"Die Stadtratsprasidentin bzw. der
Stadtratsprasident erdffnet die Sitzung und lasst
durch die Protokollfihrerin bzw. den Protokollfihrer
den Namensaufruf vornehmen, die bzw. der allfallige

Art. 29

'Die Stadtratsprasidentin bzw. der
Stadtratsprasident eroffnet die Sitzung und lasst
durch die Stadtratssekretarin bzw. den
Stadtratssekretar den Namensaufruf vornehmen,

wird die auch heute schon gelibte Zustandigkeit fiir den
Appellim Gesetzestext nachgefiihrt.

Bislang war die Zustédndigkeit des Prasidiums fir die
Bestimmung des Verhandlungsablaufs nirgends
geregelt. Abs. 2 hélt die bisher gelibte Praxis fest.

Entschuldigungen von abwesenden | worauf er oder sie die Beschlussfahigkeit des

Stadtratsmitgliedern zu Kenntnis bringt. Parlaments feststellt.

2Die Stadtratsprasidentin bzw. der | 2Der Stadtratsprasident bzw. die

Stadtratsprasident stellt sodann die | Stadtratsprasidentin bestimmt den Gang der

Beschlussfahigkeit des Rates fest. Verhandlungen unter  Vorbehalt allfalliger
Ordnungsantrage.

Art. 30 Reihenfolge der Geschafte [unverandert]

"Nach der Eroffnung beginnt die Beratung der

Geschéafte in der Reihenfolge der Traktandenliste.

2 Der Stadtrat kann eine Abanderung der Reihenfolge

beschliessen. Ein entsprechender Antrag kann als

Ordnungsantrag vor und wahrend der Beratungen

gestellt werden (Art. 38).

c) Behandlung der Geschafte [unveréndert]

Art. 31 Eintreten

"Vor der Detailberatung jedes Geschéftes kann die
Eintretensfrage gestellt werden. Eintreten ist
obligatorisch bei Geschaften, deren Behandlung
vorgeschrieben ist, wie Initiativen, Budget,
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Jahresbericht, Rechnung oder parlamentarischen
Vorstdssen.

2 Liegt ein Antrag auf Nichteintreten vor, wird dieser
gemass Artikel 34 beraten.

3 |st Eintreten beschlossen, kann der Gemeinderat
das Geschaft nur noch mit Zustimmung des
Stadtrates zuruickziehen.

Art. 32 Detailberatung

Tlst  Eintreten die

Detailberatung.

beschlossen, so folgt

2Der Stadtrat kann beschliessen, eine Vorlage
artikelweise, abschnittweise oder in ihrer
Gesamtheit zu beraten.

3Im weiteren kann der Stadtrat eine zweite Lesung
beschliessen. Die Schlussabstimmung findet nach
der zweiten Lesung statt.

Art. 32 Beratung

"Der Stadtrat kann Geschéafte artikel- oder
abschnittweise oder in ihrer Gesamtheit beraten

2Erkann

a. Vor der Schlussabstimmung beschliessen, auf
einzelne Artikel oder Abschnitte
zuruckzukommen,

b. nach der Schlussabstimmung an der gleichen
Sitzung mit einer Mehrheit von zwei Dritteln der
anwesenden Mitglieder beschliessen, auf das
behandelte Geschaft zurickzukommen.

3Er beschliesst Uber Rickkommensantrage und
berat den betreffenden Artikel oder Abschnitt oder
das Geschaft nochmals, wenn Rickkommen
beschlossen wird.

4Er kann beschliessen, dass ein Reglement in zwei
Lesungen beraten wird. In diesem Fall findet die
Schlussabstimmung nach der zweiten Lesung
statt.

In den Artikeln 32 bis 33a werden die Bestimmungen der
bisherigen Artikel 32, 33 und 38 bis 41 in einen Kontext
zusammengefasst.

Neu ist die Prazisierung in Artikel 33 Absatz 3 wonach
Antrédge ohne Zusammenhang mit dem behandelten
Geschéft als Vorstoss einzureichen sind. Dies dient dem
effizienten Ablauf der Beratungen.

In der geltenden Geschéftsordnung wird zwischen
Rickkommen und «Wiedererwdgung» unterschieden
(Art. 40 und 41), wobei die Formulierung in Artikel 41
nicht sehr klar ist. Der Unterschied besteht im Zeitpunkt
des Antrags (vor oder nach der Schlussabstimmung) und
im Umfang des Gegenstands (einzelne Artikel oder
Abschnitte vor der Schlussabstimmung bzw. das ganze
Geschéft nach der Schlussabstimmung). Dieser
terminologische Unterschied wird soweit ersichtlich in
anderen Geschéftsordnungen (ausser Thun) nicht
gemacht und st auch nicht selbsterkldrend.
Grundsétzlich handelt es sich in beiden Fallen um ein
Ruckkommen. Auf Bundes- und Kantonsebene ist
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Rickkommen nur bis vor der Schlussabstimmung auf
einzelne Gegenstédnde zuléassig.

Absatz 4 préazisiert, dass zweite Lesungen nur zu
Gesetzgebungsvorhaben stattfinden (kbnnen).
Sachgeschéfte kdénnen nicht einer zweiten Lesung
unterzogen werden. Sie kénnen jedoch verschoben
werden (vgl. Art. 33a Abs. 1 Bst. a).

Der Gemeinderat weist darauf hin, dass die Neuerung
in Absatz 4 wonach nur flir Reglemente zweite Lesungen
durchgefiihrt werden, nicht nédher begriindet werde.

Die Kommission halt dazu fest, dass ihr keine
Parlamente  bekannt  sind, die zu anderen
Sachgeschéften als Gesetzgebungen zweite Lesungen
durchftihren. Andere Geschéfte (Planungen,
Verpflichtungskredite, parlamentarische Vorstosse,
Stellenschaffungen, Wahlen und Ernennungen etc.)
werden nicht einer zweiten Lesung unterzogen, sondern
allenfalls mit Uberarbeitungsauftragen zuriickgewiesen
und wieder traktandiert. Zweite Lesungen sind mit
anderen Worten ein auf Gesetzgebungsverfahren
zugeschnittenes Vorgehen. In der Debatte der ersten
Lesung eingebrachte Anderungsantrége werden in den
Gesetzestext tibertragen und vom Parlament danach in
der zweiten Lesung noch einmal geprtift.

Art. 32a Rickweisung

" Der Stadtrat kann ein Geschaft zur Verbesserung
an das dafir zustandige Organ zurickweisen.

Die Rickweisung ist bislang - auf der Stufe des
Stadtratsplenums - nicht explizit geregelt, sie wird aber
bereits heute als moglicher  Antrag  der
Geschéftsprifungskommission an den Stadtrat erwdhnt
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2Beschliesst er Ruckweisung, gibt er
welchem Sinn das Geschaft anzupassen ist.

an, in

(Art. 21 Ziff. 2 1. Lemma). Ein Geschéft kann vom
Stadtrat zuriickgewiesen werden, wenn es nicht in der
beantragten Form beschlossen werden soll oder wenn
bspw. wichtige Informationen fehlen oder sich solche
als unrichtig erweisen. In solchen Fé&llen soll ein
Geschaéft nicht einfach «kommentarlos
zurtickgeschickt» werden kdnnen. Es soll vielmehr
angezeigt werden, was am Geschéft zu andern ist, damit
der Stadtrat es behandelt.

Art. 33 Antrage

TAntrage sind zu  formulieren und  der
Stadtratsprasidentin bzw. dem Stadtratsprasidenten
auf Verlangen schriftlich einzureichen.

Art. 33 Antrage

" Jedes Stadtratsmitglied kann Antrage zu einem
behandelten Geschaft einreichen namentlich auf

a. Nichteintreten,

b. Rlckweisung,

c. Anderung oder Erganzung,
d. Ruckkommen.

2 Antrage sind dem Stadtratssekretariat in der Regel
vor der Sitzung auf elektronischem Weg
einzureichen. An der Sitzung selbst mussen sie
dem Stadtratsprasidenten oder der
Stadtratsprasidentin auf Verlangen schriftlich
vorgelegt werden.

3 Antrage, die keinen unmittelbaren
Zusammenhang mit dem behandelten Geschaft
aufweisen, mussen als Motion oder Postulat
eingereicht werden.

Auch die materiellen Antrdge der einzelnen
Stadtratsmitgliedern zu Geschéften sind bislang nicht
explizit aufgezahlt. Die wichtigsten, welche auch andere
Parlamente kennen, werden in Artikel 33 nun neu (nicht
abschliessend) aufgezahlt. Diese Aufzdhlung soll den
Stadtratsmitgliedern aufzeigen, was sie beantragen
kénnen.

Die Klarstellung in Absatz 2 soll dem effizienten
Sitzungsablauf dienen. Durch die Aushédndigung eines
schriftlichen Textes kann dieser uber den Beamer
eingeblendet werden; zudem werden Missverstdndnisse
vermieden.

Absatz 3 soll daran erinnern, dass auch im Rahmen der
Parlamentsdebatte die Einheit der Materie gewahrt
werden muss.
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4Bei Wahlgeschaften sind Ruckkommensantrage
ausgeschlossen.

Art. 33a Ordnungsantrage

"Ordnungsantrage  betreffen die Art der
Behandlung der Geschafte, namentlich

a. die Verschiebung eines Geschafts,

b. die Durchfuhrung einer zweiten Lesung,

C. die Beendigung der Beratung eines
Geschafts,

d. die Beschrankung der Redezeit,

e. den Unterbruch, Abbruch oder die
Verlangerung der Sitzung,

f. die Handhabung der Geschaftsordnung.

2Jedes Stadtratsmitglied kann jederzeit einen
Ordnungsantrag stellen.

3Uber Ordnungsantrage wird sofort abgestimmt.
Die Antragstellerin oder der Antragsteller erhalt das
Wort fiir eine kurze Begriindung. Uber weitere
Wortmeldungen entscheidet das Prasidium.

4Wird ein Ordnungsantrag auf Beendigung der
Beratung eines Geschafts angenommen, haben
das Wort nur noch

a. die Sprecherin oder der Sprecher des
Gemeinderats oder der vorberatenden
parlamentarischen Kommission,

Auch die Ordnungsantrdge werden detaillierter und
klarer geregelt.

Ob uber Ordnungsantrage eine Diskussion stattfindet,
entscheidetim Einzelfall das Stadtratsprasidium.
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b. die Mitglieder des Stadtrats, die das Wort vor
dem Ordnungsantrag verlangt haben.

d) Redeordnung
Art. 34 Reihenfolge

" Bei jedem Geschéft erteilt die Stadtratsprasidentin
bzw. der Stadtratsprasident der Reihe nach das Wort
der Berichterstatterin bzw. dem Berichterstatter des
Gemeinderates bzw. bei Beschlussantragen dem

Blro des Stadtrates, danach der
Geschaftsprifungskommission und/oder  einer
anderen parlamentarischen Kommission, den

ubrigen Mitgliedern der vorberatenden Behdrden,
soweit sie von den jeweiligen Organen dazu
beauftragt sind, sodann den Fraktionen (eine
Sprecherin bzw. ein Sprecher pro Fraktion), worauf
die allgemeine Umfrage eroffnet wird.

2Bei der Behandlung von parlamentarischen
Vorstossen erteilt die Stadtratsprasidentin bzw. der
Stadtratsprasident nach der Berichterstatterin bzw.
dem Berichterstatter des Gemeinderates und der
Geschaftsprufungskommission der bzw. dem
Erstunterzeichnenden oder der Sprecherin bzw. dem
Sprecher das Wort. Ist diesem Mitglied die Teilnahme
an der Sitzung nicht moglich, muss es die
Stellungnahme einem anderen Stadtratsmitglied
Ubertragen.

3 Die Stadtratsprasidentin bzw. der
Stadtratsprasident erteilt das Wort in der
Reihenfolge der Anmeldung, wobei diejenigen

Stadtratsmitglieder, die Uber den Gegenstand der

[unverdndert]
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Beratung noch nicht gesprochen haben, den Vorrang
erhalten vor solchen, die sich bereits gedussert
haben.

Art. 35 Pflichten der Rednerinnen bzw. Redner

T Grundsatzlich spricht jede Rednerin bzw. jeder
Redner von den fur den Stadtrat vorgesehenen
Rednerpulten aus, nachdem ihr bzw. ihm das Wort
erteilt worden ist.

2Sje bzw. er hat bei der Sache zu bleiben, und sich
kurz zu fassen.

3Werden diese Regeln nicht beachtet oder wird der
Anstand verletzt, so ist die bzw. der Fehlbare von der
Stadtratsprasidentin bzw. dem Stadtratsprasidenten
zu mahnen, oder zur Ordnung zu rufen. Bleibt der
Ordnungsruf fruchtlos, so ist der Rednerin bzw. dem
Redner das Wort zu entziehen.

4 Im Ubrigen sind Unterbrechungen nicht gestattet.

[unverdndert]

Art. 36 Schluss der Beratung

"Verlangt niemand mehr das Wort, so erklart die
Stadtratsprasidentin bzw. der Stadtratsprasident die
Detailberatung als geschlossen.

2Den Berichterstatterinnen bzw. Berichterstattern
der vorberatenden Behdrden ist auf Verlangen ein
Schlusswort gestattet. Bei der Behandlung von
parlamentarischen Vorstéssen hat die bzw. der

Art. 36 Beendigung der Beratung

"Verlangt niemand mehr das Wort, so erklart die
Stadtratsprasidentin bzw. der Stadtratsprasident
die Beratung als geschlossen.

2 Den Berichterstatterinnen bzw. Berichterstattern
des vorberatenden Organs ist auf Verlangen ein
Schlusswort gestattet. Bei der Beantwortung von
parlamentarischen Vorstdossen hat die bzw. der

Der Begriff «Detailberatung», der fur
Gesetzgebungsvorhaben verwende wird, wird durch den
allgemeinen fir alle Formen von Geschéften

anwendbaren Begriff «Beratung» ersetzt. Anstelle des
Begriffs «Schluss» wird der besser verstandliche Begriff
«Beendigung» verwendet.
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Erstunterzeichnende oder die Sprecherin bzw. der
Sprecher das Schlusswort.

Erstunterzeichnende oder die Sprecherin bzw. der
Sprecher das Schlusswort.

Art. 37 Personliche Erklarung

"Jedes Stadtratsmitglied, die Fraktionen und die
Mitglieder des Gemeinderates sind berechtigt, nach
Abschluss der Traktandenliste eine Erklarung
abzugeben. Diese Erklarung ist kurz und sachlich zu
halten.

[unverdndert]

Behandlung eines
Sitzungsablauf

e) Formelle Antrige zur
Geschifts und zum
(Ordnungsantrége)

Art. 38 Antrage

TAls formelle Antrdge zur Behandlung eines
Geschafts (Ordnungsantrage) gelten insbesondere
der Antrag auf Schluss der Beratung, der Antrag auf
Sitzungsunterbruch, der Antrag auf eine zweite
Lesung, der Antrag auf Rickkommen und der Antrag
auf Wiedererwagung.

2 Ordnungsantrage sind zu begriinden.

3Wird ein Ordnungsantrag gestellt, so wird er vor
jedem anderen Antrag beraten und zur Abstimmung
gebracht.

Art. 38 aufgehoben

Die Bestimmungen der Artikel 38 bis 41 wurden in den
Artikeln 29 bis 33a zusammengefasst.

Art. 39 Antrag auf Schluss der Beratung

Art. 39 aufgehoben
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"Wird ein Antrag auf Schluss der Beratung
gutgeheissen, so erhalten das Wort nur noch
diejenigen Rednerinnen und Redner, welche es
verlangt haben, bevor der Antrag gestellt wurde.
Anschliessend wird der vorberatenden Behdrde und
bei der Behandlung von parlamentarischen
Vorstdssen zusatzlich der bzw. dem
Erstunterzeichnenden oder der Sprecherin bzw. dem
Sprecher das Schlusswort erteilt.

Art. 40 Rickkommen

TMit einem Rilckkommensantrag kann bis zum
Schluss der Beratung einer Vorlage verlangt werden,
auf einzelne Teile der Vorlage zurickzukommen.

2Sofern die Mehrheit der Anwesenden dem
Rickkommensantrag zustimmt, findet nochmals
eine Beratung des betreffenden Gegenstandes statt.

Art. 40 aufgehoben

Art. 41 Wiedererwagung

" Antrag auf Wiedererwagung eines Geschéfts kann
nur bis zum Schluss der Sitzung, an welcher das
betreffende Geschéaft verabschiedet wurde, gestellt
werden.

2 Bei einem Antrag auf Wiedererwagung ist vor dem
Entscheid Gelegenheit zur Diskussion zu geben.
Sofern dem Wiedererwagungsantrag zwei Drittel der
anwesenden Mitglieder zustimmen, wird die

Art. 41 aufgehoben
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Beratung wieder aufgenommen oder fur eine der
nachsten Sitzungen traktandiert.

SEine Wiedererwagung von Wahlgeschaften ist
ausgeschlossen.

IV. PARLAMENTARISCHE INSTRUMENTE
a) Allgemeine Bestimmungen
Art. 42 Einreichung von Vorstossen

" Jedes Stadtratsmitglied und jede Fraktion hat das
Recht, Motionen, Postulate, Interpellationen und
Beschlussantrage einzureichen. Jugendliche knnen
nach Massgabe von Artikel 51 ein Jugendpostulat
einreichen.

2 Parlamentarische Vorstosse sind schriftlich und
unterzeichnet dem Sekretariat zuhanden der
Stadtratsprasidentin bzw. dem Stadtratsprasidenten
einzureichen. Elektronische Eingaben sind zulassig,
sofern die Absenderin bzw. der Absender Uber eine
der eigenhandigen Unterschrift gleichgestellte
qualifizierte elektronische Signatur verfugt.

3 Sie enthalten eine Uberschrift, einen Antrag, und es
ist anzugeben, um welche Form eines Vorstosses
(vgl. Art. 46 ff.) es sich handelt.

4 Motionen, Postulate und Beschlussantrage sind
Uberdies schriftlich zu begriinden.

IV. PARLAMENTARISCHE INSTRUMENTE
a) Parlamentarische Vorstosse
Art. 42 Grundsatz und Einreichung

" Parlamentarische Vorstosse kénnen in der Form
einer Motion, eines Postulats oder einer
Interpellation eingereicht werden.

2Die Beantwortung und die Erledigung der
Vorstosse erfolgt entweder durch den
Gemeinderat, das Stadtratsbiro oder eine
parlamentarische Kommission.

3Jedes Stadtratsmitglied, die parlamentarischen
Kommissionen und die Fraktionen haben das
Recht, parlamentarische Vorstosse einzureichen.

4 Jugendliche kdnnen nach Massgabe von Artikel 51
ein Jugendpostulat einreichen.

Der gesamte Absatz wird neu gegliedert. Die
parlamentarischen Vorstésse werden systematisch
kohdrenter  nach  inhaltlichen und  formellen
Voraussetzungen, sowie den einzelnen
Verfahrensschritten (Einreichung - Vorprifung und
Zuweisung — Bearbeitung — Beantwortung - Behandlung
im Stadtrat - Umsetzung und Erledigung) geordnet (siehe
dazu Ablaufskizze im Bericht und Antrag)

Neu sollen auch die parlamentarischen Kommissionen,
namentlich die Geschaéftspriifungskommission,
Vorstdsse einreichen kénnen.
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5 Wer die dringliche Behandlung eines
parlamentarischen Vorstosses verlangt, hat die
Dringlichkeit gesondert schriftlich zu begrtinden.

8 Parlamentarische Vorstdosse durfen Sitte und
Anstand nicht verletzen (Art. 15 Abs. 1 Bst. c).

Art. 42a Formelle Voraussetzungen

' Parlamentarische Vorstdsse sind schriftlich und
unterzeichnet dem Sekretariat zuhanden des
Stadtratsburos einzureichen.

2Mit einer der eigenhandigen Unterschrift
gleichgestellten elektronischen Signatur koénnen
sie elektronisch eingereicht werden.

3Sie bezeichnen die Form des Vorstosses und
enthalten eine Uberschrift, einen Antrag, und im
Falle von Motionen und Postulaten sowie bei der
Beantragung einer dringlichen Behandlung eine
kurze Begrundung.

4 Parlamentarische Vorstésse durfen Sitte und
Anstand nicht verletzen (Art. 15 Abs. 1 Bst. d).

Hier werden die bereits heute geltenden formellen
Bestimmungen von Art. 42 Abs. 2 bis 4 in einer separaten
Bestimmung zusammengefasst. Die dabei
vorgenommenen sprachlichen Anpassungen sollen
keine inhaltlichen Anderungen bewirken.

Art. 43 Bekanntgabe eingereichter Vorstdsse

"Das Sekretariat gibt am Schluss jeder Sitzung die
seit der letzten Sitzung eingegangenen
parlamentarischen Vorstosse bekannt.

2 Per E-Mail eingereichte Vorstosse werden, wenn sie
nicht spatestens am dritten Tag vor Sitzungsbeginn,

Art. 43 Bekanntgabe eingereichter Vorstdsse
" [unveréndert]

2Elektronisch eingereichte Vorstdsse werden, wenn
sie nicht spatestens einen Arbeitstag vor
Sitzungsbeginn, 14.00 Uhr, beim Sekretariat
eingehen, erst an der folgenden Sitzung verlesen
und zugewiesen.

Die Anderung von Absatz 2 zielt auf Stadtratsitzungen,
die nicht an einem Montag stattfinden.

65




Synopse - Kommissionsentwurf Revision Geschéaftsordnung des Stadtrats vom 2. Marz 2026

Geltendes Recht

Antrag der Kommission
(Anpassungen weitgehend gelb hinterlegt)

Erlduterungen
Kommentare zur Stellungnahme des Gemeinderats
vom 19.02.2026 in blauer Schrift

14.00 Uhr, beim Sekretariat eingehen, erst an der
folgenden Sitzung verlesen und zugewiesen.

Art. 44 Zuweisung

"Beschlussantrage (vgl. Art. 50) Ubermittelt das
Sekretariat im Auftrag der Stadtratsprasidentin bzw.
des Stadtratsprasidenten dem Stadtratsburo.

2|m Ubrigen Uibermittelt das Sekretariat im Auftrag
der Stadtratsprasidentin bzw. des
Stadtratsprasidenten die parlamentarischen
Vorstosse dem Gemeinderat.

Art. 44 Prufung und Zuweisung

"Das Stadtratsburo prift die formelle Richtigkeit
der Vorstésse und die Zustandigkeit far die
Beantwortung.

2Es weist Vorstdsse zurtick, die
a. nicht die richtige Form aufweisen,

b. einen Gegenstand zum Inhalt haben, der nicht
vorstossfahigist,

c. deren Inhalt Sitte und Anstand verletzen.

3Das Sekretariat Ubermittelt die

Vorstosse an das zustandige Organ.

gepruften

Neu wird explizit geregelt, dass das Stadtratsbliro die
Vorstésse prift und die Zustdndigkeit fur die
Beantwortung festlegt. Es kann Vorstésse zurtickweisen,
die nichtin der richtigen Form eingereicht werden (bspw.
ein als Motion eingereichter Vorstoss verlangt die
Beantwortung von Fragen oder die Prifung eines
Gegenstands). Auch Vorstosse zu einem Gegenstand,
der nicht in der Zusténdigkeit der Gemeinde liegt, sind
zuruckzuweisen (bspw. die Prifung eines
Autobahnanschlusses).

Die Zuweisung an das zustindige Organ ist erforderlich,
weil der Beschlussantrag aufgehoben wurde. Damit
kann das Biro entsprechende Vorstésse sich selbst
oder einer stadtratlichen Kommission zuweisen.

Der Gemeinderat wendet ein, mit Richtlinienmotionen
kénne auch einzig die Prifung eines Gegenstands
verlangt werden und Motionen kbénnten nach der
heutigen Praxis auch Gegenstédnde betreffen, die nichtin
der Zustandigkeit der Gemeindebehérden liegen.

Die Kommission ist der Ansicht, dass beide Hinweise
nicht richtig sind. Nach anerkannter Definition sowohl
auf Bundes- wie auf Kantonsebene ist eine Motion
immer ein Auftrag an die Regierung, zu handeln, das
heisst, einen Erlass oder einen Beschluss
auszuarbeiten, eine Massnahme zu ergreifen oder einen
Bericht  vorzulegen. Bei der Richtlinienmotion
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entscheidet jedoch die Regierung, wie sie den Auftrag
erfullt. Will sie ihn nicht erfillen oder nicht so wie
verlangt, muss sie dazu dem Parlament einen Bericht
mit einer Begriindung vorlegen. Es geht mithin auch bei
Richtlinienmotionen nicht lediglich um einen Prlfauftrag
(vgl. Art. 63 GrG).

Die vom Gemeinderat angeftihrten Beispiele fur
Motionen zu  Gegenstdnden  ausserhalb  des
Zustandigkeitsbereichs der Gemeinde betreffen sehr
wohl Massnahmen, die der Gemeinderat ergreifen kann:
Der Auftrag, mit einer U(bergeordneten Behérde Uiber
einen Gegenstand in deren Zustandigkeit, der die
Gemeinde betrifft, Verhandlungen zu flihren oder sich in
entsprechenden Verhandlungen in bestimmter Weise
einzusetzen, bedeutet nicht, dass der Gemeinderat im
Zusténdigkeitsbereich der (bergeordneten Behdrde
selbst konkret tatig wird. So kann der Gemeinderat sich
beim Kanton oder Bund in Vernehmlassungsverfahren
gegen oder fur den Bau eines Autobahnanschlusses
einsetzen. Er kann aber nicht vom Gemeindeparlament
beauftragt werden, die Planung des
Autobahnanschlusses selbst an die Hand zu nehmen.

Art. 45 Ruckzug

"Vorstosse konnen bis zum Abschluss der
Detailberatung im Stadtrat ohne Zustimmung der
Mitunterzeichnenden von der Erstunterzeichnerin
bzw. vom Erstunterzeichner zurlickgezogen werden.

2 Bei Vorstdssen von Fraktionen ist eine Sprecherin
bzw. ein Sprecher zu bezeichnen. Diese Person
vertritt den Vorstoss und entscheidet Uber den

Art. 45 Ruckzug

"Vorstosse konnen bis zum Abschluss der Beratung
im Stadtrat ohne Zustimmung der
Mitunterzeichnenden von der Erstunterzeichnerin
bzw. vom  Erstunterzeichner zurlckgezogen
werden.

2 [unveréndert].

Detailberatung wird auch hier durch Beratung ersetzt.
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Ruckzug oder die Umwandlung einer Motion in ein
Postulat.

b) Formen
Art. 46 Motionen mit Weisungscharakter

" Motionen mit Weisungscharakter sind
selbststandige Antrage, die den Gemeinderat
verpflichten, einen Beschlusses- oder
Reglementsentwurf vorzulegen, oder die ihm
verbindliche Weisungen Uber eine zu treffende
Massnahme oder Uber zu stellende Antrage erteilen.

2 Motionen mit Weisungscharakter sind zulassig fiir
Gegenstande, die nicht in den ausschliesslichen
Kompetenzbereich des Gemeinderates fallen.

3Bei Motionen entscheidet der Stadtrat endgiltig
Uber deren Qualifizierung als Motion mit
Weisungscharakter oder als Motion mit
Richtliniencharakter.

b) Formen

Art. 46 Motionen

"Motionen richten sich

a. inder Regel an den Gemeinderat

b. an das Stadtratsburo oder eine
parlamentarische Kommission, wenn sie sich
auf ratseigene Geschafte oder Geschafte in der
Zustandigkeit dieser Kommission beziehen.

2Motionen beauftragen das zustandige Organ,

einen bestimmten Beschlusses- oder
Reglementsentwurf  vorzulegen oder eine
Massnahme zu treffen.

3Motionen an den Gemeinderat mit
Weisungscharakter betreffen Gegenstdnde, die

nicht in der ausschliesslichen Kompetenz des
Gemeinderats sind. Sie sind fur das mit der
Umsetzung der Motion beauftragte Organ bezuglich
Gegenstandes, Form und weiterer Einzelheiten der
Umsetzung verbindlich.

4Motionen an den Gemeinderat mit
Richtliniencharakter betreffen Gegenstande in der
ausschliesslichen Kompetenz des Gemeinderats,
oder einer gemeinderatlichen
entscheidungsbefugten Kommission. Der
Gemeinderat entscheidet abschliessend Uber die

Die Bestimmungen zu den Motionen in den bisherigen
Artikeln 46 und 47 werden in einem Artikel
zusammengefasst. Neu wird geregelt, dass Motionen
auch an das Stadtratsbiro oder an eine stadtrétliche
Kommission gerichtet sein kbnnen. Damit wird das in
anderen Parlamenten nicht bekannte Instrument des
«Beschlussantrags» ersetzt.

In den Absétzen 3 und 4 werden die Unterschiede
zwischen Weisungs- und Richtlinien-Motionen etwas
klarer geregelt, analog zu den diesbeziglichen
Definitionen auf Kantonsebene:

Motionen, die sich ans Parlament bzw. an dessen
Organe richten, kénnen selbstredend nur die eigenen
Geschéfte des Stadtrats oder der stadtrétlichen
Kommission betreffen. Sie haben deshalb nach der hier
getroffenen Unterscheidung immer Weisungscharakter.

Ad Absatz 3: Richtet sich die Motion mit
Weisungscharakter an den Gemeinderat, ist deren Inhalt
fir den Gemeinderat verbindlich und er muss dem
Stadtrat einen entsprechenden Reglements- oder
Beschlussesentwurf unterbreiten (Abs. 5).

Ad Absatz 4: Motionen mit Richtliniencharakter kbnnen
sich immer nur an den Gemeinderat oder eine
Kommission mit Entscheidungsbefugnissen richten, da
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Form und weitere Einzelheiten ihrer Umsetzung und
erstattet dem Stadtrat Bericht dartiber. Setzt er die
Motion nicht um, berichtet er Gber die Griinde, die
ihn zu diesem Entscheid bewogen haben.

SBei erheblich erklarten Motionen ist das
zustandige Organ verpflichtet, innert der
Umsetzungsfrist eine beschlussfahige Vorlage zu
unterbreiten oder die geforderte Massnahme zu
treffen.

sie Gegenstinde in dessen / deren ausschliesslichem
Zustandigkeitsbereich  betreffen. Der Unterschied
zwischen Motionen an den Gemeinderat mit Weisungs-
und solchen mit Richtliniencharakter betrifft somit den
Charakter des Auftrags, welcher seinerseits vom
Gegenstand  (Zustandigkeitsbereich) abhéngt. Im
Zustandigkeitsbereich eines anderen Organs kann keine
verbindliche Anordnung getroffen werden.

Ad Absatz 5: Motionen sind Auftrdge an das fir einen
Gegenstand zustandige Organ. Werden sie erheblich
erkléart, sind sie durch das zustédndige Organ durch die
Vorbereitung eines entsprechenden Geschéfts oder die
Ergreifung der verlangten Massnahme umzusetzen. Bei
Richtlinienmotionen ist Uber die Umsetzung innerhalb
der Umsetzungsfrist Bericht zu erstatten und ggfs. die
Abschreibung der Motion zu beantragen.

Der Gemeinderat weist darauf hin, dass der
«Beschlussantrag» auch im Zircher Stadtparlament
bekannt sei. Weiter héalt er fest, dass der neue Begriff
«ratseigen» in Absatz 1 Buchstabe b unscharf sei und im
Gemeinderat nicht einheitlich verstanden werde.

Die Kommission hélt fest, dass es sich bei «ratseigen»
um einen gangigen Begriff handelt, der bspw. im GrG
(Art. 61 Abs. 2 Bst. b), aber auch in zahlreichen anderen
Parlamentserlassen verwendet wird. Ratseigene
Geschifte sind demnach «parlamentarische
Angelegenheiten, die direkt vom Parlament ausgehen
und in dessen Eigenzustandigkeit fallen, wie z.B. interne
Organisation, Geschéftsordnung oder parlamentarische
Initiativen. Sie werden oft vom Blro des Rates
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vorbereitet und behandelt». Bei ratseigenen Geschéften
ist der Rat sowohl fir die Ausarbeitung als auch fir die
abschliessende Entscheidung zustédndig. Sie betreffen
oft die Selbstorganisation und Kontrolle des Parlaments:

=  Organisation und  Verfahren:  Fragen  zur
Geschéftsordnung, zum Ratsbetrieb oder zur
Sitzungsplanung.

»  Parlamentsrecht: Gesetzgebungen, die direkt das
Parlament oder seine Mitglieder betreffen (z.B.
Entschéadigungen).

= Aufsicht und Kontrolle: Angelegenheiten, die in den
Bereich der Geschéftsprifungskommission fallen
und somit als interne Angelegenheit eingestuft
werden.

=  Wahlen: Durch das Parlament selbst
vorgenommene Wahlen in interne Gremien oder in
Kommissionen.

In der kommunalen und kantonalen Verwaltung dienen
diese Regelungen dazu, die Unabhéngigkeit der
Legislative gegentiber der Exekutive zu wahren. (KI-
Zusammenfassung [Google] zu «ratseigene Geschéafte»
mit Verweisen auf die Gesetzgebungen der Kantone
Solothurn und Zug und der Stadt Zlirich).

Weiter ist der Gemeinderat der Ansicht, es handle sich
bei der Regelung in Artikel 46, namentlich was die
Moéglichkeit anbelangt, Motionen an das Stadtratsbliro
oder an stadtratliche Kommissionen zu richten, um
einen vollstdndig neuen Prozess mit wesentlichen
Kompetenzverschiebungen. So wilirden wohl viele
Vorstosse, weil sie den Zustiandigkeitsbereich von
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vorberatenden Kommissionen betreffen, dem
Stadtratsbliro selbst zur Behandlung zugewiesen
werden.

Fiir die Kommission ist diese Schlussfolgerung nicht
nachvollziehbar. Vorberatende Kommissionen sind nie
in der Sache zustandig. Vorstésse richten sich deshalb
zum Vorherein nicht an sie. Zudem sind die
vorberatenden (Sach-)Kommissionen des
Gemeinderats, obwohl sie in einem durch den Stadtrat
beschlossenen Erlass eingesetzt und ihre Mitglieder
vom Stadtrat gewdhlt werden, organisatorisch und
funktionell klar gemeinderatliche Kommissionen. Sie
werden vom fachlich zustandigen
Gemeinderatsmitglied geleitet, und ihr Sekretariat wird
von der Verwaltung geflihrt. Sie fallen somit nicht unter
die «stadtratlichen Kommissionen» gemass Artikel 46
Absatz 1 Buchstabe b.

Fiar Motionen mit Richtliniencharakter in der
Zusténdigkeit einer entscheidbefugten
gemeinderétlichen Kommission (bspw.
Kulturkommission), ist der Gemeinderat zur Behandlung
zustandig.

Fiir den Gemeinderat dndert sich mitanderen Worten
nichts. Die Anderungen betreffen ausschliesslich die
Organe des Stadtrats selbst (Biiro, GPK, andere
stadtratliche Kommissionen).
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Art. 47 Motionen mit Richtliniencharakter

T Motionen mit Richtliniencharakter sind zulassig fur
Gegenstande, die in den Kompetenzbereich des
Gemeinderates fallen.

2Bei Motionen entscheidet der Stadtrat endgultig
Uber deren Qualifizierung als Motion mit
Weisungscharakter oder als Motion mit
Richtliniencharakter.

Art. 47 aufgehoben

Aus systematischen Grinden werden die heute
geltenden Regelungen in Art. 46 Abs. 4 sowie in 56 Abs.
3 uberflihrt.

Art. 48 Postulate

T Postulate sind selbststandige Antrége, die den
Gemeinderat einladen zu prifen, ob ein Reglements-
oder Beschlussesentwurf oder ob eine Massnahme
zu treffen sei.

Art. 48 Postulate

"Postulate sind selbststandige Antrége, die das
zustandige Organ einladen zu prifen, ob ein
Reglements- oder Beschlussesentwurf oder ob
eine Massnahme zu treffen sei.

Aus den oben genannten Grinden wird «den
Gemeinderat» durch «das zustédndige Organ» ersetzt.

Art. 49 Interpellation

1 Mit einer Interpellation wird der Gemeinderat
ersucht, uUber einen Gegenstand der Gemeinde
Auskunft zu erteilen.

Art. 49 Interpellation

"Mit einer Interpellation wird das zustandige Organ
ersucht, Uber einen Gegenstand der Gemeinde
Auskunft zu erteilen.

Auch hier wird «der Gemeinderat» durch «das zustandige
Organ» ersetzt.

Art. 50 Beschlussantrag

" Ein Beschlussantrag ist ein Antrag zu Vorlagen und
Geschéaften, fur die der Stadtrat nach den
Bestimmungen der geltenden Reglemente zustandig
ist (Art. 28 Abs. 2).

Art. 50 aufgehoben

Der Beschlussantrag wird - wie bereits oben (s.
Erlduterungen zu Art. 46) — durch die Motion an das
Stadtratsbliro ersetzt, deshalb kann diese Bestimmung
aufgehoben werden.
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Art. 51 Jugendpostulat

" Mindestens 30 Jugendliche im Alter von 14 bis 18
Jahren, welche in der Gemeinde wohnhaft sind,
koénnen dem Stadtrat zu Handen des Gemeinderates
einen schriftlichen, kurz begriindeten Antrag stellen.
Das Jugendpostulat wird wie ein Postulat eines
Stadtratsmitgliedes behandelt.

2Das Jugendpostulat ist beim Sekretariat des
Stadtrates einzureichen. Massgebend flir die
Bestimmung des Alters der Jugendlichen ist der
Zeitpunkt der Einreichung des Jugendpostulates.

3 Die Behandlung des Jugendpostulates im Stadtrat
sowie die Erledigung werden der Erstunterzeichnerin
bzw. dem Erstunterzeichner schriftlich bekannt
gemacht. Im Ubrigen gelten die Bestimmungen der
Geschaftsordnung des Stadtrates in Ziffer IV.
sinngemass.

Art. 51 Jugendpostulat

"Mindestens 30 Jugendliche im Alter von 14 bis 18
Jahren, welche in der Gemeinde wohnhaft sind,
kénnen dem Stadtrat zu Hadnden des zustandigen
Organs einen schriftlichen, kurz begrindeten
Antrag stellen. Das Jugendpostulat wird wie ein
Postulat eines Stadtratsmitgliedes behandelt.

2 [unverédndert]

3 [unverdndert]

Jugendpostulate kdénnen sich unter Umstianden
ebenfalls an den Stadtrat selbst (Stadtratsbliro,
Kommission) richten. Deshalb wird auch hier «der
Gemeinderat» durch «das zustédndige Organ» ersetzt.

c) Beantwortung und Behandlung
Art. 52 Fristen

"Der Gemeinderat hat innert folgender Fristen
vorzulegen:

a. die Stellungnahme zur Qualifikation von Motionen
und zur Erheblicherklarung von Motionen und
Postulaten: bis zur Ubernachsten Ratssitzung;

c) Beantwortung, Behandlung im Rat,
Umsetzung

Art. 52 Beantwortung, Fristen

"Das zustandige Organ beantwortet
parlamentarische Vorstosse schriftlich innert

folgender Fristen:

a. Motionen, Postulate und Interpellationen bis zur
Ubernachsten Ratssitzung;

Die Bestimmung wird etwas konziser formuliert und auf
die erweiterte Zustandigkeit fir die Beantwortung von
Vorstéssen angepasst. In diesem Zug kann Absatz 4
betreffend Beschlussantrag gestrichen werden.

Der Gemeinderat weist darauf hin, dass die Streichung
des Einschubs «in der Regel» in Absatz 1 Buchstabe c
erforderlich sei, weil es in bestimmten Konstellationen
faktisch  nicht ~méglich sei, eine schriftliche
Beantwortung rechtzeitig fir den Aktenversand
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b. die Beantwortung von Interpellationen: bis zur
Ubernachsten Ratssitzung;

c. dringlich erklarte Vorstosse: in der Regel bis zur
nachsten Ratssitzung.

2 Auf begriindetes Gesuch des Gemeinderates kann
die Stadtratsprasidentin bzw. der Stadtratsprasident
die Frist verlangern, hochstens aber verdoppeln. Bei
dringlich erklarten Vorstossen ist keine
Fristverlangerung moglich.

3 Erfolgt die Beantwortung nicht innert der Frist bzw.
wird kein Fristverldngerungsgesuch gestellt oder ein
solches abgelehnt, so kann die Stadtratsprasidentin
bzw. der Stadtratsprasident die Beschlussfassung
Uber Motionen und Postulate traktandieren, ohne
dass eine Antwort des Gemeinderates vorliegt.

4 Bei eingereichten Beschlussantragen hat das Buiro
des Stadtrates bis zur Ubernachsten Ratssitzung eine
Stellungnahme einzureichen, ob der Antrag zur
Berichterstattung und Antragstellung zu Uberweisen
oder abzulehnen sei. Eine Fristerstreckung kann vom
Stadtrat bewilligt werden.

b. dringlich erklarte Vorstosse bis zur nachsten
Ratssitzung.

2 Auf begriindetes Gesuch kann das Stadtratsburo
die Frist verldngern, hochstens aber verdoppeln.
Bei dringlich erkldrten Vorstéssen ist keine
Fristverldngerung moglich. Ausnahmsweise kann
es einer mundlichen Beantwortung zustimmen.

3 Erfolgt die Beantwortung nicht innert der Frist bzw.
wird kein Fristverlangerungsgesuch gestellt oder
ein solches abgelehnt, so kann das Stadtratsburo
die Beschlussfassung uber Motionen und Postulate
traktandieren, ohne dass eine Antwort (vorliegt.

4 [aufgehoben]

vorzubereiten. Hier missten weiterhin Ausnahmen
maoglich sein.

Die Kommission weist darauf hin, dass die Ausnahme
fur die Einreichung und den Aktenversand von
dringlichen Vorstéssen in Artikel 3 Absatz 4 geregelt ist.
Trotzdem wurde das  Anliegen dahingehend
aufgenommen, als das Biro des Stadtrates
ausnahmsweise einer mundlichen Beantwortung
zustimmen kann, wenn eine (dringlich eingereichte)
schriftliche Beantwortung ausgeschlossen ist.

Art. 53 Form der Behandlung

"Die Beantwortung der  parlamentarischen
Vorstosse erfolgt in der Regel schriftlich.

Art. 53 aufgehoben

Die Regelung findet sich neu in Art. 52 Abs. 1 und 56 Abs.
1.

Der Gemeinderat héalt dazu fest, dass der Einschub «in
der Regel» bei der Verschiebung in Artikel 52 ohne
Begriindung gestrichen worden sei.
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Die Kommission halt fest, dass fiir mdundliche
Beantwortungen grundsétzlich die Fragestunden
vorgesehen sind. Bei Vorstéssen wére wiinschbar, dass
die Antworten schriftlich vorliegen. Dies dient der
Nachverfolgbarkeit und stellt sicher, dass die
Beantwortungen richtig wiedergegeben sind. Fur
Ausnahmeféalle hat die Kommission indes neu eine
Bestimmung aufgenommen (s. Kommentar zu Art. 52).

Art. 54 Behandlung von Interpellationen

"Nach der Beantwortung durch den Gemeinderat
erhalt die Interpellantin bzw. der Interpellant
Gelegenheit zu einer kurzen Stellungnahme und
kann erklaren, ob sie bzw. er von der erhaltenen
Antwort befriedigt sei oder nicht. Eine weitere
Diskussion findet nur statt, wenn der Rat eine solche
beschliesst.

Art. 54 Beantwortung, Behandlung und

Abschreibung von Interpellationen

TInterpellationen werden durch das zustandige
Organ schriftlich beantwortet.

2Nach der Beantwortung durch das zustandige
Organ erhalt die Interpellantin bzw. der Interpellant
Gelegenheit zu einer kurzen Stellungnahme und
kann erklaren, ob sie bzw. er von der erhaltenen
Antwort befriedigt sei oder nicht. Eine weitere
Diskussion findet nur statt, wenn der Rat eine
solche beschliesst.

3Interpellationen gelten mit ihrer Beantwortung als
umgesetzt und werden automatisch, d.h. ohne
ausdrucklichen Beschluss, abgeschrieben.

Die Umsetzung und Abschreibung von Interpellationen
wird explizit geregelt. Neu soll der Stadtrat nicht mehr
uber die Abschreibung einer Interpellation befinden
kénnen, da die Abschreibung automatisch mit der
Beantwortung erfolgt. Ist der Stadtrat mit Antwort nicht
zufrieden, muss ein neuer Vorstoss eingereicht werden.

Art. 55 Behandlung von

Beschlussantragen

und Erledigung

"Nach der Stellungnahme durch das Biro ist der
Gemeinderat anzuhéren. Danach ist die Aussprache
far alle Stadtratsmitglieder offen.

Art. 55 aufgehoben

Das Instrument des Beschlussantrags wird - wie
erwédhnt-durch die Motion an das Stadtratsbliro ersetzt.
Somit kann diese Bestimmung gestrichen werden.
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2Nach Schluss der Detailberatung beschliesst der
Stadtrat, ob der Beschlussantrag dem Buro zur
Berichterstattung und Antragstellung zu Uberweisen
oder abzulehnen sei.

3Das Buro hat innerhalb von neun Monaten vom
Zeitpunkt der Zustimmung an Bericht zu erstatten
und Antrag zu stellen. Eine Fristerstreckung kann
vom Stadtrat bewilligt werden.

4Liegen Bericht und Antrag des Blros vor, so
beschliesst der Stadtrat endgultig Uber den
Beschlussantrag.

Art. 56 Behandlung von Motionen und Postulaten

"Nach der Stellungnahme durch den Gemeinderat
ist die Aussprache flr alle Stadtratsmitglieder offen.

2Solange der Rat Uber die Erheblicherklarung noch
nicht entschieden hat, kann eine Motion durch die
Erstunterzeichnerin bzw. den Erstunterzeichner in
ein Postulat gewandelt werden.

3Nach Schluss der Detailberatung ist Uber die
Qualifikation (bei Motionen) sowie die
Erheblicherklarung (bei Motionen und Postulaten)
abzustimmen.

4Motionen und Postulate kénnen in Teilen zur
Abstimmung gebracht werden, wenn die Motionarin
bzw. der Motionar oder die Postulantin bzw. der
Postulant einverstanden ist.

Art. 56 Beantwortung und Behandlung von
Motionen und Postulaten

"Postulate und Motionen werden durch das
zustandige Organ mit einem schriftlichen Bericht
sowie einem Antrag auf den erforderlichen
Stadtratsbeschluss beantwortet. Das zustandige
Organ kann sich zusatzlich im Rahmen der
stadtratlichen Beratung mundlich dussern.

2Solange der Rat Uber die Erheblicherklarung noch
nicht entschieden hat, kann die
Erstunterzeichnerin bzw. der Erstunterzeichner

a. ein Postulat oder eine Motion zurtickziehen,
b. eine Motion in ein Postulat umwandeln.

3Nach Beendigung der Beratung entscheidet der
Stadtrat abschliessend Uber die Qualifikation (bei
Motionen im Zustandigkeitsbereich des

Die Redeordnung wird bereits in Artikel 34 Absatz 2
geregelt. Deshalb kann Absatz 1 gestrichen werden.

Die Form der Beantwortung wird préaziser geregelt. Das
fir die Beantwortung zustandige Organ formuliert auch
den Antrag flir den Beschluss, den der Stadtrat aus
seiner Sicht in der ndchsten Sitzung zu fassen hat.

Zudem wird neu die Mdéglichkeit des Ruckzugs
vorgesehen.
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Gemeinderats) sowie Uber die Erheblicherklarung
(bei Motionen und Postulaten) wund die
Zustandigkeit fur die Umsetzung.

4[unveréndert]

Art. 57 Erfullung von Motionen und Postulaten

TErheblich erklarte Motionen und Postulate gehen
zur Behandlung an den Gemeinderat; dieser hat
darlber so bald als moéglich, in jedem Fall innerhalb
von zwei Jahren, bei Motionen mit
Richtliniencharakter innerhalb von neun Monaten
seit der Erheblicherklarung, zu berichten oder Antrag
zu stellen.

2 Kann die zweijahrige respektive neunmonatige Frist
nicht eingehalten werden, ersucht der Gemeinderat
den Stadtrat vor deren Ablauf um eine Verlangerung.

Art. 57 Umsetzung von Motionen und Postulaten

"Erheblich erklarte Motionen und Postulate gehen
zur Behandlung an das zustandige Organ.

2Motionen mit Weisungscharakter und Postulate
sind innerhalb von zwei Jahren umzusetzen.

3 Motionen mit Richtliniencharakter sind innerhalb
von neun Monaten umzusetzen oder es ist ein
Bericht Uber die Griinde vorzulegen, weshalb die
Motion nicht umgesetzt wird.

4Kann die Frist gemass Absatz 2 und 3 nicht
eingehalten werden, ersucht das zustandige Organ
den Stadtrat vor deren Ablauf um eine
Verlangerung.

Auch hier muss «der Gemeinderat» durch «das
zusténdige Organ» ersetzt werden. Ansonsten werden
keine materiellen Anderungen vorgeschlagen.

Allerdings soll die Umsetzung der Motionen und
Postulate klarer, pro Vorstoss gegliedert, dargestellt
werden.

Art. 58 Erwahnung der Vorstosse im Jahresbericht

"Im Jahresbericht des Gemeinderates sind die im
Berichtsjahr  eingereichten parlamentarischen
Vorstosse aufzufuhren, ebenso die noch
unerledigten Motionen und Postulate aus friheren
Jahren mit kurzer Angabe Uber den Stand der
Behandlung.

Art. 58 Berichterstattung im Jahresbericht

! [unverdndert]

Es wird einzig eine redaktionelle Anderung im Randftitel
vorgenommen.

Art. 59 Abschreibung von Vorstdssen

Art. 59 Abschreibung von Vorstdssen

1 [unverédndert]

Der Vorbehalt in Absatz 3 verweist auf die
Sonderregelungen betreffend Interpellationen; diese
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"Scheidet die Erstunterzeichnerin  bzw. der
Erstunterzeichner eines parlamentarischen
Vorstosses vor dessen Behandlung aus dem Stadtrat
aus, sind allfallige Mitunterzeichnende anzufragen,
ob sie den Vorstoss aufrechterhalten, und wer in
diesem Fall an die Stelle der Erstunterzeichnerin
bzw. des Erstunterzeichners tritt.

2Sind keine Mitunterzeichnenden vorhanden, wird
der Vorstoss als erledigt vom  Protokoll
abgeschrieben.

3Der Stadtrat befindet Uber
parlamentarischer Vorstdsse.

die Abschreibung

2 [unverédndert]

3 Der Stadtrat befindet unter Vorbehalt von Artikel
54  Absatz 3 uber die  Abschreibung
parlamentarischer Vorstdsse.

werden nach der automatisch

abgeschrieben.

Beantwortung

Art. 60 Parlamentarische Erklarung

" Der Stadtrat kann Parlamentarische Erklarungen in
der Form eines Stadtratsbeschlusses abgeben.
Diese verstehen sich als grundsatzliche politische
Hinweise zu Handen des Gemeinderates.

2 Parlamentarische Erklarungen kénnen nur von
stédndigen Kommissionen des Stadtrates oder von
Fraktionen beantragt werden.

3Der Gemeinderat nimmt an der Ubernachsten
Sitzung zur eingereichten Parlamentarischen
Erklarung Stellung.

[unverdndert]

V. ABSTIMMUNGEN UND WAHLEN

[unverdndert]

78




Synopse - Kommissionsentwurf Revision Geschéaftsordnung des Stadtrats vom 2. Marz 2026

Geltendes Recht Antrag der Kommission Erlauterungen

(Anpassungen weitgehend gelb hinterlegt) Kommentare zur Stellungnahme des Gemeinderats
vom 19.02.2026 in blauer Schrift

a) Allgemeine Bestimmungen
Art. 61 Form

T Abstimmungen und Wahlen erfolgen in der Regel
offen und durch Handerheben mit Stimmbkarte;
vorbehalten bleiben Absatz 3 und Artikel 62.

2 Auf Verlangen von acht Mitgliedern erfolgt, sofern
nicht geheime Abstimmung beschlossen ist, die
Abstimmung unter Namensaufruf. In diesem Falle
wird die Stimmabgabe aller Mitglieder protokolliert.

3Der Rat kann die Einfiihrung der elektronischen
Ausmittlung beschliessen.

Art. 62 Geheime Wahlen und Abstimmungen [unveréndert]

" Geheime Wahlen und Abstimmungen finden statt,
wenn dies von mindestens acht Stadtratsmitgliedern
verlangt wird.

2 Das Sekretariat stellt die erforderlichen Wahl- und
Abstimmungszettel bereit.

3Die eingelangten Wahl- und Abstimmungszettel
werden bis zum Ablauf der Beschwerdefrist beim
Sekretariat aufbewahrt und anschliessend
vernichtet.

Art. 63 Ungultigkeit von Wahlen und Abstimmungen | [unveréndert]

79



Synopse - Kommissionsentwurf Revision Geschéaftsordnung des Stadtrats vom 2. Marz 2026

Geltendes Recht

Antrag der Kommission
(Anpassungen weitgehend gelb hinterlegt)

Erlduterungen
Kommentare zur Stellungnahme des Gemeinderats
vom 19.02.2026 in blauer Schrift

"Wahlen und Abstimmungen sind ungiltig, wenn
mehr Wahl- oder Abstimmungszettel eingehen, als
stimmberechtigte Mitglieder anwesend sind.

Art. 64 Ungultige Wahl- und Abstimmungszettel [unverandert]
"Wahl- und Abstimmungszettel sind ungultig, wenn

sie ehrverletzende Bemerkungen enthalten, mit

einem Kennzeichen versehen wurden oder wenn es

sich nicht um den ausgeteilten Wahl- und
Abstimmungszettel handelt.

2lm Zweifelsfall entscheidet das Biro Uber die

Gultigkeit.

b) Abstimmungen [unveréndert]

Art. 65 Vorgehen

"Die Stadtratsprasidentin bzw. der
Stadtratsprasident orientiert vor jeder Abstimmung
Uber die verbliebenen Antrage und schlagt soweit
notig den Abstimmungsablauf vor. Wird dieser
bestritten, so entscheidet der Rat.

2Liegt nach Schluss der Beratung nur ein
unbestrittener Antrag vor, so erklart ihn die
Stadtratsprasidentin bzw. der Stadtratsprasident
ohne Abstimmung als angenommen.

3Bei der Schlussabstimmung Uber Geschéfte, die
dem fakultativen Referendum oder der
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Geltendes Recht

Antrag der Kommission
(Anpassungen weitgehend gelb hinterlegt)

Erlduterungen
Kommentare zur Stellungnahme des Gemeinderats
vom 19.02.2026 in blauer Schrift

Volksabstimmung unterliegen, werden die Stimmen
immer ausgezahlt.

Art. 66 Grundsatze der Ausmittlung [unveréndert]
"TEin Antrag gilt als angenommen, wenn er die

Mehrheit der Stimmenden auf sich vereinigt.

2 Die Stadtratsprasidentin bzw. der
Stadtratsprasident stimmt bei allen Abstimmungen

mit. Bei Stimmengleichheit gibt sie bzw. er bei

offenen Abstimmungen den Stichentscheid, den sie

bzw. er begrinden kann; bei geheimen
Abstimmungen gilt der Antrag als abgelehnt.

3 Stimmenthaltungen und unglltige Stimmen fallen

bei der Ermittlung des Resultates ausser Betracht.

Art. 67 Abstimmungsregeln [unverédndert]

1Die gestellten Antrage sind wie folgt zur
Abstimmung zu bringen:

a. Unterabanderungsantrage sind vor
Abanderungsantragen, und diese vor den

Hauptantragen zur Abstimmung zu bringen;

b. Gleichgeordnete Antrage werden nebeneinander
zur Abstimmung gebracht, wobei jedes Mitglied nur
fur einen dieser Antrage stimmen darf.

2 Erhalt von mehr als zwei gleichgeordneten Antragen
keiner die Mehrheit der Stimmenden, so fallt

81




Synopse - Kommissionsentwurf Revision Geschéaftsordnung des Stadtrats vom 2. Marz 2026
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Antrag der Kommission
(Anpassungen weitgehend gelb hinterlegt)

Erlduterungen
Kommentare zur Stellungnahme des Gemeinderats
vom 19.02.2026 in blauer Schrift

derjenige Antrag weg, auf den am wenigsten
Stimmen gefallen sind. Uber die verbleibenden
Antrdge wird nochmals abgestimmt und die
Abstimmung in gleicher Weise fortgesetzt, bis ein
Antrag die Mehrheit der Stimmenden auf sich
vereinigt.

Art. 68 Schlussabstimmung [unverandert]
THat der Stadtrat eine Vorlage artikel- oder
abschnittweise beraten (Art. 32 Abs. 2), findet eine
Schlussabstimmung Uber die gesamte Vorlage statt.

c) Wahlen [unverdndert]
Art. 69 Wahlregeln

T Fur den ersten Wahlgang gilt das absolute Mehr der
Stimmenden. Kommt dabei eine Wahl nicht

zustande, entscheidet flir den zweiten Wahlgang das

relative Mehr.

2 Die Stadtratsprasidentin bzw. der
Stadtratsprasident stimmt bei Wahlen mit; bei
Stimmengleichheit zieht sie bzw. er das Los.

3 Stimmenthaltungen und unglltige Stimmen fallen

bei der Ermittlung des Resultates ausser Betracht.

Art. 70 Veroffentlichung der Beschlussfassung [unveréndert]
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Geltendes Recht Antrag der Kommission Erlauterungen

(Anpassungen weitgehend gelb hinterlegt) Kommentare zur Stellungnahme des Gemeinderats
vom 19.02.2026 in blauer Schrift

"Das Sekretariat veranlasst die unverzigliche
Publikation der vom Stadtrat gefassten Beschlisse
im amtlichen Anzeiger und auf der Webseite der
Stadt.

VI. UBERGANGS- UND | Der Gemeinderat hat bei Artikel 20 beantragt, die
SCHLUSSBESTIMMUNGEN Ubergangsbestimmung von Artikel 70a im Verhéaltnis zur
Ubergangsregelung im revidierten kantonalen

Art. 70a Datenschutzaufsicht Datenschutzgesetz zu tberprtifen.

"Bis zum Inkrafttreten des  revidierten
Datenschutzgesetzes des Kantons Bern und unter Die Kommission hat einen entsprechenden Vorbehalt
Vorbehalt der kantonalen | @ufgenommen.

Ubergangsbestimmungen erfiillt der von der
Geschaftsprufungskommission beauftragte
Experte die Aufgaben der
Datenschutzaufsichtsstelle.

2Er ist namentlich zustandig flr

a. das Fuhren des Registers der
Datensammlungen gemass  Artikel 18
Datenschutzgesetz und die Veroffentlichung
dieses Registers im Internet;

b. die jahrliche Berichterstattung im Jahresbericht
des Gemeinderates;

c. die regelméssige Information der Offentlichkeit
in geeigneter Form, Uber die Belange des
Datenschutzes, insbesondere Uber die
Moglichkeit, die Bekanntgabe der eigenen
Daten sperren zu lassen.

3 Die Geschaftsprufungskommission verfligt Gber
eine jahrliche Ausgabenkompetenz zur Erfullung
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Geltendes Recht

Antrag der Kommission
(Anpassungen weitgehend gelb hinterlegt)

Erlduterungen
Kommentare zur Stellungnahme des Gemeinderats
vom 19.02.2026 in blauer Schrift

der Aufgaben im Bereich Datenschutz von Fr.

10'000.00.

VI. SCHLUSSBESTIMMUNGEN

[streichen]

Art. 71 Inkrafttreten

" Diese Geschaftsordnung tritt am 1. Januar 2020 in
Kraft.

2Mit dem Inkrafttreten wird die Geschéaftsordnung
des Stadtrates vom 7. Dezember 1981 aufgehoben.

Langenthal, 24. Juni 2019 IM NAMEN DES

STADTRATES

Der Stadtratsprasident:
sig. Patrick Freudiger
Die Sekretarin:

sig. Janine Jauner

[unverdndert]

ANDERUNGEN

Art. 2a Neu gemass Stadtratsbeschluss vom 25.
Marz 2024,

in Kraft ab 1. Juli 2024
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Geltendes Recht Antrag der Kommission Erlauterungen

(Anpassungen weitgehend gelb hinterlegt) Kommentare zur Stellungnahme des Gemeinderats
vom 19.02.2026 in blauer Schrift

Art. 15 Abs. 1 Bst. g Neu gemass Stadtratsbeschluss
vom 25. Marz 2024,

in Kraft ab 1. Juli 2024
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Beilage 2
Traktandum Nr. 2
Stadtratssitzung vom 30. Marz 2026

Gemeinderat, Jurastrasse 22, 4901 Langenthal

Nichtstandige Kommission fiir Gesetzgebung
und Revisionen (nsKGR)

p.A. Frau Barbara Labbé

Jurastrasse 22

4900 Langenthal

Gemeinderat
Direkt 062 916 22 22
stadtkanzlei@langenthal.ch

19. Februar 2026

Stellungnahme des Gemeinderats zur Teilrevision der Geschdftsordnung des Stadtrates vom 24. Juni
2019

Sehr geehrter Herr Kommissionsprdsident
Sehr geehrte Kommissionsmitglieder
Sehr geehrte Frau Sekretdrin der Kommission

Wir beziehen uns auf Ihre E-Mail vom 14. Januar 2026, mit welcher der Gemeinderat eingeladen wird, zu
den Unterlagen der Teilrevision der Geschéaftsordnung des Stadtrats vom 12. Januar 2026 bis spdtestens
am 25. Februar 2026 Stellung zu nehmen. Es handelt sich dabei um den synoptisch dargestellten Revi-
sionsentwurf, den Entwurf des Berichts und Antrags an den Stadtrat und das Ablaufschema fiir die Ein-
reichung und Behandlung parlamentarischer Vorstosse. Der Gemeinderat bedankt sich fiir die Gelegen-
heit zur Stellungnahme und macht gerne davon Gebrauch.

Vorbemerkungen

Der Gemeinderat begriisst grundsatzlich die mit der Revision angestrebten Ziele und wiirdigt das hohe
Engagement der Kommission. In Anbetracht der vorliegenden — sehr umfassenden — Teilrevision mit
unter anderem grossem Einfluss auf die Abldufe in Verwaltung, Gemeinderat und Stadtrat und vorgese-
hener Kompetenzverschiebung von der GPK auf das Stadtratsbiiro hétte sich der Gemeinderat jedoch
eine breitere Diskussion ohne zeitlichen Druck gewtiinscht. Eine Behandlung im Rahmen der Umsetzung
der Motion "Zeitgem&sse Abldufe und Strukturen schaffen" wiirde diese breite Diskussion ermoglichen.
Im Licht dieser Vorbemerkungen und mit Verweis auf die nachfolgenden Erlduterungen stellt der Ge-
meinderat den Antrag, die Vorlage nochmals beziiglich ihres Umfangs zu iiberpriifen und zeitlich zu
staffeln. Der Gemeinderat ruft in diesem Zusammenhang das Angebot zu einer Stadtverfassungsadnde-
rung in Erinnerung, das bereits anldsslich der Sitzung vom 12. Januar 2026 gemacht wurde. Es soll also
mit der vorliegenden Empfehlung nicht lediglich darum gehen, Prozesse zu verschlanken (Umfang Teil-
revision GO), sondern auch Raum und Tiefe fiir einen Prozess auf der "richtigen" Normstufe zu ermogli-
chen (Teilrevision Stadtverfassung) und dies mit dem politisch gewiinschten Tempo. Damit diese zu de-
finierenden, unbestrittenen Anpassungen auf Stufe der Stadtverfassung (“technische Teilrevision") an
die Hand genommen werden kénnen, ware es allerdings erforderlich, dass der Stadtrat zuvor eine
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entsprechende Ansprechstelle schafft, indem er einen weiteren bzw. einen erweiterten Auftrag an die
bisherige nicht stindige Kommission oder an ein anderes Organ vergibt. Der Gemeinderat hdlt zudem
fest, dass der Prozess fiir eine inhaltlich weitreichende oder gar umfassende Revision der GO und die
damit verbunden Fragestellungen auch verwaltungsseitig Ressourcen binden, die andernfalls fiir die
Umsetzung der Motion Diego Clavadetscher (FDP), Corinna Grossenbacher (SVP), GLP/EVP-Fraktion und
Mitunterzeichnende vom 12. Mai 2025 "Zeitgemédsse Abldufe und Strukturen schaffen” zur Verfiigung
stiinden, und moglicherweise auch ohne Not Diskussionen prdjudizieren. Auch deshalb bittet der Ge-
meinderat die Kommission nochmals, anhand der nachfolgenden Stellungnahme die GO-Revisionsvor-
lage hinsichtlich ihres Umfangs zu tiberdenken. Im Rahmen der Schlussbemerkungen erlauben wir uns
eine erste Skizze eines moglichen Vorgehens.

Formelles

Gemadss Entwurf des Berichts und Antrags vom 12. Januar 2026 ist die Stellungnahme des Gemeinde-
rats nicht als Beilage vorgesehen. Nach Ansicht des Gemeinderats ist es fiir die Willensbildung im
Stadtrat unerl&sslich, dass die Stadtratsmitglieder Zugang zur vollstandigen Originalstellungnahme des
Gemeinderats haben. Es wird daher beantragt, diese als Beilage im definitiven Bericht und Antrag auf-
zunehmen.

Zur im Dokument gewé&hlten Darstellung erlauben wir uns den Hinweis, dass es aufgrund fehlender
farblicher Kennzeichnungen oder Streichungen schwierig ist, die beantragten Anderungen auf den ers-
ten Blick zu erkennen (vgl. dazu auch Ausfiihrungen zu Art. 52 und Aufhebung von Art. 53). Zum Teil
werden diese auch nicht ndher erldutert, was ein Nachvollziehen der Griinde fiir die geplanten Anderun-
gen schwierig macht. Es wird angeregt, in der definitiven Version Anderungen farblich und/oder mit
Streichungen darzustellen und sdmtliche Anderungsantrége zu begriinden bzw. zu erldutern.

Materielle Stellungnahme zur Revisionsvorlage

Zu den einzelnen vorgesehenen Anderungen in der Geschiftsordnung des Stadtrats wird wie folgt Stel-
lung genommen:

Ad Art. 2 (Einberufung und Traktanden)

Neu soll der Stadtrat auf Einladung durch das Biiro zusammentreten, so oft es die Geschéfte erfordern
(Abs. 1 Bst. a). Diese Regelung widerspricht Art. 56 Abs. 1 Ziffer 1 der Stadtverfassung vom 22. Juni
2009 (StV), wonach der Stadtrat auf Einladung seiner Prdsidentin oder seines Prdsidenten zusammen-
tritt, so oft es die Geschéfte erfordern. Die Geschaftsordnung des Stadtrats steht in der Normenhierar-
chie unter der Stadtverfassung. Art. 56 Abs. 1 Ziffer 1 StV hat somit weiterhin Geltung. Die Annahme
dieser neuen Bestimmung héitte somit zum Resultat, dass sich die Geschaftsordnung des Stadtrats und
die Stadtverfassung beziiglich der Einberufung der Sitzungen des Stadtrats widersprechen wiirden, was
zu Unklarheiten fiihren kdnnte. Es wird beantragt, diesen Punkt zu bereinigen.

Bei Abs. 3 dieser Bestimmung stellt sich die Frage, zu welchem Zeitpunkt ein Geschéft “als vom Ge-
meinderat eingereicht" gilt? Eine klare Bezeichnung des Zeitpunkts oder wenigstens eine genauere Be-
griindung in den Materialien wdre dienlich.

Ad Art. 3 (Publikation, Auflage und Versand)

Seit der Revision des Gemeindegesetzes vom 16. Mdrz 1998 (GG; BSG 170.11), welche seit dem 1. Ja-
nuar 2023 in Kraft ist, kénnen die Gemeinden wahlen, ob sie ihre amtlichen Bekanntmachungen in ge-
druckter Form im amtlichen Anzeiger und/oder elektronisch auf einer iber das Internet zugéanglichen
Publikationsplattform verdffentlichen. Im Gemeindegesetz wird seither die Terminologie "amtliches

Gemeinderat, Jurastrasse 22, 4901 Langenthal
Telefon 062 916 21 11, www.langenthal.ch
2/12



stadtlangenthal
W

Publikationsorgan der Gemeinde" verwendet (vgl. Art. 49b und Art. 49¢ GG). In der BSIG-Weisung Nr.
1/170.11/9.4 vom 31. Mérz 2023 legt der Kanton den Gemeinden die entsprechende Anpassung der
Terminologie in den Gemeindereglementen nahe. Der Gemeinderat regt daher an, diese begriffliche An-
passung bei dieser Gelegenheit vorzunehmen.

Ad Art. 4 (Informationsrechte)

Als Vorbild fiir den neuen Abs. 1 dienten Art. 7 Abs. 1 des Bundesgesetzes vom 13. Dezember 2002
tiber die Bundesversammlung (Parlamentsgesetz, ParlG; SR 171.10) sowie Art. 14 Abs. 1 Bst. des Ge-
setzes vom 4. Juni 2013 iiber den Grossen Rat (Grossratsgesetz, GRG; BSG 151.21). Es stellt sich die
Frage, ob es sachgerecht ist, hier auf eine Regelung des Bundes bzw. Kantons abzustellen. Parlaments-
und Verwaltungsbetrieb des Bundes und Kantons und die entsprechenden Rechtsgrundlagen sind nicht
direkt vergleichbar mit demjenigen einer Gemeinde in der Grésse von Langenthal. Dass der Bund iiber
eine solche Regelung verfiigt, ist somit nach Ansicht des Gemeinderats kein zwingendes Argument fiir
die Einfiihrung.

Kommt hinzu, dass lediglich ein Absatz von gesamthaft sechs von Art. 7 ParlG tibernommen wurde. In
Abs. 2 steht beispielsweise, dass einzelne Ratsmitglieder keinen Anspruch auf Informationen aus den
Mitberichtsverfahren und den Verhandlungen der Bundesratssitzungen haben. Weiter wird in dieser
Bestimmung im Detail das Vorgehen geregelt, wenn zwischen Bundesrat und Ratsmitglied Uneinigkeit
tiber den Umfang der Informationsrechte besteht. In den Art. 150 ff. ParlG wird dann der Verkehr der
Kommissionen mit dem Bundesrat und die Informationsrechte der Kommissionen im Detail geregelt.

Art. 14 Abs. 1 lit. d GRG lautet: "Die Ratsmitglieder haben Anspruch auf alle Informationen, die zur Erfiil-
lung ihrer Aufgaben geeignet und erforderlich sind." Der Wortlaut dieser Regelung ist somit nicht direkt
mit dem vorliegenden Vorschlag vergleichbar. Die Informationsrechte werden im Detail in den Art. 34
bis 42 GRG geregelt. Art. 36 stellt klar, dass zum Beispiel Kommissionen nur vom Regierungsrat oder
vom zustdndigen Mitglied des Regierungsrates Akten erhalten diirfen und nur der Regierungsrat oder
das zustdndige Mitglied des Regierungsrates zur Erteilung von Auskiinften eingeladen werden durfen.
Fiir die Befragung von Personen im Dienste des Kantons durch Kommissionen ist das Einverstandnis
des Regierungsrates oder des zustdandigen Mitgliedes notwendig. Art. 37 GRG enthdlt sodann eine diffe-
renzierte Regelung fiir die Aufsichtskommissionen und in Art. 45 GRG ist die Auskunftspflicht von Per-
sonen im Dienste des Kantons im Detail geregelt. Dort wird unter anderem festgelegt, dass das Recht
zur Zeugnisverweigerung nach Art. 160 ff. ZPO sinngemdss anwendbar ist und dass den betroffenen
Personen keinerlei Nachteil erwachsen darf.

Wenn eidgendssisches- und kantonales Recht als Vorbild genommen wird, dann sollte dieses nicht nur
in Bezug auf die Rechte der Parlamentsmitglieder gelten, sondern auch diejenigen von Gemeinderat
und Verwaltung beriicksichtigen. Dem Gemeinderat ist diesbeziiglich namentlich der Schutz der Mitar-
beitenden der Stadt Langenthal ein grosses Anliegen.

Beispiele von Regelungen in anderen Berner Gemeinden, nach welchen die Parlamentsmitglieder direkt
Informationsrechte bei der Verwaltung geltend machen kénnen, wurden im Ubrigen nicht gefunden. Ge-
mass den Richtlinien tiber das Informationswesen vom 25. Januar 1995 ist in der Stadt Langenthal zu-
dem der Gemeinderat die verantwortliche Behdrde fiir das Informationswesen und fiir Gesuche um Ak-
teneinsicht ist der Stadtschreiber zustandig. Es wird daher beantragt, die Bestimmung im Sinn der vor-
gemachten Erwdgungen zu iiberarbeiten und mindestens den Passus "und der Verwaltung" zu strei-
chen.
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Weiter stellt sich die Frage, in welchem Verhiltnis diese angedachten Regelungen zu den Informations-
rechten geméiss Gesetz vom 2. November 1993 iiber die Information und Medienférderung (IMG; BSG
107.1) stehen. Es wird beantragt, diesbeziiglich weitere Erlduterungen in die Materialien aufzuneh-
men.

Ad Art. 4a (Unterlagen)

Die Klassifizierung von Dokumenten bzw. Informationen in der Stadtverwaltung werden erst im Verlauf
des Jahres 2026 im Vorfeld des Projekts "LAVA/ILMA" eingefiihrt. Da heute nicht alle Unterlagen elekt-
ronisch verfiigbar sind, ist eine vollstindige digitale Einreichung zum heutigen Zeitpunkt nicht realisier-
bar.

Im weiteren erlaubt sicher der Gemeinderat den folgenden Hinweis: Bereits jetzt haben die Stadtratsge-
schéfte sehr lange Vorlauffristen. Eine Frist von 15 Arbeitstagen (also drei Wochen) vor der Verdffentli-
chung fiir die Abgabe der Unterlagen zu Stadtratsgeschéaften des Gemeinderats wdre {iber eine Verdop-
pelung zum aktuellen System, welches zudem nicht direkt zu mehr Vorbereitungszeit fiir die Stadtrats-
mitglieder selber fiihren wiirde. Die Neuerung wiirde den Zeitdruck bei der Verwaltung erhohen oder
aber zu ldngeren Bearbeitungsfristen vor der eigentlichen parlamentarischen Beratung fiihren. Aus
Sicht des Gemeinderats ist zudem der letzte Satz von Abs. 1 insofern zu prdzisieren, als spdter einge-
reichte Geschifte nicht auf die Traktandenliste der ndchsten (oder eventualiter der folgenden) Sitzung
kommen. Es wird beantragt, dies entsprechend zu prézisieren.

Weshalb die Stadtkanzlei sicherstellen soll, dass keine Akten enthalten sind, die nicht aufgelegt wer-
den diirfen (Abs. 2), ist nicht nachvollziehbar; nicht alle Geschafte werden vom Gemeinderat vorberei-
tet. Es wird beantragt, auf eine solche Regelung zu verzichten. Eventualiter wird beantragt explizit aus-
zufithren, dass zumindest bei Geschéften, welche nicht vom Gemeinderat vorbereitet werden, die Ver-
antwortung fiir die Richtigkeit und Vollstandigkeit der Akten vollstdndig bei der Sekretdrin bzw. dem
Sekretar des Stadtrats bzw. der Geschaftspriifungskommission liegen.

Die Erstellung eines detaillierten Verzeichnisses aller unterzeichneter Dokumente gemdss Abs. 4 Bst. a
wiirde einen erheblichen Mehraufwand fiir die Stadtkanzlei nach sich ziehen, zumal bei vielen Sachge-
schiften die Papierakten umfangreich sind. Es wird beantragt, auf diese Neuerung zu verzichten.

Abs. 4 Bst. b erachtet der Gemeinderat als Selbstverstdndlichkeit, welche keiner expliziten Erwdhnung
bedarf. Kommt hinzu, dass bei Teilrevisionen zumindest nach langjéhriger Praxis jeweils ein Ande-
rungserlass beschlossen wird, so dass es einer praziseren Formulierung bedirfte. Nach dem vorliegen-
den Verstindnis gehdren Reglementsentwiirfe zu den Unterlagen gemadss Bst. c. Es wird beantragt, den
Buchstaben b zu streichen oder eventualiter zu prazisieren.

Bei Abs. 5 stellt sich die Frage nach der praktischen Umsetzung, da die Sitzungsunterlagen zum Zeit-
punkt der Verabschiedung einer Abstimmungsbotschaft durch den Gemeinderat noch nicht auf der
Website aufgeschaltet sind und deshalb noch kein Link erstellt werden kann. Es stellt sich auch die
Frage, ob eine solche detaillierte Vorgabe auf Stufe Geschéaftsordnung sinnvoll ist. Es wird beantragt,
diesen Absatz zu iiberarbeiten.

Der Gemeinderat hat insgesamt grosse Bedenken betreffend die Umsetzung dieser Bestimmung, welche
in der vorgeschlagenen Form erheblichen Mehraufwand fiir die Verwaltung verursacht. Gerade diese Be-
stimmung tangiert direkt die Verwaltungsabldaufe und Strukturen, weshalb die Thematik vertieft gepriift
werden sollte; beispielsweise im Rahmen der Umsetzung der Motion "Zeitgemdsse Abldufe und
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Strukturen schaffen", unter Einbezug simtlicher betroffenen Stellen. Der Gemeinderat beantragt daher,
darauf zu verzichten und die Anderungen auf einen spéteren Zeitpunkt zu verschieben.

Ad Art. 14 (Rolle und Zusammensetzung Biiro)

Diese neue Rolle und Stellung des Stadtratsbiiros von bisher beschrankten Aufgaben zum politischen
und strategischen Leitungsorgan des Stadtrats kommt einer verhdltnismassig grosseren Veranderung
gleich. Es stellt sich die Frage, ob diese Aufgaben von einem Organ, welches jahrlich neu gewahlt wird,
geniigend wahrgenommen werden kann oder ob die fehlende personelle Kontinuitdt ein Problem darstel-
len kdnnte. Entsprechende Uberlegungen bzw. Erlduterungen hierzu in den Materialien waren dienlich.
Auch mit Blick auf die angesichts der stadtverfassungsrechtlichen Vorgaben (z.B. in Art. 52) sehr be-
grenzten Regelungsspielrdume auf Stufe GO wiirde es aus Sicht des Gemeinderates naheliegen, die Be-
deutung des Biiros im Rahmen einer "technischen" Teilrevision der Stadtverfassung zu klaren.

Auch hier gilt: Der Verweis auf die kantonale Regelung verfangt nur bedingt. So verfiigt das Biiro des
Grossen Rates (politisches und strategisches Leitungs- und Koordinationsorgan) iiber Parlamentsdienste
zur Unterstiitzung der parlamentarischen Arbeit (vgl. Art. 91 GRG). Weiter besteht das Biiro des Grossen
Rates aus dem Prasidium des Grossen Rates sowie den Prasidentinnen oder Prasidenten der standigen
Kommissionen, der Deputationen und der Fraktionen (ungefdhr 18 bis 20 Personen). Die Generalsekre-
tarin oder der Generalsekretdr sowie die Staatsschreiberin oder der Staatsschreiber nehmen an den Sit-
zungen des Biiros und der Geschiftsleitung des Biiros mit beratender Stimme teil (vgl. Art. 23 GRG). Nach
dem Gesagten scheint es nach Ansicht des Gemeinderats angezeigt, sich mit der Zusammensetzung des
Biiros vertiefter auseinander zu setzen. Angesichts der fehlenden direkten unmittelbaren Auswirkungen
auf Gemeinderat und/oder Verwaltung, wird jedoch auf eine Antragsstellung in diesem Punkt verzichtet.

Ad Art. 15 (Aufgaben des Biiros)

Beziiglich Abs. 1 Bst. ¢ (Entscheid iiber die Zuweisung und die Riickweisung von Vorstéssen) wird in den
Erlduterungen auf "Art. 46a" verwiesen, den es jedoch nicht gibt. Allenfalls diirfte Art. 44 Abs. 2 gemeint
sein, was wohl redaktionell noch zu korrigieren ware.

Gemadss den Erlduterungen im synoptisch dargestellten Revisionsentwurf handelt es bei Abs. 1 Bst. d um
eine Prazisierung der bisherigen Regelung. Die neue Regelung scheint allerdings auch in materieller Hin-
sicht weiterzugehen als die geltende Fassung. Wahrend gemdss Art. 15 Abs. 1 Bst. d in Verbindung mit
Art. 28 der aktuell geltenden Geschéftsordnung des Stadtrats die Antragstellung des Biiros auf Beschlus-
santrdge und Ersatzwahlen beschrénkt ist, soll diese neu generell "eigene Geschdfte und Projekte des
Stadtrats" umfassen. Diese allgemein gehaltene Formulierung erdffnet einen erheblichen Auslegungs-
spielraum, namentlich auch beziiglich des Verhéltnisses zu Art. 67 Abs. 2 StV. Zusammengefasst sieht
der Gemeinderat bei dieser Regelung einerseits Unschirfen und drohende Kompetenzkonflikte (Art. 67
Abs. 2 StV). Zum andern scheint dem Gemeinderat angesichts dieser wichtigen Anderung eine fundier-
tere, breitere (auch politische) Diskussion ohne zeitlichen Druck angezeigt. Eine Behandlung im Rahmen
der Umsetzung der Motion "Zeitgemasse Abldufe und Strukturen schaffen”, allenfalls bereits im Rahmen
einer vorgezogenen technischen Teilrevision der Stadtverfassung, wiirde diese breite Diskussion ermog-
lichen. Es wird entsprechend beantragt, auf diese Anderung im Rahmen dieser GO-Teilrevision zu ver-
zichten und die Diskussion dariiber auf einen spateren Zeitpunkt zu verschieben.

Abs. 2 soll unverdndert bleiben, obwohl in der Vergangenheit verschiedene Ansichten dariiber bestanden
haben, in welchen Féllen der Gemeinderat Gelegenheit zur Stellungnahme erhalten soll. Eine Prazisie-
rung dieser Bestimmung sdhe der Gemeinderat als angezeigt.
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Ad Art. 17a (Anstellung Stadtratssekretariat)

Beziiglich Abs. 5 (administrative Unterstiitzung durch die Stadtverwaltung) ist unklar, weshalb die Stadt-
verwaltung neu (auch) das Stadtratsbiiro in administrativen Belangen unterstiitzen soll, wenn Anstel-
lungsbehdrde die Geschiftspriifungskommission verbleibt. Es wird beantragt, diesen Passus zu iiberar-
beiten.

Ad Art. 17b (Aufgaben Stadtratssekretariat)
Der Begriff "Kanzleigeschéfte" in Abs. 1 Bst. g ist bislang nicht definiert. Prazisierungen zumindestin den
Erlduterungen zu den neuen Gesetzesbestimmungen waren allenfalls fiir die Praxis hilfreich.

Die Erlduterungen sind insofern richtig zu stellen, als es sich beim erwdhnten Dokument mit dem Titel
"Aufgaben des Sekretariats des Stadtrats und der Geschéftspriifungskommission" um ein Stadtratssek-
retariats-internes und offenbar ohnehin materiell veraltetes Dokument handelt, welches nicht von den
zentralen Diensten, sondern vom damaligen administrativen Mitarbeiter des Stadtratssekretariat erstellt
worden war. Es besteht jedoch ein Stellenbeschrieb sowohl der Fachbereichsleitung "Sekretariat Stadt-
rat" als auch der administrativen Unterstiitzung. Ersterer ist Bestandteil des jeweiligen Arbeitsvertrages,
welcherim Fall der Sekretérin oder des Sekretdrs des Stadtrats durch die Geschéftspriifungskommission
als Anstellungsbehdrde genehmigt wird. Die Aussage, die Aufgaben des Stadtratssekretariats seien nir-
gends geregelt bzw. nicht von der (dafiir zustdndigen) Geschéftsprifungskommission genehmigt wor-
den, ist somit nach Auffassung des Gemeinderats unzutreffend und die entsprechende Passage in den
Erlduterungen zu korrigieren.

Ad Art. 18 (Protokoll)

Hier ist nicht ohne Weiteres ersichtlich, welche Anderungen genau vorgenommen werden sollen. Eine
bessere Kennzeichnung, beispielsweise durch farbliche Markierungen, wiirde die Versténdlichkeit erho-
hen.

Ad Art. 20 (Geschiftspriifungskommission)

Beziiglich der Aufhebung von Abs. 4 wird angeregt, die vorgeschlagene Ubergangsregelung (Art. 70a)
nochmals zu priifen. Das neue kantonale Datenschutzgesetz (KDSG) sieht Ubergangsbestimmungen vor
(Art. 58 und 59 beziiglich laufender Bearbeitungen und Verfahren), nach welchen unter Umstédnden auch
nach Inkrafttreten des neuen KDSG Aufgaben der GPK im Bereich Datenschutz anfallen kénnen. Es ist
sicherzustellen, dass die vorliegende Revision den Ubergangsbestimmungen des KDSG Rechnung trégt.

Ad Art. 21 (Vorberatung)

Gemaiss Art. 54 Abs. 2 Bst. a StV priift die GPK die vom Stadtrat zu behandelnden Geschéfte in formeller
Hinsicht vor. Es stellt sich somit die Frage, ob Abs. 1 (Vorberatung nach sachlichen und politischen Ge-
sichtspunkten) vereinbar ist mit der Stadtverfassung. Es handelt sich um eine wesentliche Anderung,
welche jedoch in den Erlduterungen kaum begriindet und lediglich als "Prdzisierungen" dargestellt wer-
den.

Beziiglich Abs. 2 Bst. e beantragt der Gemeinderat, dass eine Befragung von Mitarbeitenden nur im Ein-
verstidndnis mit dem zustindigen Mitglied des Gemeinderats erfolgen darf. Weiter wird beantragt, die
Formulierung "Mitarbeitende" durch "Amtsvorstehende" zu ersetzen (welche sich von weiteren Mitar-
beitenden begleiten lassen kdnnten). Dem Gemeinderat ist der Schutz der Mitarbeitenden ein wichtiges
Anliegen. Der Kanton sieht beispielsweise in Art. 45 GRG (Auskunftspflicht) vor, dass fiir Mitarbeitende,
welche den Kommissionen oder der Aufsichtskommission Auskunft erteilen miissen, das Recht zur Zeug-
nisverweigerung sinngemiss anwendbar ist und dass diesen Mitarbeitenden aufgrund der Auskunft kei-
nerlei Nachteil erwachsen darf. Wie bereits in den Ausflihrungen zu Art. 4 vorstehend dargelegt, sind bei
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der Einfiihrung solcher Informations- und Auskunftsrechte die Rechte und Pflichten samtlicher betroffe-
ner Stellen, namentlich auch der Verwaltung zu beriicksichtigen. Es handelt sich auch hierbei um eine
wesentliche Neuerung, was jedoch in den Erlduterungen der nichtstandigen Kommission nicht themati-
siert und begriindet wird. Entsprechend wird beantragt, das Recht zur Zeugnisverweigerung aufzuneh-
men sowie die entsprechenden Ausfiihrungen zu ergdnzen.

Ad Art. 23 (Oberaufsicht)

Den Regelungen in der StV (54, 58, 67 sowie 87) ist zu entnehmen, dass der Stadtrat die Oberaufsicht
iiber den Gemeinderat hat, welche im Auftrag des Stadtrats von der GPK ausgelibt wird. Der Gemeinderat
tibt die Aufsicht iiber die Verwaltung aus. "Aufsicht" und "Oberaufsicht" sind nicht dasselbe. Die primére
"scharfe" Aufsicht iiber die Verwaltung obliegt dem Gemeinderat (Art. 67 Abs. 1 StV). Dieser tragt auch
die Verantwortung fiir den Aufbau und die Durchfiihrung einer umfassenden und koordinierten Verwal-
tungstatigkeit in allen Bereichen der Stadtverwaltung (Art. 67 Abs. 3 StV). Der Gemeinderat ist die oberste
Vollzugs-, Planungs-, Verwaltungs- und Polizeibehtrde der Stadt (Art. 66 Abs. 1 StV). Die Oberaufsicht
des Stadtrates kniipft an die primdre Aufsicht des Gemeinderats als sogenannte "akzessorische" Auf-
sicht an. Bei der Oberaufsicht handelt sich vereinfacht gesagt um eine nachtrdgliche politische Kon-
trolle.

Die Formulierungen in Art. 23 werden vor diesem Hintergrund als uneinheitlich und unprézise beurteilt.
Nach Ansicht des Gemeinderats ist konsequent der Begriff "Oberaufsicht" zu verwenden. Weiter wird
nicht bestritten, dass auch die Verwaltung von der Oberaufsicht betroffen ist. Sowohl aus den Regelun-
gen in der StV als auch aus den Materialien geht jedoch hervor, dass gemédss dem Willen des Gesetzge-
bers die Oberaufsicht via Gemeinderat — als primdren Ansprechpartner der GPK — geltend gemacht wer-
den sollte: “Mit der Formulierung werde der Gemeinderat und nicht die Stadtverwaltung in den Vorder-
grund geriickt, weil es klar sei, dass dort, wo der Gemeinderat klar iibergeordnet sei (beispielsweise bei
Angestellten der Stadtverwaltung), die Oberaufsicht iiber den Gemeinderat zu erfolgen habe." Es geht
also bei der Nichtnennung der Verwaltung um einen bewussten Entscheid und zwar nicht dahingehend,
dass "blinde Flecken" akzeptiert wiirden (denn Oberaufsicht ist umfassend), sondern es geht um den
Weg. Die Oberaufsicht liber die Verwaltung gibt es, sie hat aber via Gemeinderat zu erfolgen, und das
schliesst in der Konsequenz eine Befragung weisungsgebundener Mitarbeiter ohne Zustimmung des Ge-
meinderates aus.

! Vgl. zum Begriff der "Oberaufsicht" folgende Literatur: Ehrenzeller Kaspar, in: Ehrenzeller Bern-
hard/Egli Patricia/Hettich Peter/Hongler Peter/Schindler Benjamin/Schmid Stefan G./Schweizer Rainer
J. (Hrsg.), Die schweizerische Bundesverfassung, St. Galler Kommentar, 4. Aufl., 2023, Art. 169 N 9;
Gander Heiri, Die parlamentarische Oberaufsicht in den Schweizer Kantonen, Ziirich - Basel - Genf 2024
(=SDF 19), S. 1: Markus Miiller/Ueli Friederich, Aufsicht und Oberaufsicht tiber andere Trager 6ffentli-
cher Aufgaben im Kanton Bern, Gutachten zuhanden der Geschaftspriifungskommission des Grossen
Rates des Kantons Bern vom 3. Mai 2021

2Vgl. dazu S. 28 des Protokolls der Sitzung des Stadtrates vom 4. Mai 2015, Traktandum 1, S. 26 - 30,
abrufbar unter: https://www.langenthal.ch/sitzung/1506622 sowie Botschaft des Stadtrates an die
Gemeinde betreffend Teilrevision der Stadtverfassung (Gemeindeabstimmung vom 13. und 14. Juni
2015), abrufbar unter: https://www.langenthal.ch/abstimmungen/termine/1171604#abstim-

mung_141300.
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Im Licht des eben Gesagten stellt sich die Frage, ob durch die neuen Bestimmungen in Abs. 2 die Kom-
petenzen der Oberaufsichtsbehdrde iiberschritten werden bzw. die Grenzen zwischen eigentlicher Regie-
rungs- und Verwaltungstatigkeit und Oberaufsichtstatigkeit verwischt werden. Vergleiche mit den Rege-
lungen anderer Gemeinden zeigen auf, dass die vorgeschlagene Regelung tiberdies unublich ist. Es wird
beantragt, die Anderungen grundlegend zu iiberarbeiten und einer breiteren Diskussion zugénglich zu
machen.

Ad Art. 23a (Aufsichtstitigkeit der GPK)

Vorab ist beziiglich des gesamten Artikels inkl. dem Titel auf die vorstehend erwdhnte Unterscheidung
zwischen Aufsichts- und Oberaufsichtstétigkeit hinzuweisen. Weiter beurteilt der Gemeinderat Art. 1 Bst.
a als problematisch. So findet sich weder im GRG noch im ParlG eine ausdriickliche Regelung zur Ein-
sichtnahme der parlamentarischen Oberaufsicht in interne Dokumente wie Arbeitspapiere, Entwiirfe oder
vergleichbare verwaltungsinterne Unterlagen. In diesem Zusammenhang stellt sich die Frage, ob nicht
vielmehr ein Ausnahmetatbestand fiir gewisse von der Einsicht auszunehmende Dokumente gepriift wer-
den sollte. Abs. 1 Bst. a wird auch mit Blick auf das IMG als heikel erachtet. So besagt Art. 2a Abs. 2 IMG,
dass Aufzeichnungen, die nicht fertiggestellt oder die ausschliesslich zum personlichen Gebrauch be-
stimmt sind, nicht als Informationen im Sinn des IMG gelten. Von internen Dokumenten und Entwdirfen
hat in der Regel denn auch der Gemeinderat noch keine Kenntnis. Beziiglich der Befragung von Mitarbei-
tenden wird auf die Ausfiihrungen zu Art. 4 sowie 21 verwiesen. Bemerkenswert ist in diesem Zusam-
menhang weiter, dass der Bund ein Einspracherecht gegen Vorladungen der Aufsichtskommission vor-
sieht (Art. 153 Abs. 4 ParlG). Es wird beantragt, die geplanten Anderungen grundlegend zu iiberarbeiten
und einer breiteren Diskussion zugdnglich zu machen.

Ad Aufhebung von Art. 25 (Datenschutz)
Es wird beantragt, die Ubereinstimmung mit den Ubergangsregelungen des neuen KDSG zu priifen
(siehe vorstehende Bemerkungen zu Art. 20).

Ad. Art. 28 (Beratungsgegenstinde)

Parlamentarische Vorstosse (Abs. 1 lit. ¢) fithren nach dem Verstdndnis des Gemeinderats nicht unmit-
telbar zu einem Beratungsgegenstand. Auch in diesen Fillen existieren Berichte und/oder Antrage (oder
Stellungnahmen der vorberatenden Organe); dies jedenfalls nach aktuell geltenden Rechtsgrundlagen
und Praxis. Eine "direkte" Beratung von parlamentarischen Vorstdssen widerspricht komplett dem heu-
tigen System, gemdss welchem die Beratung gestiitzt auf von Gemeinderat und Verwaltung erarbeitete
Grundlagen stattfindet. Das Vorgehen in diesen Féllen erscheint mit der geplanten Regelung unklar und
es ist fraglich, ob durch diese Bestimmung tatsdchlich eine Prazisierung herbeigefiihrt wird.

Beziiglich der Streichung der bisherigen Abs. 2 und 3 bleibt offen, ob dadurch die bisherigen Ausnahmen
(von der Vorbereitung der Geschifte durch den Gemeinderat) ausgeweitet werden sollen. Angesichts der
offenen Formulierungen in Art. 15 Abs. 1 Bst. d sowie Art. 28a Abs. 1 und 2 besteht nach Ansicht des
Gemeinderats die Gefahr, dass es zu Unklarheiten bzw. Diskussionen tiber die Zustdndigkeit fiir die Vor-
bereitung von Vorlagen und Geschéaften kommen kdnnte.

Weiter ist festzuhalten, dass im Hinblick auf laufende Projekte und Geschéafte (vor allem soweit sie sich
schon auf den Behdrdenweg befinden) eine Ubergangsbestimmung als notwendig erachtet wird.

Schliesslich wire fiir den Gemeinderat mit Blick auf den Umfang und das Gewicht der Anderung auch
hier eine fundiertere, breitere (auch politische) Diskussion ohne Zeitdruck angezeigt. Es wird entspre-
chend beantragt, auf diese Anderung m Rahmen dieser Teilrevision zu verzichten und die Diskussion auf
einen spéteren Zeitpunkt zu verschieben.
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Ad Art. 28a (Geschiftsvorbereitung)

Die Formulierung "grundsatzlich" in Abs. 2 ldsst darauf schliessen, dass Ausnahmen vorbehalten werden
sollen. In den Erlduterungen finden sich diesbeziiglich keine Ausfiihrungen. Es scheint somit moglich,
dass weitere — nicht ndher definierte — Geschdfte vom Stadtratssekretariat vorbereitet werden sollen.
Auch bei dieser Regelung besteht somit die Gefahr von unterschiedlichen Auslegungen und Diskussio-
nen innerhalb der verschiedenen Organe der Stadt.

Bei Abs. 3 beinhaltet mit "wichtige" Gesetzgebungsvorhaben einen offenen und nicht weiter definierten
Begriff. Gemass den Erlduterungen wird sich dazu eine Praxis bilden miissen. Diese Ausgangslage lasst
nach Ansicht des Gemeinderats (zu viel) Raum fiir Diskussionen. Kommt hinzu, dass unklarist, wie dieser
Einbezug konkret ablaufen soll und namentlich auch, wie der Stadtrat sich als Organ hier organisieren
mochte. Jedenfalls ist fiir den Gemeinderat mit Blick auf die Bedeutung und die méglichen Folgen der
Anderung auch hier eine fundiertere, breitere (auch politische) Diskussion ohne Zeitdruck angezeigt: Die
jeweiligen und konkreten Bediirfnisse und Vorstellungen sind im Voraus zu kldren, damit alle beteiligten
Organe sich dussern und entsprechend auch ihre Prozesse organisieren kénnen. Es wird beantragt, auf
diese Anderung im Rahmen dieser Teilrevision zu verzichten und die Diskussion auf einen spéteren Zeit-
punkt zu verschieben. Eventualiter wéire auch zu kldren, wie es sich iibergangsrechtlich mit schon auf
dem Behérdenweg befindlichen Vorlagen verhilt.

Ad Art. 32 (Beratung)
Eine zweite Lesung soll neu nur noch bei Gesetzgebungsvorhaben moglich sein (Abs. 4). Der Grund fiir
diese Neuerung wird nicht erldutert und ist auch nicht ersichtlich.

Ad Art. 44 (Priifung und Zuweisung)

Gemdss Erlduterungstext konnen offenbar Motionen nicht die Priifung von Gegenstdanden oder die Be-
antwortung von Fragen zum Inhalt haben. Dem ist zu entgegnen, dass heute durchaus Motionen lediglich
die Priifung eines Gegenstandes verlangen kdnnen. Dies ist beispielsweise der Fall bei Richtlinienmotio-
nen. In diesen Féllen kann nicht mehr als eine Priifung durch den Gemeinderat verlangt werden. Dieser
entscheidet dann je nach Priifergebnis, ob in der jeweiligen Angelegenheit zusétzlich einen (materiellen)
Beschluss féllen will.

Zweitens ist zu den Erlduterungen zu bemerken, dass nach dem heutigen Verstandnis und der Praxis des
Stadtrats selber eine Motion durchaus Gegenstande zum Inhalt haben kann, welche nicht in der alleini-
gen oder abschliessenden Zustandigkeit der Gemeinde selber liegen. Zum Beispiel kann verlangt wer-
den, dass sich der Gemeinderat als Vertretung der Stadt beim Bund (oder Kanton) fiir eine bestimmte
Sache einsetzt (jiingstes Beispiel: Motion Gerhard Kaser (SP), Jan Herzig (SVP), Roland Loser (SP), Patrick
Jaeggi (SVP) und Mitunterzeichnende: Verhandlungsaufnahme mit Kanton Bern beziiglich Neubau Drei-
fachturnhalle im Hard). Es stellt sich die Frage, ob solche Vorstdsse mit der vorliegenden Revision tat-
sdchlich ausgeschlossen werden sollen.

Es ist weiter fraglich, ob das Stadtratsbiiro iber genligend Ressourcen verfuigt fiir diese Priifungen, ange-
sichts der beschrdnkten Zeit (siehe dazu auch Ausfiihrungen zu Art. 46 unten).
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Ad Art. 46 (Motionen)
Zum Erlduterungstext ist zu bemerken, dass der Beschlussantrag auch in anderen Gemeinden (zum Bei-
spiel der Stadt Ziirich®) bekannt ist.

Beziiglich Abs. 1 Bst. b wird festgestellt, dass der zur Abgrenzung von Abs. 1 Bst. a entscheidende, neue
Begriff "ratseigen" unscharf ist und bereits im Gemeinderat nicht einheitlich verstanden wurde. Der Ge-
meinderat anerkennt in diesem Zusammenhang, dass gemaéss Art. 46 Abs. 1 Bst. a Motionen sich auch
weiterhin "in der Regel" an den Gemeinderat richten. Allerdings tragt der Begriff "ratseigen” nicht zur
Kldrung des Verhiltnisses von Regel und Ausnahme bei. Denn, im Gegenteil, wird jedes Geschdft in der
Beschlusskompetenz von Stadtrat und Stimmberechtigten im Stadtrat (vor-)behandelt und kénnte daher
"ratseigen" sein. Nach Ansicht des Gemeinderats ist hier eine Prazisierung notwendig. Es wird beantragt,
diese Formulierung zu iiberarbeiten und die Erlduterungen zu ergdnzen.

Generell ist festzustellen, dass es sich hier zumindest im Verstandnis des Gemeinderats um einen voll-
standig neuen Prozess handelt, welcher wesentliche Kompetenzverschiebung zu beinhalten scheint. Neu
sollen sich zudem Motionen auch direkt an das Biiro des Stadtrats oder eine stadtrdtliche Kommission
richten kdnnen. Dies steht auf den ersten Blick in einem gewissen Widerspruch zu Art. 67 Abs. 2 StV bzw.
wiare zumindest weiter erklarungsbediirftig. Da die Kommissionen massgebend auch vorberatend tatig
sind, ware angesichts des jetzigen Wortlauts von E-Art. 46 Abs. 1 Bst. b wohl die grosse Mehrheit parla-
mentarischer Vorstésse dem Biiro zur Beantwortung und Umsetzung zuzuweisen. Eine solche Kompe-
tenzverschiebung diirfte, gerade auch mit Blick auf die Regel in E-Art. 46 Abs. 1 Bst. a (grundsétzliche
Zuweisung an den Gemeinderat), nicht beabsichtigt sein und wiirde vom Gemeinderat in keiner Weise
unterstiitzt. Angesichts all dessen wiinscht sich der Gemeinderat eine breitere Diskussion. Es wird ent-
sprechend beantragt, auf diese Anderung im Rahmen dieser Teilrevision zu verzichten und die Diskus-
sion dariiber fiir eine spétere Anpassung vorzusehen.

Ad Art. 52 (Beantwortung, Fristen)

In Abs. 1 Bst. b soll der bisherige Einschub "in der Regel" gestrichen werden (bei der Beantwortung von
dringlich erklirten bis zur ndchsten Ratssitzung). Dieser Einschub hat allerdings nach Ansicht des Ge-
meinderats eine praktische Bewandtnis und Berechtigung: Im Herbst liegen die Oktober-, November-
und/oder die Dezembersitzung des Stadtrats oftmals so nah beieinander, dass der Aktenverstand fiir die
nichste Sitzung teilweise bereits am Tag nach der vorangehenden Sitzung stattfindet (bzw. im Jahr 2026
erfolgt der ordentliche Aktenversand am 24. November fiir die Sitzung im Dezember damit sogar eine
Woche vor der Sitzung am 30. November) und es faktisch dem Gemeinderat daher nicht moglich ist, die
Antwort fiir die nachste Sitzung des Stadtrats bereits ausformuliert und verabschiedet zu haben, zumal
die Stellungnahme in der Regel schriftlich bleiben soll. Ausnahmen sollten daher weiterhin moglich sein,
vor allem wenn weiterhin keine offiziellen Fristverlangerungen méglich sein sollen.

Mit der hier gewihlten Darstellung (keine farblichen Kennzeichnungen oder Streichungen von Anderun-
gen) ist es schwierig, die Anderungen auf den ersten Blick zu erkennen. Die vorerwédhnte Streichung von
"in der Regel" wird beispielsweise weder speziell dargestellt noch erldutert.

3Vgl. Art. 151 ff. der Geschaftsordnung des Gemeinderats der Stadt Ziirich vom 16. Juni 2021. Der Ge-
meinderat ist in der Stadt Ziirich das Parlament.
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Ad Aufhebung von Art. 53

Dass die Beantwortung der parlamentarischen Vorstosse schriftlich erfolgen soll, wird neu in Art. 52
Abs. 1 und Art. 56 Abs. 1 geregelt. Auch in diesem Fall wird der Einschub "in der Regel" gestrichen, ohne
Erlduterung oder Kennzeichnung.

Ad Ubergangs- und Schlussbestimmungen

Beziiglich der Ubergangs- und Schlussbemerkungen ist auf die Ausfithrungen zu Art. 20 sowie 25 vorste-
hend zu verweisen. Es ist sicherzustellen, dass diese Ubergangsbestimmungen auch die Ubergangsbe-
stimmungen des KDSG beriicksichtigen.

Schlussbemerkung

Abschliessend bedankt sich der Gemeinderat fiir die Gelegenheit zur Stellungnahme und ersucht hoflich
um Beriicksichtigung der vorstehenden Erwdgungen und Antrdge. Namentlich ersucht er um vorlaufige
Zuriickstellung bzw. nochmalige Uberpriifung derjenigen Bestimmungen der Revision, bei welchen der
Gemeinderat gemdss den vorstehenden Ausfiihrungen eine breitere Diskussion sowie mehr Vorlaufzeit
als notwendig erachtet sowie grundlegende rechtliche oder praktische Vorbehalte hat.

Dem Gemeinderat ist es indes wichtig zu betonen, dass ihm eine gute Zusammenarbeit mit dem Stadtrat
und seinen Organen ein grosses Anliegen ist. Die Schaffung von guten Voraussetzungen fiir eine mog-
lichst reibungslose Zusammenarbeit begriisst er und es liegt ihm viel an der Suche nach zufriedenstel-
lenden Losungen fiir séamtliche Beteiligten. Der Gemeinderat ist bereit, seinerseits Anstrengungen zur
Verbesserung der Prozesse an die Hand zu nehmen: Gerne unterbreitet er Ihrer Kommission deshalb an
dieser Stelle seine vorldaufigen Vorstellungen zu einer umgehenden Revision von unbestritten revisions-
bedirftigen Stadtverfassungsbestimmungen: Zundchst sollten je eine Delegation des Gemeinderates
und eines parlamentarischen Gremiums (z.B. lhrer Kommission, soweit und sobald diese dazu vom
Stadtrat entsprechend ermdchtigt worden ist) gemeinsam den Revisionsbedarf auf Stufe Stadtverfassung
ausloten mit dem klaren Fokus auf beidseits unbestritten als revisionsbediirftig anerkannte Bestimmun-
gen ("technische Revision") und mégliche Neuformulierungen besprechen. Dies konnten beispielsweise
Bestimmungen {iber Zirkularbeschliisse oder {iber die Stellung und Zusammensetzung parlamentari-
scher Organe sein, allenfalls auch zu den Nachkrediten (vgl. Votum GPK zur Jahresrechnung 2024 im
Parlament). Fragen der inneren Organisation des Stadtrates soll dabei grundsatzlich das parlamentari-
sche Gremium bzw. dessen Delegation vorschlagen. Sobald der Gemeinderat und das parlamentarische
Gremium den auf diesem Weg durch die Delegationen vorgeschlagenen Anpassungen im Grundsatz zu-
stimmen, kann die Stadtverwaltung basierend die konkrete Weiterbearbeitung in Abstimmung mit dem
parlamentarischen Gremium vornehmen, konkret namentlich die Vorpriifung beim Amt fiir Gemeinden
und Raumordnung. Das genannte "Konsensprinzip" gilt selbstredend auch fiir die Abfassung des Be-
richts und Antrags zur Revision vor dem Hintergrund der Bedeutung der Materialien fiir die Auslegung.
Solange sich Gemeinderat und parlamentarisches Gremium auf eine technische Natur einer Revision ver-
standigen konnen, liesse sich auch ein Verzicht auf eine ansonsten standardméssig erfolgende Ver-
nehmlassung rechtfertigen. Transparenzhalber erlauben wir uns den Hinweis, dass bei einer solchen Pri-
orisierung der Stadtverfassungsanderung fiir die unbestrittenen und offenkundigen Arbeiten die weite-
ren Arbeiten zur Umsetzung der Giberwiesenen Motion "Zeitgemdsse Ablaufe und Strukturen schaffen”
wahrscheinlich nicht gleichzeitig erfolgen kdnnten.

Wir ersuchen Sie gerne um Riickdusserung zum weiteren Vorgehen, insbesondere zur weiteren Umset-
zung einer moglichen priorisierten Stadtverfassungsanderung und dazu, welches parlamentarische Gre-
mium dazu in Frage kdme.

Gemeinderat, Jurastrasse 22, 4901 Langenthal
Telefon 062 916 21 11, www.langenthal.ch
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Besten Dank fiir Ihre geschatzte Kenntnisnahme.

Freundliche Griisse

eto Miller Janine Jauner
Stadtprdsident stv. Stadtschreiberin

Gemeinderat, Jurastrasse 22, 4901 Langenthal
Telefon 062 916 21 11, www.langenthal.ch
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Anderungserlass, Entwurf vom 2. Marz 2026 Beilage 3
Traktandum Nr. 2
Stadtratssitzung vom 30. Marz 2026

Der Stadtrat, gestiitzt auf Artikel 60 Absatz 2 Ziffer 2 der Stadtverfassung vom
22.)Juni 2009 beschliesst:

. Die Geschiftsordnung des Stadtrates vom 24. Juni
2019 wird wie folgt geandert:

Art. 2

Einberufung und 1 unverdndert
Traktanden

a. auf Einladung durch das Biiro, so oft es die Geschafte erfordern;
b. unverdindert
c. unverdndert

unverdandert

Die Traktandenliste wird durch das Stadtratsbiiro unter Beriicksichtigung
der vom Gemeinderat eingereichten Geschdfte erstellt. In dringlichen Fallen
entscheidet die Stadtratsprasidentin oder der Stadtratsprasident ab-
schliessend.

Art. 3

EEZlLkSrSZEaA“f'age ' Ort, Zeit und Traktanden sind mindestens 10 Tage vor dem Sitzungstag, im
amtlichen Publikationsorgan der Gemeinde bekannt zu geben.

Mindestens 20 Tage vor dem Sitzungstag werden, ausserordentliche oder
dringende Falle vorbehalten, folgende Unterlagen auf der Webseite der
Stadt veroffentlicht und auf der Stadtverwaltung aufgelegt:

a. die Traktandenliste, die als Sitzungseinladung gilt,
b. die Berichte und Antrdge mit den dazugehorigen Beilagen.

Die Stadtrats- und Gemeinderatsmitglieder, die Amtsvorsteherinnen und
Amtsvorsteher und die akkreditierten Medienschaffenden konnen beim
Sekretariat die unentgeltliche elektronische Zustellung der Traktandenliste
und der Sitzungsunterlagen verlangen.

Bei dringlich erkldarten Vorstossen kénnen die Sitzungsunterlagen spater
veroffentlicht und aufgelegt werden.


lt3856
Textfeld
Beilage 3
Traktandum Nr. 2
Stadtratssitzung vom 30. März 2026
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Informationsrechte

Unterlagen

1

1

Art. 4

1 Die Mitglieder des Stadtrats haben das Recht, vom Gemeinderat und der
Verwaltung liber samtliche Stadtratsgeschafte Auskunft zu erhalten und
Einsicht in alle zugehdrigen Unterlagen zu nehmen, soweit dies fiir die Aus-
tibung ihres Mandats erforderlich ist.

Vorbehalten vom Auskunfts- und Einsichtsrecht gemdss Absatz 1 sind In-
formationen, die einem Amts- oder Berufsgeheimnis unterliegen oder aus
tibergeordneten privaten oder 6ffentlichen Interessen nicht bekannt gege-
ben werden diirfen.

Art. 4a (neu)

Die Unterlagen zu Stadtratsgeschaften des Gemeinderates sind spatestens
15 Arbeitstage vor ihrer Veroffentlichung gemass Artikel 3 vollstandig und
geordnet in elektronischer und schriftlicher Form beim Stadtratssekretariat
einzureichen. Spater eingereichte Geschafte kommen nicht auf die Traktan-
denliste dieser Stadtratssitzung.

Die Stadtkanzlei stellt sicher, dass in den von ihr weiter geleiteten Doku-
menten keine Akten enthalten sind, die nicht aufgelegt werden diirfen.

In dringenden Fallen, welche eine zwingende Behandlung an der ndchsten
Sitzung erfordern, kann ein Geschaft mit Zustimmung des Biiros bis spa-
testens drei Arbeitstage vor dem Aktenversand eingereicht werden.

Die Unterlagen zu Stadtratsgeschadften des Gemeinderates umfassen min-
destens die folgenden Dokumente:

. den Bericht des Gemeinderates an den Stadtrat zusammen mit den darin

erwdhnten Beilagen sowie den gemass Absatz 5 zu unterbreitenden Doku-
menten,

. fiir Gesetzgebungsgeschafte den Entwurf des zu beschliessenden Erlasses,

alle Dokumente, die fiir den Beschluss des Stadtrates zum unterbreiteten
Geschaft wesentlich sind, wie beispielsweise Projektplane, Amtsberichte,
Gutachten, Entscheide anderer Behdrden und dergleichen, soweit der Ver-
offentlichung der Dokumente kein zwingender rechtlicher Grund entgegen-
steht.

Fiir Geschafte, die der Volksabstimmung unterliegen, umfassen die Unter-
lagen zudem den Entwurf der Botschaft an die Stimmberechtigten mit ei-
nem Link zur Webseite, auf welcher die Stimmberechtigten die Stadtrats-
unterlagen einsehen kénnen.
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¢ Dokumente gemass Absatz 2 Buchstabe c, die aus rechtlichen Griinden der
Geheimhaltung unterliegen (z.B. Datenschutz, entgegenstehendes iiber-
wiegendes offentliches oder privates Interesse) und dem Stadtrat nicht un-
terbreitet werden, sind in den Stadtratsunterlagen mit einem entsprechen-
den Hinweis zu erwahnen. Diese Unterlagen werden der vorberatenden
Kommission auf Verlangen und soweit rechtlich zulassig zugdnglich ge-
macht.

Art. 11

Sitzungsgeld ' Die Mitglieder des Stadtrates, des Gemeinderates, der Geschaftspriifungs-
kommission, der aus der Mitte des Rates ernannten parlamentarischen
Kommissionen und des Biiros erhalten das reglementarisch festgesetzte
Sitzungsgeld.

b) Biiro
Art. 14

S‘e’t‘i;‘gdzusamme”' ' Das Biiro des Stadtrates ist das politische und strategische Leitungs- und
Koordinationsorgan des Stadtrats.

> Fiir die Zusammensetzung, die Wahl und die Wiederwahl gilt Artikel 52 der
Stadtverfassung.

> Das Prasidium wird vom Stadtrat alle Jahre aus seiner Mitte gewahlt, wobei
auf die Vertretung der Minderheiten angemessene Riicksicht zu nehmen
ist.

Abs. 4 — 6 aufgehoben

Art. 15
Aufgaben T Das Biiro des Stadtrates (Stadtratsbiiro):

unverdndert

s S

unverdndert
c. entscheidet iiber die Zuweisung und die Riickweisung von Vorstossen;

d. unterbreitet dem Stadtrat Antrage zu eigenen Geschaften und Projekten des
Stadtrats;

e. unverdndert
unverdndert

g. unverdndert
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h. entscheidet bis zu einem Betrag von Fr. 12'000 im Einzelfall iber die mit
dem Budget bewilligten Mittel fiir den Stadtrat und beantragt dem Stadtrat
Ausgaben, die dariiber hinausgehen. Es informiert den Stadtrat an der
nachsten Sitzung liber solche Beschliisse;

i. bearbeitet die librigen vom Stadtrat iibertragenen Aufgaben.

Sofern der Gemeinderat dies wiinscht, kann er zu Geschaften, die dem
Stadtrat gestiitzt auf Absatz 1 Buchstabe d unterbreitet werden, eine Stel-
lungnahme abgeben.

c) Sekretariat und Protokoll
Art. 17

Sekretariat T Die Stadtratssekretédrin oder der Stadtratssekretér fiihrt das Stadtratssekre-
tariat.

Das Stadtratssekretariat ist von der Verwaltung unabhangig. Es ist nur dem
Stadtrat und seinen Organen verantwortlich und arbeitet nach deren Wei-
sungen.

Die Stadtverwaltung unterstiitzt das Stadtratssekretariat, die Geschaftsprii-
fungskommission und das Stadtratsbiiro soweit erforderlich in administra-
tiven Belangen.

Abs. 4 bis 6 aufgehoben

Art. 17a (neu)

el ! Die Geschiftspriifungskommission ist zustandig fiir das Personal des
Stadtratssekretariats.

Sie entscheidet nach Anhorung des Stadtratsbiiros tiber die erforderlichen
Personalressourcen fiir das Stadtratssekretariat und sorgt fiir die Budgetie-
rung.

Sie entscheidet weiter {iber die Form der Beschaftigung des Personals und
schliesst die entsprechenden Vertrage ab.

*  Sieregelt die Stellvertretung der Stadtratssekretdrin oder des Stadtratssek-
retars.

Art. 17b (neu)
Aufgaben T Die Stadtratssekretadrin oder der Stadtratssekretér.

a. flihrt das Protokoll des Stadtrats, des Stadtratsbiiros, der Geschaftsprii-
fungs-kommission und von weiteren parlamentarischen Kommissionen,
sofern der Stadtrat nichts anderes bestimmt,



W

Protokoll

Geschaftsordnung des Stadtrates vom 24. Juni 2019
Anderungserlass, Entwurf vom 2. Mirz 2026

1

2

. berdt den Stadtrat, seine Organe und Kommissionen in allen die Ablaufe

und die Geschafte betreffenden Rechts-, Sach- und Verfahrensfragen,

bereitet die Sitzungsplanungen, die Traktandenlisten und gegebenenfalls
weitere notwendige Unterlagen zuhanden des Stadtratsbiiros und der wei-
teren vom Stadtratssekretariat betreuten Gremien vor,

. stellt den fiir die Erfiillung der Aufgaben des Stadtratssekretariats erforder-

lichen Geschaftsverkehr mit dem Gemeinderat und der Verwaltung sicher,

. bereitet eigene Projekte des Parlaments fiir die zustandigen Gremien vor,

sorgt fiir die erforderliche Information und Dokumentation des Stadtrats
und seiner Gremien,

. sorgt fiir die korrekte und zeitgerechte Erledigung der Kanzleigeschafte.

Fir die Erfiillung der Aufgaben gemadss Absatz 1 hat die Stadtratssekretarin
oder der Stadtratssekretar dieselben Informations- und Auskunftsrechte,
die dem Stadtrat gemdss dieser Geschaftsordnung zustehen.

Sie oder er hat im Stadtratsbiiro, in der Geschéftspriifungskommission und
in weiteren parlamentarischen Kommissionen, fiir welche sie oder er das
Sekretariat fiihrt, beratende Stimme und Antragsrecht in Verfahrens- und
Rechtsfragen.

Art. 18

Uber die Stadtratssitzungen wird ein Protokoll in schriftlicher Form erstellt.

Dieses enthalt:

a. Tag, Ort, Beginn und Schluss der Sitzung;

. die Zahl der anwesenden und die Namen der abwesenden Stadtratsmitglie-

der;

die Titel der behandelten Geschafte, die Namen der Rednerinnen bzw. Red-
ner, den wesentlichen Inhalt ihrer Voten, ihre Antrage und die gefassten Be-
schliisse;

. das Ergebnis der Abstimmungen und Wahlen mit Angabe der Stimmenzahl,

sofern letztere festgestellt worden ist bzw. die Stimmabgabe jedes Mitglieds
bei Abstimmungen unter Namensaufruf;

. die Mitteilungen des Gemeinderates;

die neu eingereichten parlamentarischen Vorstosse.

Das Protokoll wird an einer der nachsten Stadtratssitzungen traktandiert
und nach seiner Genehmigung vom Prasidium und der Stadtratssekretarin
bzw. dem Stadtratssekretar unterzeichnet.

unverdndert
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Geschiftspriifungs-

kommission

Sitzungen

Vorberatung

5

1

1

1

Von der Stadtratssitzung kann mit geeigneten Mitteln ein Audioprotokoll
erstellt werden, welches auf der Webseite der Stadt verdffentlicht wird.

e) Geschiftspriifungskommission
Art. 20

unverdndert

unverdndert

Neben den ihr von der Stadtverfassung zugewiesenen Aufgaben berat die
Geschaftspriifungskommission als vorberatende Behorde des Stadtrates
die vom Stadtrat zu behandelnden Sachgeschafte vor, sofern dafiir nicht
weitere parlamentarische Kommissionen eingesetzt werden.

Abs. 4 und 5 aufgehoben

Art. 20a (neu)

Die Prasidentin oder der Prasident ladt die Geschaftspriifungskommission
zu Sitzungen ein so oft es die Geschafte gebieten, mindestens aber vor je-
der Stadtratssitzung.

Die Einladung und die Unterlagen sind den Mitgliedern mindestens 5 Tage
vor der Sitzung zuzustellen. Nachtraktandierungen sind moglich, wenn die
Mehrheit der teilnehmenden Mitglieder zustimmt.

Art. 21

Die Geschaftspriifungskommission berdt die dem Stadtrat unterbreiteten
Geschéfte nach sachlichen und politischen Gesichtspunkten vor.

Sie kann zur Erfiillung dieser Aufgaben inshesondere

. Einsicht in samtliche Akten eines Geschéfts nehmen,

. Akten zur Einsicht einverlangen, auf welche die Beratungsunterlagen Bezug

nehmen,

den Gemeinderat oder einzelne seiner Mitglieder zur Erteilung von Auskiinf-
ten einladen,

. Sachverstdndige beiziehen und am Geschaft Interessierte anhoren,

. nach vorgdngiger Information des zustdndigen Gemeinderatsmitglieds

Amtsvorstehende oder weitere vom Gemeinderatsmitglied vorgeschlagene
Mitarbeitende der Verwaltung zum Geschaft befragen.
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Sie kann in eigener Kompetenz Vorlagen wegen offensichtlicher sachlicher
oder formeller Mdngel zur Bereinigung an die antragstellende Behorde zu-
rickweisen.

*  Sie kann dem Stadtrat Antrag stellen insbesondere auf

a. Riickweisung eines Geschiéfts zur Uberarbeitung unter Angabe, in welcher
Weise die Uberarbeitung zu erfolgen hat,

b. Nichteintreten ausser in Fdllen gemdss Artikel 31 Absatz 1,
c. Ablehnung oder Annahme des Geschafts,
d. Anderung von Antragen zum Geschift,

e. Verabschiedung einer parlamentarischen Erklarung zu einem Geschaft.

Art. 22

Rechnungsprifung 1 Dje Geschiéftspriifungskommission beantragt dem Stadtrat die Wahl des
Rechnungspriifungsorgans (Art. 10 Stadtverfassung).

Sie liberwacht und begleitet die Durchfiihrung der Jahres- und Zwischen-
prifungen im Sinne der kantonalen Gesetzgebung.

Sie beantragt zusatzliche Priifungen, soweit sie solche fiir angezeigt halt.

Nach Kenntnisnahme des durch das Rechnungspriifungsorgan erstellten
Revisionsberichtes und Anhorung des Gemeinderates berichtet die Ge-
schaftspriifungskommission dem Stadtrat.

Art. 23

QIO S ! Die Geschiftspriifungskommission iibt ihre Aufsichtstatigkeit im Auftrag
des Stadtrats aus, welcher die Oberaufsicht {iber den Gemeinderat und die
Verwaltung hat.

Die Oberaufsicht erfolgt in der Regel nachtraglich. Wenn es die Umstdande
gebieten, kann sie begleitend zu einem laufenden Geschaft erfolgen.

Die Geschaftspriifungskommission unterbreitet dem Stadtrat die fiir die
Ausiibung seiner Oberaufsicht erforderlichen Antrage.

Abs. 4 und 5 aufgehoben

Art. 23a (neu)

Aufsichtstatigkeitder 2| Raghmen ihrer Aufsichtstétigkeit kann die Geschéftspriifungskommis-
Geschiftspriifungs-

raliss o sion, zusatzlich zu den Informations- und Auskunftsrechten als vorbera-
tende Kommission,
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a. Einsicht in alle zur Erfiillung ihrer Aufgabe erforderlichen in Dokumente zu
einzelnen Geschdften nehmen,

b. Einsichtin Akten von Verwaltungsstellen nehmen,
c. Mitarbeitende der Verwaltung oder beauftragte Dritte befragen

Sie fiihrt jahrlich einen Aufsichtsbesuch bei einer Stelle der Stadtverwal-
tung durch und iiberpriift in diesem Rahmen namentlich die rechtmassige,
effiziente und wirtschaftliche Erfiillung der Aufgaben. Sie kann dem Ge-
meinderat diesbeziigliche Empfehlungen abgeben und Massnahmen vor-
schlagen.

Sie berichtet nach vorgangiger Anhorung des Gemeinderats dem Stadtrat
tiber das Ergebnis ihrer Priifung und stellt die erforderlichen Antrage.

Sie kann zur Erfiillung ihrer Aufsichtsaufgaben externe Fachpersonen bei-
ziehen.

Sie verfligt fiir ihre Aufsichtstatigkeit im Rahmen des jahrlichen Budgets
tiber einen Betrag von Fr. 10'000.-.

Art. 25 aufgehoben
Art. 26 aufgehoben

f) Weitere parlamentarische Kommissionen
Art. 27

Weitere parlamentari- 1 unverdndert
sche Kommissionen

> aufgehoben

> unverdndert

I1l. SITZUNGEN
a) Grundlagen
Art. 28

Beratungsgegen- 1 Geschéfte werden dem Stadtrat unterbreitet durch

stdande
a. Berichte und/oder Antrage des Gemeinderats,

b. Berichte und/oder Antrdage des Stadtratsbiiros, der Geschaftspriifungskom-
mission und gegebenenfalls von anderen vom Stadtrat eingesetzten parla-
mentarischen Kommissionen mit Antragsrecht,
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Geschéftsvorberei- 1
tung

Eroffnung der Sitzung 1

Beratung 1

2

durch parlamentarische Vorstosse.

Sofern zwei Drittel der anwesenden Mitglieder zustimmen, kann ein Ge-
schaft an einer Sitzung ohne vorherige Traktandierung behandelt werden,
wenn es sich dazu eignet.

aufgehoben

Art. 28a (neu)

Geschafte des Stadtratsbiiros, der Geschaftspriifungskommission und ge-
gebenenfalls weiterer parlamentarischer Kommissionen werden von deren
Sekretariat vorbereitet. Darunter fallen namentlich auch

. Geschafte, welche die Geschaftsordnung des Stadtrates betreffen;

. Geschafte, welche die Einsetzung einer standigen oder nicht standigen

parlamentarischen Kommission betreffen;

Ersatzwahlen fiir das Biiro des Stadtrates, der parlamentarischen Kommis-
sionen und des Sekretariats des Stadtrates und der parlamentarischen
Kommissionen wahrend laufender Legislaturperiode

Alle librigen Geschafte, welche vom Stadtrat oder von den Stimmberechtig-
ten zu beschliessen sind, werden nach dem Grundsatz von Artikel 67 Ab-
satz 2 der Stadtverfassung vom Gemeinderat und der Verwaltung vorberei-
tet.

Bei wichtigen Gesetzgebungsvorhaben bezieht der Gemeinderat den Stadt-
rat rechtzeitig und angemessen in die Erarbeitung ein.

b) Sitzungsablauf
Art. 29

Die Stadtratsprasidentin bzw. der Stadtratsprdsident eréffnet die Sitzung
und lasst durch die Stadtratssekretdrin bzw. den Stadtratssekretdar den Na-
mensaufruf vornehmen, worauf er oder sie die Beschlussfahigkeit des Par-
laments feststellt.

Der Stadtratsprasident bzw. die Stadtratsprasidentin bestimmt den Gang
der Verhandlungen unter Vorbehalt allfalliger Ordnungsantrage.

Art. 32

Der Stadtrat kann Geschéfte artikel- oder abschnittweise oder in ihrer Ge-
samtheit beraten

Er kann
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a. vorder Schlussabstimmung beschliessen, auf einzelne Artikel oder Ab-
schnitte zurtickzukommen,

b. nach der Schlussabstimmung an der gleichen Sitzung mit einer Mehrheit
von zwei Dritteln der anwesenden Mitglieder beschliessen, auf das behan-
delte Geschaft zurlickzukommen.

Er beschliesst iiber Rlickkommensantrage und berdt den betreffenden Arti-
kel oder Abschnitt oder das Geschaft nochmals, wenn Riickkommen be-
schlossen wird.

Er kann beschliessen, dass ein Reglement in zwei Lesungen beraten wird.
In diesem Fall findet die Schlussabstimmung nach der zweiten Lesung
statt.

Art. 32a (neu)

Riickweisung ' Der Stadtrat kann ein Geschéft zur Verbesserung an das dafiir zustandige
Organ zuriickweisen.

> Beschliesst er Riickweisung, gibt er an, in welchem Sinn das Geschift an-

zupassen ist.

Art. 33

Antrage ' Jedes Stadtratsmitglied kann Antrdge zu einem behandelten Geschift ein-
reichen namentlich auf

a. Nichteintreten,
b. Riickweisung,
c. Anderung oder Ergédnzung,

d. Rickkommen

Antrdage sind dem Stadtratssekretariat in der Regel vor der Sitzung auf
elektronischem Weg einzureichen. An der Sitzung selbst miissen sie dem
Stadtratsprdsidenten oder der Stadtratsprdsidentin auf Verlangen schrift-
lich vorgelegt werden.

Antrdge, die keinen unmittelbaren Zusammenhang mit dem behandelten
Geschaft aufweisen, miissen als Motion oder Postulat eingereicht werden.

Bei Wahlgeschaften sind Riickkommensantrdage ausgeschlossen.

Art. 33a (neu)

Ordnungsantrage 1 Qrdnungsantrage betreffen die Art der Behandlung der Geschifte, nament-
lich

10
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Beendigung der Bera- 1
tung

o o

= [

=

die Verschiebung eines Geschafts,

die Durchfiihrung einer zweiten Lesung,

die Beendigung der Beratung eines Geschafts,

die Beschrdankung der Redezeit,

den Unterbruch, Abbruch oder die Verlangerung der Sitzung,

die Handhabung der Geschaftsordnung.

Jedes Stadtratsmitglied kann jederzeit einen Ordnungsantrag stellen.

Uber Ordnungsantrige wird sofort abgestimmt. Die Antragstellerin oder der
Antragsteller erhilt das Wort fiir eine kurze Begriindung. Uber weitere Wort-
meldungen entscheidet das Prasidium.

Wird ein Ordnungsantrag auf Beendigung der Beratung eines Geschafts an-
genommen, haben das Wort nur noch

. die Sprecherin oder der Sprecher des Gemeinderats oder der vorberaten-

den parlamentarischen Kommission,

die Mitglieder des Stadtrats, die das Wort vor dem Ordnungsantrag ver-
langt haben.

Art. 36

Verlangt niemand mehr das Wort, so erklart die Stadtratsprasidentin bzw.
der Stadtratsprasident die Beratung als geschlossen.

Den Berichterstatterinnen bzw. Berichterstattern des vorberatenden Or-
gans ist auf Verlangen ein Schlusswort gestattet. Bei der Beantwortung von
parlamentarischen Vorstossen hat die bzw. der Erstunterzeichnende oder
die Sprecherin bzw. der Sprecher das Schlusswort.

Art. 38 aufgehoben

Art. 39 aufgehoben

Art. 40 aufgehoben

Art. 41 aufgehoben

11
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IV. PARLAMENTARISCHE INSTRUMENTE

a) Parlamentarische Vorstosse

Art. 42

Grundsatz und Einrei- 1

chung

Formelle Vorausset-

zungen

Bekanntgabe einge-

reichter Vorstosse

Prifung und Zuwei-
sung

12

1

1

1

Parlamentarische Vorstosse konnen in der Form einer Motion, eines Postu-
lats oder einer Interpellation eingereicht werden.

Die Beantwortung und die Erledigung der Vorstésse erfolgt entweder durch
den Gemeinderat, das Stadtratsbiiro oder eine parlamentarische Kommis-
sion.

Jedes Stadtratsmitglied, die parlamentarischen Kommissionen und die
Fraktionen haben das Recht, parlamentarische Vorstdsse einzureichen.

Jugendliche kdnnen nach Massgabe von Artikel 51 ein Jugendpostulat ein-
reichen.

Absatz 5 aufgehoben
Absatz 6 aufgehoben

Art. 42a (neu)

Parlamentarische Vorstosse sind schriftlich und unterzeichnet dem Sekre-
tariat zuhanden des Stadtratsbiiros einzureichen.

Mit einer der eigenhdndigen Unterschrift gleichgestellten elektronischen
Signatur kdnnen sie elektronisch eingereicht werden.

Sie bezeichnen die Form des Vorstosses und enthalten eine Uberschrift, ei-
nen Antrag, und im Falle von Motionen und Postulaten sowie bei der Bean-
tragung einer dringlichen Behandlung eine kurze Begriindung.

Parlamentarische Vorstdsse dirfen Sitte und Anstand nicht verletzen (Art.
15 Abs. 1 Bst. d).

Art. 43

unverdndert

Elektronisch eingereichte Vorstdsse werden, wenn sie nicht spatestens ei-
nen Arbeitstag vor Sitzungsbeginn, 14.00 Uhr, beim Sekretariat eingehen,
erst an der folgenden Sitzung verlesen und zugewiesen.

Art. 44

Das Stadtratsbiiro priift die formelle Richtigkeit der Vorstosse und die Zu-
standigkeit fiir die Beantwortung.
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Rickzug

Motionen
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Geschaftsordnung des Stadtrates vom 24. Juni 2019
Anderungserlass, Entwurf vom 2. Mirz 2026

2

3

1

1

Es weist Vorstosse zuriick, die
nicht die richtige Form aufweisen,
einen Gegenstand zum Inhalt haben, der nicht vorstossfahig ist,
deren Inhalt Sitte und Anstand verletzen.

Das Sekretariat Gibermittelt die gepriiften Vorstdsse an das zustandige Or-
gan.

Art. 45

Vorstosse konnen bis zum Abschluss der Beratung im Stadtrat ohne Zu-
stimmung der Mitunterzeichnenden von der Erstunterzeichnerin bzw. vom
Erstunterzeichner zuriickgezogen werden.

unverdndert

b) Formen
Art. 46

Die Motionen richten sich

. inderRegel an den Gemeinderat

. an das Stadtratshiiro oder eine parlamentarische Kommission, wenn sie

sich auf ratseigene Geschafte oder Geschafte in der Zustandigkeit dieser
Kommission beziehen.

Motionen beauftragen das zustandige Organ, einen bestimmten Beschlus-
ses- oder Reglementsentwurf vorzulegen oder eine Massnahme zu treffen.

Motionen an den Gemeinderat mit Weisungscharakter betreffen Gegen-
stande, die nicht in der ausschliesslichen Kompetenz des Gemeinderats
sind. Sie sind fiir das mit der Umsetzung der Motion beauftragte Organ be-
ziiglich Gegenstandes, Form und weiterer Einzelheiten der Umsetzung ver-
bindlich.

4 Motionen an den Gemeinderat mit Richtliniencharakter betreffen Gegen-
stande in der ausschliesslichen Kompetenz des Gemeinderats, oder einer
gemeinderdtlichen entscheidungsbefugten Kommission. Der Gemeinderat
entscheidet abschliessend {iber die Form und weitere Einzelheiten ihrer
Umsetzung und erstattet dem Stadtrat Bericht dariiber. Setzt er die Motion
nicht um, berichtet er {iber die Griinde, die ihn zu diesem Entscheid bewo-
gen haben.

Bei erheblich erklarten Motionen ist das zustandige Organ verpflichtet, in-
nert der Umsetzungsfrist eine beschlussfahige Vorlage zu unterbreiten
oder die geforderte Massnahme zu treffen.
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Art. 47 aufgehoben

Art. 48

Postulate ' Postulate sind selbststandige Antrdge, die das zustandige Organ einladen
zu priifen, ob ein Reglements- oder Beschlussesentwurf oder ob eine Mass-
nahme zu treffen sei.

Art. 49

Interpellation ' Mit einer Interpellation wird das zustdndige Organ ersucht, iiber einen Ge-
genstand der Gemeinde Auskunft zu erteilen.

Art. 50 aufgehoben

Art. 51

Jugendpostulat ' Mindestens 30 Jugendliche im Alter von 14 bis 18 Jahren, welche in der Ge-
meinde wohnhaft sind, konnen dem Stadtrat zu Handen des zustandigen
Organs einen schriftlichen, kurz begriindeten Antrag stellen. Das Jugend-
postulat wird wie ein Postulat eines Stadtratsmitgliedes behandelt.

unverdndert

unverdndert

c) Beantwortung, Behandlung im Rat, Umsetzung
Art. 52

Beantwortung, Fristen 1 Nag zustdndige Organ beantwortet parlamentarische Vorstosse schriftlich
innert folgender Fristen:

a. Motionen, Postulate und Interpellationen bis zur iberndchsten Ratssit-
zung;

b. dringlich erklarte Vorstosse bis zur nachsten Ratssitzung.
c. aufgehoben (a und b sind zusammengefasst worden)

Auf begriindetes Gesuch kann das Stadtratsbiiro die Frist verlangern,
hdchstens aber verdoppeln. Bei dringlich erklarten Vorstdossen ist keine
Fristverlangerung moglich. Ausnahmsweise kann es einer miindlichen Be-
antwortung zustimmen.

14
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Beantwortung, Be- 1
handlung und Ab-
schreibung von Inter-
pellationen

Beantwortung und 1
Behandlung von Mo-
tionen und Postula-

ten

15

Erfolgt die Beantwortung nicht innert der Frist bzw. wird kein Fristverlange-
rungsgesuch gestellt oder ein solches abgelehnt, so kann das Stadtrats-
biiro die Beschlussfassung iiber Motionen und Postulate traktandieren,
ohne dass eine Antwort vorliegt.

aufgehoben

Art. 53 aufgehoben

Art. 54

Interpellationen werden durch das zustandige Organ schriftlich beantwor-
tet.

Nach der Beantwortung durch das zustdandige Organ erhdlt die Interpellan-
tin bzw. der Interpellant Gelegenheit zu einer kurzen Stellungnahme und
kann erkldren, ob sie bzw. er von der erhaltenen Antwort befriedigt sei oder
nicht. Eine weitere Diskussion findet nur statt, wenn der Rat eine solche
beschliesst.

Interpellationen gelten mit ihrer Beantwortung als umgesetzt und werden
automatisch, d.h. ohne ausdriicklichen Beschluss, abgeschrieben.

Art. 55 aufgehoben

Art. 56

Postulate und Motionen werden durch das zustdandige Organ mit einem
schriftlichen Bericht sowie einem Antrag auf den erforderlichen Stadtrats-
beschluss beantwortet. Das zustdandige Organ kann sich zusatzlich im Rah-
men der stadtrdtlichen Beratung miindlich dussern.

Solange der Rat iiber die Erheblicherkldarung noch nicht entschieden hat,
kann die Erstunterzeichnerin bzw. der Erstunterzeichner

. ein Postulat oder eine Motion zurtickziehen,

. eine Motion in ein Postulat umwandeln.

Nach Beendigung der Beratung entscheidet der Stadtrat abschliessend
tber die Qualifikation (bei Motionen im Zustandigkeitsbereich des Ge-
meinderats) sowie liber die Erheblicherklarung (bei Motionen und Postula-
ten) und die Zustdndigkeit fiir die Umsetzung.

unverdndert
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Art. 57

Umsetzung von Moti- 1
onen und Postulaten

Berichterstattung im
Jahresbericht

1

Erheblich erklarte Motionen und Postulate gehen zur Behandlung an das
zustandige Organ.

Motionen mit Weisungscharakter und Postulate sind innerhalb von zwei
Jahren umzusetzen.

Motionen mit Richtliniencharakter sind innerhalb von neun Monaten umzu-
setzen oder es ist ein Bericht iiber die Griinde vorzulegen, weshalb die Mo-
tion nicht umgesetzt wird.

Kann die Frist gemdss Absatz 2 und 3 nicht eingehalten werden, ersucht
das zustdndige Organ den Stadtrat vor deren Ablauf um eine Verlangerung.

Art. 58

unverdndert

Art. 59

Abschreibung von 1
Vorstdssen

unverdndert

unverdndert

Der Stadtrat befindet unter Vorbehalt von Artikel 54 Absatz 3 iiber die Ab-
schreibung parlamentarischer Vorstdsse.

VI. UBERGANGS- UND SCHLUSSBESTIMMUNGEN
Art. 70a (neu)

Datenschutzaufsicht 1

16

Bis zum Inkrafttreten des revidierten Datenschutzgesetzes des Kantons
Bern und unter Vorbehalt der kantonalen Ubergangsbestimmungen erfiillt
der von der Geschaéftspriifungskommission beauftragte Experte die Aufga-
ben der Datenschutzaufsichtsstelle.

Erist namentlich zustandig fir

. das Fiihren des Registers der Datensammlungen gemass Artikel 18 Daten-

schutzgesetz und die Veroffentlichung dieses Registers im Internet;

. diejahrliche Berichterstattung im Jahresbericht des Gemeinderates;

die regelméssige Information der Offentlichkeit in geeigneter Form, tiber
die Belange des Datenschutzes, insbesondere iiber die Moglichkeit, die
Bekanntgabe der eigenen Daten sperren zu lassen.
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Anderun
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Die Geschaftspriifungskommission verfiigt tiber eine jahrliche Ausgaben-
kompetenz zur Erfiillung der Aufgaben im Bereich Datenschutz von Fr.
10'000.00.

VI-SCHLUSSBESTIMMUNGEN (streichen)

Langenthal, 30. Mdrz 2026 IM NAMEN DES STADTRATES

17

Der Prasident:

Diego Clavadetscher

Die Sekretérin:

Barbara Labbé
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o\ Gemeinderat
\ Stadtratssitzung vom 30. Mdrz 2026 Traktandum Nr. 3

Schulsozialarbeit der Volksschule Langenthal; Genehmigung Leistungsvereinbarung und Kreditbewilligung

Sehr geehrter Herr Stadtratsprdsident
Sehr geehrte Stadtrdtinnen und Stadtrate

1. Grundlagen

B Vorakten (Ordner "Schulsozialarbeit", Motion der FDP / jll-Fraktion, der SVP-Fraktion und der EVP / glp-Fraktion vom 27. November 2017: "Entlas-
tung der Lehrpersonen")

Gemeinderatsbeschluss vom 16. September 2020, Trakt. 10

Gemeinderatsbeschluss vom 16. September 2020, Trakt. 25

Stadtratsbeschluss vom 26. Oktober 2020, Trakt. 11

Gemeinderatsbeschluss vom 9. Dezember 2020, Trakt. 22

Gemeinderatsbeschluss vom 22. Mai 2024, Trakt. 23

Gemeinderatsbeschluss vom 30. April 2025, Trakt. 2

Gemeinderatsbeschluss vom 15. Oktober 2025, Trakt. 4

Bericht und Antrag vom 21. Januar 2026 des Amtes fiir Bildung, Kultur und Sport mit der darin erwdhnten
Beilage

W Protokollauszug vom 3. Februar 2026 der Volksschulkommission, Trakt. 3

B Protokollauszug vom 3. Februar 2026 der Finanzkommission, Trakt. 5

B Gemeinderatsheschluss vom 18. Februar 2026, Trakt. 1

2. Inhalt der Vorlage

Der Inhalt der Vorlage ergibt sich aus dem Bericht und Antrag des Amtes fiir Bildung, Kultur und Sport vom
21. Januar 2026 (= Beilage 1) und der Vereinbarung liber die Leistungen im Bereich Schulsozialarbeit mit
ToKJO, im Entwurf vom 21. Januar 2026 (= Beilage 2). Es wird auf diese Dokumente, die iibrigen Vorakten,
die nachfolgenden Hinweise und die miindlichen Ausfiihrungen des zustdandigen Mitglieds des Gemeinde-
rats anldsslich der Sitzung des Stadtrats verwiesen.

3. Vorberatende Behorden

B Die Volksschulkommission behandelte die Vorlage am 3. Februar 2026 und verabschiedete sie zustim-
mend und ohne eigene Antrdge zu Handen der weiteren Beratung.

B Die Finanzkommission behandelte die Vorlage ebenfalls am 3. Februar 2026 und formulierte zu Handen
des Gemeinderates folgenden Antrag: "Eine Integration der Schulsozialarbeit in die Verwaltung der Stadt
Langenthal soll nach zu erfolgender Priifung nur weiterverfolgt werden, wenn die Leistungen im Bereich
Schulsozialarbeit zu gleichen oder niedrigeren Kosten realisiert werden kénnen."

B Der Gemeinderat verabschiedete die Vorlage an seiner Sitzung vom 18. Februar 2026 zu Handen des
Stadtrats.

Beziiglich des Antrags der Finanzkommission nahm der Gemeinderat zur Kenntnis, dass dieser nicht die
Antragsstellung an den Stadtrat beschldgt, sondern den gemeinderétlichen Vollzugsauftrag an die Ver-
waltung. Nach gefiihrter Diskussion stimmte der Gemeinderat dem Antrag der Finanzkommission zu und
ergdnzte seinen Vollzugsauftrag im Falle einer Zustimmung des Stadtrats zum nachfolgenden Beschluss
bereits entsprechend. Zusatzlich wurde ein weiterer Antrag seitens eines Mitglieds des Gemeinderats im
Rahmen der gemeinderédtlichen Beratung vorgebracht, wonach das Amt fiir Bildung, Kultur und Sport be-
auftragt wird, dem Gemeinderat bis spdtestens 30. September 2027 Bericht {iber Art und Umfang der
Nutzung des verbesserten Angebots der Schulsozialarbeit und die Auswirkungen (Wirkung, ggf. gege-
bene Doppelspurigkeit etc.) zu erstatten. Dabei ist unter Einbezug weiterer betroffener Amter zu priifen,
ob und bei welchen Angeboten sich aufgrund der verbesserten Schulsozialarbeit allenfalls finanzielle
Entlastungen ergeben kdnnten. Auch dieser Antrag wurde angenommen und der gemeinderatliche Voll-
zugsauftrag an die Verwaltung fiir den Fall der Zustimmung des Stadtrats zum nachfolgendem Beschluss
entsprechend ergdnzt. Soweit den stadtratlichen Beschluss betreffend verabschiedete der Gemeinderat
die Vorlage im Ubrigen unverdndert.

(Traktandum 3, Seite 1)



o\ Gemeinderat
\ Stadtratssitzung vom 30. Mdrz 2026

Gestiitzt auf diese Ausfiihrungen beantragen wir lhnen Zustimmung zu folgendem:

Beschlussentwurf:

Traktandum Nr. 3

Der Stadtrat, gestiitzt auf Art. 61 Abs. 1 Ziff. 3 der Stadtverfassung vom 22. Juni 2009 und Art. 7f des Regle-
ments iiber das Schulwesen der Stadt Langenthal vom 22. November 2004 sowie nach Kenntnisnahme des
gemeinderidtlichen Berichts 18. Februar 2026 - unter Vorbehalt des fakultativen Referendums -

beschliesst

1. Der Ubertragung der Leistungserbringung im Bereich der Schulsozialarbeit ab 1. August 2026 an den Tri-

gerverein offene Kinder- und Jugendarbeit Oberaargau ToKJO wird zugestimmt.

2. Die Vereinbarung iiber die Leistungen im Bereich Schulsozialarbeit mit dem Trégerverein offene Kinder-
und Jugendarbeit Oberaargau ToKJO, im Entwurf vom 21. Januar 2026, wird genehmigt.

3. Der fiir die anfallenden Ausgaben im Jahr 2026 erforderliche Nachkredit in der Hohe von Fr. 80'900.00 wird
zu Lasten der Erfolgsrechnung 2026, Konto 6010.3130.51 "Schulsozialarbeit", bewilligt.

4. Die Erhohung des Verpflichtungskredits fiir eine wiederkehrende Ausgabe von Fr. 132'000.00 auf
Fr. 326'100.00 pro Jahr wird ab 2027 zu Lasten der Erfolgsrechnung, Konto 6010.3130.51 "Schulsozialar-
beit", bewilligt.

5. Der Gemeinderat wird mit dem weiteren Vollzug beauftragt.

Berichterstattung: Gemeinderétin Stefanie Barben-Kohler, Ressortvorsteherin Bildung und Jugend

Langenthal, 18. Februar 2026

W Beilage 1:

Beilage 2:

Beilage 3:
Beilage 4:

Beilage 5a:
Beilage 5b:
Beilage 6a:
Beilage 6b:

IM NAMEN DES GEMEINDERATES

Der Stadtprdsident:

Reto Miiller

Der Stadtschreiber:

Marc Hausler

Bericht und Antrag des Amtes fiir Bildung, Kultur und Sport vom 21. Januar 2026

Vereinbarung iiber die Leistungen im Bereich Schulsozialarbeit mit ToKJO, im Entwurf vom

21.)anuar 2026

Leistungskatalog Schulsozialarbeit SSVA vom 28. August 2018
Schulsozialarbeit Pflichtenheft vom 11. November 2025

Offerte ToKJO vom 11. Dezember 2025

Korrigierte Offerte ToKJO S vom 21. Januar 2026

Offerte Schulsozialarbeit der Schoio AG vom 12. Dezember 2025
Offerte Schulsozialarbeit der Schoio AG vom 18. Dezember 2025

(Traktandum 3, Seite 2)
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Schulsozialarbeit der Volksschule Lan-
genthal; Leistungsvereinbarung; Geneh-
migung; Erhohung Nachkredit; Bewilli-
gung; Verpflichtungskredit; Bewilligung;
Auftragserteilung

Datum: 21.Januar 2026
Zustdndig: Marcia Hermann, Caspar Probst, Daniel Ott
Verteiler: Volksschulkommission; Finanzkommission; Gemeinderat; Stadtrat

Amt fiir Bildung, Kultur und Sport, Fachbereich Bildung, Kinder und Jugend, Jurastrasse 22, 4901 Langenthal
Telefon 062 916 21 11, www.langenthal.ch
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3.1
3.1.1

stadtlingenthal

Das Wichtigste in Kiirze

Im Schuljahr 2021/22 startete die Schulsozialarbeit in Langenthal mit dem Modell Schokito der beiden
Kooperationspartner aus Langenthal Trégerverein offene Kinder- und Jugendarbeit (ToKJO) und Schoio
AG. Die Vertragslaufzeit endet im Sommer 2026. Bereits friih zeichnete sich ab, dass die gesprochenen
finanziellen Mittel nicht ausreichen, um den Leistungsauftrag vollumfinglich zu erfiillen. Deshalb be-
willigte der Stadtrat ab 2024 eine befristete Krediterhthung bis zum Ende der Laufzeit.

Im vergangenen Schuljahr 2024/25 fiihrte die Hochschule fiir Soziale Arbeit der Fachhochschule Nord-
westschweiz eine umfassende Evaluation der bestehenden Schulsozialarbeit durch. Diese machte
deutlich, dass in den Bereichen Ressourcen, Modell und Konzept Handlungsbedarf besteht. Basierend
auf dem Evaluationsbericht, der bisherigen Erfahrungen und des ausgewiesenen Bedarfs wird ein ange-
passtes Modell vorgeschlagen, das eine konzeptionelle Weiterentwicklung sowie die dringend bens-
tigte Aufstockung der Ressourcen vorsieht. Aufgrund der beiden eingegangenen Offerten der bisherigen
Partner — ToKJO sowie Schoio AG — wird vorgeschlagen, die Schulsozialarbeit ab Sommer 2026 mit To-
KJO weiterzufithren.

Mit dem vorliegenden Bericht und Antrag wird dem Stadtrat beantragt die vorliegende Leistungsverein-
barung mit ToKjO zu genehmigen sowie die notwendigen Kredite zu bewilligen.

Grundlagen

® Volksschulgesetz vom 19, Mérz 1992

® Reglement tiber das Schulwesen der Stadt Langenthal vom 22. November 2004
Motion der FDP/jll-Fraktion, der SVP-Fraktion und der EVP/glp-Fraktion vom 27. November 2017 zur
Entlastung der Lehrpersonen

Gemeinderatsbeschluss vom 20. Dezember 2017, Traktandum 17
Stadtratsbeschluss vom 5. Februar 2018, Traktandum 5
Gemeinderatsbeschluss vom 29. Mai 2019, Traktandum 18
Gemeinderatsbeschluss vom 11. September 2019, Traktandum 13
Stadtratsbeschluss vom 28. QOktober 2019, Traktandum 3
Gemeinderatsbeschluss vom 16. September 2020, Traktandum 10
Stadtratsheschluss vom 26. Oktober 2020, Traktandum 11
Gemeinderatsbeschluss vom 19. Oktober 2022, Traktandum 7
Stadtratsbeschluss vom 28. August 2023, Traktandum 4
Gemeinderatsbeschluss vom 22. Mai 2024, Traktandum 23
Gemeinderatsbeschluss vom 18. September 2024, Traktandum 2
Stadtratsbeschluss vom 14. Oktober 2024, Traktandum 4
Gemeinderatsbeschluss vom 15. Oktober 2025, Traktandum 4

Ausgangslage und Handlungsbedarf

Schulsozialarbeit in Langenthal
Chronologische Zusammenfassung

=  Am 27.November 2017 reichten die FDP/jll-Fraktion, die SVP-Fraktion sowie die EVP/glp-Frak-
tion eine iiberparteiliche Motion zur Entlastung der Lehrpersonen ein. Inhaltlich wurde der Ge-
meinderat dazu beauftragt, auf Basis der bestehenden Angebote Massnahmen zu treffen, da-
mit die Lehrpersonen in der Arbeit mit schwierigen Schiilerinnen und Schiilern entlastet wer-
den. Da die Schule nicht nur einen Bildungsauftrag, sondern dariiber hinaus geméss Art. 2

G:\Bildung-Kinder-jugend\Bildung\Schulsozialarbeit\Motion Entlasturig Lehrpersonen\ab Sommer 2026\B&A's\BA SR Mar 2026
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3.1.2

3.2
3.2.1

stadtlangenthal

Volksschulgesetz auch einen Erziehungsauftrag hat, soll die Volksschule die Familien dabei
unterstiitzen.

* Am 5. Februar 2018 wurde die Motion mit Weisungscharakter qualifiziert und der Gemeinderat
sollte aufzeigen, wie dies budgetneutral umgesetzt werden kann.

* Am 4. Februar 2020 wurde der Dienstleistungsauftrag im offenen Verfahren ausgeschrieben.
Die Ausschreibung umfasste ein ambulantes Angebot von Massnahmen zur Entlastung von
Lehrpersonen in den Schulzentren der Volksschule Langenthal fiir rund 200 Lehrpersonen und
total 1'600 Schiilerinnen und Schiiler.

* Am 26. Oktober 2020 beschloss der Stadtrat iiber die Einfilhrung eines Angebots von Mass-
nahmen zur Entlastung von Lehrpersonen in den Schulzentren der Volksschule Langenthal ab
August 2021 im Sinne einer neuen stdndigen Gemeindeaufgabe (Traktandum 9).

= Ab Schuljahr 2021/22 Einfithrung der Schulsozialarbeit an den Schulzentren der Volksschule
Langenthal durch den Leistungserbringer Schokito.

* Am 28. August 2023 wurde anldsslich der Budgetdebatte im Stadtrat der gesprochene Kredit
fiir die "Massnahmen zur Entlastung der Lehrpersonen® fiir das Jahr 2024 einmalig um Fr.
30'000.00 auf insgesamt Fr. 162'000.00 fiir das Jahr 2024 erhht.

= Am 22. Mai 2024 beschloss der Gemeinderat, die Schulsozialarbeit extern zu evaluieren und
vergab den Auftrag an die Fachhochschule Nordwestschweiz, Hochschule fiir Soziale Arbeit fiir
die Durchfiihrung der Evaluation wihrend des Schuljahres 2024/25.

* Am 14. Oktober 2024 beschloss der Stadtrat die befristete Erhthung des Verpflichtungskredits
fiir die "Massnahmen zur Entlastung der Lehrpersonen" als Nachkredit von Fr. 30'000.00 fiir
das Jahr 2025 und anteilmdssig bis zum Ende des Schuljahres 2025/26 fiir das Jahr 2026 von
Fr. 17'500. Ausserdem wurde im Reglement {iber das Schulwesen der Stadt Langenthal die ge-
setzliche Grundlage fiir das Angebot der Schulsozialarbeit geschaffen.

* Am 15. Oktober 2025 genehmigte der Gemeinderat die Eckpunkte des neuen Modells der
Schulsozialarbeit ab dem Schuljahr 2026/27.

* Am 21. Oktober 2025 erfolgte die Mitteilung von Schokito, dass die Kooperation zwischen To-
KJO und Schoio AG aus wirtschaftlichen Aspekten per Ende Juli 2027 beendet wird.

Ziel der Schulsozialarbeit

Gemdss dem Verein Berner Schulsozialarbeit soll die Schulsozialarbeit ein freiwilliges und nieder-
schwelliges Beratungsangebot fir Kinder, Eltern und Mitarbeitende der Schule sein. Sie ist die schulin-
terne Fachstelle flir Fragen im Rahmen des Kindesschutzes. Das Ziel ist es, die Kinder im Prozess des
Erwachsenwerdens zu begleiten, ihre Selbst- und Sozialkompetenz zu firdern sowie sie bei der Lésung

psychosozialer Probleme zu unterstiitzen. Dazu arbeitet sie mit der Schule zusammen und unterstiitzt
diese bei der Frilherkennung oder.der Vernetzung mit Fachstellen.

Handlungsbedarf
Aktuelle Herausforderungen in der Volksschule Langenthal

Vielfalt und soziale Unterschiede in der Volksschule sind eine Tatsache mit der die Schule im Span-
nungsfeld verschiedener Kulturen, Werten und Lebensrealitdten einen Umgang finden muss. Mehrfach-
krisen (Corona-Pandemie, Kriege und Konflikte) und Unsicherheiten in der Gesellschaft fithren zu zu-
sétzlichen Belastungen bei den Schiilerinnen und Schiilern, die sich in verstirktem sozialen und emoti-
onalen Unterstiitzungshedarf zeigen oder aber in Form von Gewalt dussern. Gewalt und aggressives
Verhalten haben im Schulalltag stark zugenommen und machen praventive Massnahmen sowie friihe
Intervention notwendig.
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Viele Kinder und Familien sind mit sozialen und psychischen Belastungen wie schwierige Familiensitua-
tionen, Migration, Flucht, Traumata, gesundheitliche Probleme oder Mehrfachbelastungen konfrontiert,
was sich direkt auf Lern- und Sozialverhalten auswirkt. Die Schule muss komplexe Fille erkennen und
mit externen Fachstellen vernetzen, wobei die Schulsozialarbeit eine Triagefunktion tibernehmen.

Der Berner Schulsozialindex misst die soziale Belastung einer Gemeinde anhand des Anteils nicht
deutschsprachiger Schiilerinnen und Schiiler, der Sozialhilfequote sowie des steuerbaren Einkommens
der Eltern. Langenthal rangiert dabei auf Platz 33 von insgesamt 282 Gemeinden.

Angesichts der vielfdltigen Herausforderungen stiitzt die Schulsozialarbeit das System Volksschule in
Langenthal wesentlich, indem sie soziale Themen und das Woh! der Kinder starkt, friihzeitige Hilfe an-
bietet und Beziehungen fordert. Sie ergénzt den Bildungs- und Erziehungsauftrag der Schule und ent-
lastet Lehrpersonen sowie Schulleitungen nachhaltig.

Empfehlungen Kanton Bern

Die Bildungsdirektion des Kantons Bern (BKD) empfiehilt fiir die Schulsozialarbeit je nach Schulstufe,
Schultyp und Rahmenbedingungen rund 100 Stellenprozente pro 600-900 Schiilerinnen und Schiiler.
Diese Empfehlung stammt aus dem Jahr2013. Fiir die aktuell 1'725 Schiilerinnen und Schiiler der
Volksschule in Langenthal ergibt dies ein Bedarf von ca. 190 - 290 Stellenprozenten fiir die Schulsozial-
arbeit, exklusive Leitungsaufgaben. Fiir Leistungsprozente gibt es keine konkrete kantonale Empfeh-

lung, lediglich den Hinweis, diese mit einem angemessenen Anteil fiir Leitung und Administration aus-
zustatten.!

Leistungsumfang Schulsozialarbeitsverband (SSAV)

Der Schulsozialarbeitsverband SSA zeigt auf, welche Leistungen die Schulsozialarbeit aufgrund der
Ressourcierung (Pensen) bieten kann. Fiir den im Folgenden (s. Ziff. 3.3) empfohlenen Leistungsumfang

von 600-750 SuS pro 100 Stellenprozente kann als Orientierung der aufgefiihrte Leistungskatalog (s.
Beilage 2) herangezogen werden.

Ist-Situation Ressourcierung Schulsozialarbeit in Langenthal

In der folgenden Tabelle ist ein Vergleich zwischen den Empfehlungen der BKD sowie dem Schulsozial-
arbeitsverband gemeinsam mit AvenirSocial und der aktuellen Ausstattung der SSA in Langenthal er-
sichtlich.

! Erziehungsdirektion des Kantons Bern, Amt fiir Kindergarten, Volksschule und Beratung (2013): Schulsozialar-
beit. Leitfaden zur Einfiihrung und Umsetzung.
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Tabelle 1: Darstellung aktuelle Ressourcierung SSA Langenthal im Vergleich zu den Empfehlungen.

Anzahl SuS Stellenprozente Schul- | Leitungsprozente
sozialarbeitende

Empfehlung SSAV und Ave- 300 80%

nirSocial? 375 100%

Empfehlung BKD 600-900 100% angemessener Anteil
Leitung und Admin

Aktuelle Ressourcen Volks- 1725 127% davon 35% Leitung

schule und Admin

3.2.5 Ergebnisse und Empfehlungen der Evaluation

Mit der Einfiihrung der Schulsozialarbeit im Schuljahr 2021/22 begann eine fiinfjihrige Pilotphase. Der
Gemeinderat hat beschlossen, die Schulsozialarbeit noch vor Ablauf dieser Frist zu evaluieren. Die Er-
gebnisse dieser Evaluation schaffen eine datenbasierte Grundlage, um zu entschieden, in welcher Form
und in welchem Umfang die Schulsozialarbeit kiinftig weitergefiihrt werden soll.

Im Schuljahr 2024/25 erfolgte diese Evaluation durch die Hochschule fiir Soziale Arbeit der Fachhoch-
schule Nordwestschweiz (FHNW). Mittels online Fragebogen erfolgte eine flichendeckende Befragung
aller Schiilerinnen und Schiiler ab der 4. Klasse sowie aller Lehrpersonen, Schulleitungen, Volksschul-
kommissionsmitglieder und Fachpersonen des Amtes.

Die Ergebnisse zeichnen ein grundsatzlich positives Bild in Bezug auf die inhaltlich geleistete Arbeit.
Gewisse Resultate weichen je nach Grésse der Schulzentren etwas voneinander ab, da allen Schulzen-
tren, unabhéngig von der Grosse (Anzahl Schiilerinnen und Schiiler) gleich viele Ressourcen zur Verfli-

gung stehen. Dies resultiert in einer unterschiedlichen Abdeckung der Schulsozialarbeit pro Schiilerin-
nen und Schiler.

Der Evaluationsbericht empfiehlt in fiinf Bereichen Anpassungen des aktuellen Modells (fiir Details s.
Beilage 1):

1. Anpassung/Neuausrichtung des Trigermodells

2, Erhdhung der Ressourcen

3. Konzeptionelle Anpassungen

a. Auflésung der zwei Zugénge fiir unterschiedliche Adressatengruppen
b. Auflésung 4-Augenprinzip:

4. Einfiihrung Feedback- und Beschwerdeverfahren

5. Inhaltliche Weiterentwicklung des Konzepts der Schulsozialarbeit

2 AvenirSocial ist der Berufsverband der Sozialen Arbeit Schweiz.
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Eckpunkte neues Modell Schulsozialarbeit Langenthal

4Der Gemeinderat hat die unten aufgefiihrten Eckpunkte des neuen Modells genehmigt, die sich sowohl

auf die Empfehlungen aus der Evaluation der FHNW, dem Fachverband SSVA, der BKD, als auch auf den
Bedarf aus der Volksschule stiitzen.

Die wichtigsten Punkte betreffen das Tragermodell, Arbeitspensum pro schulsoziarbeitende Person, Zu-
gang, standortspezifische Konzepte, Leistungsumfang sowie den Leistungskatalog.

Tragermodell

Die Schulsozialarbeit wird durch einen Leistungserbringer bzw. eine Leistungserbringern aus-
gefiihrt

Erhohung der Ressourcen

Der Leistungsumfang betrégt in Zukunft insgesamt 265 Stellenprozente inkl. Leitung. Die Ver-
teilung kann der nachfolgenden Tabellen enthommen werden.

Tabelle 2: Verteilung Ressourcen nach Schulstufe

; AnzahlSuS erteilschliisse tellenprozente SSA |
Kindergarten 310 1:1500 20%
1.- 6. Klasse* 921 1:650 140%
7.-9. Klasse (Zyklus 3) 494 1:600 85%
Leitungsprozente - - 20%
Total 1725 - 265%

Die Verteilung der insgesamt 140 Stellenprozente fiir die Primarstufe (1. -6. Klasse) auf die drei
Primarschulzentren sieht folgendermassen aus:

Tabelle 3: Verteilung Ressourcen nach Primarschulzentrum

Anzahl SuS

Stellenprozente

Konzentration auf wenige Schulsozialarbeitende
Die vorhandenen Ressourcen werden so verteilt, dass sie sich auf wenige Schulsozialarbei-

tende mit grosserem Arbeitspensum konzentrieren, Damit wird der Beziehungsaufbau gefor-
dert. Das Pensum der Schulsozialarbeitenden betrédgt mindestens 40 Stellenprozente.

Ein Zugang fiir alle Adressatengruppen

Es besteht ein Zugang fiir alle Adressatengruppen, der durch eine Person angeboten wird. Dies
schafft mehr Klarheit sowohl in Bezug auf die Ansprechperson als auch in Bezug auf die Ver-
antwortlichkeit. Dariiber hinaus konzentrieren sich so die Ressourcen auf eine bzw. einen
Schulsozialarbeitenden, was wiederum die Pridsenzzeit vor Ort erhdht.

Entwicklung standortspezifischer Konzepte fiir die jeweiligen Schulzentren

Die Erhdhung der Prasenzzeiten bietet die Mdglichkeit ortsspezifische und massgeschneiderte
Konzepte fiir die einzelnen Schulzentren zu entwickeln. Anhand deren werden individuelle Be-
diirfnisse berticksichtigt und auf die Herausforderungen vor Ort eingegangen. Dadurch sollen
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Angebote geschaffen werden, die den Bedarf der einzelnen Schulzentren abbilden, flexibel
sind, eine hohe Akzeptanz aufweisen und die verfiigharen Ressourcen effektiv nutzen.

Offerten ToKJO und Schoio AG

Der Gemeinderat beauftragte das Amt fiir Bildung, Kultur und Sport (ABiKuS) Offerten fiir die Weiterfiih-
rung der Schulsozialarbeit ab dem Schuljahr 2026/27 fiir die Dauer von drei Schuljahren einzuhoten.
Die beiden im Oberaargau tétigen Anbieter ToKJO und Schoio AG wurden eingeladen, jeweils eine Of-
ferte einzureichen, Als Grundlage fiir die Angebotserstellung erhielten sie ein Pflichtenheft (Beilage 3).

Beide Institutionen reichten ihre Offerte fristgerecht ein und erhielten die Moglichkeit, ihr Angebot per-
sonlich zu présentieren. Anschliessend fiihrte das ABiKuS mit beiden Anbietern Verhandlungen, die zu
gewissen Anpassungen der Offerten fithrten, insbesondere in Bezug auf die Preisgestaltung. Die detail-
lierten Offerten sind den Beilagen 4 und 5 zu entnehmen. Eine Gegenliberstellung der jeweiligen Vor-
und Nachteile findet sich unter Ziffer 6.1.

Anpassung der Ressourcen

Aufgrund der Erkenntnisse aus den eingegangenen Offerten, hat man sowohl aus finanzieller als auch
fachlicher Sicht im Vergleich zum ersten Vorschlag eine Senkung fiirs OZL auf 80 Stellenprozente vorge-
nommen (- 5%). Auch mit dieser leichten Senkung auf 80 Stellenprozente liegt man noch iiber einem
100% Pensum wéhrend den 39 Schulwochen und es kénnen Vor- oder Nachbereitungsarbeiten wah-
rend der Schulferien geleistet werden. Zudem kdnnen mit einer geringen Senkung bei den Stellenpro-
zenten Personalkosten eingespart werden.

Projektorganisation

Das Geschaft wird vom Fachbereich Bildung, Kinder und Jugend im ABiKuS vorbereitet und gemeinsam
mit der Volksschule Langenthal umgesetzt.

Methodik/Vorgehen

Fir die Vergabe des laufenden Auftrags im Bereich der Schulsozialarbeit war im Jahr 2020 eine Aus-
schreibung nach den Grundsdtzen des 6ffentlichen Beschaffungsrechts durchgefiihrt worden. Fiir den
vorliegenden neuen Vertrag wurde eine direkte Vergabe vorgesehen. Abs. 2 des in der Zwischenzeit neu
eingefiigten Art. 7f des Reglements liber das Schulwesen der Stadt Langenthal hilt zudem fest, dass
die Leistungserbringung im Bereich der Schulsozialarbeit an eine Organisation ausserhalb der Verwal-

tung mit Sitz im Verwaltungskreis Oberaargau {ibertragen wird. Es musste deshalb gepriift werden, ob
eine Vergabe ausserhalb des Beschaffungsrechts moglich ist.

Im Zentrum der Abkldrungen stand die Frage, ob eine Ausnahme nach Art. 10 Abs. 1 Bst. e der Interkan-
tonalen Vereinbarung tber das 6ffentliche Beschaffungswesen (IV6B) vorliegt. Nach dieser Bestimmung
findet die IVoB keine Anwendung auf Auftrdge an Behinderteninstitutionen, Organisationen der Arbeits-
integration, Wohltétigkeitseinrichtungen und Strafanstalten.

Vorliegend stellte sich die Frage, ob es sich um eine Vergabe an eine Wohltatigkeitseinrichtung handett.
Der Begriff der Wohltétigkeitseinrichfung wird in der Praxis weit verstanden. Gemiss bundesgerichtli-
cher Rechtsprechung ist folgendes Priifschema ist anzuwenden:
- Die (leistungserbringende) Institution verfolgt grundsitzlich einen nicht kommerziellen Zweck.
- Sie hat in Bezug auf die infrage stehende Leistungserbringung nicht kommerzielle Absichten.
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- DerAuftrag bzw. das Geschéft wird tatsichlich nicht kommerziell ausgestaltet.
- Die Vergabestelle will eine gemeinniitzige Organisation unterstiitzen.

Der Verein ToKJO verfiigt iiber eine grundsatzlich nicht kommerzielle Zwecksetzung.? Eine kommerzielle
Absicht in Bezug auf die Leistungserbringung im Bereich der Schulsozialarbeit kann verneint werden.
Bei der Erarbeitung der Leistungsvereinbarung wurde zudem auf eine tatsichlich nicht-kommerzielle
Ausgestaltung des Geschifts geachtet.

Es bleibt also zu priifen, ob die Stadt mit der geplanten Aufgabeniibertragung eine gemeinniitzige Orga-
nisation unterstlitzen will. Es kann zwar nicht bestritten werden, dass die Stadt sehr wohl ein Interesse
daran hat, ihre fur die Schulsozialarbeit zur Verfligung stehenden Mittel wirtschaftlich optimal einzuset-
zen. Im Vordergrund steht jedoch nicht nur die Preisoptimierung, sondern auch das Bestreben, ein fiir
Langenthal optimales Angebot im Bereich der Schulsozialarbeit zu erhalten. Nach dem in Art. 7f des
Reglements (iber das Schulwesen der Stadt Langenthal verankerten politischen Willen soll diese
Dienstleistung von einer lokalen Institution erbracht werden. Es kann demzufolge von einem Geschift
mit einer Wohltétigkeitsorganisation ausgegangen werden.

. Zusammenfassend kann festgehalten werden, dass die Voraussetzungen fiir die Anwendung der Aus-

nahmebestimmung von Art. 10 Abs. 1 Bst. e IVSB erfiillt sind. Fiir die Vergabe des vorliegenden Auf-
trags sind die Vorschriften des &ffentlichen Beschaffungsrechts deshalb nicht anwendbar.

Vor diesem Hintergrund nicht vertieft zu priifen war die Frage, ob Art. 7f des Reglements {iber das Schul-
wesen der Stadt Langenthal eine ausreichende spezialgesetzliche Regelung enthilt, welche dem Be-

schaffungsrecht bei der Ubertragung einer ffentlichen Aufgabe im Sinne von Art. 9 V6B vorgehen
wirde.

Vor- und Nachteile verschiedener Varianten

Drittvergabe an einen Anbieter im Oberaargau

Der nachfolgenden Gegeniiberstellung der beiden eingereichten Angebote sind insbesondere die Vor-
und Nachteile zu entnehmen.

Tabelle 4: Gegeniiberstellung der Angebote zur Durchfiihrung der Schulsozialarbeit an der Volksschule Langenthal.

Offerte ToKJO Offerte Schoio AG
Pflichtenheft/Konzept | = Leistungen gemiss Pflichten- = Leistungen gemdss Pflichten-
heft heft
] Zusétzleistungen: Hotline, Ver- = Schwerpunkt Zusammenarbeit
anstaltungen, Methoden und mit Erziehungsberechtigten
Materialpool
Preis 333'818.80 (inkl. MWST) Fr. 450'316.15 (inkl. MWST)
Option Nach kleinen Anpassungen in der Bei einer Reduktion der Jahresar-
Offerte (Reduktion bei den Kosten- | beitszeit von 1'890h auf 1'680h
stellen "Kindergédrten" und (-11%) betrégt der neue Preis
Fr. 400'281.00 (inkl. MWST)

3 vgl. Art. 1 der Statuten von ToK]O, https://www.tokjo.ch/images/dokumente/Definitive_Statuten_HV_19_3.pdf,
abgerufen am 21. Januar 2026
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b
"Schulen") konnte der Preis auf Fr.
326'098.00 gesenkt werden.
Vorteile » (Uberzeugendes und erprobtes = Ganzheitlicher Ansatz
Konzept = Erfahrung systemische Bera-
» Niederschwelligkeit tung
= Zuverldssiger Partner
= Konstanz
» Preis
Nachteile = Herausforderung der Abgren- = Niederschwelligkeit
zung zwischen Schulsozialar- » Primér Arbeit mit Erziehungsbe-
beit und offener Kinder- und ju- rechtigten ist nicht Kern der SSA
gendarbeit = Datenschutzproblematik bei Fo-
kus auf die Elternarbeit
= Preis

Mit den aktuellen Rahmenbedingungen ist die Vergabe der Schulsozialarbeit an einen der Drittanbieter
im Oberaargau zum heutigen Zeitpunkt die beste Losung. Durch die Anpassung auf einen Ansprech-
partner wird die Zusammenarbeit vereinfacht und die Schnittstellen werden reduziert. Zudem kénnen
die Ressourcen gezielt auf wenige Fachpersonen verteilt werden.

Sowohl das inhaltlich liberzeugende Angebot als auch die deutlich niedrigen Kosten sprechen klar fur
das Angebot von ToK]O. Aufgrund dessen wird ToKJO als kiinftiger Partner zur Weiterfithrung der
Schulsozialarbeit ab Schuljahr 2026/27 vorgeschlagen. Die Vereinbarung iiber die zu erbringende Leis-
tung mit ToKJO (s. Details in Beilage 6) orientiert sich einerseits an der aktuell giiltigen Leistungsverein-
barung und andererseits wurden Anpassungen vorgenommen, die sich aufs Pflichtenheft (s. Beilage 3)
abstiitzen.

Integration der Schulsozialarbeit in die Stadtverwaltung

Eine Eingliederung der Schulsozialarbeit in die Stadtverwaltung wire fachlich sowohl beim Sozialamt
als auch im ABIKuS maglich. Beide Varianten weisen Vor- und Nachteile auf. Wihrend im ABiKuS die
schulischen Schnittstellen direkt bearbeiten werden kdnnten, stiinde im Sozialamt bereits das entspre-
chende fachliche Know-how zur Verfligung.

Insgesamt wiirde eine Integration der Schulsozialarbeit in die Stadtverwaltung Vorteile hinsichtlich Effi-

zienz, Flexibilitat und konzeptioneller Weiterentwicklung bieten, da Fithrung, Steuerung und Ressour-
ceneinsatz direkt koordiniert werden kénnten. Derzeit lassen die geltenden kommunalen gesetzlichen
Bestimmungen eine solche Eingliederung jedoch nicht zu. Eine Anpassung des betreffenden Regle-
ments ist aufgrund des engen zeitlichen Rahmens bis Sommer 2026 nicht realisierbar, insbesondere,
da parallel auch eine eigene Schulsozialarbeit aufgebaut werden miisste. Die Integrationsvariante soll
jedoch mittel- und langfristig weiterverfolgt werden.

Ergebnis

Gestlitzt auf die Ausfithrungen oben wird dem Stadtrat beantragt, die Leistungsvereinbarung mit ToKJO
zu genehmigen sowie den Nach- und Verpflichtungskredit zu bewilligen.
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Konsequenzen bei Ablehnung

Wird die Erhohung der Ressourcen abgelehnt, kann die Schulsozialarbeit nicht weiterentwickelt werden
und verbleibt auf dem Stand von vor 2024. Damit stehen weiterhin lediglich Fr. 132'000.00 pro Jahr fiir
nunmehr 1'725 Schiilerinnen und Schiller sowie rund 250 Lehrpersonen zur Verfiigung. Mit dieser Res-
sourcierung kdnnen Lehrpersonen und Schulleitungen angesichts der aktuellen Herausforderungen in

der Volksschule nicht ausreichend entlastet werden. Dies wird auch durch den externen Evaluationsbe-

richt gestiitzt (vgl. Beilage 1). Folglich kénnen Kinder und Jugendliche nicht in dem Umfang unterstiitzt
werden, wie es erforderlich wire.

Der Vertrag mit Schokito [duft Ende Juli 2026 aus. Ab dem Schuljahr 2026/27 verfiigt Langenthal iiber
keinen externen Partner mehr fiir die Erbringung der Leistungen der Schulsozialarbeit an der Volks-
schule Langenthal.

Auswirkungen auf die Verwaltung (Personalbestand, Infrastruktur, Organisation)

Keine Bemerkungen.

Finanzielle Auswirkungen

Kosten Schulsozialarbeit

Der aktuelle Verpflichtungskredit betrégt Fr. 132'000.00. Bis zum Ende der Leistungsperiode mit Scho-
kito wurde dieser aufgrund des dringenden Bedarfs um Fr. 30'000.00 auf Fr. 162'000.00. erhdht. Ab
dem Schuljahr 2026/27 (August 2026) stiinden wiederum lediglich Fr. 132'000.00 zur Verfiigung, je-
doch ohne giiltigen Vertrag mit einem externen Partner.

Fiir das Jahr 2026 wird ein Nachkredit von Fr. 80'900,00 auf das Konto 6010.3130.51 "Schulsozialar-
beit" beantragt. Ab 2027 wird die Erh6hung des Verpflichtungskredits auf Fr. 326'100.00 auf das Konto
6010.3130.51 "Schulsozialarbeit" beantragt.

Mit dem vorgeschlagenen Modell von ToKJO und der dringend notwendigen Erhdhung der Schulsozial-
arbeit nach Bedarf in der Volksschule Langenthal muss der Verpflichtungskredit um Fr. 194'100.00 auf
Fr. 326'100.00 erh6ht werden.

Im Angebot von ToKJO stehen die Kosten in einem angemessenen Verhiltnis zur gebotenen Leistung.
Aus Sicht der Volksschule Langenthal sowie allen weiteren Anspruchsgruppen ist zentral, dass die Qua-

litdt der Schulsozialarbeit hoch ist und den aktuellen Anforderungen entspricht. Der Preis reflektiert
diese hohe Qualitdt sowie die gezielt vorgenommen Verbesserungen gegeniiber dem bisherigen Modell

von Schokito. Die zugrunde liegende Preisberechnung des Modells Schokito stammt-aus dem Jahr
2015 und wurde seither weder an die allgemeine Teuerung noch an die Lohn- und Kostenentwicklung
angepasst. Der vorliegende Preis des Modells von ToK|O stellt daher eine Aktualisierung auf ein nach-
haltiges, kostendeckendes Niveau dar, bei dem ToKJO alle finanziellen Risiken tragt.
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Einnahmen Kanton

Aufgrund der Erhohung der Ausgaben bei der Schulsozialarbeit steigen auch die Einnahmen aus dem
Kantonsbeitrag an die Schulsozialarbeit. Der Kanton beteiligt sich mit einem pauschalen Beitrag von

Fr. 16.65 pro SuS und maximal 10% der effektiven Gehaltskosten. Bistang bewegte sich der Beitrag zwi-
schen Fr. 10'000.00 und Fr. 12'000.00 aufgrund der Begrenzung mit der Beteiligung von maximal 10%
an den Gehaltskosten. In Zukunft kénnte das Maximum mit 1'725 Su$S x Fr. 16.65 = Fr. 28'100.00 aus-
geschdpft werden. Folglich betragen die Nettoausgaben nach Abzug des Kantonsbeitrag fiir die
Schulsozialarbeit Fr. 298'000.00.

Mitberichte aus der Verwaltung

Mitbericht Sozialamt

Das Sozialamt unterstitzt den vorliegenden Antrag vollumfinglich. Zum einen wird in der Schulsozialar-
beit grundsdtzlich ein grosser Nutzen gesehen. Aus der Optik des Kindesschutzes erfiillt sie eine we-
sentliche Funktion. Sie sichert die Verhaltnismassigkeit. Schwierige Familienumfelder und problemati-
sche Schulverhéltnisse kdnnen niederschwellig, freiwillig und vor allem frithzeitig erkannt und bearbei-
tet werden. Auf diese Weise werden funktionierende Schulkarrieren geftrdert, behordliche Kindes-
schutzmassnahmen vermieden und es wird das Risiko von straffalligem Verhalten reduziert. Der gesell-
schaftliche Wert ist entsprechend gross.

Zum andern sind auch die spezifischen konzeptuelien Anpassungen sinnvoll. Die Anpassung des Tri-
germodells wird begriisst. Die Reduktion von Nahtstellen unterstiitzt ein rasches, effizientes und effek-
tives Arbeiten. Mit der Ausweitung der Ressourcen und deren spezifischere Verteilung werden praven-
tive Interventionen und Unterstlitzungen intensiver und gezielter geleistet, was die Wirkung verstarkt.

Mitbericht Schulleitungskonferenz

Die Erhdhung der Stellenprozente erachtet die Schulleitungskonferenz als zwingend. Der Evaluations-
bericht, von welchem die Schulleitungskonferenz Kenntnis genommen hat, bestétigt den Eindruck,
dass die Schulzentren unterschiedlich zufrieden sind mit der gegenwiértigen Schulsozialarbeit: In den
grossen Zentren, OZL und Kreuzfeld ist die Unzufriedenheit am grissten, da die Abdeckung deutlich
weit unter dem Bedarf liegt. In den kleineren Zentren, Hard und Elzmatte ist die Zufriedenheit grosser,
aber auch hier kann der nétige Bedarf nicht abgedeckt werden. Der im aktuellen Leistungskatalog auf-
geflihrte Bereich Fritherkennung und Pravention findet kaum statt. Hierzu fehlen aktuell die Ressourcen
gdnzlich.

Ein wichtiger Faktor fiir das Gelingen der Schulsozialarbeit ist die Konstanz. In der Vergangenheit war
die Fluktuation in einzelnen Zentren schlichtweg zu gross. Deshalb ist es der Schulleitungskonferenz
ein Anliegen, attraktive hochprozentige Anstellungen als Partner oder Partnerin zu haben. Die Schulso-
zialarbeit kdonnte wertvolie Unterstiitzung fir Schiilerinnen und Schiiler, Eltern, Lehrpersonen und
Schulleitungen bieten, aber die gegenwdrtigen Ressourcen reichen klar nicht aus.
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12 Terminprogramm zur Realisierung

. | Was Wer_
3. Februar 2026 Verabschiedung B&A Volksschulkommission
18. Februar 2026 Vorlage flir Stadtrat Gemeinderat
30. Mirz 2025 An'trag Verpflithungskredit und Nachkredit sowie Stadtrat
Leistungsvereinbarung
Frihling 2026 - Vertragsunterzeichnung; Personalrekrutierung ToKjO
Ab Schuljahr 2026/27 | Start Verstetigung Schulsozialarbeit Gemeinsam mit Volks-
schule Langenthal

13 Kommunikation

Keine Bemerkungen.

14  Zustindigkeiten zum Beschluss

Nach Art. 67 Abs. 2 der Stadtverfassung vom 22. Juni 2009 bereitet der Gemeinderat die dem Stadtrat
vorzulegenden Geschéfte vor, soweit die Geschéftsordnung des Stadtrats nichts anderes bestimmt.

Gemdss Art. 7f Abs. 2 des Reglements liber das Schulwesen der Stadt Langenthal wird die Leistungser-
bringung im Bereich der Schulsozialarbeit an eine Organisation ausserhalb der Verwaltung mit Sitz im
Verwaltungskreis Oberaargau iibertragen. Nach Abs. 3 der genannten Bestimmung erfolgt die Ubertra-
gung durch eine Leistungsvereinbarung, welche vom nach ordentlicher Kom petenzordnung zustandi-
gen Organ genehmigt wird.

Art. 4 Abs. 3 der Stadtverfassung hélt fest, dass sich die Zustindigkeit zur Ubertragung einer Aufgabe
an Dritte nach der damit verbundenen Ausgabe richtet.

Gemdss Art. 61 Abs. 1 Ziff. 3 der Stadtverfassung beschliesst der Stadtrat unter Vorbehalt des fakultati-
ven Referendums tiber neue wiederkehrende Ausgaben tiber Fr. 100'000.00 bis Fr. 500'000.00

Der Stadtrat ist somit — unter Vorbehalt des fakultativen Referendums — fiir die Beschlussfassung in
vorliegender Angelegenheit zustindig.
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15 Beschlussentwurf

Gestiitzt auf diese Ausfiihrung beantragen wir Ihnen Zustimmung zu folgendem

Beschlussentwurf:

1. Der Gemeinderat, gestiitzt auf Art. 67 Abs. 2 der Stadtverfassung vom 22. Juni 2009 sowie
nach Kenntnisnahme des Berichts und Antrags des Amtes fiir Bildung, Kultur und Sport vom
21. Januar 2026, beantragt dem Stadtrat Zustimmung zu folgendem Beschluss:

Der Stadtrat, gestiitzt auf Art. 61 Abs. 1 Ziff. 3 der Stadtverfassung vom 22. Juni 2009 und Art. 7f
des Reglements iiber das Schulwesen der Stadt Langenthal vom 22. November 2004 sowie nach

Kenntnisnahme des gemeinderdtlichen Berichts vom... - unter Vorbehalt des fakultativen Refe-
rendums -

beschliesst
1. Der Ubertragung der Leistungserbringung im Bereich der Schulsozialarbeit ab 1. August

2026 an den Trdgerverein offene Kinder- und Jugendarbeit Oberaargau ToKJO wird zuge-
stimmt.

2. Die Vereinbarung iiber die Leistungen im Bereich Schulsozialarbeit mit dem Trdgerverein
offene Kinder- und Jugendarbeit Oberaargau ToK/O (Beilage 6) wird genehmigt.

3. Der fiir die anfallenden Ausgaben im Jahr 2026 erforderliche Nachkredit in der Hohe von

Fr. 80'900.00 wird zu Lasten der Erfolgsrechnung 2026, Konto 6010.3130.51 "Schulsozial-
arbeit", bewilligt.

4. Die Erhdhung des Verpflichtungskredits fiir eine wiederkehrende Ausgabe von
Fr. 132'000.00 auf Fr. 326'100.00 pro Jahr wird ab 2027 zu Lasten der Erfolgsrechnung,
Konto 6010.3130.51 "Schulsozialarbeit", bewilligt.

5. Der Gemeinderat wird mit dem weiteren Vollzug beauftragt.

2. Die Stadtkanzlei und das Amt fiir Bildung, Kultur und Sport werden mit dem weiteren Vollzug
beauftragt.

Visum Ressortvorsteherin:

/LN S Bl

Dahiel Ott

Vorsteher Amt fiir Bildung, Kultur und Stefanie Barben-Kohler

Sport

Hinweis: Anwesenheit Amtsvorsteher/in bei Beratung gewiinscht ja ] nein
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Beilagen:

1. Evaluationsbericht der Hochschule fiir Soziale Arbeit, FHNW vom 30. Juni 2025

2. Leistungskatalog Schulsozialarbeit SSVA

3. Schulsozialarbeit Pflichtenheft vom 11. November 2025

4, Offerte ToKJO SSA Langenthal vom 11. Dezember 2025 und 21. Januar 2026

5. Offerte Schulsozialarbeit der Schoio AG, Gemeinde Langenthal vom 12. Dezember 2025 und 18. De-

zember 2025

6. Entwurf der Vereinbarung tber die Leistungen im Bereich Schulsozialarbeit mit ToKJO vom 21. Ja-
nuar 2026
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Beilage 2
Traktandum Nr. 3
Stadtratssitzung vom 30. Méarz 2026

Vereinbarung

iiber die Leistungen im Bereich Schulsozialarbeit

zwischen
der Stadt Langenthal, handelnd durch den Gemeinderat, vertreten durch Reto Miiller (Stadtprési-
dent) und Marc Hausler (Stadtschreiber), Jurastrasse 22, 4901 Langenthal Jurastrasse 22, 4901
Langenthal

- Stadt -
und

Tragerverein offene Kinder- und Jugendarbeit Oberaargau ToKJO, Talstrasse 15, 4900 Langent-
hal, vertreten durch Peter Glanzmann (Prasident) und Thomas Bertschinger (Stellenleitung)

- Leistungserbringer

1. Allgemeines

Art.1 Gegenstand

Dieser Vertrag regelt Inhalt, Umfang, Qualitdt und Abgeltung der Leistungen, welche der Leis-
tungserbringer fiir die Stadt im Bereich Schulsozialarbeit erbringt.

Art. 2 Grundlagen

Die Parteien schliessen die vorliegende Vereinbarung gestiitzt auf folgende Grundlagen:
e Pflichtenheft vom 11. November 2025
e Offerte des Leistungserbringers vom 11. Dezember 2025 inkl. Beilagen, insbesondere
das Konzept Schulsozialarbeit SSA, und angepasste Offerte vom 21. Januar 2026
e Beschluss des Gemeinderates Langenthal vom 18. Februar 2026, Traktandum 1
e Beschluss des Stadtrates Langenthal vom Datum, Traktandum xy

Amt fiir Bildung, Kultur und Sport, Jurastrasse 22, 4901 Langenthal
Telefon 062 916 21 11, www.langenthal.ch
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2. Angebote und Leistungen des Leistungserbringers

Art. 3 Zielsetzungen
Das Angebot des Leistungserbringers orientiert sich an folgenden Zielen:

e Freiwilliges und niederschwelliges Beratungs- und Unterstiitzungsangebot fiir die Schii-
lerinnen und Schiiler, Eltern sowie fiir alle Mitarbeitenden der Volksschule Langenthal.

e Begleitung der Kinder im Prozess des Erwachsenwerdens, Férderung ihrer Selbst- und
Sozialkompetenz und Unterstiitzung bei der Lésung psychosozialer Probleme sowie bei
Konflikten.

e Enge Zusammenarbeit mit der Schule.

e Unterstiitzung der Schule bei der Fritherkennung, Vernetzung mit Fachstellen und Pré-
vention.

e Entlastung des Systems Volksschule.

Art. 4 Angebotsgestaltung

! Der Leistungserbringer gestaltet sein Angebot nach den folgenden Grundsatzen:

e Der Schwerpunkt der Tatigkeiten liegt in der Prasenz vor Ort, der Fallarbeit und der ent-
sprechenden Beziehungsarbeit.

e Es erfolgt eine Konzentration auf wenige Schulsozialarbeitende mit einem Beschafti-
gungsgrad von mindestens 40 Stellenprozent.

e Esbesteht ein Zugang fiir alle Adressatengruppen.

e Fiirdie jeweiligen Schulzentren werden standortspezifische Konzepte entwickelt und
umgesetzt.

2Die Mitarbeitenden des Leistungserbringers sind zu fest definierten Zeiten in den Schulen an-
wesend. Diese orientieren sich an den Bediirfnissen der Schule und werden in Absprache mit der
Schulleitung festgelegt.

3Weitere Einzelheiten werden im Anhang 1 geregelt.

Art. 5 Umfang der Leistungen

! Der Leistungsumfang betrdgt insgesamt 260 Stellenprozente inkl. Leitung. Die Sollarbeitszeit
betrdgt 42 Stunden pro Woche.

2 Die Stellenprozente werden wie folgt verteilt:

Kindergarten 20%
Elzmatte/Steckholz (Zyklus 1 und 2) 40%
Hard (Zyklus 1 und 2) 40%
Kreuzfeld (Zyklus 1 und 2) 60%
Oberstufenzentrum (Zyklus 3) 80%
Leitung 20%

3Eine abweichende Verteilung der Stellenprozente kann in gemeinsamer Absprache zwischen
dem Leistungserbringer, dem Amt fiir Bildung, Kultur und Sport und der Schulleitungskonferenz
(SLK) der Volksschule der Stadt Langenthal erfolgen.
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Art. 6 Leistungskatalog

Die Dienstleistungen des Leistungserbringers richten sich an folgende Zielgruppen:
e Schiilerinnen und Schiiler
e Lehrpersonen/Schulleitungen
e Eltern
e Schulzentrum
Externe Fachstellen oder Institutionen, Beh6rden

Die einzelnen Leistungen fiir die verschiedenen Zielgruppen ergeben sich aus dem detaillierten
Leistungskatalog in Anhang 2.

Art. 7 Anforderungsprofil Fachpersonen

Der Leistungserbringer stellt sicher, dass die eingesetzten Fachpersonen folgende Anforderun-
gen erfiillen:

e Tertidrer Abschluss Soziale Arbeit/Sozialpddagogik/Heilpadagogik

e Zusatzausbildung/Erfahrung in systemischer Beratung

e Hohe Beratungskompetenzen

e Erfahrung im Bereich Krisenintervention, Projektarbeit, Schulumfeld, Kinder- und Ju-

gendschutz, interkulturelle Arbeit
e Bereitschaft zu flexiblem Arbeitseinsatz

Art. 8 Aus- und Weiterbildung

Der Leistungserbringer sorgt fiir eine regelmdssige und systematische Aus- und Weiterbildung
der eingesetzten Fachpersonen. Zudem finden regelméassige Super- und Intervisionen statt.

Art.9 Datenschutz

Der Leistungserbringer gilt als Behdrde im Sinne des Datenschutzgesetzes vom 19. Februar 1986
(KDSG; BSG 152.04) und hat die gesetzlichen Bestimmungen tiber den Datenschutz zu beach-
ten.

Art. 10 Qualitatsstandards

Die Qualitatssteuerung der Dienstleistung orientiert sich an den Qualitatsrichtlinien fiir die
Schulsozialarbeit von AvenirSocial und dem Schulsozialarbeitsverband SSAV.

Art. 11 Arbeitsbedingungen

Der Leistungserbringer verpflichtet sich, die orts- und brancheniiblichen Arbeitsbedingungen so-
wie allfdllige Gesamtarbeitsvertrage einzuhalten.
3. Leistungen der Stadt

Art. 12 Vergiitung

! Die Stadt vergiitet dem Leistungserbringer seine Leistungen mit einem jahrlichen Pauschalbe-
trag von Fr. 326'100.00.
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2 Dieser Betrag versteht sich ohne MWST, da der Leistungserbringer von der MWST befreit ist.
Wird der Leistungserbringer wahrend der Vertragsdauer MWST-pflichtig, sind liber eine Anpas-
sung der vorliegenden Vereinbarung Verhandlungen zu fiihren.

3 Wihrend der Vertragsdauer erfolgt keine Anpassung der Vergiitung an die Teuerung.

Art. 13 Zahlung
! Die Vergiitung erfolgt durch monatliche Zahlungen in der Hohe von Fr. 27'175.00

2 Die Zahlung erfolgt jeweils am 15. des Monats, erstmals am 15. August 2026.

Art. 14 Raumlichkeiten

! Die Stadt stellt dem Leistungserbringer in den Schulzentren Elzmatte, Hard und Kreuzfeld sowie
im Oberstufenzentrum (OZL) jeweils einen geeigneten Raum unentgeltlich fiir die Schulsozialar-
beitenden zur Verfligung.

2Die Beratung von Kindergartenkindern und Tagesschulkindern erfolgt ambulant. Bei Bedarf wird
ein entsprechender Raum zur Verfligung gestellt.

3Die Nutzungsbestimmungen der Raumlichkeiten richten sich nach den Regeln der jeweiligen
Schulanlage.

4. Organisation und Zusammenarbeit

Art. 15 Zusammenarbeit

! Der Leistungserbringer bezeichnet eine Kontaktperson fiir die Zusammenarbeit mit der Stadt
auf politischer und strategischer Ebene.

2Seitens der Stadt ist das Amt fiir Bildung, Kultur und Sport verantwortlich fiir die Zusammenar-
beit mit dem Leistungserbringer. Es steht als zustandige Fachinstanz fiir die sich aus dieser Ver-
einbarung ergebenden Fragen zur Verfligung.

3 Auf operativer Ebene findet die Zusammenarbeit zwischen der operativen Leitung des Leis-
tungserbringers und den Schulleitungen der Volksschule der Stadt Langenthal statt.

“Zudem findet 3-4 mal pro Jahr ein Austausch zwischen dem Leistungserbringer, dem Amt fiir Bil-
dung, Kultur und Sport und der Rektorin oder dem Rektor inter pares der Volkschule Langenthal
statt.

> Die Kompetenzen fiir abschliessende Entscheide bei Triagen oder Meldungen gegeniiber Drit-
ten liegen bei der jeweiligen Schulleitung in Absprache mit den involvierten Personen der
Schulsozialarbeit.

Art. 16 Grundsétzliches

! Die Erfiillung der Leistungsvereinbarung wird jdhrlich durch den Leistungserbringer und das Amt
fur Bildung, Kultur und Sport gemeinsam iiberpriift.

?Die operative Leitung des Leistungserbringers trifft sich mindestens zwei Mal pro Jahr mit der
Schulleitungskonferenz zwecks Uberpriifung der richtigen Umsetzung des Konzepts, Reporting
und Festlegung von Prioritdaten im Zusammenhang mit der Leistungserbringung.
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Art. 17 Berichterstattung

! Der Leistungserbringer verpflichten sich zur Berichterstattung iiber das vergangene Schuljahr
gegeniiber der Stadt bis jeweils 31. August. Die Berichterstattung erfolgt fiir die einzelnen Schul-
zentren separat und enthdlt insbesondere differenzierte Angaben zu den erbrachten Leistungen.

2Die Stadt ist fiir die Berichterstattung und Gesuchseinreichung gegeniiber der Bildungs- und
Kulturdirektion des Kantons Bern zustdandig. Der Leistungserbringer stellt ihr alle hierzu notwen-
digen Informationen und Daten zur Verfiigung.

Art. 18 Aufsicht

! Die Aufsicht iiber die Erfiillung der vorliegenden Vereinbarung wird seitens der Stadt durch das
Amt fiir Bildung, Kultur und Sport wahrgenommen.

2Der Leistungserbringer hat dem Amt fiir Bildung, Kultur und Sport im Rahmen der Controlling-
und Revisionstatigkeit jederzeit die erforderlichen Auskiinfte zu erteilen sowie Zutritt zu den
Réumlichkeiten und Einsicht in samtliche sachdienlichen Unterlagen zu gewdhren. Der Person-
lichkeitsschutz der Schiilerinnen und Schiiler sowie der Mitarbeitenden wird gewahrleistet.

5. Leistungsstorungen und Konfliktregelung

Art. 19 Leistungsstérungen

! Stellt eine Vertragspartei fest, dass die andere Vertragspartei ihren Pflichten nicht oder nicht
geniigend nachkommt, hat sie diese sofort zu mahnen und eine Frist zur Beseitigung der Leis-
tungsstorung anzusetzen.

2 Sind die Ursachen der Leistungsstorung nicht bekannt oder sind sich die Parteien betreffend
Vorliegen einer Leistungsstérung nicht einig, so sind beide verpflichtet, sofort zu verhandeln und
falls notig, die Ursachen der Leistungsstérungen gemeinsam zu eruieren und schriftlich festzu-
halten.

? Verletzt eine Partei die vereinbarten Pflichten, kann die andere Partei ihre Leistungen ganz oder
teilweise kiirzen.

Art. 20 Konfliktregelung

! Entstehen aus der Handhabung des Vertrags Konflikte, sind die Parteien zum Verhandeln ver-
pflichtet. Sie bemiihen sich aktiv um eine Bereinigung der Differenzen, notfalls unter Beizug ex-
terner Fachpersonen.

2 Kann keine Einigung erzielt werden, kénnen die Vertragsparteien den Rechtsweg nach dem kan-
tonalen Gesetz vom 23. Mai 1989 iiber die Verwaltungsrechtspflege (VRPG; BSG 155.21) ein-
schlagen.

>Vom Konflikt nicht betroffene Leistungen diirfen nicht verweigert werden.
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6. Schlussbestimmungen

Art. 21 Haftung und Versicherungen

! Die Stadt haftet nicht fiir durch den Leistungserbringer im Zusammenhang mit der Erfiillung der
Leistungsvereinbarung verursachte Schaden.

2 Der Leistungserbringer ist fiir die Versicherung aller Risiken verantwortlich.

Art. 22 Inkrafttreten und Dauer
! Diese Vereinbarung tritt auf den 1. August 2026 fiir eine Dauer von drei Jahren in Kraft.

2Sje kann einmalig um ein Jahr verldngert werden, wenn die Stadt dies dem Leistungserbringer
mit einer Frist von sechs Monaten vor Ablauf des Vertrages schriftlich anzeigt.

Art. 23 Vorzeitige Auflosung

! Bei Verstdssen gegen wesentliche vertragliche Pflichten kann dieser Vertrag von beiden Par-
teien unter Einhaltung einer dreimonatigen Frist jeweils auf ein Monatsende gekiindigt werden.

2 Eine Kiindigung geméss Absatz 1 ist insbesondere méglich, wenn eine der Parteien ihre Leis-
tungen trotz vereinbarter Massnahmen nicht oder nicht gehorig erbringt.

Art. 24 Verdnderung der Verhdltnisse

! Kann eine Partei den Vertrag auf Grund nicht voraussehbarer wesentlicher Verdnderungen der
Verhiltnisse nicht einhalten, ist er den verdnderten Verhiltnissen anzupassen. Anderungen be-
diirfen der Schriftform.

2 Die Parteien informieren die jeweils andere Partei unverziiglich, sobald sich abzeichnet, dass
der Vertrag gemdss Absatz 1 nicht eingehalten werden kann. Andernfalls findet keine Anpassung
statt.

Langenthal, den Langenthal, den

IM NAMEN DES GEMEINDERATES TRAGERVEREIN OFFENE KINDER- UND
JUGENDARBEIT OBERAARGAU (TOK)O)

Reto Miiller Peter Glanzmann
Stadtpradsident Prasident

Marc Hausler Thomas Bertschinger
Stadtschreiber Stellenleitung
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Anhang 1

Angebotsgestaltung (Art. 4)

Schwerpunkt der Tadtigkeiten

Die Schulsozialarbeit basiert auf dem Aufbau und der Pflege tragfahiger Beziehungen zu
Schiilerinnen und Schiilern, Lehrpersonen, Eltern sowie Schulleitungen. Diese Beziehungs-
arbeit bildet die Grundlage fiir wirksame Unterstiitzung und praventives Handeln im schuli-
schen Alltag. Durch ihre Prasenz vor Ort ist die Schulsozialarbeit nahe am Geschehen und
kann Bediirfnisse, Konflikte und Belastungen friithzeitig erkennen. In der Fallarbeit agiert sie
als verbindende und vermittelnde Instanz zwischen den beteiligten Personen und Syste-
men, um gemeinsam tragfdhige Lésungen zu entwickeln und die soziale Teilhabe der Schii-
lerinnen und Schiiler zu stadrken.

Konzentration auf wenige Schulsozialarbeitende

Die vorhandenen Ressourcen werden so verteilt, dass sie sich auf wenige Schulsozialarbei-
tende mit grosserem Arbeitspensum konzentrieren. Damit wird der Beziehungsaufbau ge-
fordert. Das Pensum der Schulsozialarbeitenden betrdgt mindestens 40 Stellenprozente.

Ein Zugang fiir alle Adressatengruppen

Es besteht ein Zugang fiir alle Adressatengruppen, der durch eine Person angeboten wird.
Dies schafft mehr Klarheit sowohl in Bezug auf die Ansprechperson als auch in Bezug auf

die Verantwortlichkeit. Dariiber hinaus konzentrieren sich so die Ressourcen auf eine bzw.
einen Schulsozialarbeitenden, was wiederum die Prasenzzeit vor Ort erhdht.

Entwicklung standortspezifischer Konzepte fiir die jeweiligen Schulzentren

Die Erh6hung der Prasenzzeiten bietet die Mdglichkeit ortsspezifische und massgeschnei-
derte Konzepte fiir die einzelnen Schulzentren zu entwickeln. Anhand deren werden indivi-
duelle Bediirfnisse beriicksichtigt und auf die Herausforderungen vor Ort eingegangen.
Dadurch sollen Angebote geschaffen werden, die den Bedarf der einzelnen Schulzentren
abbilden, flexibel sind, eine hohe Akzeptanz aufweisen und die verfiigharen Ressourcen ef-
fektiv nutzen.
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Zielgruppe

Leistung

Schiilerinnen und Schiiler

= Beratungsgesprache

= Motivationsarbeit

= Fallfithrung

= Kriseninterventionen

= Themenspezifische Klassen- und Gruppenarbeit

= Prdvention

= Friiherkennung

= Zusammenarbeit mit anderen sozialen Institutionen

Lehrpersonen/Schulleitungen

= Beratungsgesprache

= Klasseninterventionen

= Moderation

= Fallfithrung

= Fritherkennung

= Projektarbeit (Praventionsarbeit)

= Vermittlung weiterfiihrender Angebote/Kontakte

Eltern

= Beratungsgesprache

= Moderation

= Themenspezifische Elternabende

= Vermittlung weiterfiihrende Angebote/Kontakte

Schulzentrum

= Mitarbeit bei Unterrichtsausschliissen
= Mitarbeit in Arbeitsgruppen

= Projektarbeit

= Prdvention

= Fritherkennung

Externe Fachstellen oder Institu-
tionen, Behorden

= Fallfihrung/Fallbesprechung
= Projekte

= Thematischer Austausch

» (bergabegespriche

8/8




Leistungsumfang der Schulsozialarbeit aufgrund der zugeteilten Pensen

Leistungsumfang 3
600 — 750 SuS pro 100%

Beratung von Kindern
und Jugendlichen
(niederschwelliges Angebot,
Prasenz in der Schuleinheit)

-

Prasenz vor Ort

Alle Auftrage in Absprache
zwischen Schulleitungen und
SSA-Mitarbeitende/r >
ausgenommen Krisen-
interventionen

1 Biro fur die zugeteilte
SSA-Mitarbeiter/in
Ziemlich niederschwelliger
2ugang

¢+ Wenig Pravention

-

-

-

Beratung von Lehr-
personen (Beratungen und
Coachings bei auffalligen
Klassen und Vorfallen /
Teilnahme, Moderation bei
Elterngesprachen)

Kriseninterventionen in
Klassen (Auftrag in Ab-
sprache zw. Schulleitung
und Fachbereichsleitung)

Elternberatungen

Beilage 3

Traktandum Nr. 3
Stadtratssitzung vom 30. Marz 2026

Projekte und Workshops
in Klassen

Im 2usammenhang mit
bereits festgestellten
Tendenzen zu Auffallig-
keiten, psycho-sozialen
Brennpunkten, gruppen-
dynamischen Schwierig-
keiten und Prdventions-
Workshops. Absprache zw.
Lehrperson und SSA.
Entscheid durch Schul-
leitung auf Grund des
vorhandenen Kontingents,
Antrag an Fachbereichs-
leitung

Pravention

Insbesondere in Klassen auf
Antrag/Anfrage der
Lehrperson und nur teilweise
fUr die ganze Schule. Bei
grosseren Projekten ist
Mitarbeit nur in Absprache
mit der Fachbereichsleitung
mdglich.

Aber: Keine Préventionsver-
anstaltungen fiir Eltern,
Keine Mitarbeit in Parti-
Zipationsprojekten

Leistungsumfang 4
750 —900 SuS pro 100%

Beratung von Kindern
und Jugendlichen

+ Keine Présenz vor Ort

+ Alle Auftrage durch die
Schulleitungen an die
Fachbereichsleitung

+ Eutl. 2uteilung von SSA zu
einer Schuleinheit

+ 1 Raum fir Beratungen
jederzeit frei

¢ Hochschwelliger 2ugang

Beratung von Lehrper-
sonen (Beratungen bei Vor-
féllen/Problemen/Anfragen
im psycho-sozialen Bereich/
Teilnahme an schwierigen
Elterngesprachen mit Auf-
trag durch SL)

Kriseninterventionen in
Klassen (Kontingent je
Schuleinheit, Auftrag durch
Schulleitung)

Elternberatungen (nur in
Zusammenhang mit Einzel-
beratungen, Kontingent fir
Elterncoachings)

Projekte und Workshops
in Klassen

Nur in Zusammenhang mit
bereits festgestellten
Tendenzen zu Aufféllig-
keiten, psycho-sozialen
Brennpunkten, gruppen-
dynamischen Schwierig-
keiten

Schriftlicher Antrag von
Lehrperson an Schul-
leitung, Entscheid durch
Schulleitung auf Grund des
vorhandenen Kon-tingents,
Antrag an
Fachbereichsleitung

Keine Préventions-
workshaps

Leistungsumfang 5
900 - 1'000 SuS pro 100%

Beratung von Kindern
und Jugendlichen

+ Keine Présenz vor Ort
+ Alle Auftrage durch die
Schulleitungen an die
Fachbereichsleitung
+ 1 Raum fir Beratungen

jederzeit frei
¢ Sehr hochschwelliger
Zugang

Beratung von Lehrper-
sonen (nur im Zusammen-
hang mit Fallbesprechung)

Wenig Kriseninterven-
tionen in Klassen
(Kontingent je Schuleinheit,
Auftrag durch Schulleitung)

Elternberatungen (nur in
Zusammenhang mit Einzel-
beratungen)

SSAY, 28.08.2018
WWww.ssav.ch

§sav
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Allgemeines

Auftraggeberin und Eingabeadresse

Stadt Langenthal

Amt fiir Bildung, Kultur und Sport.
z.H. Daniel Ott
daniel.ott@langenthal.ch
062916 23 50

Die Unterlagen miissen schriftlich per Mail bis am 12. Dezember 2025 eingereicht werden.

Einfiihrungstermin und Dauer

Der Start der Dienstleistung Schulsozialarbeit hat auf den 1. August 2026 zu erfolgen. Die Leistung wird
fiir die Dauer von 3 Schuljahren erbracht bis zum 31. Juli 2029 (Ende Schuljahr 2028/29). Die Erteilung
des Auftrags erfolgt unter dem Vorbehalt der Kreditbewilligung durch das zusténdige Organ.

Preis, Netto-Angaben
Es sind Netto-Angebote in Schweizerfranken inklusive Mehrwertsteuer einzureichen. Skonti, Rabatte
und allféllige Abziige miissen im Angebot aufgefiihrt werden.

Giiltigkeit des Angebotes
Bis spdtestens 31. Juli 2026.

Widhrungsvorschriften / Teuerungsverrechnung

Die Offerte ist in Schweizerfranken (CHF) auszuarbeiten.

Die Preise sind teuerungsbereinigt und bleiben unter Vorbehalt von gesetzlichen Anderungen (z.B. An-
passung des MWST-Satzes) verbindlich bis zum Vertragsabschluss.

Bedingungen

Mit der Offerte sind folgende vollstandigen Unterlagen einzureichen:
= Konzept des Anbieters/der Anbieterin, welche alle geforderten Inhalte gemaéss Pflichtenheft
enthalt.
= Bestdatigungen mit dem Erfiillen der Pflichten gegeniiber der 6ffentlichen Hand, der Sozialversi-
cherungen der Arbeitnehmenden sowie die Einhaltung der Gesamtarbeitsvertrdge oder bei de-
ren Fehlen Gewdhrung von orts- und brancheniiblichen Arbeitsbedingungen (Leistungsortprin-
zip).
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Pflichtenheft
Ausgangslage

Die Vertragslaufzeit der aktuellen Schulsozialarbeit endet im Sommer 2026 fiinf Jahre nach Einfiihrung
der Schulsozialarbeit an der Volksschule Langenthal. In den vergangenen vier Jahren konnten Erfahrun-
gen in der Praxis gesammelt werden, welchen den Bedarf der Volksschule aufzeigen. Zudem ist die
Volksschule mit diversen Problematiken und einer heterogenen Schiiler- und Elternschaft herausgefor-
dert. Die Einfiihrungsphase der Schulsozialarbeit wurde durch eine externe Evaluation der Hochschule
fiir Soziale Arbeit der Fachhochschule Nordwestschweiz evaluiert. Aus dieser Evaluation liegen Empfeh-
lungen vor. Fiir die Ressourcierung der Schulsozialarbeit liegen ebenfalls Empfehlungen des Kantons
Bern sowie des Vereins Berner Schulsozialarbeit vor.

Basierend auf diesen Erkenntnissen, Erfahrungen und Grundlagen wurde das nachfolgende Pflichten-
heft definiert.

Anforderungen
Ziele

Die Schulsozialarbeit bietet ein freiwilliges und niederschwelliges Beratungs- und Unterstiitzungsange-
bot fiir die Schiilerinnen und Schiiler, Eltern sowie fiir alle Mitarbeitenden der Volksschule Langenthal.
Ziel ist, die Kinder im Prozess des Erwachsenwerdens zu begleiten, ihre Selbst- und Sozialkompetenz
zu fordern und sie bei der Lésung psychosozialer Probleme zu unterstiitzen. Dazu arbeitet sie eng mit
der Schule zusammen und unterstiitzt diese bei der Friiherkennung, Vernetzung mit Fachstellen und
Pravention. Damit kann das System Volksschule entlastet werden und die Schiilerinnen und Schiiler
sowie deren Eltern erhalten ein unabhéangiges, niederschwelliges, sozialpadagogisches Begleit- und
Unterstiitzungsangebot.

Angebotsgestaltung

I. Tragermodell
Die Schulsozialarbeit wird durch einen Leistungserbringer bzw. eine Leistungserbringern ausge-
fuhrt.

Il. Konzentration auf wenige Schulsozialarbeitende
Die vorhandenen Ressourcen werden so verteilt, dass sie sich auf wenige Schulsozialarbeitende
mit grosserem Arbeitspensum konzentrieren. Damit wird der Beziehungsaufbau geférdert. Das
Pensum der Schulsozialarbeitenden betrdagt mindestens 40 Stellenprozente.

lll.  Ein Zugang fiir alle Adressatengruppen
Es besteht ein Zugang fiir alle Adressatengruppen, der durch eine Person angeboten wird. Dies
schafft mehr Klarheit sowohl in Bezug auf die Ansprechperson als auch in Bezug auf die Verant-
wortlichkeit. Darliber hinaus konzentrieren sich so die Ressourcen auf eine bzw. einen Schulsozi-
alarbeitenden, was wiederum die Prasenzzeit vor Ort erhoht.

IV. Entwicklung standortspezifischer Konzepte fiir die jeweiligen Schulzentren
Die Erhéhung der Prasenzzeiten bietet die Moglichkeit ortsspezifische und massgeschneiderte
Konzepte fiir die einzelnen Schulzentren zu entwickeln. Anhand deren werden individuelle Bediirf-
nisse beriicksichtigt und auf die Herausforderungen vor Ort eingegangen. Dadurch sollen
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Angebote geschaffen werden, die den Bedarf der einzelnen Schulzentren abbilden, flexibel sind,
eine hohe Akzeptanz aufweisen und die verfiigharen Ressourcen effektiv nutzen.

Leistungsumfang

Der Leistungsumfang betrdgt in Zukunft insgesamt 265 Stellenprozente inkl. Leitung. Die Verteilung
kann der Tabelle entnommen werden

Anzahl SuS Verteilschliissel Stellenprozente SSA
Kindergarten 310 1:1500 20%
1.- 6. Klasse* 921 1:650 140%
7.-9. Klasse (Zyklus 3) 494 1:600 85%
Leitungsprozente - 20%
Total 1725 265%

Die insgesamt 140 Stellenprozente fiir die Primarstufe (1. -6. Klasse) auf die drei Primarschulzentren
sieht folgendermassen aus:

Elzmatte Hard Kreuzfeld
Anzahl SuS 259 264 398
Stellenprozente 40% 40% 60%

Infrastruktur

An den Schulstandorten der Primarschulzentren (Elzmatte, Hard und Kreuzfeld) sowie im OZL wird je-
weils ein Raum fiir die Schulsozialarbeitenden zur Verfiigung gestellt. Die Beratung von Kindergarten-
kindern und Tagesschulkindern erfolgt ambulant, oder nach Bedarf wird ein entsprechender Raum zur

Verfiigung gestellt.

Leistungskatalog
Zielgruppe Ziel Leistung
Schiilerinnen und Beratungsgesprache
Schiiler Motivationsarbeit
Fallfiihrung

Kriseninterventionen
Themenspezifische Klassen- und
Gruppenarbeit

Pravention

Fritherkennung

Zusammenarbeit mit anderen sozia-
len Institutionen

Lehrperso-
nen/Schulleitungen

Beratungsgesprache
Klasseninterventionen
Moderation

Fallfiihrung

Friiherkennung

Projektarbeit (Praventionsarbeit)
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Vermittlung weiterfiihrender Ange-
bote/Kontakte

Eltern

Beratungsgesprache

Moderation

Themenspezifische Elternabende
Vermittlung weiterfiihrende Ange-
bote/Kontakte

Schulzentrum

Mitarbeit bei Unterrichtsausschliis-

sen
Mitarbeit in Arbeitsgruppen
Projektarbeit

Pravention

Friiherkennung

Externe Fachstellen
oder Institutionen,
Behorden

Fallfihrung/Fallbesprechung
Projekte

Thematischer Austausch
Ubergabegespriche

Anforderungsprofil Fachpersonen Schulsozialarbeit

= Tertidrer Abschluss Soziale Arbeit, Sozialpdadagogik, Heilpadagogik

»  Zusatzausbildung/Erfahrung in systemischer Beratung
= Hohe Beratungskompetenzen

= Erfahrung im Bereich Krisenintervention, Projektarbeit, Schulumfeld, Kinder- und Jugend-

schutz, interkulturelle Arbeit
= Flexibler Arbeitseinsatz

Aus- und Weiterbildung

Der Anbieter bzw. die Anbieterin ist fiir eine regelmdssige und systematische Aus- und Weiterbildung
der Schliisselpersonen besorgt und weist dies im Konzept nach. Zudem finden regelméssige Super-

und Intervisionen statt.

Organisation

Im Konzept ist darzulegen, wie der Anbieter bzw. die Anbieterin

= mit der Schulleitung und den Lehrpersonen zusammenarbeitet
= die Vernetzung mit Fachstellen und Institutionen der Kinder-, Jugend- und Familienhilfe gestal-

tet

= das Vorgehen in Krisensituationen gestaltet

= Super- und Intervisionen sowie fachlichen Austausch sicherstellt.

Steuerung

Neben der fachlichen Leitung und der Gesamtverantwortung fiir das Angebot durch den Anbieter bzw.
die Anbieterin muss die Zusammenarbeit zur Steuerung durch das Amt fiir Bildung, Kultur und Sport der
Stadt Langenthal sowie dem Rektorat der Volksschule Langenthal sichergestellt werden.
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3.2.10 Qualitdtssicherung und Berichterstattung

Die Qualitatssteuerung der Dienstleistung orientiert sich an den Grundsdtzen gemadss Ziff. 4 von Ave-
nirSocial und dem Schulsozialarbeitsverband SSAV. Zudem erfolgt ein jahrliches Reporting (pro Schul-
jahr) in Form einer geeigneten Berichterstattung pro Schulzentrum gegeniiber der Schulbehérde (Volks-
schulkommission).
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1.

Einleitung

Im Sog des sozialen Wandels und der damit verbundenen gesellschaftlichen Veranderungen ist
der Bedarf an einem ergénzenden Angebot der Kinder- und Jugendhilfe, welches direkt im Schul-
alltag Wirkung zeigt, und flir Lehrpersonen, Schiilerinnen sowie Klassenverbéande friihzeitig ent-
lastend wirkt, zunehmend gestiegen. In der Region Langenthal fiihrten in den vergangenen Jah-
ren zahlreiche Gemeinden Modelle der Schulsozialarbeit (SSA) ein, um die Bildungseinrichtungen
in den taglichen Herausforderungen zu unterstiitzen.

Aufgrund der Erfahrungen an anderen Orten im Kanton Bern setzen verschiedene Gemeinden im
Oberaargau die Schulsozialarbeit direkt mit der Kinder- und Jugendfachstelle ToKJO um. Durch
Synergienutzung in regionalen Modellen kénnen effiziente und kostengiinstige Modelle realisiert
werden und Themen in fachlich gut ausgebildeten und begleiteten Teams angegangen werden.
Durch eine erfahrene Fachbereichsleitung, welche die ausgebildeten Schulsozialarbeitenden be-
gleitet, kdnnen auch komplexe Themen aufgefangen und in Zusammenarbeit mit den Schulleitun-
gen nachhaltig geldst werden. Auftrdge und Anliegen kdnnen in direkter Kooperation zwischen
OKJA und SSA angegangen werden und die Schnittstellenarbeit ist vereinfacht umsetzbar. Be-
ziehungen der OKJA kénnen fiir gelingende Prozesse der SSA genutzt werden und umgekehrt.
Bei préventiven Themen konnen Projekte gemeinsam umgesetzt und das Wissen der jeweiligen
Profession genutzt werden.

Mit dem Angebot «Auszeit ToKJO» stellt die Kinder — und Jugendfachstelle ToKJO zudem ein
weiteres massgeschneidertes Angebot firr die Volksschule der Region Langenthal zur Verfligung.
Das «Time Out» Angebot flir Jugendliche mit temporarem Unterrichtsausschluss wird in enger
Zusammenarbeit zwischen OKJA und SSA konzipiert und realisiert.

Bei all ihren Téatigkeiten hat die Fachstelle ToKJO keine Interessenkonflikte durch andere Tétig-
keiten. Zuweisende Stelle istimmer die Volksschule und Rollenkonflikte werden durch klare Tren-
nung der Fachbereiche verhindert. Jugendliche treffen entsprechend die Schulsozial-arbeitenden
exklusiv in dieser Rolle.

Die SSA hat sich mittlerweile in zahlreichen Gemeinden etabliert und weiterentwickelt. Die Erfah-
rung zeigt, dass ausreichende Ressourcen notwendig sind fiir die Herausforderungen im Schul-
setting. Eine Zunahme von Herausforderungen ist bereits im Zyklus 1 wahrnehmbar und die Uber-
tritte zwischen den Schulstufen zeigen sich zunehmend holperig. Eine signifikante Zunahme zeigt
sich auch bei Gewaltthematiken und psychischen Stérungen von Jugendlichen. Die zunehmend
belastend wirkenden Wartefristen fiir Anschlusslésungen sorgen dafiir, dass Kinder und Jugend-
liche langer im Schulsetting begleitet werden miissen und die SSA entsprechend inhaltlich und
fachlich langer zustandig bleibt.

Damit die SSA nicht in Symptombekampfung verharrt und Kinder und Jugendliche primar in der
Fallberatung begleitet, ist eine praventive Ausrichtung der Arbeit und eine funktionierende Bezie-
hungsarbeit ab Schuleintritt zielfihrend.
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2. Allgemeine Positionierung der Schulsozialarbeit Trigerverein offene
Kinder- und Jugendarbeit
Oberaargau

2.1 Definition
,Schulsozialarbeit ist ein eigenstandiges Handlungsfeld der Kinder- und Jugendhilfe, das mit der
Schule in formalisierter und institutionalisierter Form kooperiert. Schulsozialarbeit setzt sich zum
Ziel, Kinder und Jugendliche im Prozess des Erwachsenwerdens zu begleiten, sie bei einer fir sie
befriedigenden Lebensbewaltigung zu unterstiitzen und ihre Kompetenzen zur Lésung von per-
sonlichen und/oder sozialen Problemen zu férdern* (Drilling, 2002)

2.2 Zielgruppen
Grundsatzlich sind alle Schiler und Schiilerinnen (SuS) einer Schule bzw. eines Schulhauses
Zielgruppe der SSA. Besonderes Augenmerk liegt bei der Arbeit auf psychosozial belasteten oder
vulnerablen Kindern und Jugendlichen. Zur Zielgruppe gehéren ebenso Erziehungsberechtigte,
Lehrpersonen und Klassenverbande. Eine besondere Anspruchsgruppe sind weiter die Schullei-
tungen.

2.3 Auftrag
Die SSA ist praventiv fiir die Anspruchsgruppen an den Schulen aktiv. Die Férderung der indivi-
duellen Entwicklung der SuS und die Mitarbeit an einer akzeptierenden Schulkultur sind iiberge-
ordnete Ziele. Die SSA funktioniert integrierend und fordert die Friiherkennung. Hilfesuchende
SusS sollen frithzeitig Unterstiitzung finden.

Die Tatigkeit der SSA besteht zur Hauptsache aus drei Aufgaben. An erster Stelle steht die indi-
viduelle Begleitung von SuS, Lehrkraften und Eltern sowie die Gruppen- und Klasseninterventio-
nen.

Daneben wirkt die SSA praventiv in und neben der Schulhauskultur durch Aufgreifen von aktuellen
Lebensbereichen der SuS, das Thematisieren von Herausforderungen bei Entwicklungsaufgaben
oder ganz konkret von Sucht-, Gewalt- oder anderen Lebensthemen. Die SSA unterstiitzt die
Schule bei der Gestaltung von kinder- und jugendgerechten Begegnungsmaglichkeiten und bei
der Umsetzung einer forderlichen Schulkultur. Soweit mdglich wird die Beteiligung der Kinder und
Jugendlichen geférdert.

Die préventive Ausrichtung der SSA soll dabei die Kinder und Jugendlichen als ,roter Faden*
durch die gesamte Schulzeit begleiten — mit Start mdglichst im Kindergarten bis in die 9. Klasse.
Eine funktionierende Beziehungsarbeit hilft dabei, dass SuS, Lehrpersonen und Erziehungsbe-
rechtigte bei Anliegen die SSA aufsuchen. Erste Berlihrungspunkte sind dabei bereits mit Eintritt
in das Schulsystem geplant und die methodischen Ansétze sind altersgerecht aufeinander abge-
stimmt. Mit einem Praventionsplan (iber die ganze Schullaufbahn, der neben Besuchen und Be-
gleitungen zusatzlich Inputs mit préventiven Inhalten anbietet, ist die Beziehungsarbeit zu den
SusS gesichert. Auch durch die bereits im Zyklus 1 stattfindenden thematischen Elternabende wer-
den Klarheit und Vertrauen zu den Erziehungsberechtigen aufgebaut, damit neben dem Verstand-

nis eine gute Kooperation erwirkt wird. Mit einem Elternabend in der 4. Klasse erneuert sich die
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Beziehungsarbeit, damit die SSA bei allfélligen Sorgen oder Erziehungsfragen als vertraute An- ;e verein offene
laufstelle genutzt wird. o ane Jugendarbet
Als drittes Element (ibernimmt die SSA eine Vernetzungs- und Kooperationsfunktion. Sie sucht

die Zusammenarbeit mit externen Fachstellen und vermittelt Kinder, Jugendliche oder Familien

bei Bedarf weiter.

Zusatzlich bietet das Modell ,SSA ToKJO* weitere spezifische Dienstleistungen, welche dank ei-
ner regionalen Ausrichtung und durch die Einbindung in eine Fachstelle geleistet werden kdnnen
(siehe 4.4 Zusatzleistungen). Diese Zusatzleistungen sollen den Schulen dienen, um eine ganz-
heitliche und forderliche Dienstleistung in Anspruch nehmen zu kdnnen.

2.4 Einordnung
SSA orientiert sich am Berufsfeld der Sozialen Arbeit. Sie nutzt entsprechende Methoden und
Grundsatze. SSA basiert auf dem Grundsatz der rdumlich-organisatorischen Annaherung. Die
Integration von professionellen Methoden der Sozialen Arbeit in niederschwelligen Angeboten in
der Schule wird angestrebt. R&umlich ist die Schulsozialarbeit vor Ort im Schulhaus, die fachliche
Eigenstandigkeit gilt es sicherzustellen und anzuerkennen.

3. Regionale Umsetzung bei ToKJO

3.1 Modell
Im regionalen Modell der SSA bei ToKJO kommt eine sogenannt ambulante SSA zur Anwendung.
Dies bedeutet, dass die teilnehmenden Schulen mit definierten schulsozialarbeiterischen Leistun-
gen durch eine zentrale Stelle versorgt werden. Die Mitarbeitenden sind einer Schule zugeteilt
und bieten regelmassige wiederkehrende Sprechstunden an. Zusétzlich werden weitere Dienst-
leistungen (siehe 4. Leistungensbereiche) erbracht.

3.2 Grundlagen
Die Umsetzung des Konzepts SSA ToKJO orientiert sich am Leitfaden zur Einfiihrung und Um-
setzung, Schulsozialarbeit der Erziehungsdirektion des Kantons Bern. Vorgaben werden im Pro-
jekt berticksichtigt. Daneben dienen die Grundlagen der Kinder- und Jugendfachstelle als Basis.
Fur die Prozess- und Kooperationsgestaltung werden separate Papiere erlassen.

3.3 Organisatorische Eingliederung
Die SSA wird als eigener Fachbereich der Fachstelle ToKJO gefiihrt. Mitarbeitende eines Fach-
bereichs ibernehmen keine operativen Funktionen in anderen Angeboten von ToKJO, um Rollen-
oder Interessenkonflikte ausschliessen zu kénnen. Durch die klare personelle Trennung wird der
Datenschutz gewahrleistet und fiir die Anspruchsgruppen besteht Klarheit beziiglich Auftrag der
Mitarbeitenden.

Oberstes Organ bildet der Verein «ToKJO», in welchem die Anschlussgemeinden vertreten sind. .
So ist die direkte Mitbestimmung und Steuerung jederzeit gewahrleistet. Seite 3
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Tragerverein offene

Fir die Gemeinden mit einer Leistungsvereinbarung fir SSA wird eine ausgebildete Fachperso-  Kinder- und jugendarbeit

Oberaargau

nen bestimmt. Diese stellt die operative Umsetzung des Leistungskatalogs in der Gemeinde und

die kontinuierliche Zusammenarbeit mit der Schulleitung sicher.

Die angestellten Mitarbeitenden werden durch eine Fachbereichsleitung personell und fachlich
gefiihrt. So kann die fachliche Qualitat bei Bedarf im 4-Augenprinzip sichergestellt werden (Ge-
fahrdungs- und Krisensituationen).

3.4 Anstellung
Das Anstellungsverfahren wird durch die Kinder- und Jugendfachstelle ToKJO durchgefiihrt und
erfolgt nach deren Anstellungsbedingungen.

3.5 Personal
Alle eingesetzten Mitarbeitenden verfiigen Uiber eine Grundausbildung auf Tertiarstufe in Sozialer
Arbeit (Sozialarbeit, Sozialpddagogik, soziokulturelle Animation). Darliber hinaus verfligen sie
Uber weiterfiihrende fiir die SSA erforderliche theoretische und berufspraktische Qualifikationen
und Uber Berufserfahrung im Bereich Kinder- und Jugendhilfe. Es wird intern angestrebt, dass alle
Mitarbeitenden den spezifischen CAS “Schulsozialarbeit” absolviert haben, um die Methodenviel-
falt der SSA gewahrleisten zu konnen.

Alle eingesetzten Mitarbeitenden bringen durch die abgeschlossene Ausbildung spezifische Kom-
petenzen in der systemischen Beratung mit. Es wird darauf geachtet, mdglichst Personal mit
Fachhochschulabschluss und Erfahrung in der SSA rekrutieren zu kdnnen.

Durch die Fokussierung auf eine Weiterbildung im Bereich CAS “Schulsozialarbeit” kann die SSA
innerhalb des Teams auf breites Wissen in Projektarbeit, Methoden, Gestaltung des Schulumfelds
und interdisziplinare Arbeit zurlickgreifen.

Zusétzlich ergeben sich Synergien zum Bereich der OKJA, wo ToKJO durch die kantonale Ver-
ordnung einen grundsatzlichen, praventiven Auftrag erfllt. Nach Bedarf kdnnen interne Kompe-
tenzen der SSA zur Verflgung gestellt werden.

Die Fachbereichsleitung SSA obliegt einer ausgebildeten Fachperson mit mehrjahriger Erfahrung
in Sozialer Arbeit und Schulsozialarbeit. Die eingesetzte Fachbereichsleitung verfligt tber breite
Fuhrungserfahrung und weiterfiihrende Qualifikationen in - fiir die SSA relevanten - Berufsfeldemn.

Die Fachbereichsleitung SSA ist neben personellen Aufgaben unter anderem fir die fachliche
Unterstlitzung und Beratung der Anschlussgemeinden zusténdig. In ihrer Rolle ist die Fachbe-
reichsleitung SSA Mitglied der erweiterten Geschaftsleitung und vertritt die Kinder- und Jugend-
fachstelle ToKJO in interdisziplinaren Arbeitsgruppen. Fir die Anschlussgemeinden der Schulso-
zialarbeit ist sie Ansprechperson fiir (ibergeordnete Fragen.
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3.6 Weiterbildung, Inter- und Supervision Trégerverein offene
Schulsozialarbeitende bei ToKJO entwickeln ihre Kompetenzen laufend weiter. Es finden regel- gil;‘e";:rgz‘jl“ge“da“b“‘
méssige, monatliche Teamsitzungen mit interner Weiterbildung und Fallbesprechungen statt, um
sich kritisch-reflexiv mit professionellem Handeln auseinander zu setzen sowie sich fachlich und
methodisch weiterzuentwickeln. Zusatzlich finden zwischen Teamsitzungen Einzel-Fachberatung
mit der Fachbereichsleitung statt.

Schulungen des Personals finden weiter intern (mindestens jahrlich) zu spezifischen Themen statt
und die Mitarbeitenden erhalten die Mdglichkeit, relevante und aktuelle externe Weiterbildungen
zu besuchen. Weiterbildungen richten sich dabei nach dem operativen Bedarf der Schule.

Supervision wird nach Bedarf wahrgenommen und steht den Mitarbeitenden neben den wieder-
kehrenden, installierten Gefassen zur Verfigung. Ebenfalls sind persénliche Coachings fir die
Mitarbeitenden nach Bedarf méglich. Jahrliche Mitarbeitendengesprache mit Entwicklungszielen
sorgen intern fiir die gewlnschte berufliche Entwicklung der Mitarbeitenden.

3.7 Arbeitsort
Durch das regionale Modell steht den Mitarbeitenden die Infrastruktur der Blrordumlichkeiten der
Kinder- und Jugendfachstelle ToKJO zur Verfiigung. Sie werden mit den notwendigen mobilen
Geraten ausgeristet. Die Leistungen werden indessen direkt vor Ort erbracht.

Fur die Leistungserbringung vor Ort steht den Mitarbeitenden der SSA ein zweckméssiger Raum
im Schulhaus zur alleinigen Nutzung zur Verfigung. Die Einrichtung erfolgt in Zusammenarbeit
zwischen ToKJO und der entsprechenden Schule.

3.8 Arbeitszeiten
Die Mitarbeitenden der SSA sind - abgestimmt auf das definierte Pensum - an fixen Tagen in den
Schulen prasent. Die Prasenz orientiert sich an den Beddrfnissen der Schule. Die Tage werden
mit der Schulleitung definiert. Die Mitarbeitenden der SSA verbringen in der Regel regelméssig
Pausen und den Mittag mit den Lehrpersonen, dadurch wird der Austausch geférdert.

Die Planung von Einzel- oder Gruppengesprachen und Klasseninterventionen erfolgt in Abspra-
che mit den Lehrpersonen, unter Berticksichtigung des Stundenplans.

Praventive Angebote, spezifische Eltern- oder Lehrpersonenveranstaltungen werden in Abspra-
che mit der Schulleitung geplant. Klassenbesuche und -beobachtungen orientieren sich am Be-
darf der Schule und werden mit Lehrpersonen abgesprochen.

Die Teilnahme an Schulveranstaltungen wird mit der Schulleitung geplant und, in Abhangigkeit
von zur Verfiigung stehenden Ressourcen, geleistet. Es ist wiinschenswert, dass die SSA wie-
derkehrend bei internen Planungs- und Austauschgefassen prasent ist.
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Grundsatzlich sollen Austauschgeféasse innerhalb der Schule zur Verfligung stehen und genutzt  ;gerverein offene
werden, jedoch nur so weit sinnvoll und effizient. Die Tatigkeiten sollen sich auf der Begleitung

Kinder- und Jugendarbeit

Oberaargau
von SuS und Lehrpersonen konzentrieren.
3.9 Prozessorientierung
Samtliche Leistungen werden in einem Prozesspapier nachvollziehbar und einheitlich abgebildet.
Aufwand und Ablauf kénnen transparent nachverfolgt werden und Abweichungen werden mit
Fachbereichsleitung oder Schulleitung besprochen. Eine Jahres-Schwerpunktplanung wird ge-
meinsam mit der Schulleitung erstellt und kontinuierlich auf Einhaltung tberprift.
4. Leistungsbereiche
4.1 Beratung und Begleitung
Leistungsbereich | Zielgruppe Methode Angebot
Einzel- und Grup- Schilerinnen Konstante e Beratung bei Verhaltensauffalligkei-
penberatung Lehrpersonen | Sprechstunde in ten, Konflikten, Beziehungsproble-
Schulleitung Schulkontext men, Entwicklungsfragen, pers.
Erziehungs- Schwierigkeiten.
berechtigte o Niederschwellige Anlaufstelle bei
Problemen im Klassenverband
e  Ldsungsorientierte Entwicklung von
Bewaéltigungsstrategien unter Einbe-
zug der Beteiligten.
e  Forderung von Sozial- und Selbst-
kompetenzen.
e  Zusammenarbeit mit sozialen Insti-
tutionen
o  Triage zu weiterfiihrenden Stellen
Klassen- SuS Methodische e  Forderung von tragenden Elemen-
interventionen Lehrpersonen | Intervention ten in Klassen- und Schulstrukturen
Projekte e Bearbeitung von Klassenthemen
und Konflikten
e  Arbeit an Gruppendynamiken
e  Erarbeitung von formellen und
informellen Klassenkulturen, Gren-
zen und Regeln
4.2 Préaventionsleistungen
Prévention / Frih- | Klassenver- Projekte e  Gestaltung und Umsetzung von
erkennung band Elternabende fixen Praventionsangeboten in Klas-
Erziehungs- sen (ab Kindergarten)
berechtigte o  Mitarbeit bei spezifischen Préaventi-
Lehrpersonen onsangeboten der Schule
e Unterstiitzung bei der Bearbeitung
des Klassen- und Schulklimas
e  Fachinformation zu sozialen und
gesellschaftlichen Themen
o Aufklarung, Klarheit und Vertrauen
schaffen, Medienkonsum
Schulkultur Lehrpersonen Projekte o  Mitarbeit bei der Gestaltung eines Seite 6
Kommissionen forderlichen Schulklimas
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Schulleitung

Mitarbeit bei sozialen Entwicklungs-
prozessen der Schule

4.4 Zusatzleistungen

Aufklarung SuS Projekte Organisation und Realisierung einer
Klassenver- Aufklarungseinheit als Erganzung
band zum Lehrplan in Zusammenarbeit
Lehrpersonen mit der OKJA

4.3 Vernetzungs- und Kooperationsfunktion

Fallfiihrung, Notfall- | Schiilerinnen Gesprach Case-Management und Triage zu

management Lehrpersonen | Triage weiterfiihrenden Stellen
Schulleitung tel. Austausch Unterstiitzung der Schule bei Mel-
Involvierte dungen, Gefahrdungen an
Stellen externe Stellen

Mitarbeit bei der Prozessgestaltung
von schwierigen Verlaufen

Vernetzung Fachstellen Runder Tisch Sicherstellen des Beziehungsnetzes

Sitzung zu schulinternen und externen
Fachstellen
Aufgreifen von aktuellen Themen
und interdisziplinare Einbindung

Offentlichkeitsarbeit | Schulumfeld Infoblatt Transparente Information Gber An-
Bevélkerung Drucksachen gebot der Schulsozialarbeit

Teilnahme an Schulveranstaltungen
bei Bedarf

SSA-Hotline Lehrpersonen | Tagliche Tagliche telefonische Beratung bei
Schulleitung telefonische Notfallen, individuellen Anliegen
Erziehungs- Sprechstunde und allgemeinen Fragen (insbeson-
berechtigte dere fir Schultage ohne SSA vor
SuS Ort)

Anonyme Beratung fiir alle
Anspruchsgruppen zum Abbau von
Berlihrungsangsten

Préaventions- und Lehrpersonen Kostenloses Beratungs- und

Materialpool Methodenmaterial zur Leihe wie

(Angebot im Auf- Verhttungskoffer oder

bau) Préaventionskoffer

Kostenloses Animationsmaterial
zum Auflockern des Unterrichts wie
Jonglierkisten

Thematische Materialsammlung fiir
spezifische Themen

Methoden- und Lehrpersonen Zugriff auf thematisch sortierte Me-

Fachliteratur- Schulleitung thoden- und Fachliteratursammlung

sammliung Erziehungs-

(im Aufbau) berechtigte

Inputveranstaltung | Erziehungs- Abend- Jahrliche regionale Inputveranstal-

Erziehungs- berechtigte Veranstaltung tung mit Expert*inneninput fiir Erzie-

berechtigte hungsberechtigte zu aktuellen Le-

bensthemen und Erziehungsaufga-
ben

Inputveranstaltung | Lehrpersonen | Halbtagige Jahrliche, regionale Weiterbildung

Lehrpersonen Schulleitung Weiterbildung fiir Lehrpersonen zu aktuellen Le-

bensthemen mit «good practice»
Beispielen aus der Praxis

Tragerverein offene
Kinder- und Jugendarbeit
Oberaargau
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4.5 Leistungen nach Anspruchsgruppen

SuS Einzelfall Soziale e  Klarungsgesprach, Auftragsdefini-
Beratung Fragestellung, tion
Konflikte, e Zieldefinition(en)
(freiwillig oder | Mobbing, e  Losungswege besprechen
durch Vermitt- | Schwierigkeiten | o  Bei Bedarf und bei Einversténdnis
lung Lehrper- | im Beziehungs- Einbezug von Bezugspersonen
son) system e Allenfalls methodische Umsetzun-
Pers. Probleme gen zur Zielerreichung
e  Auswertung und Abschluss, ggf.
Triage
Lehrperson Fallbespre- Konflikte in e Klarungsgesprach, Auftragsdefini-
chung, Klasse, tion
Coaching, schwieriger e Rollen, Zustandigkeiten, Erwartun-
Préventions- Schiilerln, gen klaren
projekt soziale Themen e Zieldefinition(en)
Notfallmanage- | in Klasse, e Methoden, Umsetzungen bespre-
ment Stimmungsprob- chen
Begleitung, leme in Klasse, | o Allenfalls Triage zu weiteren Stel-
Triage, Gefahrdung len, Beizug von externen Fachper-
Begleitung von | einzelner sonen
Gesprachen Jugendlicher e Allenfalls Besprechung mit Schullei-
tung
e  Methodische Umsetzungen
e Auswertung und Abschluss
Schulleitung Fallbespre- Konflikte in e  Klarungsgesprach, Auftragsdefini-
chung, Klasse oder tion
Beratung, Schule, e Rollenkldrung, Erwartungen bereini-
Information, auffallige Grup- gen
Notfallmanage- | pen oder soziale | o Zieldefinition(en)
ment, Themen, e Methoden, Umsetzungen bespre-
Begleitung, Gefahrdung chen
Triage, einzelner e Allenfalls Triage zu weiteren Stel-
Begleitung von | Jugendlicher, len, Beizug von externen Fachper-
Gespréchen Schutz von Lehr- sonen
personen e Allenfalls Besprechung mit Kommis-
sion
e  Methodische Umsetzungen
e  Auswertung und Abschluss
Erziehungs- Beratung, Soziale e  Klarungsgesprach, Auftragsdefini-
berechtigte Coaching, Fragestellung, tion
Notfallmanage- | Konflikte, e Rollenklarung
ment, Probleme im Be- | o«  Zieldefinition(en)
Begleitung, ziehungssystem | o Beizug von Schulleitung oder Lehr-
Triage, . Propleme in der person (falls nétig)
Information Erziehung e Methoden, Umsetzungen bespre-
chen
e Allenfalls Triage zu weiteren Stel-
len, Beizug von Fachpersonen
e Input an Elternabenden

Tragerverein offene
Kinder- und Jugendarbeit
Oberaargau
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5. MethOdiSChe Umsetzung Trdgerverein offene
Kinder- und Jugendarbeit
Oberaargau

5.1 Niederschwelligkeit
Analog den Angeboten der offenen Kinder- und Jugendarbeit soll eine hohe Offenheit der Dienst-
leistungen gewéahrleistet sein. Beratungen sollen ohne Voranmeldungen, Kosten oder lange War-
tezeiten zur Verfiigung stehen. Die SSA hat einen definierten Raum in der Schule und ist regel-
massig vor Ort erreichbar. Die Angebote der SSA diirfen wahrend der reguldren Schulzeit von
Schilerinnen aufgesucht werden, die Lehrperson ist dartiber zu informieren.

5.2 Freiwilligkeit
Die SSA arbeitet auf dem Grundsatz der Freiwilligkeit. Jugendliche sollen die Angebote weitest-
gehend intrinsisch motiviert nutzen kénnen. Lehrpersonen oder Schulleitung konnen jedoch zu
einem Erstbesuch und einem ersten Nachfolgetermin verpflichten. Auch die Teilnahme an orga-
nisierten Gesprachen kann durch die Schulleitung oder die Lehrperson mitentschieden werden,
die Teilnehmenden sind dariiber informiert. Der Prozessverlauf kann indessen von den Jugendli-
chen mitgestaltet werden und allenfalls wird eine Triage organisiert.

5.3 Datenschutz

Die Mitarbeitenden der SSA unterstehen der beruflichen Schweigepflicht, den Richtlinien von To-
KJO, dem Kant. Datenschutzgesetz und dem Volksschulgesetz. Die Schweigepflicht wird gegen-
Uber Gespréchsteilnehmenden gewahrt, soweit dies méglich ist. Sollte fiir weitergehende Abkla-
rungen oder Vermittlung die Weitergabe von Informationen notwendig sein, wird dies nach Mdg-
lichkeiten transparent aufgezeigt. Informationen werden innerhalb der Schule immer dann weiter-
gegeben, wenn Inhalte zur Aufgabenerfiillung der jeweiligen Instanz notwendig sind. Eltern wer-
den immer dann informiert, wenn das Schutzbedirfnis hoch erscheint. Im Zweifelsfall entscheidet
immer die Fachbereichsleitung tiber die Weitergabe von Informationen.

5.4 Subsidiaritat
Die Leistungen der SSA verstehen sich erganzend zu vorhandenen Angeboten der Kinder- und
Jugendhilfe. Uberall da wo die Zustandigkeit geklart ist, iberimmt die SSA eine vermittelnde
Rolle.

5.5 Pravention

Pravention wird verstanden als Zusammenspiel von Beziehung, Haltung und Bildung. Bereits ab
Kindergarten (oder erster Klasse) werden die Schulklassen wiederkehrend besucht und Préven-
tionseinheiten eingeplant. Dabei bauen diese aufeinander auf, damit eine ganzheitliche Begleitung
der SuS durch die SSA gewahrleistet ist.

Altersgerecht werden Umgang mit Grenzen getibt und eine friedliche Konfliktldsung vermittelt.
Dabei werden samtliche Anspruchsgruppen inklusive Sorgeberechtigter in die Praventions- und
Beziehungsprozesse einbezogen, damit Kontakte nicht erst bei konflikthaften Situationen entste-
hen. Im Idealfall findet der Erstkontakt zur SSA bereits VOR dem Schuleintritt der Kinder statt, um
gemeinsame Erwartungen oder allfallige Angste thematisieren zu knnen.
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5.6 Kooperation mit der Schule Trégerverein offene
Die Mitarbeitenden der SSA arbeiten eng mit Schulleitung und Kollegium zusammen. Das Mitei- ~gycer v 1 oeneerber
nander soll von einem zielfiihrenden Austausch und einem respektvollen Umgang geprégt sein.

Dabei werden Zusténdigkeiten und Abmachungen eingehalten.

Mit der Schulleitung findet ein regelmassiger Austausch statt. Die Mitarbeitenden der SSA werden
durch die Schulleitung tiber Aktualitaten und Prozesse der Schule informiert. Schulleitungen wer-
den (soweit vom Datenschutz nicht ausgeschlossen) proaktiv iber Tatigkeiten informiert.

Die SSA ToKJO versteht sich als interne Dienstleistung innerhalb der Schule. Entsprechend ob-
liegen die abschliessenden Entscheidungen bei Triage oder Meldungen gegentiber Dritten der
Schulleitung. Insbesondere Gefahrdungsmeldungen erfolgen immer durch die Schulleitung, die
SSA wirkt dabei unterstlitzend. Auch weiterflihrende Massnahmen iber das Schulsystem hinaus
werden in Absprache mit der Schulleitung vorgenommen.

Das Jahresprogramm, Schwerpunkte und Projekte erfolgen gemass Bedarf der Schule und wer-
den gemeinsam geplant.

Die Fachbereichsleitung SSA ist Gibergeordnet fiir eine funktionierende Kommunikation mit der
Vertretung des Amtes fir Bildung, Kultur und Sport zustandig und nimmt an festgelegten, wieder-
kehrenden Treffen teil. Fir den Praxistransfer aus den Gespréchen ist die Fachbereichsleitung
verantwortlich.

5.7 Mitarbeit bei Unterrichtsausschlissen
Die SSA unterstitzt die Schule bei der Suche nach geeigneten Angeboten und die SuS bei
der Wiedereingliederung in die Klasse. Die SSA kann auf Wunsch die Klasse wahrend des
Ausschlusses begleiten und die Lehrpersonen bei der Reintegration beratend unterstutzen.
Die Beratung und Unterstiitzung der Erziehungsberechtigten kann nach Bedarf an die SSA
libertragen werden.

Die Fallflinrung wéhrend dem verflgten Unterrichtsausschluss liegt indessen nicht bei der
SSA, sondern ist schulintern zu verordnen, i.d.R. bei der Schulleitung oder an eine zustandige
Fachstelle zu iibertragen. Die Ubergaben des Falls an eine schulexterne Stelle wird empfoh-
len und diese Stelle tibernimmt die Kontroll- und Meldefunktion gegenuber der Schulkommis-
sion.

5.8 Vorgehen in Krisensituationen
In herausfordernden Situationen, Notfallen und Krisen Gbernimmt die SSA die Fallfihrung und
begleitet die betroffenen Akteur*innen bis zur (erfolgreichen) Lésung oder Triage.

Je nach Dringlichkeit Gibernimmt die Fachbereichsleitung federfiihrend den Prozess oder begleitet
Mitarbeitende im Sinne des 4-Augen-Prinzips bei der Fallfiihrung. Alle Mitarbeitenden werden in-

tern auf Krisensituationen vorbereitet und erhalten Schulungen fiir gelingende Prozesse. S 10
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Talstrasse 15

4900 Langenthal
T062 923 43 03
jugendarbeit@tokjo.ch
www.tokjo.ch



Gemeinsam mit der Fachbereichsleitung und bei Bedarf der Stellenleitung nehmen die Mitarbei-  1;erverein offene
tenden Risikoeinschatzungen in schwierigen Prozessen vor und arbeiten vorbereitend fir eine g‘l;‘e";:rggﬂl“ge”da“be“
Gefahrdungsmeldung oder Triage.

Alle Anspruchsgruppen aus dem Schulalltag kénnen sich bei (sich entwickelnden) Krisen bei der
SSA melden und werden begleitet.

5.9 Vernetzung mit externen Stellen
Die SSA pflegt Kontakte zu regionalen und kantonalen Fachstellen der Kinder- und Jugendhilfe
und ist fiir eine funktionierende Kommunikation besorgt. Uber Unterstiitzungsangebote sind durch
die SSA Informationen sichergestellt und im Bedarfsfall Kontakte vorhanden. Die SSA bezieht
Erziehungsberechtigte — soweit sinnvoll und zielfihrend - friih in die Arbeit ein und macht Be-
troffene zu Beteiligten.

ToKJO ist weiter Mitglied beim Verein Berner Schulsozialarbeit (BeSSA) und die Fachbereichslei-
tung nimmt regelmassig an regionalen Treffen teil. Zusatzlich vertritt die Fachbereichsleitung die
Kinder- und Jugendfachstelle ToKJO in der AG “Nahtstellen”, wo die tibergeordnete thematische
Vernetzung mit relevanten Akteuren der Kinder- und Jugendhilfe gewahrleistet wird. Daneben fin-
den wiederkehrende Treffen mit Berner Gesundheit und Erziehungsberatung statt.

Durch die Stellenleitung ToKJO ist die Fachstelle in weiteren relevanten Vernetzungsgefassen
vertreten. Die interne Geschaftsleitung, bei der die Fachbereichsleitung SSA vertreten ist, gewahr-
leistet den Wissenstransfer.

6. Controlling und Steuerung

Die Steuerung der SSA erfolgt Uber transparent formulierte Auftrage und daraus abgeleitete, fach-
lich Gberprufbare Ziele.

Im Rahmen der Aufsichtspflicht wird den Kontrollstellen jederzeit Akteneinsicht gewahrt (ausge-
schlossen datenschutzrelevante Akten).

Fir die Qualitatssteuerung gelten die vorhandenen Regelungen und Weisungen der Kinder- und
Jugendfachstelle ToKJO. Unterlagen der Schule werden in die Arbeit einbezogen. Fir die SSA
kénnen weiter spezifische Kriterien festgelegt werden. Wichtig erscheint, dass Auftrag, Zustandig-
keiten, Kommunikation und Anstellungsrahmen definiert sind.

Die Arbeit der SSA ist dokumentiert. Uber die Beratungstétigkeiten werden prozessorientiert Akten
gefihrt, welche bei Schulaustritt der SuS vernichtet werden. Entscheidungen, Abmachungen,
Ziele, eingesetzte Ressourcen sind dokumentiert und kdnnen fiir Klarungs- und Evaluationspro-
zesse nutzbar gemacht werden. Die Einhaltung der Datenschutzbestimmungen sind zu gewahr-
leisten.
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7. Eva|uati0n Und Reporting Trdgerverein offene
Kinder- und Jugendarbeit
Oberaargau

Die Fachbereichsleitung SSA erstellt jahrlich in Zusammenarbeit mit den Mitarbeitenden einen
Tatigkeitsbericht liber die erbrachten Leistungen und ein Reporting gemass Vorlagen des Kantons
fur die Kantonsbeitrage.

Tatigkeiten der SSA werden jahrlich zusammen mit einer Vertretung der zustandigen Kommission,
der Schulleitung und gemeinsam definierten Personengruppen auf inren Nutzen hin fir die Schule
Uberpriift. Daraus werden Folgerungen fiir die Planung des Folgejahres abgeleitet.

Die Zufriedenheit der Betroffenen wird kontinuierlich tiberpriift und fir die Angebotsoptimierung
nutzbar gemacht. Bei Bedarf ist eine externe Priifung der Zufriedenheit méglich.

Zuhanden des Gemeinderates oder einer durch den Gemeinderat definierten Zustandigkeit wird
auf Wunsch Auskuntt (iber den Verlauf des Angebotes erteilt.

8. Finanzierung

Fir die SSA ist es wichtig, Uber die notwendigen Ressourcen zu verfligen um neben spezifischen
Einzel-, Gruppen- und Klasseninterventionen und Beratungen auch praventive Angebote zu lan-
cieren und Beziehungsarbeit leisten zu kénnen. Um die Ressourcen und Kosten zu ermitteln,
wurde ein einheitliches Modell definiert.

Grundlage fiir die Preisermittlung sind die Anzahl zu bedienender Schulstandorte und Schulklas-
sen pro Leistungsempfanger. Basierend auf den Erfahrungen der vergangenen sechs Jahre
wurde eine Anzahl Félle pro Schulklasse in die Berechnungen aufgenommen, wobei Schulklassen
des Zyklus drei etwas hoher angenommen werden. Flr praventive Leistungen werden jahrliche
Stunden eingerechnet, um ab Schuleintritt wiederkehrend mit den SuS in Kontakt treten zu kén-
nen.

Der Aufwand fir begleitende Tatigkeiten wie Personalfiihrung, Berichtswesen und Sitzungen wird
bewusst tief gehalten, um den Aufwand fiir die Schule gering zu halten.

Das Modell SSA ToKJO ist lastenausgleichsberechtigt und kann dem Kanton, entsprechend den
kantonalen Weisungen, fiir eine Beteiligung in Rechnung gestellt werden.

Fir die Umsetzung wird eine Leistungsvereinbarung abgeschlossen. Die Kosten decken den de-
finierten Leistungskatalog, Anteil an Infrastrukturkosten, Personalkosten, Administration und Pra-
vention. Auf die Gemeinde kommen keine weiteren Kosten fiir die Angebotsumsetzung zu. Einzig
spezielle, von der Schule individuell gewlinschte Projekte mit externen Personen oder hohem
Materialaufwand kdnnen zusatzliche Kosten verursachen. Diese sind jedoch idR im Budget der
Schule oder (iber eigene Budgets finanziert.
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9. Fachliche Uberlegungen und Argumentarium

9.1 Fachliche Uberlegungen
Mit der Implementierung von Schulsozialarbeit erhalten Schulen eine relevante und nachhaltige
Wirkung. Auf individueller Ebene erhalten SuS und Lehrpersonen schneller wirksame Unterstit-
zung und auf struktureller Ebene kann bei ausreichend Ressourcen ein forderliches Schulklima in
gemeinsamer Anstrengung erreicht werden. Dabei erscheint es zentral, dass neben der individu-
ellen Beratung ausreichend Ressourcen vorhanden sind, um praventive Wirkung zu erreichen.

Die SSA soll sich dabei nicht als heilbringender Support von aussen verstehen, sondern integriert
in das Schulsystem einen gleichwertigen Beitrag leisten, um erfolgreiche Bildungsbiografien in
einem forderlichen Umfeld zu begiinstigen. Lehrpersonen sollen dabei gestérkt werden, mit ein-
fachen Methoden die SuS abzuholen und zu begleiten.

Die SSA ToKJO zielt in ihren Tatigkeiten, Uberlegungen und Haltungen auf die Wirkungsfelder
hin, welche auch der Verband SSAV beschreibt, und verfolgt entsprechende Ziele durch definierte
Leistungs- und Handlungsfelder.

Konkrete Wirkungen der SSA an Schulen sind dabei*:

e  Splrbare Abnahme von Ausgrenzungs- und Mobbingsituationen
o  Verbesserte Qualitdt und Quantitét von Gefédhrdungsmeldungen
o  Optimierung des Hilfesystems durch Triage und Kooperation

o Verringerung der Anzahl SuS ohne Schulabschluss

o  Verbesserung des Schulklimas

o  Verbesserung der Lehrpersonen-SuS-Beziehungen

e  Entlastung von Lehrpersonen

e Offnung der Schule fiir die Lebenswelt der SuS

e  Forderung der inneren Schulentwicklung

o  Ausweitung der Zusammenarbeit mit Eltern

*Quelle Schulsozialarbeitsverband, basierend auf Studien und Evaluationsberichten etablierter Schulsozialarbeiten in der Schweiz.

9.2 Argumente fiir das regionale Anschlussmodell SSA ToKJO
Als Gemeinde, Schule oder Betroffene profitiert man von einer ganzen Reihe von Vorteilen durch
ein regionales Modell mit Anschluss an der offenen Kinder- und Jugendfachstelle ToKJO. Nachfol-
gend sollen die Vorteile nochmals aufgezeigt werden. Die Aufzahlung versteht sich weder abschlies-
send noch fiir alle Anspruchsgruppen gleichermassen bedeutend.

o  Etabliertes und praxiserprobtes Modell mit einem bestehenden Kundenstamm.

o  Fachstelle mit 20 Jahren regionaler Erfahrung in der Begleitung von Kindern, Jugendlichen, Schu-
len und Gemeinden.

e  Erfahrener Fachbereich Schulsozialarbeit mit eigenem Fachteam ist implementiert. Interne Bera-
tung und Begleitung, kollegiale Beratung und Intervision ist etabliert.

Tragerverein offene
Kinder- und Jugendarbeit
Oberaargau
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e  Eigener Materialpool fiir die teiinehmenden Gemeinden wird stetig ausgebaut.

e  Eigene Methoden- und Literatursammlung fiir teilnehmende Gemeinden zur Verfiigung.

o Kooperationen mit OKJA kann situationsabhéngig geboten werden, das Inventar von ToKJO steht
den Mitarbeitenden vollumfanglich zur Verfigung.

o Tiefe Overheadkosten durch Eingliederung in bestehende funktionierende Organisation, verhin-
dern von administrativen Doppelspurigkeit.

e  Schulen und Gemeinden werden von administrativem Aufwand (Personalrekrutierung, Prozess-
fihrung, Sekretariatsarbeit, Personalfiihrung, Reporting Kanton) befreit, Kosten kénnen tief ge-
halten und geteilt werden durch optimale Ressourcennutzung.

o Tragfahiges Netzwerk ist aufgebaut und funktioniert. Bestehende Vernetzung zu kantonalen und
regionalen Fachstellen, Schulen, Behérden wird genutzt.

e Hohe Flexibilitat, Angebot kann stark am Bedarf ausgerichtet werden.

e Unabhangige Stelle. Fir Mediationsprozesse und Beziehungsarbeit ist eine unabhéngige Stelle
oft gewinnbringend. Keine Rollenkonflikte der Schulleitung, des Sozialdienstes oder einer Institu-
tion mit Zuweisungen.

e  Saubere Trennung der operativen Zustandigkeiten. Schule ibernimmt Bildungsprozesse, die
schulergénzenden Aufgaben sind unabhangig.

e  Keine Interessenkonflikte. ToKJO kennt keine Zuweisungen, keine Mandatsfiihrungen oder Fall-
fihrung, daher keine kollidierenden Zustandigkeiten.

Fir Anschlussgemeinden OKJA:

o  ToKJO ist bereits in der Gemeinde und an der Schule aktiv, Akzeptanz bei SuS ist vorhanden.

e  ToKJO kann durch ein regionales Modell Nachhaltigkeit sicherstellen. Kindigt eine Person, ist
nicht das ganze Wissen weg.

o  Mitsprache der Gemeinde bei ToKJO durch Vereinsmodell strategisch sichergestellt.

o  Abgestimmter Leistungskatalog SSA/OKJA durch abgesprochene Jahresschwerpunktplanung.

e Kooperation im Bereich Pravention durch gemeinsame Projekte.

e Abgesprochene und stringente Haltungen.

10. Schlussgedanken

Im Fluss des gesellschaftlichen Umbruchs und den damit verbundenen Begleiterscheinungen wie In-
dividualisierung, Konsumorientierung oder Wertewandel sind solide Bezugspersonen ausserhalb des
Familiensystems fiir Kinder und Jugendliche von zentraler Bedeutung. Die Schule bildet ein wichtiges
System, in welchem sich Probleme und Herausforderungen besonders deutlich zeigen. Dank der Nahe
zu den Jugendlichen und der bestehenden, gut funktionierenden Zusammenarbeit mit dem System
Schule sind wir iberzeugt, dass die Kinder- und Jugendfachstelle ToKJO der ideale Partner fir schul-
erganzende Massnahmen ist. Von der abgeschlossenen Aufbauarbeit, den bestehenden Beziehungen
oder den Imagevorteilen kann in der Zusammenarbeit profitiert werden. Durch ein regionales Modell
bei einem bestehenden Partner werden Synergien genutzt, Doppelspurigkeit verhindert und die Ab-
laufe fiir interne und externe Anspruchsgruppen optimiert. Die langjahrige Erfahrung im Bereich SSA
und das topausgebildete Fachteam bringt ToKJO beste Voraussetzungen fiir erfolgreiche Begleitpro-
zesse mit.

Tragerverein offene
Kinder- und Jugendarbeit
Oberaargau
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Beilage 5b
Traktandum Nr. 3
Stadtratssitzung vom 30. Marz 2026

CH-4900 Langenthal Post CH AG

Stadt Langenthal
Daniel Ott
Jurastrasse 22
4900 Langenthal

Langenthal, 21. Januar 2026

Korrigierte Offerte SSA ToKJO v30

Werter Daniel
Werte Damen und Herren

Vielen Dank fiir Ihr Interesse an einem Beitritt in unser SSA-Model. Aufgrund unserer
Erfahrungen, dem aktuellen Konzept und den von Ihnen gelieferten Eckdaten kdnnen wir
ihnen folgende Leistungen und Preise anbieten:

Die Offerte wurde auf ausdriicklichen Wunsch der Stadt Langenthal angepasst (vgl. Treffen
zwischen D. Ott, M. Herrmann, S. Barben, T. Bertschinger & M. Ott, 9.1.2026 & Entwurf des
Protokolls der Vorstandssitzung vom 20.01.2026, ToKJO, 0.D.):

PosiITION SUMME
Gemeindeaufwand pro Gemeinde / Leistungsbesteller*in 923.86
u.A. das Verfassen von Berichten, Gesprachen, Be- und
Abrechnungen
Personalgrundkosten aller eingesetzten Personen 73'301.84

u.A. die Rekrutierung, direkte Personalfiihrung & -entwicklung
(JourFixe's, Teamsitzungen, Inter- & Supervision, Retraiten &
Weiterbildungen), Leitungsaufwand und Ausstattung
(Arbeitsgerate, Lizenzen, Abonnements)
Leitungsaufwand nebst direkter Fiihrung 18'828.91
Zusammenarbeit mit den Leistungsbestellenden, Vernetzung und
Austausch, Entwicklung der Zusammenarbeit
Schulhduser Aufwand pro Schulhaus bzw. Kollegiumszimmer 25'433.22
Austausch und Beziehungspflege zu Lehrer*innen &
Schulleitungen
Kindergarten' Arbeit in & mit Kindergartenklassen 22'669.37

Fallarbeit, Interventionen, Praventionsprogramm, Wege

1 So gerechnet, dass die Kindergérten durch die Schulhduser bedient werden. Die Berechnung
weicht vom eingereichten Konzept ab. Das Praventions- & Interventionsmodell ist nicht wie
urspriinglich geplant umsetzbar und bedarf Anpassungen.

ToKJO, Kinder- und Jugendfachstelle Region Langenthal
Talstrasse 15 Telefon 062'923'43'03
4900 Langenthal www.tokjo.ch

Trégerverein offene
Kinder- und Jugendarbeit
Oberaargau
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Schulen? Arbeit in & mit Schulklassen 186'940.78

Fallarbeit, Interventionen, Praventionsprogramm, Wege

Nachlass Gem. Vorstandsbeschluss vom 20.01.2026 -2'000.00
Rundung 0.02
Offertsumme? Leistung pro Jahr 326'098.00

Die offerierte Summe versteht sich brutto. Kantonsbeitrage sind nicht abgezogen und kénnen
durch die leistungsbestellende Gemeinde geltend gemacht werden. Es wird keine
Mehrwertsteuer verrechnet.

Wir weisen darauf hin, dass der Leistungsstart unter dem Vorbehalt einer erfolgreichen
Personalrekrutierung steht.

Wir sind (berzeugt, mit unserem Angebot eine fachlich fundierte, zuverldssige und
bedarfsgerechte Lésung zu présentieren, die den schulischen Standorten wie auch den
Kindern, Jugendlichen und ihren Bezugspersonen nachhaltig zugutekommt. Eine Umsetzung
der Schulsozialarbeit Uber die Kinder- und Jugendfachstelle ToKJO gewahrleistet eine
unabhangige Erfiillung der Aufgaben unter Nutzung vorhandener Synergien.

Fur Rickfragen oder ein weiterflihrendes Gesprach stehen wir gerne zur Verfligung.

Freundliche Griisse

ToKJO, Kinder- und Jugendfachstelle

R?in>Lang thal

7, 7
Peter\GIénz n\f‘\ Thomas Bertschinger
Prasident Stellenleiter

2 5 Stellenprozente Abweichung zum Soll. Dies auf ausdriicklichen Wunsch der Stadt Langenthal.
3 5 Stellenprozente Abweichung zum Soll (somit 260 Stellenprozente inkl. Leitung). Dies auf
ausdriicklichen Wunsch der Stadt Langenthal.

Trégerverein offene

Kinder- und
Oberaargau
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der Schoio AG

Gemeinde Langenthal
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1. Einleitung

Jede Gemeinde steht heute vor der Aufgabe, Kinder und Jugendliche in ihrer sozialen und
emotionalen Entwicklung zu unterstiitzen. Schulsozialarbeit ist dabei ein unverzichtbarer
Bestandteil eines modernen und wirksamen Bildungssystems. Sie schafft vertrauensvolle Raume,
fordert Pravention und starkt die Zusammenarbeit zwischen Schule und Elternhaus.

Die Schoio AG ist die passende Partnerin, um dieses Angebot ab August 2026 fortzufiihren. Mit
langjahriger Erfahrung, interdisziplindrer Fachkompetenz und innovativen Modulen wie dem
Familienklassenzimmer bietet die Schoio AG eine qualitativ hochwertige und nachhaltige Lésung,
die den Bediirfnissen der Schulen und Gemeinden gerecht werden.

2. Schoio AG

Die Schoio AG ist eine gemeinniitzige Organisation mit Sitz in Langenthal. Sie bietet sozial- und
sonderpadagogische Dienstleistungen fur Familien, Kinder und Jugendliche mit besonderem
Forder- und/oder Schutzbedarf. Fur die Fachmitarbeitenden der Schoio AG sind eine
sozialraumliche und systemische Arbeitsweise, Begegnungen auf Augenhdhe und eine hohe
Selbstorganisation zentrale Werte.

In allen Angeboten der vier Fachbereiche stehen das Starken von Regelsystemen (Kinder, Familien,
Schulen, Netzwerke), die Orientierung am individuellen Bedarf und eine kooperative
Herangehensweise im Vordergrund.

Angebote der Schoio AG:

e Familienbegleitung: Unterstiitzung von Familien in herausfordernden Situationen zur
Stabilisierung des Familiensystems.

e Jugendcoaching: Begleitung und Unterstiitzung von Jugendlichen bei ihrem
zielgerichteten Handeln.

e Sozialpadagogische Tagesstruktur: Forderung von Kindern und Jugendlichen in einem
strukturierten, ressourcenorientierten Umfeld.

o Separative besondere Volksschule: Individuelle Férderung und Begleitung von Kindern mit
besonderem Bildungs- und Unterstiitzungsbedarf.

e Wohngruppe: Betreuung und Begleitung von Kindern und Jugendlichen in einem
padagogisch gefiihrten Wohnumfeld.

Mit dem Auslaufen des Vertrages zwischen der Kooperation schokito und der Stadt Langenthal
entsteht fir die Stadt Langenthal die Notwendigkeit, die Weiterfiihrung der Schulsozialarbeit zu
gewadhrleisten. Um die Kontinuitat und Qualitat der Unterstiitzung im Schulalltag sicherzustellen,
bietet die Schoio AG ab Sommer 2026 eine eigenstandige Schulsozialarbeit an. Dieses neue
Angebot garantiert eine professionelle Unterstitzung im Schulalltag, foérdert die
Erziehungspartnerschaft und ermdglicht durch den verstarkten Einbezug der Erziehungs-
berechtigten eine nachhaltige Begleitung von Kindern, Jugendlichen und Familien im schulischen
Umfeld.

SCHOIO AG Dorfgasse 81 4900 Langenthal Telefon 0629197130 info@schoio.ch www.schoio.ch
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2.1. Ziele der Schulsozialarbeit Schoio AG

Die Schulsozialarbeit ist ein zentrales Unterstiitzungsangebot fiir Kinder, Jugendliche, Eltern und
Schulen. Sie begegnet aktuellen Herausforderungen wie familidren Belastungen, psychischen
Problemen, soziale Ausgrenzung oder Leistungsdruck mit frithzeitiger, niederschwelliger Hilfe.
Durch ihre Prasenz schafft sie vertrauensvolle Raume, fordert die soziale Entwicklung und entlastet
Lehrpersonen bei der Umsetzung des Bildungsauftrags.

Ein wichtiger Schwerpunkt liegt in der Zusammenarbeit mit den Erziehungsberechtigten. Die
Lehrpersonen werden in anspruchsvollen Gesprachen begleitet, eine konstruktive Kommunikation
wird geférdert und das gemeinsame Handeln zum Wohle der Kinder wird gestarkt.

Die Schoio AG bringt umfassende Erfahrung, fundierte Fachkompetenz und ein starkes Netzwerk
mit. Erkenntnisse aus der Familienbegleitung und der Arbeit in der separativen besonderen
Volksschule Tavola fliessen direkt in die Weiterentwicklung unseres Angebots ein.

- Starkung der Sozialkompetenz und
Resilienz von Kindern und Jugendlichen

Umsetzung praventiver und begleitender Massnahmen
im Schulalltag zur Férderung des psychosozialen Wohl-
befindens und zur Starkung sozialer Kompetenzen.

N
J

- Unterstiitzung des Bildungsauftrages
durch die Entlastung des Schulteams

Die Schulsozialarbeit entlastet das Schulteam, indem
sie psychosoziale Unterstiitzung bernimmt und Lehr-
personen in schwierigen Situationen begleitet.

> Fritherkennung von Kindeswohlgefahrdung

Aufbau von Vertrauensbeziehungen, kontinuierliche
Prasenz im Schulalltag sowie professionelle Beobach-
tung und Einschatzung zur frihzeitigen Identifikation
moglicher Gefahrdungslagen.

SCHOIO AG Dorfgasse 81 4900 Langenthal Telefon 0629197130 info@schoio.ch www.schoio.ch
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3. Gemeinde Langenthal

Die Schule Langenthal begleitet rund 1725 Schiler*innen in einer sozialdemografisch vielfaltigen
Umgebung. Unterschiedliche kulturelle Hintergriinde, ein signifikanter Anteil an Familien mit
Migrationsgeschichte sowie 6konomische Unterschiede pragen das soziale Gefiige. Hinzu kommen
steigende psychosoziale Herausforderungen wie familiare Belastungen, Leistungsdruck,
Integrationsfragen und soziale Ausgrenzung, die den schulischen Alltag beeinflussen.

3.1. Einsatzbereich der Schulsozialarbeit im Kontext der Schulen in Langenthal

Der Einsatzbereich der Schulsozialarbeit im Kontext der Schulen in Langenthal umfasst praventive
und unterstiitzende Massnahmen, die auf die vielfaltigen sozialen, kulturellen und psychosozialen
Bediirfnisse der Schiiler und Schiilerinnen* abgestimmt sind.

1. Pravention und Intervention bei Konflikten

Die Schulsozialarbeit Gibernimmt eine zentrale Rolle bei der Vorbeugung und Bearbeitung von
Konflikten im schulischen Umfeld. Besonders im Oberstufenzentrum gehéren dazu Massnahmen
zur Gewaltpravention. In der Mittelstufe stehen vor allem die Entwicklung von Strategien gegen
Mobbing sowie die Moderation und Begleitung von Konfliktlésungsprozessen zwischen
Schiler*innen, Lehrpersonen und Eltern im Vordergrund. Ziel ist es, in allen Schulhdusern ein
respektvolles und sicheres Lernklima zu schaffen.

2. Forderung sozialer Integration

Bei Schiler*innen mit unterschiedlichen kulturellen Hintergriinden ist die soziale Integration
essenziell. Die Schulsozialarbeit unterstiitzt Schiiler*innen mit Migrationshintergrund bei der
Eingliederung in die Schulgemeinschaft und férdert den interkulturellen Dialog. Durch Projekte
und Gruppenangebote wird die Klassengemeinschaft gestarkt, um Ausgrenzung und Isolation
vorzubeugen.

3. Unterstiitzung bei psychosozialen Belastungen

Viele Kinder und Jugendliche sind mit familidren Konflikten, Leistungsdruck oder psychischen
Belastungen konfrontiert. Die Schulsozialarbeit bietet Beratungsgesprache, begleitet in
Krisensituationen und vermittelt bei Bedarf an externe Fachstellen. Sie tréagt dazu bei, die mentale
Gesundheit zu stabilisieren und die schulische Leistungsfahigkeit zu erhalten.

4. Kooperation mit Eltern und Fachstellen

Eine enge Zusammenarbeit mit dem Elternhaus und externen Institutionen wie Psychologischen
Diensten oder Beratungsstellen ist entscheidend. Die Schulsozialarbeit fungiert als
Vernetzungsstelle, um gemeinsam Losungen zu entwickeln und die Unterstiitzung fir die
Schiler*innen zu optimieren.

5. Starkung individueller Ressourcen

Neben der Krisenintervention liegt ein Schwerpunkt auf der Férderung von Selbstwertgefiihl,
sozialer Kompetenz und Resilienz. Durch Gruppenangebote, Trainings und individuelle Beratung
werden Kinder und Jugendliche befahigt, Herausforderungen eigenstandig und konstruktiv zu
bewaltigen.

SCHOIO AG Dorfgasse 81 4900 Langenthal Telefon 0629197130 info@schoio.ch www.schoio.ch
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4. Leistungsumfang

4.1. standortspezifische Empfehlungen

Die Schulsozialarbeit der Schoio AG bietet drei unterschiedliche Modelle an, um die Leistungen
optimal auf den jeweiligen Bedarf der Schulhduser abzustimmen. Entsprechend werden den
einzelnen Schulhdusern passende Modelle vorgeschlagen. Der darin enthaltene Fokus orientiert
sich an den spezifischen Brennpunkten der jeweiligen Schule.

4.2. Schulhaus Elzmatte

Ausschluss und Ausgrenzung stellen im schulischen Alltag der Schule Elzmatte eine besondere
Herausforderung dar und erfordern gezielte praventive Massnahmen. Die Schulsozialarbeit setzt
dabei auf die Mitgestaltung des Jahresmottos, die Sensibilisierung im Umgang mit Medien, die
Férderung der psychischen Gesundheit sowie die Starkung des kulturellen Verstandnisses. Auch
der Ubergang in die Oberstufe wird begleitet, um soziale Integration zu férdern und
Benachteiligungen vorzubeugen.

SSA 2 - aktives Modell Das aktive Modell gewahrleistet die Unterstiitzung im Einzelfall
und wirkt praventiv.

Anzahl SuS* 259

Pensum 40% Jahresarbeitszeit

e (Ca.50% Verfugbarkeit wahrend der Schulzeit
o 40% vor Ort
o 10% extern erreichbar

Inhalt der Leistungen e Prasenzzeiten vor Ort: zwei ganze Tage
o z.B.Dienstag, Donnerstag

e Ambulant erreichbar: ein Halbtag
o z.B. Mittwochvormittag

Empfohlener Fokus Unterstiitzung im Einzelfall:

e Starkung der Zusammenarbeit SuS*, LP und
Erziehungsberechtigte

Pravention:

e Mitgestaltung des Jahresmotto
e digitale Medien

e psychische Gesundheit

e Kulturelles Versténdnis

e Ubertritt in die Oberstufe

Zusatzliche Leistungen, die e Qualitatssicherung (laufende Schulung und Fihrung
ausserhalb des Pensums der der Mitarbeitenden)
Schule geleistet werden e Supervision und Fachcoaching

e Reporting (2x jahrlich)
e Organisations- und Konzeptentwicklung
e Wegzeit

Finanzen CHF 84'000 pro Jahr
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4.3. Schulhaus Hard

Die wachsende Dynamik von Gewaltbereitschaft und klasseniibergreifenden Konflikten an der
Schule Hard erfordert praventive Ansatze und gemeinsame Verantwortung. Die Mitgestaltung des
Jahresmottos, der bewusste Einsatz von Medien sowie die Unterstiitzung bei der Einschulung
starken ein respektvolles Miteinander. Gleichzeitig sind psychische Gesundheit und kulturelles
Verstandnis zentrale Faktoren, um Vielfalt zu fordern und Konflikte konstruktiv zu lésen.

SSA 2 - aktives Modell

Das aktive Modell gewahrleistet die Unterstiitzung im Einzelfall
und wirkt praventiv.

Anzahl SuS*

264

Pensum

40% Jahresarbeitszeit

e (Ca.50% Verfugbarkeit wahrend der Schulzeit
o 40% vor Ort
o 10% extern erreichbar

Inhalt der Leistungen

e Prasenzzeiten vor Ort: zwei ganze Tage
o z.B.Dienstag und Donnerstag

e Ambulant erreichbar: ein Halbtag
o z.B. Mittwochvormittag

Fokus

Unterstiitzung im Einzelfall:

e Starkung der Zusammenarbeit SuS*, LP und
Erziehungsberechtigte
e neutrale Ansprechperson

Pravention:

e Mitgestaltung des Jahresmotto
e digitale Medien

e Unterstiitzung Einschulung

e psychische Gesundheit

e Kulturelles Verstandnis

e Ubertritt in die Oberstufe

Zusatzliche Leistungen, die
ausserhalb des Pensums der
Schule geleistet werden

e Qualitatssicherung (laufende Schulung und Fiihrung
der Mitarbeitenden)

e Supervision und Fachcoaching

e Reporting (2x jahrlich)

e Organisations- und Konzeptentwicklung

e Wegzeit

Finanzen

CHF 84'000 pro Jahr
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4.4. Schulhaus Kreuzfeld

Die zunehmende Prasenz von physischer und psychischer Gewalt an der Schule Kreuzfeld sowie die
Bedeutung von psychischer Gesundheit erfordern ein ganzheitliches Vorgehen. Der bewusste
Einsatz von Medien und die Férderung von kulturellem Verstandnis sind zentrale Bausteine fiir ein
respektvolles Miteinander. Ebenso wichtig ist die Zusammenarbeit mit Erziehungsberechtigten.
Besonders bei Hilflosigkeit aufgrund negativer Rickmeldungen der Schule oder bei
Schulabsentismus kann ein Elterncoaching zielfiihrend sein. Initiativen wie das
Familienklassenzimmer starken zusatzlich die Verbindung zwischen Schule und Familie und
fordern die Verbesserung des Schulklimas.

SSA 3 - proaktives Modell Das proaktive Modell kombiniert praventive Massnahmen mit
der Zusammenarbeit zwischen Schule und Erziehungs-
berechtigten. Ein besonderer Mehrwert ist dabei das
Familienklassenzimmer sowie das erganzende Elterncoaching.

Anzahl SuS* 398

Pensum 60% Jahresarbeitszeit

e (Ca. 70% Verfugbarkeit wahrend der Schulzeit
o 60% vor Ort
o 10% extern erreichbar

Inhalt der Leistungen e Prasenzzeiten vor Ort: drei ganze Tage

o z.B.Dienstag, Donnerstag und Freitag
e Ambulant erreichbar: ein Halbtag

o z.B. Mittwochvormittag

Empfohlener Fokus Unterstiitzung im Einzelfall:

e Starkung der Zusammenarbeit SuS*, LP und
Erziehungsberechtigte

Pravention:

e digitale Medien

e physische und psychische Gewalt
o Kulturelles Versténdnis

e Ubertritt in die Oberstufe

Zusammenarbeit mit den Erziehungsberechtigten

e Workshop fir Lehrpersonen bezgl. Elternarbeit

e Unterstiitzung eines frihzeitigen Einbezugs von Eltern

e Begleitung von Lehrpersonen in anspruchsvoller
Zusammenarbeit mit Eltern

e Familienklassenzimmer, Elterncoaching

Zusatzliche Leistungen, die e Qualitatssicherung (laufende Schulung und Fiihrung
ausserhalb des Pensums der der Mitarbeitenden)
Schule geleistet werden e Supervision und Fachcoaching

e Reporting (2x jahrlich)
e Organisations- und Konzeptentwicklung
e Wegzeit

Finanzen CHF 126'000 pro Jahr
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4.5. Kindergarten

Kernthema im Kindergarten ist die emotionale und soziale Entwicklung, die die Grundlage fiir ein
respektvolles Miteinander bildet. Auf dieser Stufe ist die Bekanntmachung der niederschwelligen
Unterstiitzung durch die Schulsozialarbeit zentral, um Kinder, Lehrpersonen und Familien
frihzeitig zu starken.

SSA 1 - reaktives Modell Das reaktive Modell bietet Unterstiitzung in Notfallen und
anspruchsvolle Situationen.

Anzahl SuS* 320

Pensum 20% Jahresarbeitszeit

e (Ca. 30% Verfugbarkeit wahrend der Schulzeit
o 20% ambulant
o 10% extern erreichbar

Inhalt der Leistungen e Prasenzzeiten vor Ort: bei Bedarf
e Ambulant erreichbar: ca. ein Tag

Empfohlener Fokus Unterstiitzung im Einzelfall
e Lehrpersonen und Schulleitung geben den Auftrag
Bekanntmachung der Schulsozialarbeit

e Austausch mit dem Elternrat

Zusatzliche Leistungen, die e Qualitatssicherung (laufende Schulung und Fiihrung
ausserhalb des Pensums der der Mitarbeitenden)
Schule geleistet werden e Supervision und Fachcoaching

e Reporting (2x jahrlich)
e Organisations- und Konzeptentwicklung
o Wegzeit

Finanzen CHF 42'000 pro Jahr
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4.6. Oberstufen Zentrum

Im Oberstufenzentrum zeigen sich vermehrt Gewalt und problematische Mediennutzung, begleitet
von psychischen Belastungen, geringem Selbstwert und Leistungsdruck. Hinzu kommen

Verhaltensprobleme  wie

Respektlosigkeit, ~ Motivationslosigkeit und  Konzentrations-

schwierigkeiten. Die Zusammenarbeit mit Eltern ist anspruchsvoll und erfordert gezielte

Unterstiitzung der Lehrpersonen.

SSA 3 - proaktives Modell

Das proaktive Modell kombiniert praventive Massnahmen mit
der Zusammenarbeit zwischen Schule und Erziehungs-
berechtigten. Ein besonderer Mehrwert ist dabei das
Jugendcoaching und Elterncoaching.

Anzahl SuS*

494

Pensum

85% Jahresarbeitszeit

e (Ca.95% Verfugbarkeit wahrend der Schulzeit
o 85% vor Ort
o 10% extern erreichbar

Inhalt der Leistungen

e Prasenzzeiten vor Ort: vier ganze Tage

o z.B.Montag, Dienstag, Donnerstag und Freitag
e Ambulant erreichbar: ein Halbtag

o z.B. Mittwochs

Empfohlener Fokus

Unterstiitzung im Einzelfall:

e Starkung der Zusammenarbeit SuS*, LP und
Erziehungsberechtigte

Pravention:

e Medien

e psychische Gesundheit

e physische Gewalt - rechtliche Grundlagen betreffend
Grenziliberschreitungen

e Kulturelles Versténdnis

e Starkung des Selbstwertes/Selbstbild

e Genderthematik/ Rollenbilder

Zusammenarbeit mit den Erziehungsberechtigten

e Workshop fir Lehrpersonen bezgl. Elternarbeit
o z.B. Kindeswohlgefahrdungen, Kontakt mit
Beistandschaft
e Unterstiitzung eines frihzeitigen Einbezugs von Eltern
e Begleitung von Lehrpersonen in anspruchsvoller
Zusammenarbeit mit Eltern

Zusatzliche Leistungen, die
ausserhalb des Pensums der
Schule geleistet werden

e Qualitatssicherung (laufende Schulung und Fiihrung
der Mitarbeitenden)

e Supervision und Fachcoaching

e Reporting (2x jahrlich)

e Organisations- und Konzeptentwicklung

e Wegzeit

Finanzen

CHF 178'500 pro Jahr
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5. Kosten Ubersicht aller Schulhduser

Anzahl SuS* Stellen- Jahresst;mden Preis in CHF
prozente Pensum
Kindergarten 310 20% 378 CHF 42'000.00
Elzmatte 259 40% 756 CHF 84'000.00
Hard 264 40% 756 CHF 84'000.00
Kreuzfeld 398 60% 1134 CHF 126'000.00
0zZL 494 85% 1606.5 CHF 178'500.00
Leitungs- 20% 378 In Tarif inbegriffen
prozente
Total in CHF ,
0,
inkl. MWST 265% 5008.5 CHF 514'500.00

* Bei 1890 Stunden Jahresarbeitszeit gemass GAV Lehrpersonen

5.1. Inhalt der Kosten

Personalkosten:
Ausgangspunkt ist der Bruttolohn der Mitarbeitenden (inkl. 13. Monatslohn). Hinzu kommen
Sozialversicherungen sowie der Personalnebenaufwand.

Gemeinkosten:
Zusatzlich werden Kosten fiir Administration, Leitung und Sachaufwand beriicksichtigt. Diese
allgemeinen Kosten werden auf die produktiven Mitarbeitenden verteilt.

Teamfiithrung und Leitung:
Der Anteil fiir die Teamfiihrung der Schulsozialarbeit Langenthal ist im Preis einkalkuliert. Dies
umfasst die 20 % Leitungsfunktion fiir die Schulsozialarbeit der Stadt Langenthal.

Berechnung pro Stunde:
Aus allen Kosten ergibt sich ein Basis-Stundenansatz, welche die Kosten pro verrechnete Stunde
der Mitarbeitenden deckt.

Unproduktive Zeit:
Da nicht jede Arbeitsstunde verrechenbar ist (z. B. Qualitatssicherung, Pausen, Ferien, Wegzeiten)

wird ein Zuschlag von 30 % fiir unproduktive Zeit kalkuliert.

Marge:
Fur Risiken und Investitionen wird eine Marge von 5% beriicksichtigt.
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6. Organisation und Rahmenbedingungen

Die Schulsozialarbeit ist innerhalb der Schoio AG im Fachbereich ,Beraten und Vernetzen®
angesiedelt. Diese organisatorische Einbettung ermoglicht eine enge fachliche Verzahnung mit
weiteren Beratungs- und Unterstiitzungsangeboten und fordert eine systemisch orientierte,
vernetzte Arbeitsweise. Der Datenschutz wird jederzeit gewdhrleistet, sowohl im Umgang mit
personenbezogenen Daten als auch in der internen Kommunikation und Dokumentation.

Personalressourcen:

Die Umsetzung erfolgt durch qualifizierte Fachpersonen mit einem abgeschlossenen tertiaren
Studium in Sozialer Arbeit oder Sozialpadagogik. Eine Weiterbildung in systemischer Beratung ist
winschenswert und wird aktiv unterstiitzt. Je nach Bedarf kénnen an einem Standort eine oder
zwei Fachpersonen eingesetzt werden. Die eingesetzte Fachperson stellt sicher, dass der Zugang
fur alle Adressatengruppen abgedeckt ist. Die Anstellung erfolgt im Rahmen einer
Jahresarbeitszeit, wobei die Arbeitszeit Uber das Jahr verteilt ist und die Schulferien durch
vorgangige Arbeitsleistung abgedeckt werden.

Bei personellem Ausfall wird nach 14 Tagen eine Stellvertretung gewahrleistet, um die Kontinuitat
der Betreuung sicherzustellen. Die Organisation der Stellvertretung erfolgt durch die Schoio AG,
wobei eine enge Abstimmung mit der Schulleitung gewahrleistet wird.

Erreichbarkeit:

Die Fachpersonen sind wéchentlich in den Schulhdusern Elzmatte, Hard, Kreuzfeld und OZL
prasent und kdnnen wahrend der definierten Zeiten ohne Voranmeldung kontaktiert werden. Die
Kindergarten und Tagesschule werden ambulant beraten. Zusatzlich stehen Mailadressen und
Mobil Telefonnummern zur Verfigung. Die Kommunikation erfolgt transparent und
datenschutzkonform. Anliegen konnen sowohl persénlich als auch digital eingebracht werden. Die
niederschwellige Erreichbarkeit ist ein zentrales Element des Modells und fordert die frithzeitige
Bearbeitung von Anliegen.

Pflichten des Leistungserbringers:

Die Schoio AG bestétigt die Erfuillung der Pflichten gegentiber der 6ffentlichen Hand, die korrekte
Abdeckung der Sozialversicherungen der Arbeitnehmenden sowie die Einhaltung der Gesamt-
arbeitsvertrage. Bei deren Fehlen ist die Gewahrung von orts- und branchentblichen
Arbeitsbedingungen gemadss Leistungsortprinzip sichergestellt.

7. Reporting und Qualitatssicherung

Die Qualitat der Schulsozialarbeit ist entscheidend ftir ihre Wirksamkeit und Akzeptanz. Um eine
verlassliche und transparente Umsetzung sicherzustellen, wird auf klare Strukturen und bewahrte
Verfahren gesetzt. Die folgenden Massnahmen gewdhrleisten eine kontinuierliche Reflexion,
Nachvollziehbarkeit und Steuerung der Arbeit sowie eine transparente Kommunikation gegentiber
den verantwortlichen Gremien.

Die Qualitatssicherung erfolgt durch:

o Dokumentation aller Falle und Kennzahle

o Reflexion via Intervision, Supervision und Vier-Augen-Prinzip

e Reporting: Zweimal jahrlich Berichte pro Schulzentrum an Rektorat der Volksschule
Langenthal und Amt fir Bildung, Kultur und Sport der Stadt Langenthal sowie
quartalsweise Steuergruppensitzung zur Transparenz und Weiterentwicklung

e Pensum: Riickmeldung der Auslastung des vertraglich festgelegten Pensums
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8. Vertragsbedingungen

Laufzeit:
Der Vertrag beginnt am 1. August 2026. Die Mindestlaufzeit des Vertrages betragt drei Jahre.

Kundigungsfristen:
Eine ordentliche Kiindigung ist unter Einhaltung einer Frist von sechs Monaten auf das Ende des
Schuljahres moglich.

Zahlungsmodalitaten:

Die vereinbarte Leistung wird monatlich in Rechnung gestellt mit einer Zahlungsfrist innert
30 Tagen. Die Preise sind teuerungsbereinigt und bleiben unter Vorbehalt von gesetzlichen
Anderungen verbindlich bis zum Vertragsabschluss.

Gultigkeit der Offerte:
Diese Offerte ist bis am 31. Juli 2026 ab Ausstellungsdatum giiltig.

Vielen Dank fur die Priifung der Offerte. Bei Annahme wird ein Leistungsvertrag erstellt. Wir freuen
uns auf die zukiinftige Zusammenarbeit und stehen Ihnen fiir Riickfragen jederzeit gerne zur
Verfligung.

Kontakt:

Damaris Blum Telefon 078 636 11 50
Fachbereichsleiterin BERATENGVERNETZEN damaris.blum@schoio.ch
Geschaftsleitungsmitglied www.schoio.ch
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1. Anderungen zur Offerte vom 12.12.2025

Anderungen

Offerte 12.12.25

Offerte 18.12.25

Kapitel 5.2 - 5.6

Supervision und Fachcoaching

S.6-10

Zusatzliche Leistungen, die
ausserhalb des Pensums der
Schule geleistet werden:

S.7-11

Zusatzliche Leistungen, die
ausserhalb des Pensums der
Schule geleistet werden:

Ubersicht der Kosten aller
Schulhauser wurde
angepasst.

wird neu innerhalb des
Pensum geleistet. e Qualitatssicherung e Qualitatssicherung
(laufende  Schulung (laufende  Schulung
und  Fuhrung der und  Fuhrung der
Mitarbeitenden) Mitarbeitenden)
e Supervision und e Reporting (2x jahrlich)
Fachcoaching e Organisations-  und
e Reporting (2x jahrlich) Konzeptentwicklung
e Organisations-  und o Wegzeit
Konzeptentwicklung
e Wegzeit
Kapitel 5.2 - 5.6 Siehe Seite 6-10 Siehe Seite 7-11
Die Finanzen wurden
angepasst.
Kapitel 6 Siehe Seite 11 Siehe Seite 12

Kapitel 6

Berechnung der
Leitungskosten

Reduktion der Leitungskosten
um 10%

Kapitle 6.1

Unproduktive Zeit wird von
30% auf 25 % reduziert.

(15% fir Ferien/ Pausen, 10%
Sitzungen,
Qualitatssicherung)

S.11

Unproduktive Zeit:

Da nicht jede Arbeitsstunde
verrechenbar ist (z. B.
Qualitatssicherung, Pausen,
Ferien, Wegzeiten) wird ein
Zuschlag von 30% flr
unproduktive Zeit kalkuliert.

S.12

Unproduktive Zeit:

Da nicht jede Arbeitsstunde
verrechenbar ist (z. B.
Qualitatssicherung, Pausen,
Ferien, Wegzeiten) wird ein
Zuschlag von 25 % fur
unproduktive Zeit kalkuliert.

Hinweis zur Berechnung der Leistungsstunden:

Die Berechnungen zu erbringenden Leistungsstunden sind auf Basis der Annahme einer
Jahressarbeitszeit von 1'890 Stunden.

Wird das Pensum nicht als Jahresarbeitszeit, sondern iber 40 Schulwochen a 42 Stundenwoche
berechnet, ergibt das 1'680 Stunden. Aufgrund der Reduktion der Stunden um 11% wiirde der Preis
der Gesamtofferte linear sich um 11% auf CHF 400'281.00 reduzieren.
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2. Einleitung

Jede Gemeinde steht heute vor der Aufgabe, Kinder und Jugendliche in ihrer sozialen und
emotionalen Entwicklung zu unterstiitzen. Schulsozialarbeit ist dabei ein unverzichtbarer
Bestandteil eines modernen und wirksamen Bildungssystems. Sie schafft vertrauensvolle Raume,
fordert Pravention und starkt die Zusammenarbeit zwischen Schule und Elternhaus.

Die Schoio AG ist die passende Partnerin, um dieses Angebot ab August 2026 fortzufiihren. Mit
langjahriger Erfahrung, interdisziplindrer Fachkompetenz und innovativen Modulen wie dem
Familienklassenzimmer bietet die Schoio AG eine qualitativ hochwertige und nachhaltige Lésung,
die den Bediirfnissen der Schulen und Gemeinden gerecht werden.

3. Schoio AG

Die Schoio AG ist eine gemeinniitzige Organisation mit Sitz in Langenthal. Sie bietet sozial- und
sonderpadagogische Dienstleistungen fur Familien, Kinder und Jugendliche mit besonderem
Forder- und/oder Schutzbedarf. Fur die Fachmitarbeitenden der Schoio AG sind eine
sozialraumliche und systemische Arbeitsweise, Begegnungen auf Augenhdhe und eine hohe
Selbstorganisation zentrale Werte.

In allen Angeboten der vier Fachbereiche stehen das Starken von Regelsystemen (Kinder, Familien,
Schulen, Netzwerke), die Orientierung am individuellen Bedarf und eine kooperative
Herangehensweise im Vordergrund.

Angebote der Schoio AG:

e Familienbegleitung: Unterstiitzung von Familien in herausfordernden Situationen zur
Stabilisierung des Familiensystems.

e Jugendcoaching: Begleitung und Unterstiitzung von Jugendlichen bei ihrem
zielgerichteten Handeln.

e Sozialpadagogische Tagesstruktur: Forderung von Kindern und Jugendlichen in einem
strukturierten, ressourcenorientierten Umfeld.

o Separative besondere Volksschule: Individuelle Férderung und Begleitung von Kindern mit
besonderem Bildungs- und Unterstiitzungsbedarf.

e Wohngruppe: Betreuung und Begleitung von Kindern und Jugendlichen in einem
padagogisch gefiihrten Wohnumfeld.

Mit dem Auslaufen des Vertrages zwischen der Kooperation schokito und der Stadt Langenthal
entsteht fir die Stadt Langenthal die Notwendigkeit, die Weiterfiihrung der Schulsozialarbeit zu
gewadhrleisten. Um die Kontinuitat und Qualitat der Unterstiitzung im Schulalltag sicherzustellen,
bietet die Schoio AG ab Sommer 2026 eine eigenstandige Schulsozialarbeit an. Dieses neue
Angebot garantiert eine professionelle Unterstitzung im Schulalltag, foérdert die
Erziehungspartnerschaft und ermdglicht durch den verstarkten Einbezug der Erziehungs-
berechtigten eine nachhaltige Begleitung von Kindern, Jugendlichen und Familien im schulischen
Umfeld.
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3.1. Ziele der Schulsozialarbeit Schoio AG

Die Schulsozialarbeit ist ein zentrales Unterstiitzungsangebot fiir Kinder, Jugendliche, Eltern und
Schulen. Sie begegnet aktuellen Herausforderungen wie familidren Belastungen, psychischen
Problemen, soziale Ausgrenzung oder Leistungsdruck mit frithzeitiger, niederschwelliger Hilfe.
Durch ihre Prasenz schafft sie vertrauensvolle Raume, fordert die soziale Entwicklung und entlastet
Lehrpersonen bei der Umsetzung des Bildungsauftrags.

Ein wichtiger Schwerpunkt liegt in der Zusammenarbeit mit den Erziehungsberechtigten. Die
Lehrpersonen werden in anspruchsvollen Gesprachen begleitet, eine konstruktive Kommunikation
wird geférdert und das gemeinsame Handeln zum Wohle der Kinder wird gestarkt.

Die Schoio AG bringt umfassende Erfahrung, fundierte Fachkompetenz und ein starkes Netzwerk
mit. Erkenntnisse aus der Familienbegleitung und der Arbeit in der separativen besonderen
Volksschule Tavola fliessen direkt in die Weiterentwicklung unseres Angebots ein.

- Starkung der Sozialkompetenz und
Resilienz von Kindern und Jugendlichen

Umsetzung praventiver und begleitender Massnahmen
im Schulalltag zur Férderung des psychosozialen Wohl-
befindens und zur Starkung sozialer Kompetenzen.

N
J

- Unterstiitzung des Bildungsauftrages
durch die Entlastung des Schulteams

Die Schulsozialarbeit entlastet das Schulteam, indem
sie psychosoziale Unterstiitzung bernimmt und Lehr-
personen in schwierigen Situationen begleitet.

> Fritherkennung von Kindeswohlgefahrdung

Aufbau von Vertrauensbeziehungen, kontinuierliche
Prasenz im Schulalltag sowie professionelle Beobach-
tung und Einschatzung zur frihzeitigen Identifikation
moglicher Gefahrdungslagen.
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4. Gemeinde Langenthal

Die Schule Langenthal begleitet rund 1725 Schiler*innen in einer sozialdemografisch vielfaltigen
Umgebung. Unterschiedliche kulturelle Hintergriinde, ein signifikanter Anteil an Familien mit
Migrationsgeschichte sowie 6konomische Unterschiede pragen das soziale Gefiige. Hinzu kommen
steigende psychosoziale Herausforderungen wie familiare Belastungen, Leistungsdruck,
Integrationsfragen und soziale Ausgrenzung, die den schulischen Alltag beeinflussen.

4.1. Einsatzbereich der Schulsozialarbeit im Kontext der Schulen in Langenthal

Der Einsatzbereich der Schulsozialarbeit im Kontext der Schulen in Langenthal umfasst praventive
und unterstiitzende Massnahmen, die auf die vielfaltigen sozialen, kulturellen und psychosozialen
Bediirfnisse der Schiiler und Schiilerinnen* abgestimmt sind.

1. Pravention und Intervention bei Konflikten

Die Schulsozialarbeit Gibernimmt eine zentrale Rolle bei der Vorbeugung und Bearbeitung von
Konflikten im schulischen Umfeld. Besonders im Oberstufenzentrum gehéren dazu Massnahmen
zur Gewaltpravention. In der Mittelstufe stehen vor allem die Entwicklung von Strategien gegen
Mobbing sowie die Moderation und Begleitung von Konfliktlésungsprozessen zwischen
Schiler*innen, Lehrpersonen und Eltern im Vordergrund. Ziel ist es, in allen Schulhdusern ein
respektvolles und sicheres Lernklima zu schaffen.

2. Forderung sozialer Integration

Bei Schiler*innen mit unterschiedlichen kulturellen Hintergriinden ist die soziale Integration
essenziell. Die Schulsozialarbeit unterstiitzt Schiiler*innen mit Migrationshintergrund bei der
Eingliederung in die Schulgemeinschaft und férdert den interkulturellen Dialog. Durch Projekte
und Gruppenangebote wird die Klassengemeinschaft gestarkt, um Ausgrenzung und Isolation
vorzubeugen.

3. Unterstiitzung bei psychosozialen Belastungen

Viele Kinder und Jugendliche sind mit familidren Konflikten, Leistungsdruck oder psychischen
Belastungen konfrontiert. Die Schulsozialarbeit bietet Beratungsgesprache, begleitet in
Krisensituationen und vermittelt bei Bedarf an externe Fachstellen. Sie tréagt dazu bei, die mentale
Gesundheit zu stabilisieren und die schulische Leistungsfahigkeit zu erhalten.

4. Kooperation mit Eltern und Fachstellen

Eine enge Zusammenarbeit mit dem Elternhaus und externen Institutionen wie Psychologischen
Diensten oder Beratungsstellen ist entscheidend. Die Schulsozialarbeit fungiert als
Vernetzungsstelle, um gemeinsam Losungen zu entwickeln und die Unterstiitzung fir die
Schiler*innen zu optimieren.

5. Starkung individueller Ressourcen

Neben der Krisenintervention liegt ein Schwerpunkt auf der Férderung von Selbstwertgefiihl,
sozialer Kompetenz und Resilienz. Durch Gruppenangebote, Trainings und individuelle Beratung
werden Kinder und Jugendliche befahigt, Herausforderungen eigenstandig und konstruktiv zu
bewaltigen.
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5. Leistungsumfang

5.1. standortspezifische Empfehlungen

Die Schulsozialarbeit der Schoio AG bietet drei unterschiedliche Modelle an, um die Leistungen
optimal auf den jeweiligen Bedarf der Schulhduser abzustimmen. Entsprechend werden den
einzelnen Schulhdusern passende Modelle vorgeschlagen. Der darin enthaltene Fokus orientiert
sich an den spezifischen Brennpunkten der jeweiligen Schule.

5.2. Schulhaus Elzmatte

Ausschluss und Ausgrenzung stellen im schulischen Alltag der Schule Elzmatte eine besondere
Herausforderung dar und erfordern gezielte praventive Massnahmen. Die Schulsozialarbeit setzt
dabei auf die Mitgestaltung des Jahresmottos, die Sensibilisierung im Umgang mit Medien, die
Férderung der psychischen Gesundheit sowie die Starkung des kulturellen Verstandnisses. Auch
der Ubergang in die Oberstufe wird begleitet, um soziale Integration zu férdern und
Benachteiligungen vorzubeugen.

SSA 2 - aktives Modell Das aktive Modell gewahrleistet die Unterstiitzung im Einzelfall
und wirkt praventiv.

Anzahl SuS* 259

Pensum 40% Jahresarbeitszeit

e (Ca.50% Verfugbarkeit wahrend der Schulzeit
o 40% vor Ort
o 10% extern erreichbar

Inhalt der Leistungen e Prasenzzeiten vor Ort: zwei ganze Tage
o z.B.Dienstag, Donnerstag

e Ambulant erreichbar: ein Halbtag
o z.B. Mittwochvormittag

Empfohlener Fokus Unterstiitzung im Einzelfall:

e Starkung der Zusammenarbeit SuS*, LP und
Erziehungsberechtigte

Pravention:

e Mitgestaltung des Jahresmotto
e digitale Medien

e psychische Gesundheit

e Kulturelles Versténdnis

e Ubertritt in die Oberstufe

Zusatzliche Leistungen, die e Qualitatssicherung (laufende Schulung und Fiihrung
ausserhalb des Pensums der der Mitarbeitenden)
Schule geleistet werden e Reporting (2x jahrlich)
e Organisations- und Konzeptentwicklung
e Wegzeit
Finanzen CHF 73'521.00 pro Jahr
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5.3. Schulhaus Hard

Die wachsende Dynamik von Gewaltbereitschaft und klasseniibergreifenden Konflikten an der
Schule Hard erfordert praventive Ansatze und gemeinsame Verantwortung. Die Mitgestaltung des
Jahresmottos, der bewusste Einsatz von Medien sowie die Unterstiitzung bei der Einschulung
starken ein respektvolles Miteinander. Gleichzeitig sind psychische Gesundheit und kulturelles
Verstandnis zentrale Faktoren, um Vielfalt zu fordern und Konflikte konstruktiv zu lésen.

SSA 2 - aktives Modell

Das aktive Modell gewahrleistet die Unterstiitzung im Einzelfall
und wirkt praventiv.

Anzahl SuS*

264

Pensum

40% Jahresarbeitszeit

e (Ca.50% Verfugbarkeit wahrend der Schulzeit
o 40% vor Ort
o 10% extern erreichbar

Inhalt der Leistungen

e Prasenzzeiten vor Ort: zwei ganze Tage
o z.B.Dienstag und Donnerstag

e Ambulant erreichbar: ein Halbtag
o z.B. Mittwochvormittag

Fokus

Unterstiitzung im Einzelfall:

e Starkung der Zusammenarbeit SuS*, LP und
Erziehungsberechtigte
e neutrale Ansprechperson

Pravention:

e Mitgestaltung des Jahresmotto
e digitale Medien

e Unterstiitzung Einschulung

e psychische Gesundheit

e Kulturelles Verstandnis

e Ubertritt in die Oberstufe

Zusatzliche Leistungen, die
ausserhalb des Pensums der
Schule geleistet werden

e Qualitatssicherung (laufende Schulung und Fiihrung
der Mitarbeitenden)

e Reporting (2x jahrlich)

e Organisations- und Konzeptentwicklung

e Wegzeit

Finanzen

CHF 73'521.00 pro Jahr
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5.4. Schulhaus Kreuzfeld

Die zunehmende Prasenz von physischer und psychischer Gewalt an der Schule Kreuzfeld sowie die
Bedeutung von psychischer Gesundheit erfordern ein ganzheitliches Vorgehen. Der bewusste
Einsatz von Medien und die Férderung von kulturellem Verstandnis sind zentrale Bausteine fir ein
respektvolles Miteinander. Ebenso wichtig ist die Zusammenarbeit mit Erziehungsberechtigten.
Besonders bei Hilflosigkeit aufgrund negativer Rickmeldungen der Schule oder bei
Schulabsentismus kann ein Elterncoaching zielfiihrend sein. Initiativen wie das
Familienklassenzimmer starken zusatzlich die Verbindung zwischen Schule und Familie und
fordern die Verbesserung des Schulklimas.

SSA 3 - proaktives Modell Das proaktive Modell kombiniert praventive Massnahmen mit
der Zusammenarbeit zwischen Schule und Erziehungs-
berechtigten. Ein besonderer Mehrwert ist dabei das
Familienklassenzimmer sowie das erganzende Elterncoaching.

Anzahl SuS* 398

Pensum 60% Jahresarbeitszeit

e (Ca. 70% Verfugbarkeit wahrend der Schulzeit
o 60% vor Ort
o 10% extern erreichbar

Inhalt der Leistungen e Prasenzzeiten vor Ort: drei ganze Tage

o z.B.Dienstag, Donnerstag und Freitag
e Ambulant erreichbar: ein Halbtag

o z.B. Mittwochvormittag

Empfohlener Fokus Unterstiitzung im Einzelfall:

e Starkung der Zusammenarbeit SuS*, LP und
Erziehungsberechtigte

Pravention:

e digitale Medien

e physische und psychische Gewalt
o Kulturelles Versténdnis

e Ubertritt in die Oberstufe

Zusammenarbeit mit den Erziehungsberechtigten

e Workshop fir Lehrpersonen bezgl. Elternarbeit

e Unterstiitzung eines frihzeitigen Einbezugs von Eltern

e Begleitung von Lehrpersonen in anspruchsvoller
Zusammenarbeit mit Eltern

e Familienklassenzimmer, Elterncoaching

Zusatzliche Leistungen, die e Qualitatssicherung (laufende Schulung und Fiihrung
ausserhalb des Pensums der der Mitarbeitenden)
Schule geleistet werden e Reporting (2x jahrlich)
e Organisations- und Konzeptentwicklung
o Wegzeit
Finanzen CHF 110'281.50 pro Jahr
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5.5. Kindergarten

Kernthema im Kindergarten ist die emotionale und soziale Entwicklung, die die Grundlage fiir ein
respektvolles Miteinander bildet. Auf dieser Stufe ist die Bekanntmachung der niederschwelligen
Unterstiitzung durch die Schulsozialarbeit zentral, um Kinder, Lehrpersonen und Familien

frihzeitig zu starken.

SSA 1 - reaktives Modell

Das reaktive Modell bietet Unterstiitzung in Notfallen und
anspruchsvolle Situationen.

Anzahl SuS*

320

Pensum

20% Jahresarbeitszeit

e (Ca. 30% Verfugbarkeit wahrend der Schulzeit
o 20% ambulant
o 10% extern erreichbar

Inhalt der Leistungen

e Prasenzzeiten vor Ort: bei Bedarf
e Ambulant erreichbar: ca. ein Tag

Empfohlener Fokus

Unterstiitzung im Einzelfall
e Lehrpersonen und Schulleitung geben den Auftrag
Bekanntmachung der Schulsozialarbeit

e Austausch mit dem Elternrat

Zusatzliche Leistungen, die
ausserhalb des Pensums der
Schule geleistet werden

e Qualitatssicherung (laufende Schulung und Fiihrung
der Mitarbeitenden)

e Reporting (2x jahrlich)

e Organisations- und Konzeptentwicklung

o Wegzeit

Finanzen

CHF 36'760.50 pro Jahr
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5.6. Oberstufen Zentrum

Im Oberstufenzentrum zeigen sich vermehrt Gewalt und problematische Mediennutzung, begleitet
von psychischen Belastungen, geringem Selbstwert und Leistungsdruck. Hinzu kommen

Verhaltensprobleme  wie

Respektlosigkeit, ~ Motivationslosigkeit und  Konzentrations-

schwierigkeiten. Die Zusammenarbeit mit Eltern ist anspruchsvoll und erfordert gezielte

Unterstiitzung der Lehrpersonen.

SSA 3 - proaktives Modell

Das proaktive Modell kombiniert praventive Massnahmen mit
der Zusammenarbeit zwischen Schule und Erziehungs-
berechtigten. Ein besonderer Mehrwert ist dabei das
Jugendcoaching und Elterncoaching.

Anzahl SuS*

494

Pensum

85% Jahresarbeitszeit

e (Ca.95% Verfugbarkeit wahrend der Schulzeit
o 85% vor Ort
o 10% extern erreichbar

Inhalt der Leistungen

e Prasenzzeiten vor Ort: vier ganze Tage

o z.B.Montag, Dienstag, Donnerstag und Freitag
e Ambulant erreichbar: ein Halbtag

o z.B. Mittwochs

Empfohlener Fokus

Unterstiitzung im Einzelfall:

e Starkung der Zusammenarbeit SuS*, LP und
Erziehungsberechtigte

Pravention:

e Medien

e psychische Gesundheit

e physische Gewalt - rechtliche Grundlagen betreffend
Grenziliberschreitungen

e Kulturelles Versténdnis

e Starkung des Selbstwertes/Selbstbild

e Genderthematik/ Rollenbilder

Zusammenarbeit mit den Erziehungsberechtigten

e Workshop fir Lehrpersonen bezgl. Elternarbeit
o z.B. Kindeswohlgefahrdungen, Kontakt mit
Beistandschaft
e Unterstiitzung eines frihzeitigen Einbezugs von Eltern
e Begleitung von Lehrpersonen in anspruchsvoller
Zusammenarbeit mit Eltern

Zusatzliche Leistungen, die
ausserhalb des Pensums der
Schule geleistet werden

e Qualitatssicherung (laufende Schulung und Fiihrung
der Mitarbeitenden)

e Reporting (2x jahrlich)

e Organisations- und Konzeptentwicklung

o Wegzeit

Finanzen

CHF 156'232.15 pro Jahr
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6. Kosten Ubersicht aller Schulhduser

Anzahl SuS* Stellen- Jahresst;mden Preis in CHF
prozente Pensum
Kindergarten 310 20% 378 CHF 36'760.50
Elzmatte 259 40% 756 CHF 73'521.00
Hard 264 40% 756 CHF 73'521.00
Kreuzfeld 398 60% 1134 CHF 110'281.50
0zZL 494 85% 1606.5 CHF 156'232.15
Leitungs- 20% 378 In Tarif inbegriffen
prozente
Total in CHF \
0,
inkl. MWST 265% 5008.5 CHF 450'316.15

Die Berechnungen zu erbringenden Leistungsstunden sind auf Basis der Annahme einer
Jahressarbeitszeit von 1'890 Stunden.

Wird das Pensum nicht als Jahresarbeitszeit, sondern tiber 40 Schulwochen a 42 Stundenwoche
berechnet, ergibt das 1'680 Stunden. Aufgrund der Reduktion der Stunden um 11% wiirde der Preis
der Gesamtofferte linear sich um 11% auf CHF 400'281.00 reduzieren.

6.1. Inhalt der Kosten

Personalkosten:
Ausgangspunkt ist der Bruttolohn der Mitarbeitenden (inkl. 13. Monatslohn). Hinzu kommen
Sozialversicherungen sowie der Personalnebenaufwand.

Gemeinkosten:
Zusatzlich werden Kosten fiir Administration, Leitung und Sachaufwand beriicksichtigt. Diese
allgemeinen Kosten werden auf die produktiven Mitarbeitenden verteilt.

Teamfiithrung und Leitung:
Der Anteil fiir die Teamfiihrung der Schulsozialarbeit Langenthal ist im Preis einkalkuliert. Dies
umfasst die 20 % Leitungsfunktion fiir die Schulsozialarbeit der Stadt Langenthal.

Berechnung pro Stunde:
Aus allen Kosten ergibt sich ein Basis-Stundenansatz, welche die Kosten pro verrechnete Stunde
der Mitarbeitenden deckt.

Unproduktive Zeit:
Da nicht jede Arbeitsstunde verrechenbar ist (z. B. Qualitatssicherung, Pausen, Ferien, Wegzeiten)
wird ein Zuschlag von 25 % fiir unproduktive Zeit kalkuliert.

Marge:
Fir Risiken und Investitionen wird eine Marge von 5% berticksichtigt.
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7. Organisation und Rahmenbedingungen

Die Schulsozialarbeit ist innerhalb der Schoio AG im Fachbereich ,Beraten und Vernetzen®
angesiedelt. Diese organisatorische Einbettung ermoglicht eine enge fachliche Verzahnung mit
weiteren Beratungs- und Unterstiitzungsangeboten und fordert eine systemisch orientierte,
vernetzte Arbeitsweise. Der Datenschutz wird jederzeit gewahrleistet, sowohl im Umgang mit
personenbezogenen Daten als auch in der internen Kommunikation und Dokumentation.

Personalressourcen:

Die Umsetzung erfolgt durch qualifizierte Fachpersonen mit einem abgeschlossenen tertidaren
Studium in Sozialer Arbeit oder Sozialpadagogik. Eine Weiterbildung in systemischer Beratung ist
winschenswert und wird aktiv unterstiitzt. Je nach Bedarf kénnen an einem Standort eine oder
zwei Fachpersonen eingesetzt werden. Die eingesetzte Fachperson stellt sicher, dass der Zugang
fur alle Adressatengruppen abgedeckt ist. Die Anstellung erfolgt im Rahmen einer
Jahresarbeitszeit, wobei die Arbeitszeit Uber das Jahr verteilt ist und die Schulferien durch
vorgangige Arbeitsleistung abgedeckt werden.

Bei personellem Ausfall wird nach 14 Tagen eine Stellvertretung gewahrleistet, um die Kontinuitat
der Betreuung sicherzustellen. Die Organisation der Stellvertretung erfolgt durch die Schoio AG,
wobei eine enge Abstimmung mit der Schulleitung gewahrleistet wird.

Erreichbarkeit:

Die Fachpersonen sind wéchentlich in den Schulhdusern Elzmatte, Hard, Kreuzfeld und OZL
prasent und kdnnen wahrend der definierten Zeiten ohne Voranmeldung kontaktiert werden. Die
Kindergarten und Tagesschule werden ambulant beraten. Zusatzlich stehen Mailadressen und
Mobil Telefonnummern zur Verfigung. Die Kommunikation erfolgt transparent und
datenschutzkonform. Anliegen konnen sowohl persénlich als auch digital eingebracht werden. Die
niederschwellige Erreichbarkeit ist ein zentrales Element des Modells und fordert die frithzeitige
Bearbeitung von Anliegen.

Pflichten des Leistungserbringers:

Die Schoio AG bestétigt die Erfuillung der Pflichten gegentiber der 6ffentlichen Hand, die korrekte
Abdeckung der Sozialversicherungen der Arbeitnehmenden sowie die Einhaltung der Gesamt-
arbeitsvertrage. Bei deren Fehlen ist die Gewahrung von orts- und branchentblichen
Arbeitsbedingungen gemadss Leistungsortprinzip sichergestellt.

8. Reporting und Qualitatssicherung

Die Qualitat der Schulsozialarbeit ist entscheidend ftir ihre Wirksamkeit und Akzeptanz. Um eine
verlassliche und transparente Umsetzung sicherzustellen, wird auf klare Strukturen und bewahrte
Verfahren gesetzt. Die folgenden Massnahmen gewdhrleisten eine kontinuierliche Reflexion,
Nachvollziehbarkeit und Steuerung der Arbeit sowie eine transparente Kommunikation gegentiber
den verantwortlichen Gremien.

Die Qualitatssicherung erfolgt durch:

o Dokumentation aller Falle und Kennzahle

o Reflexion via Intervision, Supervision und Vier-Augen-Prinzip

e Reporting: Zweimal jahrlich Berichte pro Schulzentrum an Rektorat der Volksschule
Langenthal und Amt fir Bildung, Kultur und Sport der Stadt Langenthal sowie
quartalsweise Steuergruppensitzung zur Transparenz und Weiterentwicklung

e Pensum: Riickmeldung der Auslastung des vertraglich festgelegten Pensums
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9. Vertragsbedingungen

Laufzeit:
Der Vertrag beginnt am 1. August 2026. Die Mindestlaufzeit des Vertrages betragt drei Jahre.

Kundigungsfristen:
Eine ordentliche Kiindigung ist unter Einhaltung einer Frist von sechs Monaten auf das Ende des
Schuljahres moglich.

Zahlungsmodalitaten:

Die vereinbarte Leistung wird monatlich in Rechnung gestellt mit einer Zahlungsfrist innert
30 Tagen. Die Preise sind teuerungsbereinigt und bleiben unter Vorbehalt von gesetzlichen
Anderungen verbindlich bis zum Vertragsabschluss.

Gultigkeit der Offerte:
Diese Offerte ist bis am 31. Juli 2026 ab Ausstellungsdatum giiltig.

Vielen Dank fur die Priifung der Offerte. Bei Annahme wird ein Leistungsvertrag erstellt. Wir freuen
uns auf die zukiinftige Zusammenarbeit und stehen Ihnen fiir Riickfragen jederzeit gerne zur
Verfligung.

Kontakt:

Damaris Blum Telefon 078 636 11 50
Fachbereichsleiterin BERATENGVERNETZEN damaris.blum@schoio.ch
Geschaftsleitungsmitglied www.schoio.ch
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o\ Gemeinderat
\ Stadtratssitzung vom 30. Mdrz 2026 Traktandum Nr. 4

Teilrevision des Reglements iiber die Versorgung der Stadt Langenthal mit Elektrizitdt, Gas, Wasser und Kom-
munikationssignalen vom 15. September 2014 (Anderung des Titels und der Art. 1, 2, 4 und 15 sowie Erlass
Ubergangsbestimmung): Genehmigung

Sehr geehrter Herr Stadtratsprasident
Sehr geehrte Stadtratinnen und Stadtrate

1. Grundlagen

Vorakten (Ordner "Reglement Versorgung der Stadt Langenthal mit Elektrizit4t, Gas, Wasser und Kommunikationssignalen")
Gemeinderatsbeschluss vom 23. Oktober 2024, Trakt. 1

Gemeinderatsbeschluss vom 12. Februar 2025, Trakt. 3

Bericht und Antrag vom 9. Dezember 2025 des Stadtbauamts mit den darin erwdhnten Beilagen
Protokollauszug vom 20. Januar 2026 der Bau- und Planungskommission, Trakt. 2

Protokollauszug vom 20. Januar 2026 der Umwelt- und Energiekommission, Trakt. 2

Protokollauszug vom 3. Februar 2026 der Finanzkommission, Trakt. 1

B Gemeinderatsbeschluss vom 11. Februar 2025, Trakt. 4

2. Inhalt der Vorlage

Der Inhalt der Vorlage ergibt sich aus dem Bericht und Antrag des Stadtbauamts vom 9. Dezember 2025 (=
Beilage 1), dem Anderungserlass im Entwurf vom 20. November 2025 (= Beilage 2), der Synopse vom 20. No-
vember 2025 (=Beilage 3), der Riickmeldung der Preisiiberwachung vom 28. Juni 2024 (= Beilage 4) sowie
dem Bericht vom 23. September 2025 zum Umgang mit den Empfehlungen der Preisiiberwachung (= Beilage
5). Es wird auf diese Dokumente, die {ibrigen Vorakten, die nachfolgenden Hinweise und die miindlichen
Ausfiihrungen des zustdndigen Mitglieds des Gemeinderats anldsslich der Sitzung des Stadtrats verwiesen.

3. Vorberatende Behorden

B Die Bau- und Planungskommission, die Umwelt- und Energiekommission sowie die Finanzkommission
behandelten die Vorlage letztmals an ihren Sitzungen vom 20. Januar 2026 bzw. 3. Februar 2026, und
verabschiedeten diese alle zustimmend und ohne eigene Antragsstellungen zu Handen der weiteren Be-
ratung.

B Der Gemeinderat behandelte die Vorlage letztmals an seiner Sitzung vom 11. Februar 2026 und verab-
schiedete sie ebenso unverdandert zu Handen des Stadtrats.

Gestiitzt auf diese Ausflihrungen beantragen wir lhnen Zustimmung zu folgendem:
Beschlussentwurf:

Der Stadtrat, gestiitzt auf Art. 68 des Gemeindegesetzes des Kantons Bern vom 16. Médrz 1998 (GG; BSG
170.11) und Art. 4 Abs. 4 i.V.m. Art. 60 Abs. 1 Ziff. 1 der Stadtverfassung vom 22. Juni 2009 sowie nach
Kenntnisnahme des gemeinderdtlichen Berichts vom 11. Februar 2026 sowie der Stellungnahme der
Preisiiberwachung vom 28. Juni 2024 - unter Vorbehalt des fakultativen Referendums - beschliesst:

1. Die Teilrevision des Reglements iiber die Versorgung der Stadt Langenthal mit Elektrizitdt, Gas, Was-
ser und Kommunikationssignalen vom 15. September 2014 (Anderung des Titels und der Art. 1, 2, 4
und 15 sowie Erlass Ubergangsbestimmung) gemiss Anderungserlass vom 20. November 2025 wird
genehmigt.

2. Der Bericht vom 23. September 2025 zum Umgang in Bezug auf die Empfehlungen der Preisiiberwa-
chung wird genehmigt und ist zusammen mit der Stellungnahme der Preisiiberwachung auf der Home-
page der Stadt zu publizieren und der Preisiiberwachung fiir die Veréffentlichung auf ihrer Homepage
zu iiberlassen.

3. Der Gemeinderat wird mit dem weiteren Vollzug beauftragt.

Berichterstattung: Vize-Stadtprdsident Michael Schar, Ressortvorsteher Ver- und Entsorgung, Energie, Um-
weltschutz und Tiefbau

(Traktandum 4 / Seite 1)
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Das Wichtigste in Kiirze

Mit diesem Bericht wird beantragt, die Teilrevision des Reglements liber die Versorgung der Stadt Lan-
genthal mit Elektrizitat, Gas, Wasser und Kommunikationssignalen vom 15. September 2014 zu Handen
des Stadtrates zu verabschieden. Das Ziel der Teilrevision ist die Anpassung des Reglements an die ge-
dnderte Gemeindestruktur durch die Fusion mit Obersteckholz und an die tibergeordnete rechtliche Lage
hinsichtlich Konzessions- oder Gemeindeabgabe. Zudem soll eine Abgabe fiir die Nutzung des &ffentli-
chen Grundes zur Gasversorgung im revidierten Reglement ermdglicht werden, wie sie bereits seit vielen
Jahren fiir die Stromversorgung besteht. Mit der Revision des Reglements wird die Umsetzung reglemen-
tarisch erméglicht und die Einzelheiten dazu geregelt.

Grundlagen

B Reglement (iber die Versorgung der Stadt Langenthal mit Elektrizitdt, Gas, Wasser und Kommunikati-
onssignalen vom 15. September 2014

Urteil des Bundesgerichtes 2C_399/2017 vom 28. Mai 2018
Gemeinderatsbeschluss vom 7. April 2021, Trakt. 1

Gemeinderatsbeschluss vom 12. Mai 2021, Trakt. 1

Gemeinderatsbeschluss vom 19. Mai 2021, Trakt. 1

Richtlinien der Regierungstatigkeit 2021-2024 vom 19. Mai 2021
Gemeinderatsbeschluss vom 7. Juli 2021, Trakt. 7

Schreiben der IB Langenthal AG vom 17. September 2021

Gemeinderatsprotokoll vom 15, Dezember 2021, Trakt. 20

Gemeinderatsbeschluss vom 18. Oktober 2023, Trakt. 7

Urteil des Verwaltungsgerichts des Kantons Bern 100.2022.384U vom 28. Mérz 2024
Vernehmlassungsbericht "Versorgungsreglemente" vom 22. April 2024
Gemeinderatsbeschluss vom 29. Mai 2024, Trakt. 9

Gemeinderatsbeschluss vom 23. Oktober 2024, Trakt. 1

Gemeinderatsbeschluss vom 12. Februar 2025, Trakt. 3

Richtlinien der Regierungstatigkeit 2025 -2028 vom Juni 2025

Energiepolitisches Programm 2026-2029, Massnahme 3.1.1

Ausgangslage und Handlungsbeda'rf

Fiir die Revision des Reglements iber die Versorgung der Stadt Langenthal mit Elektrizitat, Gas, Wasser
und Kommunikationssignalen vom 15. September 2014 gibt es verschiedene Griinde. Diese werden
nachfolgend kurz erldutert.

Nach der Reglementsrevision werden die vorgenommenen Anpassungen auch in den Konzessionsvertrag
mit Leistungsvereinbarung vom 6. Mai 2015 Uberfiihrt. Entsprechende Gesprache wurden mit derIB Lan-
genthal AG bereits gefiihrt. Die Genehmigung des Konzessionsvertrags liegt in der Kompetenz des Ge-
meinderates.

Neue Gemeindestruktur

Per 1. Januar 2021 hat die Stadt Langenthal mit der Gemeinde Obersteckholz und gut zehn Jahre zuvor
mit der Gemeinde Untersteckholz fusioniert. Seither bestehen auf dem Gemeindegebiet der Stadt Lan-
genthal zwei Energieversorgerinnen. Die onyx Energie AG (ab 1. Januar 2022 BKW Energie AG, nachfol-
gend BKW) in den Gemeindegebieten Ober- und Untersteckholz und die IB Langenthal AG im Stadtteil
Langenthal (inkl. Schoren). Die Zuteilung eines Gebietes an einen Energieversorger obliegt im Rahmen
der Umsetzung von Art. 5 des Bundesgesetzes liber die Stromversorgung vom 23. M&rz 2007 (Stromver-
sorgungsgesetzes, StromVG; SR 734.7) dem Kanton Bern.
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Im Reglement tiber die Versorgung der Stadt Langenthal mit Elektrizitat, Gas, Wasser und Kommunikati-
onssignalen vom 15. September 2014 (nachfolgend Versorgungsreglement) wird der Leistungsauftrag
derIB Langenthal AG im Bereich Versorgung geregelt. Da das Reglement jeweils vom ganzen Stadtgebiet
Langenthal spricht, die Elektrizitdtsversorgung in den Gemeindegebieten Ober- und Untersteckholz aber
der BKW obliegt, ist eine Revision von den Art. 1, 2 und 4 des Versorgungsreglements notig. Da das Reg-
lement seit den Fusionen mit Ober- und Untersteckholz nicht mehr die Versorgung des ganzen Stadtge-
biets regelt, ist auch der Titel des Reglements anzupassen.

Abgabe fiir die Nutzung des 6ffentlichen Grundes

Im Weiteren soll eine Abgabe fiir die Nutzung des &ffentlichen Grundes zur Gasversorgung im revidierten
Reglement ermdglicht werden, wie sie bereits seit vielen Jahren fiir die Stromversorgung besteht. Eine
solche Konzessions- oder Gemeindeabgabe wird in Art. 15 Abs. 2 des aktuell geltenden Reglements ex-
plizit ausgeschlossen. Eine solche Regelung ist angesichts der energiepolitischen Ziele auf Bundes-, Kan-
tons- und Gemeindeebene und der Abhadngigkeiten in der Gasversorgung vom Ausland nicht mehr zeit-
gemadss. Die Ungleichbehandlung von Gas- und Stromversorgung ist zudem nicht gerechtfertigt, da beide
Versorgungsnetze gleichermassen den 6ffentlichen Grund in Anspruch nehmen. In Ubereinstimmung mit
dem kiirzlich in Kraft gesetzten kommunalen Energierichtplan soll analog zur Stromversorgung auch fiir
die Gasversorgung eine Abgabe fiir die Nutzung des offentlichen Raumes reglementarisch erméglicht und
eingefiihrt werden. Ein entsprechender Vorschlag wurde seitens IB Langenthal AG dem Gemeinderat im
November 2019 vorgestellt und per Gemeinderatsbeschluss vom 12. Mai 2021 im Grundsatz beschlos-
sen und in den Richtlinien der Regierungstétigkeit 2025-2028 und im energiepolitischen Programm
2026-2029 im Rahmen der Rezertifizierung zur Energiestadt verankert. Mit der Revision des Reglements
wird die Umsetzung reglementarisch ermdglicht und die Einzelheiten dazu geregelt.

Rechtslage
Urteil BGer 2C_399/2017

Fiir den Aufbau, die Instandhaltung und die Bewirtschaftung des Versorgungsnetzes nutzt die Energie-
versorgerin meist den offentlichen Grund, insbesondere fiir die Leitungen. Fiir die Nutzung des 6ffentli-
chen Grundes kann die Gemeinde eine Konzessionsabgabe einfordern. Diese wird im Bereich der Versor-
gung meist direkt an die Endkundinnen und -kunden tberwdlzt und mit der periodischen Energierech-
nungin Rechnung gestellt. Diese Konzessionsabgabe ist auf der Rechnung als "Abgabe an die Gemeinde"
ausgewiesen.

Lange Zeit war nicht klar, ob die Gemeinde fiir diese Konzessionsabgabe eine Rechtsgrundlage benotigt
oder ob der dffentlich-rechtliche Konzessionsvertrag ausreicht. Viele Gemeinden haben sich auf den Ab-
schluss des Konzessionsvertrages beschrankt und verfligen tiber keine reglementarische Grundlage. Am
28. Mai 2018 ist ein wichtiges Bundesgerichtsurteil ergangen (BGer 2C_399/2017), das besagt, dass
Konzessionsvertrdge zwischen der Gemeinde und dem Elektrizitdtsversorgungsunternehmen einer genii-
genden rechtlichen Grundlage bediirfen, damit den Endverbraucherinnen und -verbrauchern diese Ab-
gabe "liberwilzt" werden kann.

Die Fakturierung dieser Abgabe durch die Energieversorgerin erfolgt gestiitzt auf das Stromversorgungs-
gesetz. Die Reglementsgrundlage muss den allgemeinen Grundséatzen des Abgaberechts folgen und zu-
mindest das Abgabeobjekt, das Abgabesubjekt und die Grundziige der Bemessung regeln. Die in Lan-
genthal im Versorgungsreglement enthaltenen Rechtsgrundlagen erfiillen aber nicht alle Grundsatze des
Abgaberechts und sollten entsprechend erganzt werden (Art. 15). Ansonsten kann es sein, dass sich eine
Biirgerin oder ein Biirger erfolgreich gegen die Bezahlung der Gemeindeabgabe wehren kann. Da die IB
Langenthal AG der Stadt Langenthal nur diejenigen Abgaben weiterleitet, die sie auch einnimmt, wiirde
dies zu einem Ertragsausfall fiihren.
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Urteil VGE 2022/384

Am 28. Mérz 2024 hob das Verwaltungsgericht des Kantons Bern das Reglement Uber die Spezialfinan-
zierung Forderprogramm Energieeffizienz vom 17. Februar 2022 (RSFE) der Stadt Thun auf, welches durch
den Thuner Stadtrat beschlossen wurde. In diesem Reglement wurden die Grundlagen gelegt, um eine
neue Abgabe auf den Stromverbrauch einzufiihren, mit welcher ausschliesslich eine Spezialfinanzierung
fur Energieeffizienzférdermassnahmen gedufnet werden sollte. In Art. 2 RSFE wurde definiert, dass "eine
Férderabgabe in Form eines Zuschlags auf den Gebiihren fiir leistungsgebundene Elektrizitatslieferun-
gen" erhoben werden und die Férderabgabe "als Zuschlag auf dem Netznutzungsentgelt" erfolgen solle.
Gemdss dem Urteil des Verwaltungsgerichts entspricht die neue Abgabe in Thun einer Steuer, da fir die
Abgabe keine Gegenleistung erbracht wird. Da zudem eine libergeordnete rechtliche Grundlage fiir die
Erhebung einer solchen Abgabe oder eben einer solchen Steuer fehle, sei diese rechtswidrig und das
Reglement aufzuheben.

Auch wenn sich die Abgabe in Langenthal nach verwaltungsinterner Einsch&tzung signifikant von der
Abgabe in Thun unterscheidet, wurde eine externe rechtliche Priifungim Licht des neuen Urteils in Auftrag
gegeben. Das Gutachten bestétigt, dass die in Langenthal vorgesehene Abgabe nicht wie im Fall von Thun
einer Steuer entspricht und fiir die vorgesehenen Abgaben und deren Verwendung in Langenthal die
Ubergeordnete rechtliche Grundlage im Strassengesetz gegeben ist. Die Details dazu kénnen Ziffer 11
entnommen werden.

Vernehmlassung

Die Teilrevision des Reglements (iber die Versorgung der Stadt Langenthal mit Elektrizitdt, Gas, Wasser
und Kommunikationssignalen vom 15. September 2014 wurde, gemeinsam mit dem Reglement iiber die
Versorgung der Ortsteile Ober- und Untersteckholz der Stadt Langenthal mit Elektrizitdt durch die BKW
Energie AG sowie dem Reglement und der Verordnung Uber die Spezialfinanzierung Klima, bei drei ge-
meinderdtlichen Kommissionen und den Stadtratsfraktionen in die Vernehmlassung geschickt.

Die Stellungnahmen zur Teilrevision des Reglements tber die Versorgung der Stadt Langenthal mit Elekt-
rizitdt, Gas, Wasser und Kommunikationssignalen vom 15. September 2014 fielen grundsatzlich positiv
aus. Am meisten Rickmeldungen gingen ein zu den Maximalwerten fiir die einzelnen Abgaben, zum
Grenzwert fiir eine Deckelung der Abgaben und zum Anteil der Abgabe, mit dem die Spezialfinanzierung
"Klima" gedufnet werden sollte. Der Umgang mit den einzelnen Eingaben wurde anschliessend am
29. Mai 2024 vom Gemeinderat beschlossen und danach entsprechend in die Dokumente eingearbeitet.

Folgebeschliisse

In der Beratung des vorliegenden Reglements an der Gemeinderatssitzung vom 12. Februar 2025 wurde
festgelegt, den Maximalwert der Abgabe bei 2 Rp./kWh festzusetzen. Dies wurde im nun zur Genehmi-
gung vorgelegten Reglementsentwurf entsprechend umgesetzt. Die Spezialfinanzierung Klima, deren
Reglement und Verordnung zeitgleich mit dem vorliegenden Reglement in die Vernehmlassung geschickt
wurde, wird in dieser Form nicht umgesetzt. Neu soll das Férderprogramm in der Spezialfinanzierung
Nachhaltigkeit, Energie und Werterhalt (inkl. Reglement und Verordnung) verankert sein, welche nebst
einem Forderprogramm auch den baulichen Unterhalt abdecken wird. Die entsprechenden rechtlichen
Grundlagen werden zeitgleich mit dem vorliegenden Geschift in den Genehmigungsprozess geschickt.

Projektorganisation

Die Projektleitung liegt beim Stadtbauamt, Fachstelle Umwelt und Energie in enger Absprache mit dem
Rechtsdienst des Stadtbauamts.
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Methodik/Vorgehen

Im Reglement {iber die Versorgung der Stadt Langenthal mit Elektrizit4t, Gas, Wasser und Kommunikati-
onssignalen missen aus oben genannten Griinden die Art. 1, 2, 4 und 15 revidiert und der Titel angepasst
werden. Auch weitere Artikel des Reglements haben Revisionsbedarf. Diese sollen aber erst in einer kom-
menden Gesamtrevision angegangen werden. Auf die jetzt zur Revision vorgesehenen Artikel wird unten-
stehend kurz eingegangen, die genauen Anderungen kénnen dem Anderungserlass (Beilage 1) und der
Synopse (Beilage 2) entnommen werden.

In Abstimmung mit der vorliegenden Reglementsrevision wurden die folgenden Geschifte erarbeitet:

B Neues Reglement liber die Versorgung der Ortsteile Ober- und Untersteckholz der Stadt Langenthal
mit Elektrizitdt durch die BKW

B Neues Reglement liber die Spezialfinanzierung Nachhaltigkeit, Energie und Werterhalt, inklusive da-
zugehoriger Verordnung

Diese Geschéfte sind nicht Bestandteil des vorliegenden Berichts und Antrags.
Zu den einzelnen Artikeln
Titel

Bei Inkrafttreten des Reglements war die IB Langenthal AG noch alleinige Versorgerin der Stadt Langent-
hal. Seit der Fusion mit Ober- und Untersteckholz ist dies nicht mehr der Fall. Entsprechend ist der Titel
des Reglements anzupassen, um klarzustellen, dass das Reglement "nur" den Versorgungsauftrag der IB
Langenthal AG regelt.

Artikel 1

In Art. 1 wird die Versorgungsaufgabe an die IB Langenthal AG iibertragen. Mit der vorliegenden Regle-
mentsrevision wird der Versorgungsperimeter der IB Langenthal AG genauer definiert.

Artikel 2

In Art. 2 des Versorgungsreglements wird der Leistungsauftrag der IB Langenthal AG definiert. Da die
Elektrizitdtsversorgung seit der Fusion mit Unter- und spater Obersteckholz nicht mehr auf dem gesamten
Gemeindegebiet der IB Langenthal AG obliegt, muss Art. 2 Abs. 1 Bst. a mit einer entsprechenden Klausel
erganzt werden.

Auch mit Wasser wird nicht mehr das ganze Gemeindegebiet durch die IB Langenthal AG versorgt, da in
einigen Gebieten die Wasserversorgung an Gemeindeverbadnde oder an eine Genossenschaft iibertragen
wurde. Zudem ist im stddtischen Teil Langenthals die IB Langenthal AG lediglich fiir die Sekundarversor-
gung zusténdig. Die Primarversorgung wird durch den Gemeindeverband Wasserversorgung untere Lan-
gete (WUL) sichergestellt. Entsprechend muss der Leistungsauftrag in den Art. 2 Abs. 1 Bst. ¢ ebenfalls
angepasst werden.

In Art. 2 Abs. 2 Bst. b wird die Klammer "(insb. Elektrizitdt und Gas)" gestrichen. Diese wird als unnétig
erachtet, da der Begriff Energie sowohl Elektrizitdt und Gas beinhaltet. Zudem soll der Fokus nicht mehr
auf das Gas gelegt werden, da zukiinftig die Warme vermehrt aus erneuerbaren Energietrdgern und nicht
aus der Gasverbrennung gewonnen werden soll.

Artikel 4

In Art. 4 wird das Eigentum der Verteilanlagen prazisiert.
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Artikel 15

In Art. 15 des Versorgungsreglements wird die Sondernutzung von 6ffentlichem Grund und Boden gere-
gelt:

In Abs. 2 wird der Passus, dass fiir die Versorgung mit Gas, Wasser und Kommunikationssignalen keine
Abgaben erhoben werden, gestrichen.

In Abs. 2" wird neu geregelt, dass die IB Langenthal AG die Konzessionsabgabe den Endkundinnen und
Endkunden in Rechnung stellen darf.

In Abs. 3 werden die Bemessungsgrundlage und ein Rahmen fiir die Abgabenhohe definiert. Es wird da-
bei explizit festgehalten, dass eine Konzessionsabgabe auf Elektrizitét (Bst. a) und auf Gas (Bst. b) erho-
ben wird, wahrend auf Wasser und Kommunikationssignalen keine Abgabe erhoben wird (Bst. c). Die
Abgabe fir die Elektrizitdtsversorgung wie auch fiir die Gasversorgung bewegt sich zwischen 0.5 und 2.0
Rp./kWh. Die genaue Hohe der Abgabe definiert gemdss Abs. 5 der Gemeinderat. Ein durchschnittliches
Einfamilienhaus mit Gasheizung verbraucht rund 20'000 kWh Gas und 4'500 kWh Strom pro Jahr. Bei
den aktuell angedachten Abgabewerten von 1.2 Rp./kWh fiir die Strom-und 0.6 Rp./kWh fiir die Gasver-
sorgung wiirde eine jahrliche Totalabgabe von Fr. 174.00 resultieren.

In Abs. 4 wird eine Deckelung der Abgabe pro Abgabestelle sowohl auf Elektrizitat als auch auf Gas ein-
geflihrt. Damit werden energieintensive Gewerbebetriebe vor héheren Abgaben geschiitzt: Wenn pro Ab-
gabestelle und Kalenderjahr die Bezugsmenge von 2.0 GWh Elektrizitdt und 2.0 GWh Gas Uiberschritten
wird, sind die weiteren kWh in dem laufenden Jahr abgabebefreit. Die definierten Grenzwerte wurden
aufgrund der Berechnungen mit den Verbrauchsdaten aus dem Jahr 2020 gewahlt und gemdss den Ver-
nehmlassungseingaben angepasst. Von der vorgeschlagenen Deckelung hatten im Jahr 2020 beim Gas
elf Abgabestellen profitiert, bei der Elektrizitat deren sechs.

In Abs. 6 wird zudem geregelt, wohin die Abgabe fliessen soll.
Inkraftsetzung und Ubergangsbestimmungen T1

Das Reglement tritt per 1. Juli 2026 in Kraft. Dies ermdglicht es, bis dahin die Anpassungen in den Kon-
zessionsvertrag zu liberfiihren, um die genaue Hohe der Abgabe fiir die Nutzung des 6ffentlichen Grun-
des zur Gas- und Stromversorgung festzulegen.

Da die Deckelung gemdss Art. 15 Abs. 4 pro Kalenderjahr gilt, wurde fiir die Deckelung im zweiten Halb-
jahr 2026 eine Ubergangsbestimmung definiert. So soll fiir das zweite Halbjahr der Grenzwert fiir die
Deckelung von 2 GWh pro Kalenderjahr pro rata temporis bei 1 GWh zu liegen kommen.

Preisiiberwachung

Da im Reglement Abgaben festgesetzt werden, wurde im Rahmen der Erarbeitung auch die Preisiiberwa-
chung angehort. Die komplette Riickmeldung des Preistiberwachers ist in Beilage 3 ersichtlich. Zusam-
menfassend kommt der Preisiiberwacher zu folgenden drei Empfehlungen:

1. DerPreistberwacher empfiehlt, auf die Erhebung einer Abgabe fiir die Nutzung des 6ffentlichen Grun-
des fiir die Strom- und Gasversorgung zu verzichten.

2. Sollte an der Abgabe festgehalten werden, empfiehlt der Preisiiberwacher, dass die Legislative die
Hoéhe der Abgabe festsetzt.

3. Der Preisuiberwacher empfiehlt, die Spezialfinanzierung "Klima" mit Mitteln aus dem allgemeinen
Haushalt zu finanzieren.

Untenstehend wird auf alle drei Empfehlungen eingegangen.
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Der Preisiberwacher empfiehlt, auf die Erhebung einer Abgabe fiir die Nutzung des offentlichen Grundes
fur die Strom- und Gasversorgung zu verzichten.

Stellungnahme:

Fiir die Versorgung der Geb&dude mit Elektrizitdt und Gas werden die Verteilleitungen meist im &ffentli-
chen Raum, insbesondere unter den Strassen verlegt. Eine intensive, auf die Dauer angelegte Nutzung
auf, in, tiber oder unter einer dffentlichen Strasse gilt als Sondernutzung, die einer Konzession des zu-
standigen Gemeinwesens bedarf (Art. 70 Abs. 1 des Strassengesetzes vom 4. Juni 2008 [SG;
BSG 732.11]). Fiir die Sondernutzung kénnen Gemeinden eine Gebiihr erheben (Art. 71 Abs. 1 SG). Die
Hohe der Gebiihr kann von der Gemeinde festgelegt werden (Art. 71a Abs. 3 SG). Entsprechend sind die
rechtlichen Grundlagen fiir die Erhebung der Konzessionsabgabe beim Energieversorger gegeben (siehe
dazu auch den Abs. "Juristische Priifung” in Kapitel 11). Es ist daher fraglich, ob es Sache der Preisiiber-
wachung ist, die gesetzliche Regelung im kantonalen Strassengesetz in Frage zu stellen.

Nach Art. 14 Abs. 1 des Preisiiberwachungsgesetzes vom 20. Dezember 1985 kann der Preisiiberwacher
beantragen, auf die Preiserhohung ganz oder teilweise zu verzichten oder einen missbrauchlich beibe-
haltenen Preis zu senken. Eine entsprechende Empfehlung ist jedoch seitens Preisiiberwachung nicht
abgegeben worden. Wéhrend sich der Preisiiberwacher {iber die Gebiihrenerhéhung fiir die Nutzung des
offentlichen Grundes fiir die Stromversorgung ausschweigt, empfiehlt er grundséitzlich auf eine Gebiihr
fir die Nutzung des offentlichen Grundes zur Energieversorgung zu verzichten. Es ist fraglich, ob eine
solche Empfehlung in seiner Kompetenz liegt. Auch unter dem Gesichtspunkt der Rechtsgleichheit
scheint nicht plausibel, warum der IB Langenthal AG der 6ffentliche Grund kostenlos zur Verfiigung ge-
stellt werden soll, wahrend andere Unternehmen dafiir bezahlen miissen.

Weiterist die Erhebung einer Konzessionsabgabe fiir die Energieversorgung eine géngige Praxis und wird
in den meisten Schweizer Gemeinden und Stddten entsprechend gehandhabt. Aus obengenannten Griin-
den sollin Langenthal an der Erhebung der Konzessionsabgabe fiir die Nutzung des dffentlichen Grundes
fur die Elektrizitdtsversorgung festgehalten, respektive eine entsprechende Abgabe fiir die Gasversor-
gung eingefiihrt werden.

Sollte an der Abgabe festgehalten werden, empfiehlt der Preisiiberwacher, dass die Legislative die Hohe
der Abgabe festsetzt.

Stellungnahme:

Gemadss dem Erfordernis der gesetzlichen Grundlage (Legalitatsprinzip) im Abgaberecht bediirfen 6ffent-
liche Abgaben einer formellgesetzlichen Grundlage, welche sie in den Grundziigen umschreibt. Delegiert
der Gesetzgeber die Kompetenz zur Festlegung einer Abgabe an eine nachgeordnete Behorde, so muss
er zumindest den Kreis der Abgabepflichtigen, den Gegenstand und die Bemessungsgrundlagen der Ab-
gabe selber festlegen (BVR 2015 S. 441 E. 3.1 mit weiteren Hinweisen).

Der Stadtrat beschliesst, unter Vorbehalt des fakultativen Referendums, liber die vorliegende Teilrevi-
sion. In Art. 15 werden denn auch der Kreis der Abgabepflichtigen, der Gegenstand der Abgabe und die
Bemessungsgrundlage geregelt. Die Festlegung der genauen Abgabehdhe innerhalb der vom Stadtrat
definierten Bandbreite soll anschliessend dem Gemeinderat obliegen. Diese Kompetenzaufteilung steht
im Einklang mit dem Legalitdtsprinzip und erlaubt ein schnelles Agieren, falls Anpassungen im Rahmen
der durch das Reglement gesetzten Leitplanken notig sein sollten. Das vom Preisiiberwacher vorgetra-
gene Argument, dass die Abgabe einen steuerdhnlichen Charakter aufweise und deshalb durch die Le-
gislative festgesetzt werden soll, widerspricht den Aussagen aus der juristischen Abkladrung, welche zum
Schluss kommt, dass es sich im vorliegenden Fall um eine Kausalabgabe handelt (siehe dazu den Absatz
"Juristische Priifung" in Kapitel 11).
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Aus obengenannten Griinden wird an der Festsetzung einer Bandbreite der Abgabehdhe im Reglement
und einer Delegation der Festsetzung der genauen Abgabehthe an den Gemeinderat festgehalten. Um
dem Begehren der Preisiiberwachung entgegenzukommen wird die Bandbreite jedoch von 0.5 bis 3.0
Rp./kWh auf 0.5 bis 2.0 Rp./kWh reduziert.

Der Preisiiberwacher empfiehlt, die Spezialfinanzierung "Klima" mit Mitteln aus dem allgemeinen Haus-
halt zu finanzieren.

Stellungnahme:

Auf die Schaffung einer Spezialfinanzierung "Klima" wie sie im bei der Preisiberwachung eingereichten
Entwurf angedacht war, wird verzichtet. Die gesamten Einnahmen aus der Abgabe fiir die Nutzung des
offentlichen Grundes fliessen in den allgemeinen Haushalt.

Vor- und Nachteile verschiedener Varianten

Keine Bemerkungen

Ergebnis

Mit der beantragten Teilrevision des Versorgungsreglements wird dieses einerseits an die neue Rechts-
lage hinsichtlich Konzessionsabgabe und an die neue Gemeindestruktur angepasst und andererseits
wird die Einfiihrung einer Gemeindeabgabe fiir die Nutzung des offentlichen Grundes fiir die Gasversor-
gung ermoglicht und geregelt.

Konsequenzen bei Ablehnung

Ohne die vorgeschlagenen reglementarischen Anpassungen bleibt die Unsicherheit beziiglich der
Rechtslage fiir die Verrechnung der Konzessionsgebiihr auf Strom bestehen und eine Konzessionsab-
gabe flir die Nutzung des &ffentlichen Grundes zur Gasversorgung wird reglementarisch bis auf weiteres
verunmoglicht. Dies widerspricht den energiepolitischen Zielen von Bund, Kanton und Gemeinde, insbe-
sondere dem behdrdenverbindlich in Kraft getretenen kommunalen Energierichtplan, den Richtlinien der
Regierungstatigkeit 2025-2028 und dem energiepolitischen Programm 2026-2029. Im Weiteren sind ne-
gative Auswirkungen auf die Gemeindefinanzen zu erwarten.

Auswirkungen auf die Verwaltung (Personalbestand, Infrastruktur, Organisation)

Keine Auswirkungen

Finanzielle Auswirkungen

Die Deckelung der Abgabe pro Abgabestelle hat bei der Abgabe zur Nutzung des offentlichen Grundes
flr die Stromversorgung bei der aktuell geltenden Abgabehthe Mindereinnahmen in der Héhe von rund
Fr. 110'000.00 zur Folge. Mit einer Erhohung der Abgabe fiir die Nutzung des 6ffentlichen Grundes fir die
Stromversorgung und der Einfiihrung der entsprechenden Abgabe fiir die Gasversorgung sollen diese
Mindereinnahmen kompensiert werden. Da die Hohe der Abgabe konkret erst in den Konzessionsvertra-
gen festgesetzt wird (in der Kompetenz des Gemeinderates), kdnnen die finanziellen Konsequenzen hier
nicht abschliessend dargestellt werden. Mit den geplanten Abgabehéhen (Fr. 0.012 pro kWh beim Strom
und Fr. 0.006 pro kWh Gas) ist aber gesamthaft mit deutlichen Mehreinnahmen fiir den Steuerhaushalt
zu rechnen.
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Stellungnahme Dritter

IB Langenthal AG

Die beantragten Anderungen im Reglement wurden vor und nach der Vernehmlassung mit der IB Langent-
hal AG besprochen. Gestitzt darauf wurden Anpassungen vorgenommen.

Juristische Priifung durch Kellerhals Carrard

Bei derjuristischen Priifung der hiervorliegenden Reglementsrevision kamen Dr. Christoph J4ger, Rechts-
anwalt, der auch im oben genannten Rechtsfall von Thun involviert war, und Dr. Gregor Bachmann,
Rechtsanwalt, beide vom Anwaltsbiiro Kellerhals Carrard zusammenfassend zu folgendem Schluss:

"Die Stadt Langenthal ist zur Erhebung einer Konzessionsabgabe von den IBL fiir die Sondernutzung des
Offentlichen Grunds berechtigt. Es handelt sich dabei — im Gegensatz zum Fall der Stadt Thun, in welchem
das Verwaltungsgericht das Reglement mit der Forderabgabe (Zwecksteuer) aufgehoben hat — um eine
Kausalabgabe, fiir die eine gesetzliche Grundlage auf kommunaler Ebene ausreichend ist."

In langerer Ausfiihrung kommen obgenannte Anwilte zu folgendem Schluss:

"Nach Art. 15 Abs. 2 E-VR (Anmerkung: Reglement iiber die Versorgung der Stadt Langenthal mit Elektri-
zitdt, Gas, Wasser und Kommunikationssignalen durch die IB Langenthal AG vom 15. September 2014)
erhebt die Stadt Langenthal von der IBL eine Abgabe fiir die Sondernutzung des éffentlichen Grund und
Bodens. Zwischen der Abgabe und der Leistung des Gemeinwesens, der Einrdumung einer Konzession,
liegt somit ein Austauschverhdltnis vor. Es handelt sich bei der vorgesehenen Konzessionsabgabe somit
um eine Kausalabgabe und nicht um eine Steuer. Das Bundesgericht qualifiziert vergleichbare Konzessi-
onsabgaben ausdriicklich als Kausalabgaben und erachtet es als zuldssig, dass von Versorgungsunter-
nehmen (wie der IBL) eine Gebiihr fiir eine solche Sondernutzung eingefordert wird.

Fiir die geplante Konzessionsabgabe der Stadt Langenthal ist somit — entgegen der Férderabgabe der EG
Thun - keine doppelte gesetzliche Grundlage gemdss Art. 113 Abs. 2 der Kantonsverfassung erforderlich;
die Stadt Langenthal kann die geplante Konzessionsabgabe mithin auch ohne Grundlage in einem kan-
tonalen Gesetz einfiihren. Die gesetzliche Grundlage im Versorgungsreglement ist ausreichend."

Preisiiberwachung

Die Riickmeldung der Preisiiberwachung findet sich in Beilage 3. Der Umgang mit den Empfehlungen ist
im Kapitel 5.6 sowie Beilage 4 abgehandelt.

Mitberichte aus der Verwaltung

Keine Mitberichte

Terminprogramm zur Realisierung

30. Mérz 2026: Beratung und Beschluss im Stadtrat
April / Mai 2026: Referendumsfrist
1. Juli 2026: Inkrafttreten

Kommunikation

Die Kommunikation erfolgt Giber die Traktandierung als Stadtratsgeschaft.

N:\Projekte\Umwelt_und_Energie\4.32.5.4.1.2 Gemeindeabgabe\7_ErsteLesung3\IBL-Reglement\BA_IBL-
Reglement_ErsteLesung2_20251209.docx 10/12




15

16

stadtlangenthal
A

Zustdndigkeiten zum Beschluss

Der Stadtrat beschliesst unter Vorbehalt des fakultativen Referendums liber den Erlass, die Abdnderung
und die Aufhebung von Reglementen, unter Vorbehalt von Art. 34 Abs. 1 Ziff. 1 bis 4 der Stadtverfassung
(Art. 60 Abs. 1 Ziff. 1 der Stadtverfassung).

Ist die Legislative oder die Exekutive des Bundes, eines Kantons oder einer Gemeinde zustédndig fiir die
Festsetzung oder Genehmigung einer Preiserhdhung, die von den Beteiligten an einer Wettbewerbsab-
rede oder einem marktmé&chtigen Unternehmen beantragt wird, so hort sie zuvor den Preisiiberwacher
an. Er kann beantragen, auf die Preiserhhung ganz oder teilweise zu verzichten oder einen missbrauch-
lich beibehaltenen Preis zu senken (Art. 14 Abs. 1 des Preisiiberwachungsgesetzes vom 20. Dezember
1985 [PUG; SR 942.20]). Die Behorde flihrt die Stellungnahme in ihrem Entscheid an. Folgt sie ihr nicht,
so begriindet sie dies (Art. 14 Abs. 2 PUG).

Beschlussentwurf

Gestiitzt auf diese Ausfiihrung beantragen wir lhnen Zustimmung zu folgendem

Beschlussentwurf:

1. Der Gemeinderat, gestiitzt auf Art. 67 Abs. 2 der Stadtverfassung vom 22. Juni 2009 sowie nach
Kenntnisnahme des Berichts und Antrags des Stadtbauamtes vom 27. November 2025, beantragt
dem Stadtrat Zustimmung zu folgenden Beschliissen:

Der Stadtrat, gestiitzt auf Art. 60 Abs. 1 Ziff. 1 der Stadtverfassung vom 22. Juni 2009 sowie nach
Kenntnisnahme des gemeinderditlichen Berichts vom ... ... ... sowie der Stellungnahme der Preis-
liberwachung vom 28. Juni 2024 zur Teilrevision des Reglements (iber die Versorgung der Stadt
Langenthal mit Elektrizitdt, Gas, Wasser und Kommunikationssignalen — unter Vorbehalt des fa-
kultativen Referendums — beschliesst:

1. Die Teilrevision des Reglements {iber die Versorgung der Stadt Langenthal mit Elektrizitat,
Gas, Wasser und Kommunikationssignalen vom 15. September 2014 (Anderung des Titels
und der Art. 1, 2, 4 und 15 gemiss Anderungserlass vom 20. November 2025) wird geneh-
migt.

2. DerBericht vom 23. September 2025 zum Umgang in Bezug auf die Empfehlungen der
Preistiberwachung wird genehmigt und ist zusammen mit der Stellungnahme der Preisiiber-
wachung auf der Homepage der Stadt zu publizieren und der Preisliberwachung fiir die Ver-
offentlichung auf ihrer Homepage zu tberlassen.

3. Der Gemeinderat wird mit dem weiteren Vollzug beauftragt.

2. Die Stadtkanzlei wird mit dem weiteren Vollzug beauftragt.

Visum Ressortvorsteher:

-

Michael Schar
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Hinweis: Anwesenheit Amtsvorsteher/in bei Beratung gewiinscht X ja O nein

Beilagen

1. Anderungserlass im Entwurf vom 20. November 2025

2. Synopse vom 20. November 2025

3. Rickmeldung der Preisiiberwachung vom 28. Juni 2024

4. Bericht vom 23. September 2025 zum Umgang mit den Empfehlungen der Preisiiberwachung

N:\Projekte\Umwelt_und_Energie\4.32.5.4.1.2 Gemeindeabgabe\7_ErsteLesung3\IBL-Reglement\BA_IBL-
Reglement_ErsteLesung2_20251209.docx 12/12



\\

Aufgabeniibertra-

gung, Zweck

Leistungsauftrag

Reglement {iber die Versorgung der Stadt Langenthal mit Elektrizitat, Gas, Wasser
und Kommunikationssignalen 12.1R

Anderungserlass (Entwurf vom 20. November 2025) Beilage 2

Traktandum Nr. 4

Stadtratssitzung vom 30. Marz 2026

Der Stadtrat, gestiitzt auf Artikel 68 des Gemeindegesetzes des Kantons Bern
vom 16. Mdrz 1998 (GG; BSG 170.11) und Artikel 4 Absatz 4 i.V.m. Artikel 60
Absatz 1 Ziffer 1 der Stadtverfassung vom 22. Juni 2009, — unter Vorbehalt des
fakultativen Referendums — beschliesst:

. Das Reglement iiber die Versorgung der Stadt Lan-
genthal mit Elektrizitat, Gas, Wasser und Kommuni-
kationssignalen vom 15. September 2014 wird wie
folgt gedandert:

Reglement iiber die Versorgung der Stadt Langenthal mit
Elektrizitat, Gas, Wasser und Kommunikationssignalen
durch die IB Langenthal AG

Art. 1

! Die Stadt Langenthal tibertrdgt die Aufgaben der Elektrizitdtsversorgung in-
nerhalb des zugeteilten Netzgebiets, der Gasversorgung, der Wasserversor-
gung innerhalb des zugeteilten Gebiets und der Versorgung mit Kommunikati-
onssignalen mit allen Rechten und Pflichten auf die privatrechtlich organi-
sierte IB Langenthal AG ("IBL").

2 unverdndert

Art. 2
! Die IBL hat folgenden Leistungsauftrag:

a. die Versorgung des Gemeindegebiets der Stadt Langenthal innerhalb des
der IBL zugeteilten Netzgebiets mit Elektrizitat nach bundesrechtlichen und
kantonalen Vorgaben;

b. unverdndert

c. die Versorgung des Gemeindegebiets der Stadt Langenthal, fiir welches die
Wasserversorgung nicht an Dritte iibertragen wurde, mit Wasser nach den
Vorgaben des kantonalen Rechts sowie die Sicherstellung der Versorgung
mit Léschwasser und mit Trinkwasser im Notfall;

d. unverdndert


lt3856
Textfeld
Beilage 2
Traktandum Nr. 4
Stadtratssitzung vom 30. März 2026


\ Reglement {iber die Versorgung der Stadt Langenthal mit Elektrizitat, Gas, Wasser
\ und Kommunikationssignalen 12.1R
Anderungserlass (Entwurf vom 20. November 2025)

Verteilanlagen

Sondernutzung von
offentlichem Grund

und Boden und Kon-

zessionsabgabe

’ Die IBL kann gewerbliche Leistungen erbringen, die einen Zusammenhang
mit den Aufgaben des Leistungsauftrags haben.
Sie kann namentlich:

a. unverdndert

b. weitere Leistungen im Bereich der Erzeugung, Beschaffung, Speicherung,
Ubertragung und Verteilung von Energie erbringen.

3 unverdndert

Art. 4

Y unverdndert

2 unverdindert

> Die von der IBL im Rahmen ihres Versorgungsauftrags erstellten Verteilanla-
gen fiir Elektrizitat, Gas, Wasser und Kommunikationssignalen stehen im Al-
leineigentum der IBL.

Art. 15

! Die IBL hat das Recht, fiir das Verlegen und Betreiben von Leitungen fiir die
Versorgung mit Elektrizitat, Gas, Wasser und Kommunikationssignalen sowie
der notwendigen Nebenanlagen den offentlichen Grund und Boden sowie be-
stehende und kiinftige 6ffentliche Strassen in der Hoheit der Stadt Langenthal
im der IBL zugeteilten Gebiet im Sinne der kantonalen Strassenbaugesetzge-
bung zu benutzen (sog. Sondernutzung).

’ Fiir die Sondernutzung innerhalb des fiir die Versorgung zugeteilten Gebiets
erhebt die Stadt Langenthal von der IBL eine Abgabe pro Kilowattstunde der aus
dem Verteilnetz der IBL an die Endkundinnen und Endkunden ausgespeisten
Energie (sog. Konzessionsabgabe). Der Gemeinderat und die IBL regeln die Mo-
dalitdten beziiglich Hohe und Ausrichtung der Abgabe in einem Konzessions-
vertrag mit Leistungsvereinbarung (Art. 6).

s Die IBL belastet diese Abgabe den Endkundinnen und Endkunden anteils-
massig als Abgabe oder Leistung an das Gemeinwesen und vergiitet den Ertrag
an die Stadt Langenthal.

’> Die Abgabe bemisst sich nach der auf dem Gemeindegebiet der Stadt Lan-
genthal ausgespeisten Energie und betragt:

a. furdie Elektrizitatsversorgung zwischen 0.5 und 2.0 Rp./kWh;
b. fiir die Gasversorgung zwischen 0.5 und 2.0 Rp./kWh;

c. fiirdie Versorgung mit Wasser und Kommunikationssignalen wird keine
Abgabe erhoben.

* Die Abgabe wird pro Abgabestelle und Kalenderjahr fiir Elektrizitdt nur auf die

ersten 2 GWh und fiir Gas nur auf die ersten 2 GWh pro Jahr erhoben. Wird die-
ser Verbrauch bei einer Abgabestelle in einem Kalenderjahr {iberschritten,



\ Reglement {iber die Versorgung der Stadt Langenthal mit Elektrizitat, Gas, Wasser
\ und Kommunikationssignalen 12.1R
Anderungserlass (Entwurf vom 20. November 2025)

sind die tibrigen bezogenen kWh ab dieser Abgabestelle fiir das laufende Jahr
abgabebefreit.

> Der Gemeinderat setzt die Hohe der Abgabe innerhalb der in Absatz 3 ge-
nannten Bandbreite fest. Eine Anderung der Abgabehdhe hat der Gemeinderat
der IBL friihzeitig mitzuteilen.

¢ Die Abgabe an die Stadt Langenthal fliesst in den allgemeinen Haushalt der
Stadt.

T1 Ubergangsbestimmung der Anderung vom 30. Mirz 2026
Art. T1-1

Die Deckelung der Konzessionsabgabe fiir die Nutzung des o6ffentlichen Grun-
des gemass Artikel 15 Absatz 4 findet im Kalenderjahr 2026 pro rata temporis
ab dem Inkrafttreten Anwendung.

Il. Diese Anderungen treten auf den 1. Juli 2026 in
Kraft.

Langenthal, 30. Mérz 2026 IM NAMEN DES STADTRATES

Der Prasident:

Diego Clavadetscher

Die Sekretérin:

Barbara Labbé
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Beilage 3
Traktandum Nr. 4
Stadtratssitzung vom 30. Marz 2026

Reglement iiber die Versorgung der Stadt Langenthal mit Elekt-

rizitat, Gas, Wasser und Kommunikationssignalen
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\ Neu

\ Bemerkungen

Reglement iiber die Versorgung der Stadt Lan-
genthal mit Elektrizitdt, Gas, Wasser und Kom-
munikationssignalen

Reglement iiber die Versorgung der Stadt Lan-
genthal mit Elektrizitdt, Gas, Wasser und Kom-
munikationssignalen durch die IB Langenthal
AG

Bei Inkrafttreten des Reglements war die IB Lan-
genthal AG noch alleinige Versorgerin der Stadt
Langenthal. Seit der Fusion ist dies nicht mehr
der Fall. Entsprechend ist der Titel des Regle-
ments anzupassen, um klarzustellen, dass das
Reglement "nur" den Versorgungsauftrag der IB
Langenthal AG regelt.

Art. 1 Aufgabeniibertragung, Zweck

Art. 1 Aufgabeniibertragung, Zweck

1 Die Stadt Langenthal ibertrdgt die Aufgaben
der Elektrizitatsversorgung, der Gasversorgung,
der Wasserversorgung und der Versorgung mit
Kommunikationssignalen mit allen Rechten und
Pflichten auf die privatrechtlich organisierte IB
Langenthal AG ("IBL").

1 Die Stadt Langenthal {ibertragt die Aufgaben
der Elektrizitatsversorgung innerhalb des zuge-
teilten Netzgebiets, der Gasversorgung, der
Wasserversorgung innerhalb des zugeteilten
Gebiets und der Versorgung mit Kommunikati-
onssignalen mit allen Rechten und Pflichten auf
die privatrechtlich organisierte IB Langenthal AG
"1BL").

Genauere und exaktere Definition des Versor-
gungsperimeters.

2 Dieses Reglement legt die Voraussetzungen
und Rahmenbedingungen fiir die Beziehungen
beziehungsweise die Rechte und Pflichten zwi-
schen der Stadt Langenthal und der IBL sowie
zwischen Kundinnen und Kunden der IBL fest.

[unverindert]

Art. 2 Leistungsauftrag

Art. 2 Leistungsauftrag

1 Die IBL hat folgenden Leistungsauftrag:

1 Die IBL hat folgenden Leistungsauftrag:

a. die Versorgung des Gemeindegebiets der
Stadt Langenthal mit Elektrizitdt nach bun-
desrechtlichen und kantonalen Vorgaben;

a. die Versorgung des Gemeindegebiets der
Stadt Langenthal innerhalb des der IBL zuge-
teilten Netzgebiets mit Elektrizitdt nach bun-
desrechtlichen und kantonalen Vorgaben;

Genauere und exaktere Definition des Versor-
gungsperimeters.

b. die Versorgung des Gemeindegebiets der
Stadt Langenthal mit Gas, soweit die Versor-
gung 6konomisch und 6kologisch sinnvoll
ist;

[unverindert]




Bisher

\ Neu

\ Bemerkungen

c. die Versorgung des Gemeindegebiets der
Stadt Langenthal mit Wasser nach den Vor-
gaben des kantonalen Rechts sowie die Si-
cherstellung der Versorgung mit Loschwas-
ser und mit Trinkwasser im Notfall;

c. die Versorgung des Gemeindegebiets der
Stadt Langenthal, fiir welches die Wasserver-
sorgung nicht an Dritte Gibertragen wurde, mit
Wasser nach den Vorgaben des kantonalen
Rechts sowie die Sicherstellung der Versor-
gung mit Loschwasser und mit Trinkwasser
im Notfall;

Genauere Definition des Versorgungsperimeters

d. die Versorgung des Gemeindegebiets der

Stadt Langenthal mit Kommunikationssigna-

len, soweit die Versorgung 6konomisch und
okologisch sinnvoll ist.

[unverindert]

2 DieIBL kann gewerbliche Leistungen erbrin-
gen, die einen Zusammenhang mit den Aufga-
ben des Leistungsauftrags haben.

Sie kann namentlich:

[unverdndert]

a. Kundinnen und Kunden, zu deren Versor-
gung sie nicht verpflichtet ist, mit Elektrizi-

tat, Gas, Wasser und Kommunikationssigna-

len versorgen;

[unverdndert]

b. weitere Leistungen im Bereich der Erzeu-
gung, Beschaffung, Speicherung, Ubertra-

gung und Verteilung von Energie (insb. Elekt-

rizitat und Gas) erbringen.

b. weitere Leistungen im Bereich der Erzeugung,
Beschaffung, Speicherung, Ubertragung und
Verteilung von Energie erbringen.

Die Klammerbemerkung ist obsolet und kann
gestrichen werden. Insbesondere, da die IBL
vermehrt auch nicht-fossile Warmeenergie lie-
fert.

3 Die IBL kann ihre Leistungen auch aus-
serhalb des Gemeindegebiets der Stadt Lan-
genthal erbringen. Die selbstdndige und unab-
hangige Erfiillung des Leistungsauftrages auf
dem Gemeindegebiet der Stadt Langenthal
muss jederzeit gewdhrleistet sein.

[unverindert]
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Art. 4 Verteilanlagen

Art. 4 Verteilanlagen

1 Die IBL erstellt, erweitert, erneuert, unterhalt
und betreibt die erforderlichen Verteilanlagen
nach den Vorgaben des eidgendssischen und

kantonalen Rechts. Die Erweiterung und Erneue-

rung der Verteilanlagen im Gemeindegebiet der
Stadt Langenthal sind mit der Erschliessungs-
planung der Stadt Langenthal abzustimmen.

[unverdndert]

2 Die Verteilanlagen, die der Versorgung mit
Elektrizitat, Gas, Wasser und Kommunikations-
signalen dienen, sind mittels Durchleitungs-
rechten sicherzustellen.

[unverindert]

3 Dievon der IBL erstellten Verteilanlagen fiir
Elektrizitat, Gas, Wasser und Kommunikations-
signalen stehen im Alleineigentum der IBL.

3 Dievon derIBL im Rahmen ihres Versor-
gungsauftrags erstellten Verteilanlagen fiir
Elektrizitat, Gas, Wasser und Kommunikations-
signalen stehen im Alleineigentum der IBL.

Prizisierung

Art. 15 Sondernutzung von offentlichem Grund
und Boden

Art. 15 Sondernutzung von offentlichem Grund
und Boden und Konzessionsabgabe

Ergdnzung, da in diesem Artikel auch die Kon-
zessionsabgabe geregelt wird.

1 Die IBL hat das Recht, fiir das Verlegen und
Betreiben von Leitungen fiir die Versorgung mit
Elektrizitat, Gas, Wasser und Kommunikations-
signalen sowie der notwendigen Nebenanlagen
den offentlichen Grund und Boden sowie beste-
hende und kiinftige 6ffentliche Strassen in der

Hoheit der Stadt Langenthal im Sinne der kanto-

nalen Strassenbaugesetzgebung zu benutzen.

1 Die IBL hat das Recht, fiir das Verlegen und
Betreiben von Leitungen fiir die Versorgung mit
Elektrizitat, Gas, Wasser und Kommunikations-
signalen sowie der notwendigen Nebenanlagen
den o6ffentlichen Grund und Boden sowie beste-
hende und kiinftige 6ffentliche Strassen in der
Hoheit der Stadt Langenthal im der IBL zugeteil-
ten Gebiet im Sinne der kantonalen Strassen-
baugesetzgebung zu benutzen (sog. Sondernut-
zung).

Genauere und exaktere Definition des betroffe-
nen Perimeters.

2 Firdie Sondernutzung erhebt die Stadt Lan-
genthal von der IBL eine Abgabe. Diese bemisst
sich fiir die Leitungen der Elektrizitdtsversor-
gung nach der auf dem Gemeindegebiet der

2 Fiir die Sondernutzung innerhalb des fiir die
Versorgung zugeteilten Gebiets erhebt die Stadt
Langenthal von der IBL eine Abgabe pro Kilo-
wattstunde der aus dem Verteilnetz der IBL an

Der Passus, dass fiir die Versorgung mit Gas,
Wasser und Kommunikationssignalen keine Ab-
gaben erhoben werden, wird gestrichen.
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Stadt Langenthal ausgespiesenen Energie. Fiir
die Versorgung mit Gas, Wasser und Kommuni-
kationssignalen werden keine Abgaben erho-
ben. Die Abgabe deckt mindestsens die Kosten,

welche der Stadt Langenthal aus der Sondernut-

zung entstehen und beachten den Grundsatz
der Verhaltnismassigkeit.

die Endkundinnen und Endkunden ausgespeis-
ten Energie (sog. Konzessionsabgabe). Der Ge-
meinderat und die IBL regeln die Modalitédten
beziiglich Hohe und Ausrichtung der Abgabe in
einem Konzessionsvertrag mit Leistungsverein-
barung (Art. 6).

2" Die IBL belastet diese Abgabe den End-
kundinnen und Endkunden anteilsmassig als
Abgabe oder Leistung an das Gemeinwesen und
vergiitet den Ertrag an die Stadt Langenthal.

Liefert die rechtliche Grundlage, dass die IBL
diese Konzessionsgebiihr den Endkunden wei-
terverrechnen darf. Dies wurde ndtig wegen ei-
ner Rechtsprechung aus dem Jahr 2018 (Urteil
des Bundesgerichtes 2C_399/2017 vom 28. Mai
2018).

3 Der Gemeinderat regelt die Héhe und die
Modalitaten fiir die Ausrichtung der Abgabe in
einem Konzessionsvertrag mit Leistungsverein-
barung.

3 Die Abgabe bemisst sich nach der auf dem
Gemeindegebiet der Stadt Langenthal ausge-
speisten Energie und betragt:

Wurde bisher unter Absatz 2 geregelt. Da neu
die Bemessung der Abgabe genauer definiert
wird, wurde ein eigener Absatz fiir die Bemes-
sung der Abgabe erstellt.

a. fiir die Elektrizitatsversorgung zwischen 0.5
und 2.0 Rp./kWh;

Festlegung des Rahmens der Hohe der Konzes-
sionsabgabe fiir die Nutzung des Offentlichen
Grundes fiir die Stromversorgung.

b. fiir die Gasversorgung zwischen 0.5 und 2.0
Rp./kWh;

Festlegung des Rahmens der Hbohe der Konzes-
sionsabgabe fiir die Nutzung des Offentlichen
Grundes fiir die Gasversorgung. Eine Abgabe fiir
die Nutzung des Offentlichen Grundes fiir die
Gasversorgung ist nur méglich, dank der Anpas-
sung in Absatz 2 hiervon.

c. fiir die Versorgung mit Wasser und Kommuni-
kationssignalen wird keine Abgabe erhoben.

4 Die Abgabe wird pro Abgabestelle und Kalen-
derjahr fiir Elektrizitdt nur auf die ersten 2 GWh

und fiir Gas nur auf die ersten 2 GWh pro Jahr er-

Neu wird die Hohe der Abgabe pro Abgabestelle
gegen oben eingeschrdnkt. Dies soll zur Stand-
ortattraktivitdt fiir energieintensive Industriebe-
triebe beitragen.
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hoben. Wird dieser Verbrauch bei einer Abgabe-
stelle in einem Kalenderjahr tiberschritten sind
die tbrigen ausgespeisten kWh ab dieser Abga-
bestelle fiir das laufende Jahr abgabebefreit.

5 Der Gemeinderat setzt die Hohe der Abgabe
innerhalb der in Absatz 3 genannten Bandbreite
fest. Eine Anderung der Abgabehdhe hat der Ge-
meinderat der IBL-friihzeitig mitzuteilen.

Prdzisierung gemdiss der bisherigen Bestim-
mungen in Absatz 3.

6 Die Abgabe an die Stadt Langenthal fliesst in
den allgemeinen Haushalt der Stadt.

Regelung, wohin die Abgaben fliessen sollen.

T1 Ubergangsbestimmung der Anderung vom
30. Mdrz 2026

Art. T1-1

Die Deckelung der Konzessionsabgabe fiir die Nut-
zung des offentlichen Grundes gemass Artikel 15
Absatz 4 findet im Kalenderjahr 2026 pro rata
temporis ab dem Inkrafttreten Anwendung.

Da sich die Deckelung in Artikel 15 Absatz 4 auf
ein Kalenderjahr bezieht, das Reglement jedoch
unterjdhrig in Kraft treten soll, sind entspre-
chende Ubergangsbestimmungen nétig.




Confédération suisse Wirtschaft, Bildung und Forschung WBF

9 Schweizerische Eidgenossenschaft Eidgendssisches Departement fiir
Confederazione Svizzera

Confederaziun svizra Preisiiberwachung PUE Beilage 4

Traktandum Nr. 4
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Aktenzeichen: PUE-311-812
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Bern, (Datum vgl. Datumsstempel der elektronischen Unterschrift)

Konzessionsabgabe fiir die Sondernutzung des 6ffentlichen Grund und Bodens: Empfehlung
des Preisiiberwachers

Sehr geehrte Damen und Herren Stadtrate
Sehr geehrte Damen und Herren Gemeinderate
Sehr geehrter Herr Moser

Mit Schreiben vom 3. Juni 2024 informieren Sie uns Uber die geplante Anpassung der Konzessionsab-
gaben fiir die Nutzung des 6ffentlichen Grundes flir Versorgungsleitungen. Fir die Zustellung der Un-
terlagen und die Erlauterungen danken wir Ihnen bestens.

Der Preisliberwacher nimmt gestutzt auf Art. 14 Preisiberwachungsgesetz (PUG) zur geplanten An-
passung der Konzessionsabgaben fur die Elektrizitdtsversorgung und zur geplanten Einflhrung der
Konzessionsabgaben fiir die Gasversorgung wie folgt Stellung:

Geplante Abgaben gemdss Entwurf Teilrevision des Versorgungsreglements

Das Reglement sieht eine Abgabe fir die Elektrizitatsversorgung und neu auch fiir die Gasversorgung
in der Hohe von 0.5 bis 3 Rp./kWh vor. Geplant ist, ab 1.1.2025 eine Abgabe von 1.2 Rp. / kWh auf
Strom und eine Abgabe 0.6 Rp. / kWh auf Gas zu erheben. Das Reglement sieht Obergrenzen vor. Pro
Abgabenstelle werden jahrlich maximal 2 GWh des Elektrizitats- bzw. Gasverbrauchs pro Jahr mit der
Abgabe belastetet. Dies wirde einem Betrag von maximal Fr. 24'000.- fur die Elektrizitatsversorgung

Preisiiberwachung PUE

Simon Pfister

Einsteinstrasse 2

3003 Bern

Tel. +41 58 462 21 01
simon.pfister@pue.admin.ch
https://www.preisueberwacher.admin.ch/

PUE-D-F88B3401/59
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und Fr. 12'000 fir Gasversorgung entsprechen. Wir weisen darauf hin, dass in Anhang 2 zum Konzes-
sionsvertrag Langenthal unseres Erachtens falschlicherweise ein Betrag von Fr. 26'000 anstelle von
Fr. 24'000.- genannt wurde.

Vorgesehen ist, dass die mit der Abgabe erzielten Einnahmen grundsétzlich in den allgemeinen Haus-
halt der Stadt Langenthal fliessen sollen, wobei jeweils 20 % der Ertrage aus der Abgabe fiir die Son-
dernutzung von Grund und Boden fiir die Gas- und Elektrizitdtsversorgung der Spezialfinanzierung
«Klima» zugewiesen wirden. Fir den allgemeinen Steuerhaushalt entstiinden unter Berlicksichtigung
der Verbrauchszahlen 2020 jahrliche Einnahmen von Fr. 1’428 Mio. Der Spezialfinanzierung «Klima»
wirden jahrlich Fr. 357'000 zugewiesen.

Zustandigkeit der Eidg. Elektrizititskommission im Bereich Gemeindeabgaben

Entgegen der in lhrem Schreiben vertretenen Auffassung, fallt die Beurteilung der H6he von kommuna-
len Abgaben fiir die Nutzung des 6ffentlichen Grund- und Bodens grundsétzlich nicht in den Anwen-
dungsbereich des Stromversorgungsgesetzes (StromVG). Analog der Abgabe fiir die Gasversorgung
unterliegt auch die Abgabe fiir die Stromversorgung der Anhérungspflicht gemass Art. 14 PUG. Der
Preistiberwacher nimmt nachfolgend deshalb sowohl zu den Konzessionsabgaben fir die Elektrizitats-
als auch zu denjenigen fiir die Gasversorgung Stellung.

Der guten Ordnung halber sei erwahnt, dass Abgaben an Gemeinwesen gemass StromVG separat auf
der Stromrechnung ausgewiesen werden. Die Aufsicht Uber die ordnungsgemasse Rechnungsstellung
gemass StromVG fallt in die Zustandigkeit der Eidg. Elektrizitatskommission EICom, die fir allfallige
diesbezugliche Fragestellungen zu konsultieren ware.

Erwagungen des Preistiberwachers

Der Preisiiberwacher stellt Konzessionsabgaben fir die Inanspruchnahme von Grund und Boden fiir
die Elektrizitats- und Gasversorgung aus grundsatzlichen Uberlegungen in Frage. So wird nicht eine
aussergewohnliche oder ausserordentliche Beanspruchung des 6ffentlichen Grunds durch einzelne
Privatpersonen oder Unternehmen fiir oftmals kommerzielle Tatigkeiten entschadigt, die grundsatzlich
auch an einem anderen Standort (Markte, Restauration, Sportveranstaltung etc.) durchgefiihrt werden
kénnten. Vielmehr werden unverzichtbare Service Public-Dienste mit einer fiskalahnlichen, kostenun-
abhangigen Abgabe belastet, die von den Unternehmen voll und ganz den Konsumentinnen und Kon-
sumenten Uberwalzt werden. Die Nutzung von 6ffentlichem Grund und Boden fiir den Strom- und
Erdgasbezug sollte deshalb fiir die ortsansassigen Endverbraucher kostenlos sein, soweit der
Gemeingebrauch durch die Leitungen nicht ausserordentlich beeintrachtigt wird.

Bau, Instandhaltung und Betrieb der Netze werden durch die Endverbraucher bereits tiber einmalige
Anschlussgebiihren und Netzkostenbeitrage bei der Erschliessung sowie iber monatliche Grundge-
bihren und die verbrauchsabhangigen Preise pro Kilowattstunde finanziert. Die Ertrdge aus zusatzli-
chen Abgaben an das Gemeinwesen dienen nicht dem Zweck der Versorgung, sondern speisen, so-
weit nicht anders geregelt, den allgemeinen Finanzhaushalt der Gemeinde. Sie unterscheiden sich nur
punkto Erhebungsart, nicht aber punkto Verwendung von Steuern. Im Gegensatz zu Steuern bemes-
sen sich die Gebuhren aber nicht an der wirtschaftlichen Leistungsfahigkeit, sondern am Verbrauch
und benachteiligen namentlich einkommensschwachere Mehrpersonenhaushalte und je nach Ausge-
staltung das energieintensivere Gewerbe. Aus diesen Uberlegungen lehnt der Preisiiberwacher die
Erhebung von kommunalen Konzessionsgebuhren auf Strom und Erdgas fiir die Nutzung des
offentlichen Grunds ab und empfiehlt, darauf zu verzichten.

Auch die vorliegend vorgesehen Verwendung von 20 % der Einnahmen fir die Spezialfinanzierung

«Klima» vermag am steuerahnlichen Charakter der Abgabe und damit an den obenstehenden
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Uberlegungen grundsétzlich nichts zu dndern. Die Abgabe beriicksichtigt die Herkunft der transportier-
ten Energie nicht. Einen Anreiz, einen hohen Anteil an Biogas oder Strom aus erneuerbaren Quellen
zu konsumieren, schafft die Abgabe nicht. Nicht belastet werden im Gegensatz zu Liegenschaften mit
Warmepumpen zudem Liegenschaften, die mit Erddl beheizt werden. Aus diesen Griinden liegt kein
systematischer kausaler Zusammenhang zwischen Abgabenh6he und negativer Klimawirkung
vor, weil die Herkunft der transportierten Energie und der Verwendungszweck bei der Bemes-
sung nicht beriicksichtigt wird. Auch steht mit der Verwendung fir Klimaschutzmassnahmen der
Abgabe keine Gegenleistung gegeniiber, die spezifisch dem Kreis der Geblihrenzahlenden zu Gute
kame. Der Preisiiberwacher empfiehlt, die Spezialfinanzierung «Klima» mit Mitteln aus dem all-
gemeinen Haushalt zu finanzieren. Aus klimapolitischen Uberlegungen Iasst sich die Erhéhung der
Abgabe flr die Sondernutzung des 6ffentlichen Grund und Bodens nicht rechtfertigen.

Da die Abgabe vorwiegend dem allgemeinen Finanzhaushalt zukommt, hat sie wie oben ausgefiihrt
einen steuerahnlichen Charakter. Die Kompetenz der Festsetzung der Abgabenhohe innerhalb ei-
ner grossen Bandbreite sollte deshalb nicht der Exekutiven delegiert werden. Sollte entgegen
der obigen Erwagungen weiterhin an den bestehenden Konzessionsabgaben festgehalten werden,
sollte die Abgabenhdhe durch die Legislativ (Stadtrat) festgesetzt werden.

Empfehlung des Preisiiberwachers:

Der Preisiiberwacher empfiehlt, auf die Erhebung einer Abgabe fiir die Nutzung des 6ffentlichen
Grunds fiir die Strom- und Gasversorgung zu verzichten.

Sollte entgegen der obigen Erwagungen weiterhin an der bestehenden Gemeindeabgabe festgehalten
werden, empfiehlt der Preisiberwacher, dass die Hohe der Abgabe vom Stadtrat (Legislative) fest-
gesetzt wird. Auf eine Delegation der Kompetenz an den Gemeinderat, die Hohe der Abgaben auf
Strom und Gas festzusetzen, ist zu verzichten.

Der Preisiiberwacher empfiehlt, die Spezialfinanzierung «Klima» mit Mitteln aus dem allgemei-
nen Haushalt zu finanzieren. Klimaschutzmassnahmen kommen der Allgemeinheit und nicht spezi-
fisch den mit der Abgabe belasteten Haushalte und Unternehmen zu Gute. Der Preisiiberwacher weist
darauf hin, dass der kausale Zusammenhang zwischen Abgabenhdhe und negativer Klimawirkung un-
systematisch ist. Ob fossile oder erneuerbare Energie transportiert wird, bleibt unberticksichtigt. Je
nach Verwendungszweck (z.B. Heizen mit Warmepumpe statt Erddl) ist der Zusammenhang zwischen
unerwunschter Klimawirkung und Abgabenhdhe sogar negativ.
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Wir weisen der guten Ordnung halber darauf hin, dass die Stellungnahme des Preistiberwachers gemass
Art. 14 Abs. 2 PiUG im Antrag des Gemeinderats an die Gemeindeversammlung anzufihren ist. Wird der
Empfehlung des Preistiiberwacher nicht gefolgt, ist dies zu begriinden.

Wir danken lhnen fir die Kenntnisnahme und Prufung unserer Empfehlung. Gerne mdchten wir Sie bit-

ten, uns Uber lhren Entscheid zu informieren.

Freundliche Griisse

- Meierhans Stefan X9IB3X
l/‘_ﬁ o
= Info: admin.ch/esignature | validator.ch

Stefan Meierhans
Preisuberwacher
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Ausgangslage

Die Teilrevision des Reglements {iber die Versorgung der Stadt Langenthal mit Elektrizitat, Gas, Wasser
und Kommunikationssignalen vom 15. September 2014 wurde mit Gemeinderatsbeschluss vom 29. Mai
2024 zu Handen der Preisiiberwachung freigegeben. Mit Schreiben vom 28. Juni 2024 nahm die Preis-
tiberwachung Stellung zur geplanten Teilrevision und formulierte drei Empfehlungen.

Empfehlung 1: Verzicht auf die Abgabe

Empfehlung

Der Preisiiberwacher empfiehlt, auf die Erhebung einer Abgabe fiir die Nutzung des &ffentlichen Grun-
des fiir die Strom- und Gasversorgung zu verzichten.

Beschluss
Der Empfehlung wird nicht nachgekommen.
Begriindung

Fur die Versorgung der Gebdude mit Elektrizitdt und Gas werden die Verteilleitungen meist im offentli-
chen Raum, insbesondere unter den Strassen verlegt. Eine intensive, auf die Dauer angelegte Nutzung
auf, in, tber oder unter einer offentlichen Strasse gilt als Sondernutzung, die einer Konzession des zu-
stindigen Gemeinwesens bedarf (Art. 70 Abs. 1 des Strassengesetzes vom 4. Juni 2008 [SG;
BSG 732.11)). Fiir die Sondernutzung kénnen Gemeinden eine Gebiihr erheben (Art. 71 Abs. 1 SG). Die
Hohe der Gebiihr kann von der Gemeinde festgelegt werden (Art. 71a Abs. 3 SG). Entsprechend sind die
rechtlichen Grundlagen fiir die Erhebung der Konzessionsabgabe beim Energieversorger gegeben. Es ist
daher fraglich, ob es Sache der Preisiiberwachung ist, die gesetzliche Regelung im kantonalen Strassen-
gesetz in Frage zu stellen.

Nach Art. 14 Abs. 1 des Preisiiberwachungsgesetzes vom 20. Dezember 1985 kann der Preisiiberwacher
beantragen, auf die Preiserhhung ganz oder teilweise zu verzichten oder einen missbrduchlich beibe-
haltenen Preis zu senken. Eine entsprechende Empfehlung ist jedoch seitens Preisiiberwachung nicht
abgegeben worden. Wahrend sich der Preisiiberwacher tiber die Gebiihrenerhohung fiir die Nutzung des
offentlichen Grundes fiir die Stromversorgung ausschweigt, empfiehlt er grundsatzlich auf eine Gebiihr
fiir die Nutzung des offentlichen Grundes zur Energieversorgung zu verzichten. Es ist fraglich, ob eine
solche Empfehlung in seiner Kompetenz liegt. Auch unter dem Gesichtspunkt der Rechtsgleichheit
scheint nicht plausibel, warum der IB Langenthal AG der 6ffentliche Grund kostenlos zur Verfiigung ge-
stellt werden soll, wahrend andere Unternehmen dafiir bezahlen miissen.

Weiter ist die Erhebung einer Konzessionsabgabe fiir die Energieversorgung eine gangige Praxis und wird
in den meisten Schweizer Gemeinden und Stddten entsprechend gehandhabt. Aus obengenannten Griin-
den sollin Langenthal an der Erhebung der Konzessionsabgabe fiir die Nutzung des dffentlichen Grundes
fir die Elektrizitdtsversorgung festgehalten, respektive eine entsprechende Abgabe fiir die Gasversor-
gung eingefiihrt werden.

Empfehlung 2: Festsetzung der Gebiihren

Empfehlung

Sollte an der Abgabe festgehalten werden, empfiehlt der Preisiiberwacher, dass die Hohe der Abgabe
vom Stadtrat (Legislative) festgesetzt wird.

Beschluss

Der Empfehlung wird teilweise nachgekommen.
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Begriindung

Gemdss dem Erfordernis der gesetzlichen Grundlage (Legalitdtsprinzip) im Abgaberecht bedirfen 6ffent-
liche Abgaben einer formellgesetzlichen Grundlage, welche sie in den Grundziigen umschreibt. Delegiert
der Gesetzgeber die Kompetenz zur Festlegung einer Abgabe an eine nachgeordnete Behorde, so muss
er zumindest den Kreis der Abgabepflichtigen, den Gegenstand und die Bemessungsgrundlagen der Ab-
gabe selber festlegen (BVR 2015 S. 441 E. 3.1 mit weiteren Hinweisen).

Der Stadtrat beschliesst, unter Vorbehalt des fakultativen Referendums, iiber die vorliegende Teilrevi-
sion. In Art. 15 des revidierten Reglements werden denn auch der Kreis der Abgabepflichtigen, der Ge-
genstand der Abgabe und die Bemessungsgrundlage geregelt. Die Festlegung der genauen Abgabehdhe
innerhalb der vom Stadtrat definierten Bandbreite soll anschliessend dem Gemeinderat obliegen. Diese
Kompetenzaufteilung steht im Einklang mit dem Legalitatsprinzip und erlaubt ein schnelles Agieren, falls
Anpassungen im Rahmen der durch das Reglement gesetzten Leitplanken nétig sein sollten. Das vom
Preistiberwacher vorgetragene Argument, dass die Abgabe einen steuerdhnlichen Charakter aufweise
und deshalb durch die Legislative festgesetzt werden soll, widerspricht den Aussagen aus der juristi-
schen Abklarung, welche zum Schluss kommt, dass es sich im vorliegenden Fall um eine Kausalabgabe
handelt.

Aus obengenannten Griinden wird an der Festsetzung einer Bandbreite der Abgabeh6he im Reglement
und einer Delegation der Festsetzung der genauen Abgabehdhe an den Gemeinderat festgehalten. Um
dem Begehren der Preisiiberwachung entgegenzukommen wird die Bandbreite jedoch von 0.5 bis 3.0
Rp./kWh auf 0.5 bis 2.0 Rp./kWh reduziert.

Empfehlung 3: Spezialfinanzierung "Klima"

Empfehlung

Der Preisiiberwacher empfiehlt, die Spezialfinanzierung "Klima" mit Mitteln aus dem allgemeinen Haus-
halt zu finanzieren

Beschluss
Der Empfehlung wird nachgekommen.
Begriindung

Auf die Schaffung einer Spezialfinanzierung "Klima" wie sie im bei der Preisiiberwachung eingereichten
Entwurf angedacht war, wird verzichtet. Die gesamten Einnahmen aus der Abgabe fiir die Nutzung des
offentlichen Grundes fliessen in den allgemeinen Haushalt.

Beilage

Stellungnahme der Preisiiberwachung vom 28. Juni 2024 "Konzessionsabgabe fiir die Sondernutzung
des offentlichen Grund und Bodens"
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o\ Gemeinderat
\ Stadtratssitzung vom 30. Mdrz 2026 Traktandum Nr. 5

Erlass Reglement iiber die Versorgung der Ortsteile Ober- und Untersteckholz der Stadt Langenthal mit Elekt-
rizitdt durch die BKW Energie AG: Genehmigung

Sehr geehrter Herr Stadtratsprdsident
Sehr geehrte Stadtrdtinnen und Stadtrate

1. Grundlagen

Vorakten (Ordner "Reglement Versorgung der Ortsteile Ober- und Untersteckholz mit Elektrizitdt durch die BKW Energie AG")
Gemeinderatsbeschluss vom 23. Oktober 2024, Trakt. 2

Gemeinderatsbeschluss vom 12. Februar 2025, Trakt. 4

Bericht und Antrag vom 9. Dezember 2025 des Stadtbauamts mit den darin erwdhnten Beilagen
Protokollauszug vom 20. Januar 2026 der Umweltschutz- und Energiekommission, Trakt. 3
Protokollauszug vom 20. Januar 2026 der Bau- und Planungskommission, Trakt. 3

Protokolllauszug vom 3. Februar 2026 der Finanzkommission, Trakt. 2

B Gemeinderatsbeschluss vom 11. Februar 2026, Trakt. 4

2. Inhalt der Vorlage

Der Inhalt der Vorlage ergibt sich aus dem Bericht und Antrag des Stadtbauamts vom 9. Dezember 2025 (=
Beilage 1), dem Reglement iiber die Versorgung der Ortsteile Ober- und Untersteckholz der Stadt Langenthal
mit Elektrizitat durch die BKW Energie AG im Entwurf vom 27. November 2025 (= Beilage 2), der Riickmel-
dung der Preisiiberwachung vom 24. November 2025 (= Beilage 3) sowie dem Bericht vom 27. November
2025 zum Umgang mit den Empfehlungen der Preisiiberwachung (= Beilage 4). Es wird auf diese Doku-
mente, die ibrigen Vorakten, die nachfolgenden Hinweise und die miindlichen Ausfiihrungen des zustandi-
gen Mitglieds des Gemeinderats anlasslich der Sitzung des Stadtrats verwiesen.

3. Vorberatende Behorden

B Die Bau- und Planungskommission, die Umwelt- und Energiekommission sowie die Finanzkommission
behandelten die Vorlage letztmals an ihren Sitzungen vom 20. Januar 2026 bzw. 3. Februar 2026, und
verabschiedeten diese alle zustimmend und ohne eigene Antragsstellungen zu Handen der weiteren Be-
ratung.

B Der Gemeinderat behandelte und verabschiedete die Vorlage letztmals an seiner Sitzung vom 11. Feb-
ruar 2026 ebenso unverdandert zu Handen des Stadtrats.

Gestiitzt auf diese Ausflihrungen beantragen wir lhnen Zustimmung zu folgendem:
Beschlussentwurf:

Der Stadtrat, gestiitzt auf Art. 68 des Gemeindegesetzes des Kantons Bern vom 16. Mirz 1998 (GG; BSG
170.11) und Art. 4 Abs. 4 i.V.m. Art. 60 Abs. 1 Ziff. 1 der Stadtverfassung vom 22. Juni 2009 sowie nach
Kenntnisnahme des gemeinderdtlichen Berichts vom 11. Februar 2026 sowie der Stellungnahme der
Preisiiberwachung vom 24. November 2025 - unter Vorbehalt des fakultativen Referendums - be-
schliesst:

1. Der Erlass des Reglements iiber die Versorgung der Ortsteile Ober- und Untersteckholz der Stadt Lan-
genthal mit Elektrizitdt durch die BKW Energie AG (im Entwurf vom 27. November 2025) wird geneh-
migt.

2. Der Bericht vom 27. November 2025 zum Umgang in Bezug auf den Antrag der Preisiiberwachung wird
genehmigt und ist zusammen mit der Stellungnahme der Preisiiberwachung auf der Homepage der
Stadt zu publizieren und der Preisiiberwachung fiir die Veréffentlichung auf ihrer Homepage zu iiber-
lassen.

3. Der Gemeinderat wird mit dem weiteren Vollzug beauftragt.

Berichterstattung: Vize-Stadtprdsident Michael Schar, Ressortvorsteher Ver- und Entsorgung, Energie, Um-
weltschutz und Tiefbau

(Traktandum 5 / Seite 1)
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Riickmeldung der Preisiiberwachung vom 24. November 2025
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Das Wichtigste in Kiirze

Mit diesem Bericht und Antrag wird die Verabschiedung des "Reglements (iber die Versorgung der Ort-
steile Ober- und Untersteckholz der Stadt Langenthal mit Elektrizitat durch die BKW Energie AG" zu Hin-
den des Stadtrates beantragt. Das Reglement soll die bisherigen Reglemente "Reglement iiber den Be-
trieb eines Elektrizitdtsnetzes und der Elektrizitdtsversorgung im Gebiet der Gemeinde Untersteckholz
und Uber den Vertrag mit der onyx Energie Netze vom 5. Dezember 2005" und "Reglement iiber den Be-
trieb eines Elektrizitatsnetzes und der Elektrizitdtsversorgung im Gebiet der Gemeinde Obersteckholz
und tiber den Vertrag mit der onyx Energie Netze (ohne Datum)" ersetzen. Gleichzeitig soll das neue Reg-
lement an die neuen rechtlichen Vorgaben beziiglich Konzessionsabgabe angeglichen werden.

Grundlagen

B Reglement Uber den Betrieb eines Elektrizitdtsnetzes und der Elektrizitdtsversorgung im Gebiet der
Gemeinde Untersteckholz und iiber den Vertrag mit der onyx Energie Netze vom 5. Dezember 2005
Reglement Uber den Betrieb eines Elektrizitdtsnetzes und der Elektrizitdtsversorgung im Gebiet der
Gemeinde Obersteckholz und tiber den Vertrag mit der onyx Energie Netze (ohne Datum)

Urteil des Bundesgerichtes 2C_399/2017 vom 28. Mai 2018

Gemeinderatsbeschluss vom 7. April 2021, Trakt. 1

Gemeinderatsbeschluss vom 12. Mai 2021, Trakt. 1

Gemeinderatsbeschluss vom 19. Mai 2021, Trakt. 1

Richtlinien der Regierungstatigkeit 2021-2024 vom 19. Mai 2021

Gemeinderatsbeschluss vom 7. Juli 2021, Trakt. 7

Gemeinderatsprotokoll vom 15. Dezember 2021, Trakt. 21

Gemeinderatsbeschluss vom 18. Oktober 2023, Trakt. 8

Urteil des Verwaltungsgerichts des Kantons Bern 100.2022.384U vom 28. Marz 2024
Vernehmlassungsbericht "Versorgungsreglemente” vom 22. April 2024

Gemeinderatsbeschluss vom 29. Mai 2024, Trakt. 9

Gemeinderatsbeschluss vom 23. Oktober 2024, Trakt. 2

Gemeinderatsbeschluss vom 12. Februar 2025, Trakt. 4

Ausgangslage und Handlungsbedarf

Weshalb ein neues Reglement?

Per 1. Januar 2021 hat die Stadt Langenthal mit der Gemeinde Obersteckholz und gut zehn Jahre vorher
mit der Gemeinde Untersteckholz fusioniert. Seither bestehen auf dem Gemeindegebiet der Stadt Lan-
genthal zwei Strom- resp. Energieversorgerinnen. Die onyx Energie AG (seit 1. Januar 2022 BKW Energie
AG, nachfolgend BKW) in den Gemeindegebieten Ober- und Untersteckholz und die IB Langenthal AG im
Stadtteil Langenthal (inkl. Schoren). Die Zuteilung eines Gebietes an einen Energieversorger obliegt im
Rahmen der Umsetzung von Art. 5 des Bundesgesetzes iiber die Stromversorgung (Stromversorgungsge-
setzes, StromVG; SR 734.7) dem Kanton Bern.

Im hier vorgelegten "Reglement (iber die Versorgung der Ortsteile Ober- und Untersteckholz der Stadt
Langenthal mit Elektrizitdt durch die BKW Energie AG" (nachfolgend: Versorgungsreglement) wird der
Leistungsauftrag der BKW im Bereich Stromversorgung in Langenthal geregelt. Dieses soll die bisherigen
Reglemente "Reglement {iber den Betrieb eines Elektrizitdtsnetzes und der Elektrizitdtsversorgung im Ge-
biet der Gemeinde Untersteckholz und tber den Vertrag mit der onyx Energie Netze vom 5. Dezember
2005" und "Reglement {iber den Betrieb eines Elektrizitdtsnetzes und der Elektrizitdtsversorgung im Ge-
biet der Gemeinde Obersteckholz und tiber den Vertrag mit der onyx Energie Netze (ohne Datum)" erset-
zen.
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Nach der Inkraftsetzung des Reglements werden die vorgenommenen Anpassungen auch in den Konzes-
sionsvertrag lberfiihrt. Die Genehmigung des Konzessionsvertrags liegt in der Kompetenz des Gemein-
derates. Aktuell besteht fiir Obersteckholz und Untersteckholz jeweils ein eigener Konzessionsvertrag.
Analog zu den Reglementen soll es kiinftig fiir Ober- und Untersteckholz nur noch einen Konzessionsver-
trag geben.

Rechtslage
Urteil BGer 2C_399/2017

Fiir den Aufbau, die Instandhaltung und die Bewirtschaftung des Versorgungsnetzes nutzt die Energie-
versorgerin meist den &ffentlichen Grund, insbesondere fiir die Leitungen. Fiir die Nutzung des &6ffentli-
chen Grundes kann die Gemeinde eine Konzessionsabgabe einfordern. Diese wird im Bereich der Versor-
gung meist direkt an die Endkundinnen und -kunden lberwélzt und mit der periodischen Energierech-
nungin Rechnung gestellt. Diese Konzessionsabgabe ist auf der Rechnung als "Abgabe an die Gemeinde"
ausgewiesen.

Lange Zeit war nicht klar, ob die Gemeinde fiir diese Konzessionsabgabe eine Rechtsgrundlage benétigt
oder ob der 6ffentlich-rechtliche Konzessionsvertrag ausreicht. Viele Gemeinden haben sich auf den Ab-
schluss des Konzessionsvertrages beschrankt und verfiigen tiber keine reglementarische Grundlage. Am
28. Mai 2018 ist ein wichtiges Bundesgerichtsurteil ergangen (BGer 2C_399/2017), das besagt, dass
Konzessionsvertrage zwischen der Gemeinde und dem Elektrizitdtsversorgungsunternehmen einer genii-
genden rechtlichen Grundlage bediirfen, damit den Endverbraucherinnen und -verbrauchern diese Ab-
gabe "Uberwalzt" werden kann. Die Fakturierung dieser Abgabe durch die Energieversorgerin erfolgt ge-
stiitzt auf das Stromversorgungsgesetz. Die Reglementsgrundlage muss den allgemeinen Grundsitzen
des Abgaberechts folgen und zumindest das Abgabeobjekt, das Abgabesubjekt und Grundziige der Be-
messung regeln. Die in Langenthal bestehende Rechtsgrundlagen erfiillen aber nicht alle Grundsitze des
Abgaberechts und sollten entsprechend erganzt werden. Ansonsten kann es sein, dass sich eine Biirge-
rin oder ein Biirger erfolgreich gegen die Bezahlung der Gemeindeabgabe wehren kann.

Vernehmlassung

Das Reglement iiber die Versorgung der Ortsteile Ober- und Untersteckholz der Stadt Langenthal mit
Elektrizitat durch die BKW Energie AG wurde gemeinsam mit der Teilrevision des Reglements iiber die
Versorgung der Stadt Langenthal mit Elektrizitat, Gas, Wasser und Kommunikationssignalen vom
15. September 2014 sowie dem Reglement und der Verordnung tber die Spezialfinanzierung Klima bei
drei gemeinderatlichen Kommissionen und den Stadtratsfraktionen in die Vernehmlassung geschickt.

Die Stellungnahmen zum Reglement liber die Versorgung der Ortsteile Ober- und Untersteckholz der
Stadt Langenthal mit Elektrizitdt durch die BKW Energie AG fielen grundsatzlich positiv aus. Am meisten
Rickmeldungen gingen ein zu den Maximalwerten fiir die einzelnen Abgaben, zum Grenzwert fiir eine
Deckelung der Abgaben und zum Anteil der Abgabe, mit dem die Spezialfinanzierung "Klima" gedufnet
werden sollte. Der Umgang mit den einzelnen Eingaben wurde anschliessend am 29. Mai 2024 vom Ge-
meinderat beschlossen und danach entsprechend in die Dokumente eingearbeitet.

Folgebeschliisse

In der Beratung des vorliegenden Reglements in der Gemeinderatssitzung vom 12. Februar 2025 wurde
festgelegt, den Maximalwert der Abgabe bei 2 Rp./kWh festzusetzen. Dies wurde im nun zur Genehmi-
gung vorgelegten Reglementsentwurf entsprechend umgesetzt.
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Projektorganisation

Die Projektleitung liegt beim Stadtbauamt, Fachstelle Umwelt und Energie in enger Absprache mit dem
Rechtsdienst des Stadtbauamts.

Methodik/Vorgehen

Als Grundlage fiir das neue Versorgungsreglement beziiglich der Stromversorgung in den Ortsteilen Ober-
und Untersteckholz wurde das "Reglement Uiber die Versorgung der Stadt Langenthal mit Elektrizitit, Gas,
Wasser und Kommunikationssignalen" genutzt. Da das Reglement flir Ober- und Untersteckholz nur die
Stromversorgung regelt, kann es deutlich kiirzer gefasst werden.

In Abstimmung mit der vorliegenden Reglementsrevision wurden die folgenden Geschifte erarbeitet:

B Teilrevision des Reglements {iber die Versorgung der Stadt Langenthal mit Elektrizitdt, Gas, Wasser
und Kommunikationssignalen vom 15. September 2014

B Neues Reglement Uber die Spezialfinanzierung Nachhaltigkeit, Energie und Werterhalt, inklusive da-
zugehoriger Verordnung

Diese Geschafte sind nicht Bestandteil des vorliegenden Berichts und Antrags.
Zu den einzelnen Artikeln

In den Art. 1 und 2 wird der Zweck des Reglements und der Leistungsauftrag definiert, der an die BKW
ibergeben wird. Dieser beschrankt sich auf "die Versorgung des Gemeindegebietes der Stadt Langenthal
innerhalb des der BKW zugewiesenen Netzgebietes mit Elektrizitdt nach bundesrechtlichen und kanto-
nalen Vorgaben".

In den Art. 3 und 4 werden die Aufgaben und Pflichten der BKW geregelt. Art. 5 regelt den Inhalt des
Konzessionsvertrages®, wiahrend Art. 6 die Sondernutzung des offentlichen Grundes und die entspre-
chenden Konzessionsabgaben beinhaltet?. Die Abgabe fiir die Nutzung des 6ffentlichen Grundes zur
Elektrizitatsversorgung bewegt sich zwischen 0.5 und 2.0 Rp./kWh und wird pro Abgabestelle und Kalen-
derjahrbei 2.0 GWh gedeckelt. Zudem wird in Art. 6 Abs. 6 gesagt, wohin die Abgabe fliessen soll. In den
folgenden zwei Art. 7 und 8 schlussendlich werden die Vollzugs- und Schlussbestimmungen geregelt.
Die Details dazu kénnen dem Reglement (Beilage 1) entnommen werden.

Inkraftsetzung

Das Reglement tritt analog zum entsprechenden Reglement zur Versorgung der Stadt Langenthal durch
die IB Langenthal AG per 1. Juli 2026 in Kraft. Dies erméglicht es, die Anpassungen in den Konzessions-
vertrag zu Uberfiihren, um die genaue Hohe der Abgabe fiir die Nutzung des 6ffentlichen Grundes zur
Stromversorgung festzulegen.

Da die Deckelung gemdss Art. 6 Abs. 5 pro Kalenderjahr gilt, wurde fiir die Deckelung im zweiten Halbjahr
2026 eine Ubergangsbestimmung definiert. So soll fiir das zweite Halbjahr der Grenzwert fiir die Decke-
lung von 2 GWh pro Kalenderjahr pro rata temporis bei 1 GWh zu liegen kommen.

Entspricht Art. 6 des Reglements iber die Versorgung der Stadt Langenthal mit Elektrizitit, Gas,
Wasser und Kommunikationssignalen durch die IB Langenthal AG

2 Entspricht Art. 15 des Reglements {iber die Versorgung der Stadt Langenthal mit Elektrizitat, Gas,
Wasser und Kommunikationssignalen durch die IB Langenthal AG
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Preisiiberwachung

Da im Reglement Abgaben festgesetzt werden, wurde im Rahmen der Erarbeitung auch der Preisiiberwa-
cher angehort. Die komplette Riickmeldung des Preisiiberwachers ist in Beilage 2 ersichtlich. Die Preis-
tiberwachung stellt darin einen Antrag: "Der Preisiiberwacher beantragt, auf die Erhebung einer Abgabe
fur die Nutzung des o6ffentlichen Grunds fiir die Stromversorgung zu verzichten."

Die Stellungnahme des Preisliberwachers ist fiir Gemeinden und Stadte nicht verbindlich (Art. 14 Abs. 2
des Preisiiberwachungsgesetzes vom 20. Dezember 1985 [PUG; SR 942.20]). Sollte den Empfehlungen
nicht nachgekommen werden, ist dies jedoch zu begriinden und zu publizieren.

Untenstehend wird auf den Antrag eingegangen.

Der Preisiiberwacher beantragt, auf die Erhebung einer Abgabe fiir die Nutzung des 6ffentlichen Grundes
fur die Stromversorgung zu verzichten.

Stellungnahme:

Fiir die Versorgung der Geb&dude mit Elektrizitdt und Gas werden die Verteilleitungen meist im 6ffentli-
chen Raum, insbesondere unter den Strassen verlegt. Eine intensive, auf die Dauer angelegte Nutzung
auf, in, liber oder unter einer 6ffentlichen Strasse gilt als Sondernutzung, die einer Konzession des zu-
standigen Gemeinwesens bedarf (Art. 70 Abs. 1 des Strassengesetzes vom 4. Juni 2008 [SG, BSG
732.11)). Fur die Sondernutzung kénnen Gemeinden eine Gebiihr erheben (Art. 71 Abs. 1 SG). Die Héhe
der Gebiihr kann von der Gemeinde festgelegt werden (Art. 71a Abs. 3 SG). Entsprechend sind die recht-
lichen Grundlagen fiir die Erhebung der Konzessionsabgabe beim Energieversorger gegeben. Es ist daher
fraglich, ob es Sache der Preisiiberwachung ist, die gesetzliche Regelung im kantonalen Strassengesetz
in Frage zu stellen.

Nach Art. 14 Abs. 1 des Preisiiberwachungsgesetzes vom 20. Dezember 1985 kann der Preisiiberwacher
beantragen, auf die Preiserhhung ganz oder teilweise zu verzichten oder einen missbrauchlich beibe-
haltenen Preis zu senken. Eine entsprechende Empfehlung ist jedoch seitens Preisiiberwachung nicht
abgegeben worden. Wahrend sich der Preisiiberwacher tiber die Gebiihrenerh6hung fiir die Nutzung des
offentlichen Grundes fiir die Stromversorgung ausschweigt, empfiehlt er grundsétzlich auf eine Gebiihr
fir die Nutzung des offentlichen Grundes zur Energieversorgung zu verzichten. Es ist fraglich, ob eine
solche Empfehlung in seiner Kompetenz liegt. Auch unter dem Gesichtspunkt der Rechtsgleichheit
scheint nicht plausibel, warum der BKW der &ffentliche Grund kostenlos zur Verfiigung gestellt werden
soll, wahrend andere Unternehmen dafiir bezahlen missen.

Weiterist die Erhebung einer Konzessionsabgabe fiir die Energieversorgung eine gdngige Praxis und wird
in den meisten Schweizer Gemeinden und Stddten entsprechend gehandhabt. Aus obengenannten Griin-
den sollin Langenthal an der Erhebung der Konzessionsabgabe fiir die Nutzung des 6ffentlichen Grundes
fiir die Elektrizitatsversorgung festgehalten werden.

Vor- und Nachteile verschiedener Varianten

Keine Anmerkungen

Ergebnis

Mit dem vorgelegten Reglement werden die neuen rechtlichen Vorgaben beziiglich der Konzessionsab-
gabe umgesetzt. Zudem entspricht das neue Reglement der Gemeindestruktur, wie sie seit der Fusion
mit den ehemaligen Gemeinden Ober- und Untersteckholz besteht.
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Konsequenzen bei Ablehnung

Ohne dieses Reglement bleibt die Unsicherheit bezliglich der Rechtslage fiir die Verrechnung der Kon-
zessionsgebiihr auf Strom bestehen und es besteht weiterhin fiir Ober- und Untersteckholz jeweils ein
eigenes Reglement.

Auswirkungen auf die Verwaltung (Personalbestand, Infrastruktur, Organisation)

Keine Auswirkungen

Finanzielle Auswirkungen

Das neue Versorgungsreglement hat keine finanziellen Auswirkungen. Diese wird es erst geben, wenn
der entsprechende Konzessionsvertrag mit der BKW angepasst wird.

Da in den Ortsteilen Ober- und Untersteckholz keine Stromgrossverbrauchenden vorhanden sind, hat
auch die Deckelung der Abgabe pro Abgabestelle in Ober- und Untersteckholz keine finanziellen Auswir-
kungen zur Folge.

Stellungnahme Dritter

BKW Energie AG

Das Versorgungsreglement wurden vor der Vernehmlassung der BKW zur Stellungnahme vorgelegt. Ge-
stiitzt darauf wurden Anpassungen vorgenommen.

Preisiiberwachung

Die Riickmeldung des Preisiiberwachers findet sich in Beilage 2. Der Umgang mit den Empfehlungen ist
im Kapitel 5.3 sowie Beilage 3 abgehandelt.

Mitberichte aus der Verwaltung

Keine Mitberichte

Terminprogramm zur Realisierung

30. Médrz 2026: Beratung und Beschluss im Stadtrat
April / Mai 2026: Referendumsfrist

1. Juli 2026: Inkrafttreten

Kommunikation

Die Kommunikation erfolgt (iber die Traktandierung als Stadtratsgeschaft.

Zustdndigkeiten zum Beschluss

Der Stadtrat beschliesst unter Vorbehalt des fakultativen Referendums tiber den Erlass, die Abdnderung
und die Aufhebung von Reglementen, unter Vorbehalt von Art. 34 Abs. 1 Ziff. 1 bis 4 der Stadtverfassung
(Art. 60 Abs. 1 Ziff. 1 der Stadtverfassung).

Ist die Legislative oder die Exekutive des Bundes, eines Kantons oder einer Gemeinde zustédndig fir die
Festsetzung oder Genehmigung einer Preiserh6hung, die von den Beteiligten an einer Wettbewerbsab-
rede oder einem marktméachtigen Unternehmen beantragt wird, so hort sie zuvor den Preisiiberwacher
an. Erkann beantragen, auf die Preiserh6hung ganz oder teilweise zu verzichten oder einen missbrauch-
lich beibehaltenen Preis zu senken (Art. 14 Abs. 1 des Preisiiberwachungsgesetzes vom 20. Dezember
1985 [PiG; SR 942.20]). Die Behorde fuihrt die Stellungnahme in ihrem Entscheid an. Folgt sie ihr nicht,
so begriindet sie dies (Art. 14 Abs. 2 PUG).
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Beschlussentwurf

Gestiitzt auf diese Ausfiihrung beantragen wir lhnen Zustimmung zu folgendem
Beschlussentwurf:

1. Der Gemeinderat, gestiitzt auf Art. 67 Abs. 2 der Stadtverfassung vom 22. Juni 2009 sowie nach
Kenntnisnahme des Berichts und Antrags des Stadtbauamtes vom 27. November 2025, beantragt
dem Stadtrat Zustimmung zu folgenden Beschliissen:

Der Stadtrat, gestiitzt auf Art. 60 Abs. 1 Ziff. 1 der Stadtverfassung vom 22. Juni 2009 sowie nach
Kenntnisnahme des gemeinderidtlichen Berichts vom ... ... ... sowie der Stellungnahme der Preis-
liberwachung vom 24. November 2025 zum Reglement iiber die Versorgung der Ortsteile Ober-
und Untersteckholz durch die BKW Energie AG — unter Vorbehalt des fakultativen Referendums —
beschliesst:

1. Der Erlass des Reglements {iber die Versorgung der Ortsteile Ober- und Untersteckholz der
Stadt Langenthal mit Elektrizitat durch die BKW Energie AG (gemass Entwurf vom 27. Novem-
ber 2025) wird genehmigt.

2. DerBericht vom 27. November 2025 zum Umgang in Bezug auf den Antrag der Preisiiberwa-
chung wird genehmigt und ist zusammen mit der Stellungnahme der Preistiberwachung auf
der Homepage der Stadt zu publizieren und der Preistiberwachung fiir die Veréffentlichung
auf ihrer Homepage zu tberlassen.

3. Der Gemeinderat wird mit dem weiteren Vollzug beauftragt.

2. Die Stadtkanzlei wird mit dem weiteren Vollzug beauftragt.

wm Visum Ressortvorsteher:

Volker Wennfing-Kiinne Michael Schar
Stadtbaumejster

Hinweis: Anwesenheit Amtsvorsteher/in bei Beratung gewlinscht X ja J nein

Beilagen

1. Reglement tiber den Betrieb eines Elektrizitdtsnetzes und die Elektrizitdtsversorgung in den Ortstei-
len Ober- und Untersteckholz der Stadt Langenthal mit der BKW Energie AG im Entwurf vom 27. No-
vember 2025

2. Riickmeldung der Preisiiberwachung vom 24. November 2025

3. Bericht vom 27. November 2025 zum Umgang mit dem Antrag der Preisiiberwachung

\\lt.local\dfsO1\daten\Projekte\Umwelt_und_Energie\4.32.5.4.1.2 Gemeindeabgabe\7_ErsteLesung3\BKW-Reglement\BA_BKW-
Reglement_ErsteLesung_251209.docx 8/8



stadtlangenthal
AN

Beilage 2
Traktandum Nr. 5
Stadtratssitzung vom 30. Marz 2026

Reglement iiber die Versorgung der Ort-
steile Ober- und Untersteckholz der Stadt
Langenthal mit Elektrizitat durch die BKW
Energie AG

vom 30. Marz 2026
(in Kraft ab 1. Juli 2026)

12.2R

BKW-Reglement_Beilage1_BKW_Versorgungsreglement

Version: 27. November 2025


lt3856
Textfeld
Beilage 2
Traktandum Nr. 5
Stadtratssitzung vom 30. März 2026


N Reglement iiber die Versorgung der Ortsteile Ober- und Untersteckholz der

Stadt Langenthal mit Elektrizitat durch die BKW Energie AG (Entwurfvom 27. November
2025)



& Reglement iiber die Versorgung der Ortsteile Ober- und Untersteckholz der

Stadt Langenthal mit Elektrizitat durch die BKW Energie AG (Entwurfvom 27. November

2025)

Inhaltsverzeichnis

I Y E T E - 1T 4 U= 2
Y e 2
AUFabENUDEIIAZUNE, ZWECK. ... ittt et et et e e e et e e e e e e e e e et e e e eeaaeeeeeaanns 2
) 2
LEIStUNGSAUTIIAG ...ttt e e e e e e ettt e e e e e e e e e e ettt e e e eeaesseatata e eeaaeeeeereanannns 2
Y R 2
Kompetenzen der BKW ... 2
Y 3
RV =Y1 F=T 01 £ (Y o T 3
Y 3
Konzessionsvertrag mit LeiStuNgsVereinbarung. ... .. cciiioiiiieiiiiiceie e e e 3
Il. Sondernutzung uNd KONZESSION........ccooiiiiiemmeiiiie s e e s s e r e e e nm s 3
o R 3
Sondernutzung von 6ffentlichem Grund und Boden und Konzessionsabgabe...........c...coovvvviiiiniinnnenn. 3
lll.Vollzugs- und Schlussbestimmungen...............cccooiriccccii e 4
Y 4
WAL= - U o L= =T =] o OSSPSR 4
Y 4
UbergangsbestimMmMUNGEN ... .coiiieeiieeeeie et ettt et e et e e e e et e e e e e neeeeteeeteeaaeeeeteeeteeaneeeeneeas 4
Y 4
Inkrafttreten/ AUfhebung VON EM@SSEN ......uueiiiii it e e e e e e e e e e e e e e aae 4



& Reglement iiber die Versorgung der Ortsteile Ober- und Untersteckholz der

Stadt Langenthal mit Elektrizitat durch die BKW Energie AG (Entwurf vom 27. November

2025)

Aufgabeniibertra-
gung, Zweck

Leistungsauftrag

Kompetenzen der
BKW

Der Stadtrat beschliesst, gestiitzt auf Artikel 68 des Gemeindegesetzes des
Kantons Bern vom 16. Marz 1998 (GG; BSG 170.11) und Artikel 4 Absatz 4i.V.m.
Artikel 60 Absatz 1 Ziffer 1 der Stadtverfassung vom 22. Juni 2009, folgendes

REGLEMENT UBER DIE VERSORGUNG DER ORTSTEILE OBER- UND UN-
TERSTECKHOLZ DER STADT LANGENTHAL MIT ELEKTRIZITAT DURCH
DIE BKW ENERGIE AG

I Leistungsauftrag

Art. 1

! Die Stadt Langenthal libertrdgt die Aufgaben der Elektrizitdtsversorgung mit
allen Rechten und Pflichten auf die privatrechtlich organisierte BKW Energie AG
("BKW") auf dem Gemeindegebiet der Stadt Langenthal innerhalb des der BKW
zugeteilten Netzgebietes.

’ Dieses Reglement legt die Voraussetzungen und Rahmenbedingungen fiir

die Beziehung beziehungsweise die Rechte und Pflichten zwischen der Stadt
Langenthal und der BKW fest.

Art. 2

Die BKW hat folgenden Leistungsauftrag: Die Versorgung des Gemeindegebiets
der Stadt Langenthal innerhalb des der BKW zugeteilten Netzgebietes mit Elekt-
rizitdt nach bundesrechtlichen und kantonalen Vorgaben.

Art. 3

Die BKW verfiigt im Bereich des Leistungsauftrags gemass Artikel 2 tiber:

a. die Kompetenz zum Erlass von Netzanschluss-, Netznutzungs- und Lieferbe-
dingungen bzw. Allgemeinen Geschaftsbedingungen. Diese Befugnis kann
vom Verwaltungsrat nicht weiter delegiert werden;

b. die zur Erfiillung der Aufgaben nétigen Kompetenzen fiir die Festsetzung von
Kostenbeitrdagen, Tarifen und Preisen sowie Bewilligungskompetenzen;

c. alle weiteren zur Erfiillung der Aufgaben notigen Befugnisse, insbesondere
zur Gewdhrleistung einer hohen Versorgungsqualitdt und
-sicherheit.



& Reglement iiber die Versorgung der Ortsteile Ober- und Untersteckholz der

Stadt Langenthal mit Elektrizitat durch die BKW Energie AG (Entwurfvom 27. November

2025)

Verteilanlagen

Konzessionsver-
trag mit Leis-
tungsvereinba-
rung

Sondernutzung
von 6ffentlichem
Grund und Bo-
den und Konzes-
sionsabgabe

Art. 4

! Die BKW erstellt, erweitert, erneuert, unterhilt und betreibt die erforderlichen

Verteilanlagen nach den Vorgaben des eidgendssischen und kantonalen
Rechts. Die Erweiterung und Erneuerung der Verteilanlagen im Gemeindegebiet
der Stadt Langenthal sind mit der Erschliessungsplanung der Stadt Langenthal
abzustimmen.

2 Die von der BKW im Rahmen ihres Versorgungsauftrags erstellten Verteilan-

lagen fiir Elektrizitdt stehen im Alleineigentum der BKW.

Art. 5

! Die Rahmenbedingungen der Aufgabenerfiillung sind in einem Konzessions-

vertrag mit Leistungsvereinbarung zwischen der Stadt Langenthal und der BKW
zu regeln.

> Der Konzessionsvertrag mit Leistungsvereinbarung umfasst im Einzelnen

mindestens folgende Punkte:

a. die Leistungen der BKW zugunsten der Stadt Langenthal sowie die Leistun-
gen der Stadt Langenthal zugunsten der BKW;

b. die gegenseitige Information zwischen der Stadt Langenthal und der BKW;

c. die Koordination und die Zusammenarbeit zwischen der Stadt Langenthal
und der BKW;

d. die Einzelheiten der Beanspruchung des offentlichen Grund und Bodens
durch die BKW;

e. die der Stadt Langenthal zu entrichtende Abgabe (Art. 6).
ll. Sondernutzung und Konzession

Art. 6

! Die BKW hat das Recht, fiir das Verlegen und Betreiben von Leitungen fiir die

Versorgung mit Elektrizitdat sowie der notwendigen Nebenanlagen den o6ffentli-
chen Grund und Boden sowie bestehende und kiinftige 6ffentliche Strassen in
der Hoheit der Stadt Langenthal im der BKW zugeteilten Gebiet im Sinne der
kantonalen Strassenbaugesetzgebung zu benutzen (sog. Sondernutzung).

> Fiir die Sondernutzung innerhalb des fiir die Versorgung zugeteilten Gebiets

erhebt die Stadt Langenthal von der BKW eine Abgabe pro Kilowattstunde der
aus dem Verteilnetz der BKW an die Endkundinnen und Endkunden ausgespeis-
ten Energie (sog. Konzessionsabgabe). Der Gemeinderat und die BKW regeln die
Modalitaten beziiglich Hohe und Ausrichtung der Abgabe in einem Konzessi-
onsvertrag mit Leistungsvereinbarung (Art. 5).



& Reglement iiber die Versorgung der Ortsteile Ober- und Untersteckholz der

Stadt Langenthal mit Elektrizitat durch die BKW Energie AG (Entwurfvom 27. November

2025)

Zustandigkeiten

Ubergangsbe-
stimmungen

Inkrafttreten/
Aufhebung von
Erlassen

3

Die BKW belastet diese Abgabe den Endkundinnen und Endkunden anteils-
massig als Abgabe oder Leistung an das Gemeinwesen und vergiitet den Ertrag
an die Stadt Langenthal.

* Die Abgabe bemisst sich nach der auf dem Gemeindegebiet der Stadt Lan-

genthal ausgespeisten Energie und betragt zwischen 0.5 und 2.0 Rp./kWh.

5

Die Abgabe wird pro Abgabestelle und Kalenderjahr nur auf die ersten 2 GWh
erhoben. Wird dieser Verbrauch bei einer Abgabestelle in einem Kalenderjahr
uberschritten, sind die iibrigen ausgespeisten kWh ab dieser Abgabestelle fiir
das laufende Jahr abgabebefreit.

¢ Der Gemeinderat setzt die Héhe der Abgabe innerhalb der in Absatz 3 ge-

nannten Bandbreite fest. Eine Anderung der Abgabehshe hat der Gemeinderat
der BKW friihzeitig mitzuteilen.

” Die Abgabe an die Stadt Langenthal fliesst in den allgemeinen Haushalt der

Stadt.
lll. Vollzugs- und Schlusshestimmungen

Art. 7

Die Genehmigung und allfdllige Anpassung des Konzessionsvertrages mit Leis-
tungsvereinbarung gemadss Artikel 5 und 6 erfolgt durch den Gemeinderat.

Art. 8

Die Deckelung der Konzessionsabgabe fiir die Nutzung des offentlichen Grun-
des gemdss Artikel 6 Absatz 5 findet im Kalenderjahr 2026 pro rata temporis ab
dem Inkrafttreten Anwendung.

Art. 9
! Dieses Reglement tritt auf den 1. Juli 2026 in Kraft.

> Mit Inkrafttreten dieses Reglements werden das Reglement tiber den Betrieb

eines Elektrizitatsnetzes und Elektrizitdtsversorgung im Gebiet der Gemeinde
Obersteckholz und tiber den Vertrag mit der onyx Energie Netze und das Regle-
ment iber den Betrieb eines Elektrizitatsnetzes und Elektrizitatsversorgung im
Gebiet der Gemeinde Untersteckholz und liber den Vertrag mit der onyx Energie
Netze vom 5. Dezember 2005 aufgehoben.



Q Reglement iiber die Versorgung der Ortsteile Ober- und Untersteckholz der
\ Stadt Langenthal mit Elektrizitat durch die BKW Energie AG (Entwurf vom 27. November
2025)

Langenthal, 30. Mdrz 2026 IM NAMEN DES STADTRATES

Der Prasident:

Diego Clavadetscher

Die Sekretérin:

Barbara Labbé



Confédération suisse Wirtschaft, Bildung und Forschung WBF
Confederazione Svizzera
Confederaziun svizra

9 Schweizerische Eidgenossenschaft Eidgendssisches Departement fiir

Preisiiberwachung PUE

Beilage 3
Traktandum Nr. 5
Stadtratssitzung vom 30. Marz 2026

POST CH AG

[CH-3003 Bern PUE;

Stadt Lagenthal
Stadtbauamt
Jurastrasse 22
4901 Langenthal

Vorab per E-Mail an:
florian.moser@langenthal.ch

Aktenzeichen: PUE 311-1040
lhr Zeichen:
Bern, (Datum vgl. Datumsstempel der elektronischen Unterschrift)

Konzessionsabgabe fiir die Sondernutzung des 6ffentlichen Grund und Bodens: Stellung-
nahme des Preisiiberwachers

Sehr geehrte Damen und Herren Stadtrate,
Sehr geehrte Damen und Herren Gemeinderate,
Sehr geehrter Herr Moser

Besten Dank fir Ihr Schreiben vom 6. November 2025. Sie informieren uns Uber das Reglement Uiber
die Versorgung der Ortsteile Ober- und Untersteckholz durch die BKW Energie AG (BKW-Reglement).
Gerne nehmen wir wie folgt Stellung:

Unsere Stellungnahme und Antrage vom 28.6.2024 an die Stadt Langenthal sind grundsatzlicher Na-
tur. Wir haben unsere Sichtweise nicht geandert. Sie sind auch fiir das Reglement Uber die Versorgung
der Ortsteile Ober- und Untersteckholz durch die BKW guiltig.

Der Preisliberwacher begrisst, dass keine zusatzliche Abgabe auf dem Strom- bzw. Gasverbrauch fiir
die Spezialfinanzierung «Klima» geschaffen wird. Er hatte in seiner Stellungnahme vom 28.6.2024 be-
antragt, eine allfallige Spezialfinanzierung «Klima» mit Mitteln aus dem allgemeinen Haushalt zu finan-
zieren, weil Klimaschutzmassnahmen der Allgemeinheit und nicht spezifisch den mit der Abgabe be-
lasteten Haushalte und Unternehmen zu Gute kommen.

Auf die Erhebung einer Abgabe fir die Nutzung des 6ffentlichen Grunds fiir die Stromversorgung ist

Preisiiberwachung PUE

Simon Pfister

Einsteinstrasse 2

3003 Bern

Tel. +41 58 462 21 01
simon.pfister@pue.admin.ch
https://www.preisueberwacher.admin.ch/

PUE-D-F88B3401/59
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aus Sicht des Preisliberwachers zu verzichten, namentlich wenn der Nutzung keine bezifferbaren Auf-
wande der Gemeinde gegeniberstehen, die Abgabe einen fiskalischen Charakter hat und die Einnah-
men dem allgemeinen Haushalt zufliessen. Des Weiteren verweisen wir auf unsere Erwagungen vom

28.6.2024.

Antrag des Preisiiberwachers:

Der Preisiiberwacher beantragt, auf die Erhebung einer Abgabe fiir die Nutzung des o6ffentli-
chen Grunds fiir die Stromversorgung zu verzichten.

Wir weisen der guten Ordnung halber darauf hin, dass die Stellungnahme des Preisiiberwachers gemass
Art. 14 Abs. 2 PUG im Antrag an die Entscheidbehdérde anzufuhren ist. Wird der Empfehlung des Preis-
Uberwachers nicht gefolgt, ist dies zu begriinden.

Wir danken lhnen fir die Kenntnisnahme und Prifung unseres Antrags. Gerne mochten wir Sie bitten,
uns uber lhren Entscheid zu informieren.

Freundliche Grisse

Meierhans Stefan X9I1B3X
24.11.2025

»
{ﬁ Info: admin.ch/esignature | validator.ch

Stefan Meierhans
Preistiberwacher

22
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Reglement iiber die Versorgung der Ort-
steile Ober- und Untersteckholz durch die
BKW Energie AG; Stellungnahme der
Preisiiberwachung; Beschliisse der Stadt;
Bericht

Datum: 27.November 2025
Zustdndig: Florian Moser, Beatrice Ringgenberg

Stadtbauamt, Jurastrasse 22, 4901 Langenthal
Telefon 062 916 21 11, www.langenthal.ch
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Ausgangslage

Das Reglement lber die Versorgung der Ortsteile Ober- und Untersteckholz durch die BKW Energie AG
wurde am 6. November 2025 bei der Preisiiberwachung zur Stellungnahme eingereicht. Mit Schreiben
vom 24. November 2025 nahm die Preisiiberwachung Stellung zum geplanten Reglement und formulierte
einen Antrag.

Antrag: Verzicht auf die Abgabe

Antrag

Der Preisiiberwacher beantragt, auf die Erhebung einer Abgabe fiir die Nutzung des 6ffentlichen Grun-
des fiir die Stromversorgung zu verzichten.

Beschluss
Der Empfehlung wird nicht nachgekommen.
Begriindung

Fur die Versorgung der Gebdude mit Elektrizitdt und Gas werden die Verteilleitungen meist im offentli-
chen Raum, insbesondere unter den Strassen verlegt. Eine intensive, auf die Dauer angelegte Nutzung
auf, in, tber oder unter einer offentlichen Strasse gilt als Sondernutzung, die einer Konzession des zu-
stindigen Gemeinwesens bedarf (Art. 70 Abs. 1 des Strassengesetzes vom 4. Juni 2008 [SG;
BSG 732.11)). Fiir die Sondernutzung kénnen Gemeinden eine Gebiihr erheben (Art. 71 Abs. 1 SG). Die
Hohe der Gebiihr kann von der Gemeinde festgelegt werden (Art. 71a Abs. 3 SG). Entsprechend sind die
rechtlichen Grundlagen fiir die Erhebung der Konzessionsabgabe beim Energieversorger gegeben. Es ist
daher fraglich, ob es Sache der Preisiiberwachung ist, die gesetzliche Regelung im kantonalen Strassen-
gesetz in Frage zu stellen.

Nach Art. 14 Abs. 1 des Preisiiberwachungsgesetzes vom 20. Dezember 1985 kann der Preisiiberwacher
beantragen, auf die Preiserhhung ganz oder teilweise zu verzichten oder einen missbrduchlich beibe-
haltenen Preis zu senken. Eine entsprechende Empfehlung ist jedoch seitens Preisiiberwachung nicht
abgegeben worden. Wahrend sich der Preisiiberwacher tiber die Gebiihrenerh6hung fiir die Nutzung des
offentlichen Grundes fiir die Stromversorgung ausschweigt, empfiehlt er grundsatzlich auf eine Gebiihr
fiir die Nutzung des offentlichen Grundes zur Energieversorgung zu verzichten. Es ist fraglich, ob eine
solche Empfehlung in seiner Kompetenz liegt. Auch unter dem Gesichtspunkt der Rechtsgleichheit
scheint nicht plausibel, warum der BKW Energie AG der 6ffentliche Grund kostenlos zur Verfligung gestellt
werden soll, wahrend andere Unternehmen dafiir bezahlen miissen.

Weiter ist die Erhebung einer Konzessionsabgabe fiir die Energieversorgung eine gangige Praxis und wird
in den meisten Schweizer Gemeinden und Stddten entsprechend gehandhabt. Aus obengenannten Griin-
den sollin Langenthal an der Erhebung der Konzessionsabgabe fiir die Nutzung des &ffentlichen Grundes
fir die Elektrizitdtsversorgung festgehalten werden.

Beilage

Stellungnahme der Preisiiberwachung vom 24. November 2025 "Konzessionsabgabe fiir die Sondernut-
zung des offentlichen Grund und Bodens"

3/3



o\ Gemeinderat
\ Stadtratssitzung vom 30. Mdrz 2026 Traktandum Nr. 6

Erlass des Reglements fiir die Spezialfinanzierung Nachhaltigkeit, Energie und Werterhalt: Genehmigung

Sehr geehrter Herr Stadtratsprdsident
Sehr geehrte Stadtrdtinnen und Stadtrate

1. Grundlagen

Gemeinderatsbeschluss vom 18. Oktober 2023, Trakt. 9

Gemeinderatsbeschluss vom 10. Dezember 2025, Trakt. 5

Bericht und Antrag vom 12. Dezember 2025 des Stadtbauamts mit den darin erwdhnten Beilagen
Protokollauszug vom 20. Januar 2026 der Bau- und Planungskommission, Trakt. 4
Protokollauszug vom 20. Januar 2026 der Umweltschutz- und Energiekommission, Trakt. 4
Protokollauszug vom 3. Februar 2026 der Finanzkommission, Trakt. 4

B Gemeinderatsbeschluss vom 11. Februar 2026, Trakt. 2

2. Inhalt der Vorlage

Der Inhalt der Vorlage ergibt sich aus dem Bericht und Antrag des Stadtbauamts vom 12. Dezember 2025 (=
Beilage 1), dem Reglement iiber die Spezialfinanzierung Nachhaltigkeit, Energie und Werterhalt im Entwurf
vom 11. Februar 2026 (=Beilage 2) und der Verordnung tiber die Spezialfinanzierung Nachhaltigkeit, Energie
und Werterhalt, welche der Gemeinderat anldsslich seiner Sitzung vom 11. Februar 2026 unter dem Vorbe-
halt der zustimmenden Beschlussfassung des Stadtrates bereits genehmigt hat (= Beilage 3). Es wird auf
diese Dokumente, die librigen Vorakten, die nachfolgenden Hinweise und die miindlichen Ausfiihrungen
des zustandigen Mitglieds des Gemeinderats anldsslich der Sitzung des Stadtrats verwiesen.

3. Vorberatende Behorden

B Die Bau- und Planungskommission behandelte und verabschiedete die Vorlage anldsslich ihrer Sitzung
vom 20. Januar 2026 ohne eigene Antragsstellung und unverandert zu Handen der weiteren Beratung.

B Die Umwelt- und Energiekommission (UEK) behandelte die Vorlage an der Sitzung vom 20. Januar 2026
und formulierte zwei Antrdge. Antrag 1: "Die Mittel der Spezialfinanzierung in Héhe von Fr. 80'000.00
gemdss Artikel 4 Absatz 2 sind — analog zu den jéhrlichen Einlagen gemdiss Artikel 3 — ebenfalls der Teu-
erung gemdss Baupreisindex des Bundesamts fiir Statistik fiir den Bereich Hochbau anzupassen. Artikel
4 ist mit dem Absatz 5 "Der Maximalbetrag pro Kalenderjahr fiir Fordermassnahmen gemdss Absatz 2
sind vom Gemeinderat alle zwei Jahre der Teuerung gemdss Baupreisindex des Bundesamtes fiir Statistik
fiir den Bereich Hochbau anzupassen. Dabei wird jeweils der Index vom Oktober des zweiten Jahres ver-
wendet, das dem ersten Jahr der Periode vorangeht. Der fiir die jeweilige Periode geltende Maximalbetrag
wird in Anhang | dieses Reglements gefiihrt." Weiter ist Anhang | entsprechend zu ergénzen:

Anhang |
Einlagen gemdss Artikel 3 Absatz 1 Buchstaben b und c und Maximalbetrag gemdss Artikel 4 Absatz 2
(Stand 1. Januar 2026)
Periode Einlage gemdss Art. 3 | Einlage gemdss Art. 3 | Maximalbetrag gemdss
Abs. 1Bst. b Abs. 1Bst. c Art. 4 Abs. 2
2027-2028 Fr. 2'250'000.00 fr. 1'000'000.00 Fr. 80'000.00

"

Antrag 2: "Die in Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe c aufgefiihrte Bedingung 'sofern im selben Budget der
Erfolgsrechnung keine Steuererh6hung vorgesehen ist' wird gestrichen."

B Die Finanzkommission behandelte die Vorlage am 3. Februar 2026 und verabschiedete die Vorlage ohne
eigene Antragsstellung und unverdandert zu Handen der weiteren Beratung.

(Traktandum 6 / Seite 1)
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B Der Gemeinderat behandelte die Vorlage und die beiden Antrdge aus der UEK anlasslich seiner Sitzung
vom 11. Februar 2026. Beziiglich dem Antrag 1 der UEK kam der Gemeinderat zum Schluss, dass bei der
Indexierung anstelle des Baupreisindex auf den Landesindex der Konsumentenpreise (LIK) zu referenzie-
ren sei, da dies dem im Bereich der Warmeverbiinde gelebten Standard entspreche. Entsprechend be-
schloss der Gemeinderat, den Antrag 1 der UEK in der vorgelegten Fassung abzulehnen, verabschiedete
jedoch eine sinngemdsse Anpassung mit der Einfiihrung einer Indexierung referenzierend auf den LIK.
Formal wurde dies mit einem neuen Art. 4 Abs. 2°* sowie Folgeanpassungen bei den Art. 5 Abs. 1 und 2,
Art. 9 Abs. 5 und 6 und bei beim Anhang Il und Anhang Ill im per 11. Februar 2026 nachgefiihrten Entwurf
des Reglements liber die Spezialfinanzierung Nachhaltigkeit, Energie und Werterhalt umgesetzt.

Den Antrag 2 der UEK hat der Gemeinderat mit Verweis auf die in den Grundlageakten einsehbaren Aus-
fiihrungen anldsslich seiner Sitzung vom 11. Februar 2026 abgelehnt.

Gestiitzt auf diese Ausfiihrungen beantragen wir lhnen Zustimmung zu folgendem:
Beschlussentwurf:

Der Stadtrat, gestiitzt auf Art. 60 Abs. 1 Ziff. 1 der Stadtverfassung vom 22. Juni 2009 sowie nach Kennt-
nisnahme des gemeinderdtlichen Berichts vom 11. Februar 2026 - unter Vorbehalt des fakultativen Re-
ferendums - beschliesst:

1. Der Erlass des Reglements iiber die Spezialfinanzierung Nachhaltigkeit, Energie und Werterhalt (im
Entwurf vom 11. Februar 2026) wird genehmigt.

2. Der Gemeinderat wird mit dem weiteren Vollzug beauftragt.

Berichterstattung: Gemeinderat Patrick Freudiger, Ressortvorsteher Finanz- und Steuerwesen

Langenthal, 11. Februar 2026 IM NAMEN DES GEMEINDERATES
Der Stadtprasident:

Reto Miiller
Der Stadtschreiber:

Marc Hausler

W Beilage 1: Bericht und Antrag des Stadtbauamts vom 12. Dezember 2025

B Beilage 2: Reglement {iber die Spezialfinanzierung Nachhaltigkeit, Energie und Werterhalt im Entwurf vom
11. Februar 2026

B Beilage 3: Verordnung Uber die Spezialfinanzierung Nachhaltigkeit, Energie und Werterhalt vom 11. Feb-
ruar 2026

(Traktandum 6 / Seite 2)
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Erlass des Reglements iiber die Spezialfi-
nanzierung Nachhaltigkeit, Energie und
Werterhalt; Verabschiedung zu Handen
des Stadtrats; Erlass der Verordnung iiber
die Spezialfinanzierung Nachhaltigkeit,
Energie und Werterhalt; Genehmigung;
Auftragserteilung
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Das Wichtigste in Kiirze

Das Stadtbauamt ist verantwortlich fiir den baulichen und betrieblichen Unterhalt der stddtischen Lie-
genschaften im Verwaltungs- und Finanzvermdégen. In den vergangenen Jahren war das Budget fiir den
baulichen und betrieblichen Unterhalt jeweils zu knapp bemessen, so dass starke Priorisierungen vorge-
nommen werden mussten und die Betrdge der Rechnungen wiederholt iiber jenen des Budgets lagen.
Die zur Verfligung gestellten Geldmittel fiir den baulichen und betrieblichen Unterhalt haben direkte Aus-
wirkungen auf den Personen- und Objektschutz. Um diesen langfristig sicherzustellen, soll eine Spezial-
finanzierung fiir den Gebdudeunterhalt geschaffen werden. Diese gewihrleistet, dass die fiir den bauli-
chen und betrieblichen Unterhalt vorgesehenen Geldmittel zweckgebunden zur Verfiigung stehen und
nicht jedes Jahrim Rahmen des Budgetprozesses neu verhandelt werden miissen. Zugleich triagt die Spe-
zialfinanzierung zu einer kontinuierlicheren sowie finanziell stabilen Bewirtschaftung der Liegenschaften
bei. Wenn Verkaufserlose aus Liegenschaften kiinftig zweckgebunden in den Erhalt des Immobilienbe-
stands investiert werden kdnnen, entsteht ein Anreiz, nicht mehr benétigte Liegenschaften zu verdussern
und damit verbleibende Liegenschaftswerte nachhaltiger zu sichern.

Gleichzeitig steht die Stadt einer weiteren bedeutenden Aufgabe gegeniiber: Der Klimawandel und des-
sen Auswirkungen zdhlen weltweit zu den gréssten Herausforderungen des 21. Jahrhunderts. Ziele auf
internationaler, nationaler, kantonaler und kommunaler Ebene sehen einerseits eine Reduktion der
Treibhausgasemissionen (Klimaschutz/Mitigation) und andererseits Massnahmen vor, um sich den Fol-
gen des Klimawandels anzupassen (Klimaanpassung). Bereits zum heutigen Zeitpunkt betreibt die Stadt
Langenthal ein kommunales Férderprogramm, das tiber das Budget finanziert wird. Mit der Integration
des Forderprogrammes in die Spezialfinanzierung wird die Abhangigkeit vom Kalenderjahr und dem or-
dentlichen Budgetprozess geringer. Zudem kann das Férderprogramm reglementarisch verankert wer-
den, was zu einer langfristigen Sicherstellung beitrdgt und dem Legalitdtsprinzip gerecht wird (gesetzli-
che Grundlage fiir Staatsbeitrage von bedeutendem Umfang).

Mit vorliegendem Bericht und Antrag wird dem Gemeinderat beantragt, das Reglement {iber die Spezial-
finanzierung Nachhaltigkeit, Energie und Werterhalt zu Handen des Stadtrates zu verabschieden und
— unter Vorbehalt der Rechtskraft des entsprechenden Stadtratsbeschlusses — die Verordnung iiber die
Spezialfinanzierung Nachhaltigkeit, Energie und Werterhalt zu genehmigen.

Grundlagen

B Klima- und Energiecharta der Stadte und Gemeinden 2019

B Gemeinderatsbeschluss vom 18. Oktober 2023, Trakt. 9

B Energiepolitisches Programm der Stadt Langenthal 2026 — 2029, Massnahme 6.3.2
B Gemeinderatsbeschluss vom 10. Dezember 2025, Trakt. 5

Ausgangslage und Handlungsbedarf

Das Stadtbauamt ist verantwortlich fiir den baulichen und betrieblichen Unterhalt der stidtischen Lie-
genschaften im Verwaltungs- und Finanzvermdgen. Das Portfolio umfasst 54 Liegenschaften. Der Geb&u-
deversicherungswert der Liegenschaften lag im Jahr 2025 bei rund Fr. 245'769'000.00. In den vergange-
nen Jahren war das Budget fiir den baulichen und betrieblichen Unterhalt jeweils zu knapp bemessen,
so dass starke Priorisierungen vorgenommen werden mussten. Der jdhrliche effektive Aufwand lag zu-
dem wiederholt tiber dem budgetierten Betrag. Dies konnte aber nicht verhindern, dass sich in den letz-
ten Jahren ein Instandhaltungsstau entwickelte, welcher dazu fiihrte, dass das Stadtbauamt in den Jah-
ren 2025 und 2026 im Budgetprozess einen grésseren Instandhaltungsaufwand von rund Fr.
4'000'000.00 auswies.
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Im Verlauf der Budgetdebatte 2026 im letzten Jahr wurden schliesslich die Mittel fiir den baulichen und
betrieblichen Unterhalt erhoht und auf Fr. 2'500'000.00 (Verwaltungsvermdgen inkl. spezialfinanzierte
Kontengruppen) zzgl. Fr. 250'000.00 fiir Liegenschaften im Finanzvermégen festgelegt. Die zur Verfiigung
gestellten Geldmittel fiir den baulichen und betrieblichen Unterhalt haben direkte Auswirkungen auf den
Personen- und Objektschutz. Um diesen langfristig sicherzustellen, soll eine Spezialfinanzierung fiir den
Gebdudeunterhalt geschaffen werden. Diese gewdhrleistet, dass die fiir den baulichen und betrieblichen
Unterhalt vorgesehenen Geldmittel zweckgebunden zur Verfiigung stehen und nicht jedes Jahr im Rah-
men des Budgetprozesses neu verhandelt werden missen. Damit kénnen die notwendigen Instandhal-
tungs- und Sanierungsarbeiten rechtzeitig und planmassig ausgefiihrt werden, wodurch gréssere Schi-
den und unerwartete Kosten vermieden und der Werterhalt der Gebdude besser sichergestellt werden
kann. Gleichzeitig tragt die Spezialfinanzierung zu einer kontinuierlicheren und finanziell stabilen Be-
wirtschaftung der Liegenschaften bei. Wenn Verkaufserlose aus Liegenschaften kiinftig zweckgebunden
in den Erhalt des Immobilienbestands investiert werden kénnen, entsteht ein Anreiz, nicht mehr beno-
tigte Liegenschaften zu verdussern und damit verbleibende Liegenschaftswerte nachhaltiger zu sichern.

Gleichzeitig steht die Stadt einer weiteren bedeutenden Aufgabe gegeniiber: Der Klimawandel und des-
sen Auswirkungen zdhlen weltweit zu den grossten Herausforderungen des 21. Jahrhunderts. Ziele auf
internationaler, nationaler, kantonaler und kommunaler Ebene sehen einerseits eine Reduktion der
Treibhausgasemissionen (Klimaschutz/Mitigation) und andererseits Massnahmen vor, um sich den Fol-
gen des Klimawandels anzupassen (Klimaanpassung). Dazu sind Investitionen notig. Um diese Investiti-
onen tatigen zu konnen und die Bevolkerung in Langenthal bei den Investitionen zu unterstiitzen, wurde
im Rahmen der Energiestadt-Rezertifizierung eine Massnahme zur Evaluation und Priifung der Finanzie-
rung eines Forderfonds oder einer entsprechenden Spezialfinanzierung verankert. Bereits zum heutigen
Zeitpunkt betreibt die Stadt Langenthal ein kommunales Férderprogramm. Dessen Finanzierung wird je-
weils mit einem Beitrag in der Hohe von Fr. 30'000.00 iiber das Budget der Erfolgsrechnung sicherge-
stellt. Die Finanzierung tiber das Budget birgt diverse Nachteile fiir ein Férderprogramm. So kdnnen bei-
spielsweise die Beitrdge nur im jeweiligen Jahr ausbezahlt werden, da bis zum Abschluss des ordentli-
chen Budgetprozesses fiir das nachste Jahr nicht klarist, ob das Budget fiir das Folgejahr erhalten bleibt.
Da aber energetische Massnahmen von der Planung bis zur Umsetzung tiber mehrere Jahre laufen kén-
nen, ist die Finanzierung tiber das ordentliche Budget nicht ideal. Mit der Integration des Férderprogram-
mes in die Spezialfinanzierung wird die Abhangigkeit vom Kalenderjahr und dem ordentlichen Budget-
prozess geringer. Zudem kann das Férderprogramm reglementarisch verankert werden, was zu einer lang-
fristigen Sicherstellung beitragt und dem Legalitdtsprinzip gerecht wird (gesetzliche Grundlage fiir
Staatsbeitrdge von bedeutendem Umfang [vgl. Art. 5 Abs. 1 der Bundesverfassung [BV; SR 101]).

Projektorganisation

Das Reglement {iber die Spezialfinanzierung NEW wurde von der Leiterin Stabs- und Rechtsdienst des
Stadtbauamts erstellt, in Zusammenarbeit mit dem Stadtbaumeister, dem Leiter Fachstelle Umwelt und
Energie sowie dem Vorsteher des Finanzamts und dem Leiter Fachbereich Rechnungswesen.
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Erlduterungen zum Reglement

Art. 1 Spezialfinanzierung

1

Unter der Bezeichnung Spezialfinanzierung Nachhaltigkeit, Energie und Werterhalt (NEW) besteht
eine Spezialfinanzierung gemdss Artikel 86 ff. der Gemeindeverordnung des Kantons Bern vom
16. Dezember 1998 (GV; BSG 170.111).

2 Massnahmen gemdss Artikel 2 Absatz 1 Buchstabe a sowie Artikel 2 Absatz 3 sollen ausschliess-
lich iiber die in der Erfolgsrechnung dafiir vorgesehenen Aufwandkonten der Spezialfinanzierung
NEW verbucht werden, sofern die Massnahmen nicht bereits (iber eine andere Spezialfinanzierung
(wie Kehrichtbeseitigung, Abwasser oder Feuerwehr) finanziert werden.

3 In diesem Reglement ist mit Gebdude ein auf Dauer angelegter, mit einem Dach versehener, mit
dem Boden fest verbundener Bau gemeint, der Personen aufnehmen kann und Wohnzwecken oder
Zwecken der Arbeit, der Ausbildung, der Kultur, der Freizeit, des Sports oder jeglicher anderer
menschlicher Tatigkeit dient, einschliesslich der diesem Bau zugehdrigen Anlagen und Fldchen, ohne
die Anlagen und Fldchen der Basis- und Detailerschliessung.

Art. 1 Abs. 1 verweist auf die ibergeordnete Gesetzgebung und halt fest, dass es sich bei der Spezialfi-
nanzierung Nachhaltigkeit, Energie und Werterhalt (NEW) um eine Spezialfinanzierung geméss Art. 86 ff.
der Gemeindeverordnung des Kantons Bern vom 16. Dezember 1998 (GV; BSG 170.111) handelt. Ge-
mass diesen Bestimmungen sind Spezialfinanzierungen zweckgebundene Mittel zur Erfiillung einer be-
stimmten &ffentlichen Aufgabe und bedirfen einer Grundlage im ibergeordneten Recht oder in einem
Reglement der Gemeinde. Weiter schreibt die Gemeindeverordnung vor, dass das Reglement den Zweck
der Spezialfinanzierung sowie die Zustandigkeit zur Bestimmung von Einlagen und Entnahmen festzule-
gen hat. Da (ibergeordnetes Recht immer vorbehalten bleibt, werden die Bestimmungen gemdss
Art. 86 ff. GV im vorliegenden Reglement nicht ausdriicklich wiederholt.

Art. 1 Abs. 2 halt fest, dass die unterhalb der Aktivierungsgrenze liegenden baulichen oder betrieblichen
Massnahmen gemadss Art. 2 Abs. 1 Bst. a sowie die Férdermassnahmen gemadss Art. 2 Abs. 3 nur noch
Uber die in der Erfolgsrechnung dafiir vorgesehenen Aufwandkonten der Spezialfinanzierung NEW ver-
bucht werden diirfen, sofern die Massnahme nicht bereits (iber eine andere Spezialfinanzierung finan-
ziert werden. Fiir oberhalb der Aktivierungsgrenze liegende bauliche oder betriebliche Massnahmen, so-
fern ein Beschluss des finanzkompetenten Organs vorliegt, kann die Spezialfinanzierung im Rahmen der
zur Verfiigung stehenden Mittel ebenfalls zur Finanzierung herangezogen werden.

Art. 1 Abs. 3 enthélt eine Definition des im vorliegenden Reglement verwendeten Begriffs "Geb&dude".
Diese Definition stiitzt sich auf Art. 2 Bst. a der Verordnung vom 9. Juni 2017 tber das eidgendssische
Geb&dude- und Wohnregister (VGWR; SR 431.841) mit Wortlaut: "Auf Dauer angelegter, mit einem Dach
versehener, mit dem Boden fest verbundener Bau, der Personen aufnehmen kann und Wohnzwecken
oder Zwecken der Arbeit, der Ausbildung, der Kultur, des Sports oder jeglicher anderer menschlicher Ta-
tigkeit dient; ein Doppel-, Gruppen- und Reihenhaus z&hlt ebenfalls als ein Gebiude, wenn es einen ei-
genen Zugang von aussen hat und wenn zwischen den Gebduden eine senkrechte vom Erdgeschoss bis
zum Dach reichende tragende Trennmauer besteht". Die Definition im vorliegenden Reglement weicht
insofern von derin Art. 2 Bst. a VGWR enthaltenen Definition ab, als nebst den genannten Zwecken auch
Freizeitzwecke erfasst sein sollen. Zudem sollen nebst den eigentlichen Bauten auch die zu diesen ge-
horenden Anlagen wie beispielsweise Spielpldtze, Schwimmbecken oder Kanalisationsleitungen (Haus-
anschliisse) sowie die zu den Bauten gehdrenden Flachen wie beispielsweise Spielwiesen erfasst sein.
Diese Anlagen und Fldchen befinden in der Regel auf der gleichen Parzelle wie das Gebiude, miissen es
aber nicht zwingend sein.
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Zu denken ist hierinsbesondere an Hausanschliisse, die iber eine benachbarte Parzelle fithren kbnnen.
Entscheidend fiir die Zugehorigkeit zum Gebdude ist derinnere Konnex. Nicht darunter fallen sollen hin-
gegen Anlagen und Fldchen der Basis- und Detailerschliessung, wie beispielsweise Personenunterstdnde
bei Bushaltestellen oder Pumpwerke des Kanalisationsnetzes.

Art. 2 Zweck

T Die Spezialfinanzierung bezweckt vorrangig die Bereitstellung von Geldmitteln zur Finanzierung
von baulichen oder betrieblichen Massnahmen an den Gebduden im Verwaltungsvermégen und Fi-
nanzvermdgen der Stadt Langenthal:

a. Die unterhalb der fiir die Rechnungsfiihrung der Stadt Langenthal festgelegten Aktivierungs-
grenze liegen und die dem Werterhalt oder der Wertvermehrung dienen;

b. Dieoberhalb der fiir die Rechnungsfiihrung der Stadt Langenthal festgelegten Aktivierungsgrenze
liegen und die dem Werterhalt dienen.

2 Die Spezialfinanzierung bezweckt ergdnzend die Bereitstellung von Geldmitteln im Zusammen-

hang mit baulichen oder betrieblichen Massnahmen an Gebduden im Verwaltungsvermégen der

Stadt Langenthal, die oberhalb der fiir die Rechnungsfiihrung der Stadt Langenthal festgelegten Ak-

tivierungsgrenze liegen und die der Wertvermehrung dienen.

3 Die Spezialfinanzierung bezweckt zudem die Bereitstellung von Geldmitteln zur Finanzierung von

Massnahmen auf dem Gemeindegebiet der Stadt Langenthal:

a. Zur Forderung von Anschliissen an Wdrme- und Kdlteverbundsysteme gemdss kommunalem
Richtplan Energie der Stadt Langenthal;

b. Zum Umstieg auf erneuerbare Energien, zur Produktion erneuerbarer Energien, zur Steigerung
der Energieeffizienz, zur nachhaltigen Mobilitdt, zur Reduktion der Treibhausgasemissionen und
zur Anpassung an den Klimawandel, insofern die Massnahmen (iber iibergeordnete gesetzliche
Anforderungen bzw. iibergeordnete behdrdliche Vorgaben hinausgehen.

Art. 2 definiert den Zweck der Spezialfinanzierung NEW: Dieser liegt in der Bereitstellung von Geldmitteln
zur Finanzierung von baulichen oder betrieblichen Massnahmen an den Geb&duden im Verwaltungs- und
Finanzvermo6gen der Stadt Langenthal und zur Finanzierung von Energie- und Klimaférdermassnahmen
auf dem Gemeindegebiet der Stadt Langenthal.

In Art. 2 Abs. 1 und Abs. 2 wird der Begriff "bauliche oder betriebliche Massnahmen" verwendet. Die
"baulichen Massnahmen" umfassen klassische bauliche Tatigkeiten oder Eingriffe an Infrastrukturen, die
"betrieblichen Massnahmen" gehen dariiber hinaus und umfassen primér die Finanzierung von Service-
und Wartungsvertrdgen. Weiter wird danach unterschieden, ob die Massnahme ein Gebdude im Verwal-
tungs- oder Finanzvermdgen betrifft. Die Definition des Verwaltungs- und Finanzvermdgens richtet sich
nach der ibergeordneten Gesetzgebung: Das Verwaltungsvermodgen besteht gemdss Art. 75 GV aus den
Vermogenswerten, die unmittelbar der Erfuillung 6ffentlicher Aufgaben dienen. Das Finanzvermdgen um-
fasst gemédss Art. 74 GV hingegen jene Vermogenswerte, die ohne Beeintrachtigung der 6ffentlichen Auf-
gabenerfiillung verdussert werden kdnnten.

Weiter wird in Art. 2 Abs. 1 und Abs. 2 geregelt, ob die Spezialfinanzierung NEW fiir eine bestimmte bau-
liche oder betriebliche Massnahme im Verwaltungs- oder Finanzvermdgen Geld bereitstellt. Entschei-
dend ist dabei, ob die Massnahme unter- oder oberhalb der fiir die Stadt festgelegten Aktivierungsgrenze
liegt und dem Werterhalt oder der Wertvermehrung dient. Alles unterhalb der Aktivierungsgrenze wird
sofort als Aufwand verbucht, also nicht in der Bilanz aktiviert. Fiir Gemeinden mit tiber 10'000 Einwoh-
nerinnen und Einwohnern darf die Aktivierungsgrenze gemadss Art. 79a GV maximal Fr. 100'000.00 betra-
gen.
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Aktuell gilt fir die Stadt eine Aktivierungsgrenze von Fr. 100'000.00. Von Bedeutung ist sodann, ob eine
Massnahme dem Werterhalt oder der Wertvermehrung dient. Fiir die Unterscheidung kann die steuer-
rechtliche Praxis Hilfestellungen leisten und, falls sachgerecht und auf die Verhiltnisse der Stadt tiber-
tragbar, Analogieschliisse liefern (analog, da die Stadt selber nicht steuerpflichtig ist). Dabei steht das
"Merkblatt 5: Natiirliche Personen ab 2024 / Grundstiickskosten" der Steuerverwaltung des Kantons
Bernim Vordergrund: In diesem Merkblatt wird erldutert, welche Kosten in derjahrlichen Steuererklarung
als abzugsfahige Kosten geltend gemacht werden kdnnen (Werterhalt). Dies betrifft grob zusammenge-
fasst Unterhaltskosten, Riickbaukosten im Hinblick auf einen Ersatzneubau, Denkmalpflegekosten sowie
Investitionskosten, die dem Energiesparen und Umweltschutz dienen. Aufwendungen, die den Wert einer
Liegenschaft erhbhen (wertvermehrende Kosten) sowie Kosten, die keiner der vorgenannten Kategorien
zugeordnet werden konnen, sind in der jdhrlichen Steuererklarung nicht abziehbar. Unter die wertver-
mehrenden Massnahmen fallen demnach beispielsweise auch Kosten fiir Neubauten oder Ersatzneubau-
ten. Die Vorfinanzierung bei Wertvermehrungen ist gemass Art. 2 Abs. 2 nur fiir das Verwaltungsvermo-
gen denkbar (vgl. dazu Art. 88a GV), dies kénnen namentlich den Erhalt iibersteigende Erneuerungen
sein. In nachfolgender Tabelle wird grafisch dargestellt, fiir welche baulichen oder betrieblichen Mass-
nahmen die Spezialfinanzierung NEW Geldmittel bereitstellt.

Verwaltungsvermogen Finanzvermégen

Unterhalb Aktivierungsgrenze Unterhalb Aktivierungsgrenze

Oberhalb Aktivierungsgrenze Oberhalb Aktivierungsgrenze

Werterhalt Wertvermehrend Werterhalt _

Abb. 1: Ubersicht iiber die baulichen oder betrieblichen Massnahmen, fiir welche die Spezialfinanzierung NEW Geld-
mittel bereitstellt. Griin = Ausschliessliche Finanzierung lber die Spezialfinanzierung NEW; Gelb = Finanzierung op-
tional iiber die Spezialfinanzierung NEW oder (iber den allgemeinen steuerfinanzierten Finanzhaushalt; Rot = keine
Finanzierung iiber die Spezialfinanzierung NEW, sondern ausschliesslich iiber den allgemeinen steuerfinanzierten
Finanzhaushalt bzw. die Investitionsrechnung.

Art. 2 Abs. 3 legt fest, fiir welche Energie- und Klimaférdermassnahmen die Spezialfinanzierung NEW
Geldmittel bereitstellt. Einerseits sollen Geldmittel fiir die Férderung von Anschliissen an die Warmever-
blinde gemdss Richtplan Energie und andererseits finanzielle Mittel fiir Massnahmen zum Umstieg auf
erneuerbare Energien, zur Produktion erneuerbarer Energien, zur Steigerung der Energieeffizienz, zur
nachhaltigen Mobilitédt, zur Reduktion der Treibhausgasemissionen und zur Anpassung an den Klima-
wandel) bereitgestellt werden. Gemadss Art. 4 Abs. 3 werden die Einzelheiten zu den tatséchlichen For-
dertatbestdnden durch den Gemeinderat in einer Verordnung geregelt. Die entsprechende Verordnung
ist dem vorliegenden Geschéft beigelegt (Beilage 2).
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5.3 Art. 3 Einlagen

! Die Spezialfinanzierung wird gedufnet durch:

a. Eine einmalige Einlage aus dem allgemeinen steuerfinanzierten Finanzhaushalt (iber
Fr. 2'000'000.00, die im Budget der Erfolgsrechnung des Jahres 2027 einzustellen ist;

b. Eine jihrliche Einlage aus dem allgemeinen steuerfinanzierten Finanzhaushalt von
Fr. 2'250'000.00, die im jeweiligen Budget der Erfolgsrechnung einzustellen ist; .

¢. Eine jdhrliche Einlage aus dem allgemeinen steuerfinanzierten Finanzhaushalt iiber maximal
Fr. 1'000'000.00, die zusdtzlich ins jeweilige Budget der Erfolgsrechnung eingestellt werden
kann, sofern im selben Budget der Erfolgsrechnung keine Steuererhhung vorgesehen ist und in
der Erfolgsrechnung des dritten dem Budgetjahr vorangehenden Jahres kein Aufwandiiber-
schuss von iiber Fr. 1'500'000.00 im allgemeinen steuerfinanzierten Finanzhaushalt bestand;

d. Ertragsiiberschiisse der Erfolgsrechnung im allgemeinen steuerfinanzierten Finanzhaushalt ge-
mdss Beschluss des Gemeinderates;

e. Einnahmen aus der Verdusserung von Grundstiicken und Baurechtszinsen gemdss Beschluss
des gemdiss ordentlicher Finanzkompetenzordnung in der Stadtverfassung fiir die Ausgabe zu-
stidndigen Organs zusammen mit dem jeweiligen Finanzbeschluss;

f.  Beitrdge der Stadt oder Dritter gemdss Beschluss des gemdss ordentlicher Finanzkompetenzor-
dnung in der Stadtverfassung fiir die Ausgabe zustindigen Organs zusammen mit dem jeweili-
gen Finanzbeschluss.

Die jihrlichen Einlagen gemdss Artikel 3 Absatz 1 Buchstaben b und c sind vom Gemeinderat alle

zwei Jahre der Teuerung gemdss Baupreisindex des Bundesamts fiir Statistik fiir den Bereich Hoch-

bau anzupassen. Dabei wird jeweils der Index vom Oktober des zweiten Jahres verwendet, das dem
ersten Jahr der Periode vorangeht. Die fiir die jeweiligen Periode geltenden Einlagen sind in Anhang
| dieses Reglements aufgefiihrt.

N

Gemadss Art. 87 Abs. 2 GV hat das Reglement der Spezialfinanzierung nebst dem Zweck der Spezialfinan-
zierung auch die Zustdndigkeit zur Bestimmung von Einlagen und Entnahmen festzulegen. Mit "Einlagen"
(und ebenso mit Entnahmen) ist die Speisung der Spezialfinanzierung resp. die Deckung der Aufwendun-
gen durch die Entnahme aus der Spezialfinanzierung gemeint. Zumal anderslautende Regelungen im
Recht der Stadt Langenthal fehlen, beriihrt die Zustandigkeit zur Einlage resp. Entnahme die Ausgaben-
zustindigkeit der Gemeinde nicht (auch die Entnahme). Weiter gilt es festzuhalten, dass gemass Art. 87
Abs. 3 GV Spezialfinanzierungen nicht mit im Voraus bestimmten Anteilen der ordentlichen Gemeinde-
steuern oder der Liegenschaftssteuern gespeist werden diirfen. Hingegen ist ein zum Voraus bestimmter,
frankenmissig festgesetzter Betrag zuldssig (vgl. Daniel Arn, in Arn/Friederich/Friedli/Miiller/Miil-
ler/Wichtermann, Kommentar zum Gemeindegesetz des Kantons Bern, 1999, Vorbem. zu Art. 70-79
N. 22).

Die Aufnung der Spezialfinanzierung erfolgt geméss Art. 3 Abs. 1 Bst. a mittels einer einmaligen Einlage
in der Héhe von Fr. 2'000'000.00, die im Budget der Erfolgsrechnung des Jahres 2027, Konto
3100.3893.00 "“Einlage in die SF NEW" einzustellen ist. Die Einmaleinlage erfolgt mit Blick auf die Best-
immungen in Art. 4 Abs. 1 Bst. b sowie Art. 6, die einen gewissen Mindestbestand vorschreiben, damit
der erforderliche Bedarf inshesondere fiir Instandhaltung und Instandsetzung gedeckt ist (vgl. dazu die
Erlduterungen zu den Art. 4 und 6). Uber das jahrliche Budget beschliesst gemiss Art. 35 Ziff. 1 der Stadt-
verfassung die Gesamtheit der in Gemeindeangelegenheiten Stimmberechtigten. Da das vorliegende
Reglement die Einlage gemdss Art. 3 Abs. 1 Bst. a vorschreibt, handelt es sich dabei um eine gebundene
Ausgabe. Das heisst, diese Position kann im Verlauf der politischen Beratung zum jeweiligen Budget
nicht gestrichen oder reduziert werden. Der Zusatz "[...] die im Budget der Erfolgsrechnung einzustellen
ist" hat lediglich orientierenden Charakter.
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Die Spezialfinanzierung wird gemdss Art. 3 Abs. 1 Bst. b zusatzlich tiber einen jahrlichen Betrag in der
Hohe von Fr. 2'250'000.00 gedufnet, derim jeweiligen Budget der Erfolgsrechnung, Konto 3100.3893.00
"Einlage in die SF NEW", einzustellen ist. Damit sollen (unter Einschluss der Einmaleinlage) ausreichend
Mittel fiir Instandhaltung und Instandsetzung und ggf. auch fiir einen Teil der erforderlichen Erneuerun-
gen zur Verfligung stehen. Der Betrag leitet sich wie folgt her: Geméss Budget der Erfolgsrechnung des
Jahres 2025 waren im steuerfinanzierten Bereich Hochbau (Finanz- und Verwaltungsvermdgen) der Kon-
tosachgruppen Nrn. 3144 (ohne Spezialfinanzierung Feuerwehr), 3149 (Sportanlagen und Schwimmbad)
und 3430 Gelderin der Hohe von knapp Fr. 1'662'700.00 eingestellt (Rechnung 2024: Fr. 2'046'581.70;
Rechnung 2023: Fr. 1'484'349.40). Dieser Betrag reichte fiir sich genommen geméiss Berechnungen des
Stadtbauamts fiir die Gewdhrleistung des Personen- und Objektschutzes nicht aus (vgl. dazu die Erldu-
terungen bei Kapitel 3 "Ausgangslage und Handlungsbedarf"). Im Budget 2026 wurde deshalb der Betrag
bereits auf Fr. 2'059'000.00 erhdht. Nun sollen (nebst der Einmaleinlage) nochmals zusétzliche Geldmit-
tel in der Hohe von {ber Fr. 100'000.00 pro Jahr in die Spezialfinanzierung gedufnet werden
(Fr. 2'170'000.00), so dass Mittel fiir Instandsetzung, Instandhaltung und ggf. werterhaltende Erneue-
rungen zur Verfligung stehen. Plus den Betrag von max. Fr. 80'000.00, der fiir die Férdermassnahmen zur
Verfiigung stehen soll, ergibt dies aufgerundet die jahrliche Einlage in der Hohe von Fr. 2'250'000.00.
Werden die Mittel (z.B. fiir Energieforderaktionen) in einem Jahr nicht zur Ginze beansprucht, verbleiben
sie in der Spezialfinanzierung und kénnen dazu dienen, den Unterhaltsbedarf in den Folgejahren zu de-
cken. Hierbei handelt es sich wie bei der Einmaleinlage geméss Art. 3 Abs. 1 Bst. a ebenfalls um eine
gebundene Ausgabe, die im Verlauf der politischen Beratung zum jeweiligen Budget nicht gestrichen
oder reduziert werden kann. Der Zusatz "[...] die im Budget der Erfolgsrechnung einzustellen ist" hat auch
hier lediglich orientierenden Charakter.

Zusétzlich kann gemdss Art. 3 Abs. 1 Bst. ¢ eine fakultative jahrliche Einlage in der Hohe von maximal
Fr. 1'000'000.00 zusatzlich ins jeweilige Budget der Erfolgsrechnung, Konto 3100.3893.10 "Zusatzliche
Einlagen in die SF NEW", eingestellt werden. Damit kann nicht nur ein allfélliger Mehrbedarf fiir die In-
standhaltung, Instandsetzung und Erneuerungen der Gebdude abgedeckt werden. Diese Einlage ist aber
an zwei Bedingungen gekniipft: Zum einen darf im selben Budget der Erfolgsrechnung keine Steuererho-
hung vorgesehen sein. Zum anderen darfin der Erfolgsrechnung des dritten dem Budgetjahrvorangehen-
den Jahres kein Aufwandiiberschuss von {iber Fr. 1'500'000.00 im allgemeinen steuerfinanzierten Haus-
halt bestanden haben. Massgeblich ist das dritte Jahr vor dem Budgetjahr, da zum Zeitpunkt der Budge-
terstellung erst fiir dieses Jahr eine genehmigte Rechnung vorliegt. Der Grund fiir diese Lésung wird an-
hand des zukiinftigen Budgets 2031 veranschaulicht: Die Amter werden im Januar 2030 mit der Budge-
tierung fiir 2031 beginnen. Die Frist fiir die Abgabe der Budgetzahlen ans Finanzamt ist Anfang Mérz. Die
Rechnung fiir das Jahr 2029 wird aber erst im Juni 2030 definitiv vorliegen. Das heisst, zum Zeitpunkt, in
dem das Stadtbauamtin engem Austausch mit dem Finanzamt und nach Riicksprache mit den zustandi-
gen Ressortvorstehenden eine allféllige fakultative Einlage im Budgetprozess eingeben muss, liegt erst
die Rechnung 2028 vor. Als massgebender Wert wurde bewusst der Aufwandiiberschuss geméss der ef-
fektiven Rechnung und nicht gemédss dem Budget gewdhlt, da sich die Budgetwerte in den vergangenen
Jahren in diesem Punkt teilweise als ungenau erwiesen und von der effektiven Rechnung abwichen. Ge-
méss den Ubergangsbestimmungen wird die jdhrliche Fixeinlage geméass Art. 3 Abs. 1 Bst. b erstmals im
Jahr 2027 ins Budget der Erfolgsrechnung der dafiir vorgesehenen Aufwandkonti je Funktion eingestellt
werden, der flir die Fakultativeinlage gemass Art. 3 Abs. 1 Bst. ¢ massgebende Aufwandiiberschuss be-
tragt fiir die jeweiligen Budgets der Erfolgsrechnung der Jahre 2027 bis 2030 Fr. 2'250'000.00. Ab dem
Jahr 2027 werden die jéhrliche Fixeinlage und gegebenenfalls auch die Fakultativeinlage in die Berech-
nung, ob im entsprechenden Jahr ein Aufwandiiberschuss besteht, mit einfliessen. Bei der fakultativen
Einlage gemdss Art. 3 Abs. 1 Bst. ¢ handelt es sich nicht um eine gebundene Ausgabe.
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Das heisst, die Einlage in die Spezialfinanzierung wird erst im Zuge des Finanzbeschlusses (Genehmi-
gung Budget durch das Volk) festgelegt. Die beiden Voraussetzungen, die festlegen, unter welchen Um-
standen die Fakultativeinlage ins Budget der Erfolgsrechnung eingestellt werden darf, bindet demnach
nur die Verwaltung, nicht aber den Stadtrat oder das Volk. Im Reglement NEW wird in verschiedenen
Bestimmungen von "Finanzbeschluss" gesprochen. Diese Formulierung lehnt sich an die Marginalien von
Art. 35, 61 und 71 der Stadtverfassung an und ist bewusst weiter gefasst als "Kreditbewilligung", da
nebst den klassischen Verpflichtungskrediten weitere Finanzbeschliisse darunter fallen konnen wie eben
bspw. die Genehmigung des Budgets.

Zur Finanzierung namentlich von Erneuerungen oder zur Vorfinanzierung i.S.v. Art. 88a GV sieht Art. 3
Abs. 1 Bst. d-f weitere Einlagemdglichen vor: Die Spezialfinanzierung soll gemadss Art. 3 Abs. 1 Bst. d mit
Ertragsiiberschiissen der Erfolgsrechnung gedufnet werden konnen. Wenn das Jahresergebnis feststeht
und der Gemeinderat den Jahresbericht zu Handen der Revisionsstelle freigibt, miisste er zugleich iiber
die entsprechende Einlage beschliessen. Gemdss klarer reglementarischer Vorschrift erfolgen Ertrags-
tberschisse in die Spezialfinanzierung, der dazugehorige Finanzbeschluss wiirde eine gebundene Aus-
gabe darstellen, weshalb der Gemeinderat gestiitzt auf Art. 71 Abs. 1 Ziff. 1 der Stadtverfassung den
entsprechenden Nachkredit bewilligen kdnnte. Die Buchung wiirde anschliessend in die Jahresrechnung
integriert, bevor sie der Revisionsstelle zur Priifung zugestellt und anschliessend gestiitzt auf Art. 61
Abs. 2 Ziff. 8 der Stadtverfassung dem Stadtrat zur Genehmigung vorgelegt wiirde.

Weiter soll die Spezialfinanzierung gemadss Art. 3 Abs. 1 Bst. e mit Einnahmen aus der Verdusserung von
Grundstiicken und mit Baurechtszinsen gedufnet werden kdnnen. Zwar soll die Zuweisung von entspre-
chenden Einnahmen kiinftig grundsétzlich in die Spezialfinanzierung erfolgen, allerdings nicht im Sinn
eines Automatismus, sondern mit einem Beschluss des finanzkompetenten Organs zusammen mit dem
jeweiligen Finanzbeschluss (Rechtsgeschifte iiber Eigentum und beschridnkte dingliche Rechte an
Grundstiicken sowie Entwidmungen von Verwaltungsvermogen sind gemass Art. 6 Abs.4 Ziff. 3 und 5 der
Stadtverfassung zur Bestimmung der Zustandigkeit den Ausgaben gleichgestellte Geschifte). Die Defini-
tion des Begriffs "Grundstiicke" richtet sich nach Art. 655 Abs. 1 des Schweizerischen Zivilgesetzbuches
(ZGB; SR 210): Demnach sind Grundstiicke die Liegenschaften, die in das Grundbuch aufgenommenen
selbstandigen und dauernden Rechte, die Bergwerke sowie die Miteigentumsanteile an Grundstiicken.
Das heisst, "Grundstiicke" sind sowohl mit Gebduden bebauten Parzellen als auch Strassenparzellen.
Ebenfalls sollen Baurechtszinsen in die Spezialfinanzierung gedufnet werden. Geméiss den Ubergangs-
bestimmungen sollen die Gelder aber immer dann dem allgemeinen steuerfinanzierten Finanzhaushalt
gutgeschrieben werden, wenn der Verkaufspreis des Grundstiicks vordem 1. Januar 2027 fillig wird bzw.
das Baurecht vor dem 1. Januar 2027 begriindet wurde.

Schliesslich soll die Spezialfinanzierung geméss Art. 3 Abs. 1 Bst. f mit Beitrdgen der Stadt oder Dritter
gedufnet werden konnen. Diese Einlagen sind reglementarisch nicht vorgeschrieben und liegen demnach
im Ermessen des fiir die Ausgabe zustandigen Organs. Nebst einem die Erfolgsrechnung belastenden
Finanz- bzw. Kreditbeschluss fiir einen durch die Stadt separat zu leistenden Beitrag bedarf es eines Be-
schlusses tiber die Einlage in die Spezialfinanzierung. Diese Einlagen diirfen aber nicht Teil des Budgets
der Erfolgsrechnung sein, da die entsprechenden Einlagen in Art. 3 Abs. 1 Bst. b und ¢ abschliessend
geregelt sind. Die Zustandigkeit fiir die entsprechenden Finanzbeschliisse richtet sich je nach Hohe nach
Art. 35 der Stadtverfassung fiir die Gesamtheit der in Gemeindeangelegenheiten Stimmberechtigten,
Art. 61 der Stadtverfassung fiir den Stadtrat und Art. 71 der Stadtverfassung fiir den Gemeinderat.
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In Art. 3 Abs. 2 wird festgelegt, dass die Einlagen gemdss Art. 3 Abs. 1 Bst. b und c jedes zweite Jahr der
Teuerung gemdss dem Baupreisindex des Bundesamts fiir Statistik fiir den Bereich Hochbau angepasst
werden sollen. Der Baupreisindex wird halbjéhrlich (April und Oktober) berechnet; die Ergebnisse werden
im Juni und Dezember publiziert. Die Erkldrung, wieso fiir die Anpassung der Hohe der Einlagen auf den
Index vom Oktober des zweiten Jahres, das dem ersten Jahr der Zweijahresperiode vorangeht, abgestellt
werden soll, wird anhand des Budgets 2029 deutlich: Gem&ss den Ubergansbestimmungen ist die Hohe
der Einlage gemdss Art. 3 Abs. 1 Bst. b und gegebenenfalls Bst. ¢ erstmals fiir die Zweijahresperiode
2029-2030 dem Baupreisindex anzupassen (vgl. dazu auch die Erlduterungen zu Art. 9). Das Budget
2029 wird Anfang 2028 erstellt. Das heisst, flir die Berechnung der H6he der Einlagen ist auf den Index-
wert des Oktobers 2027 abzustellen.

Art. 4 Verwendung der Mittel

I Die Mittel der Spezialfinanzierung kénnen zur Finanzierung von baulichen oder betrieblichen

Massnahmen verwendet werden:

a. An den Gebduden im Verwaltungsvermdgen und Finanzvermdgen der Stadt Langenthal gemdss
Artikel 2 Absatz 1 Buchstabe a;

b. An den Gebduden im Verwaltungsvermdgen und/oder Finanzvermdgen der Stadt Langenthal ge-

mdss Artikel 2 Absatz 1 Buchstabe b und Artikel 2 Absatz 2, sofern durch die Finanzierung des

geplanten Vorhabens der Bestand der Spezialfinanzierung, unter Beriicksichtigung der bestehen-

den Verbindlichkeiten, nicht unter Fr. 2'500'000.00 fillt.

Die Mittel der Spezialfinanzierung koénnen weiter im Umfang von gesamthaft maximal

Fr. 80'000.00 pro Kalenderjahr verwendet werden fiir Massnahmen:

a. Zur Férderung von Anschliissen an Wdrme- und Kdlteverbundsysteme nach Artikel 2 Absatz 3
Buchstabe a;

b. Zum Umstieg auf erneuerbare Energien, zur Produktion erneuerbarer Energien, zur Steigerung

der Energieeffizienz, zur nachhaltigen Mobilitdt, zur Reduktion der Treibhausgasemissionen und

zur Anpassung an den Klimawandel nach Artikel 2 Absatz 3 Buchstabe b im Umfang von maximal

Fr. 35'000.00 pro Kalenderjahr. '

Die Einzelheiten iiber die Fordertatbestidnde gemdss Artikel 4 Absatz 2 wie die Voraussetzungen

fiir die Ausrichtung von Beitrdgen, deren Hohe und das Verfahren regelt der Gemeinderat in einer

Verordnung.

4 Die mit der Ausrichtung von Beitrigen fiir die Férdertatbestinde gemdss Artikel 4 Absatz 2 zu-

sammenhdngenden Verfiigungen werden von der Stadtbaumeisterin oder vom Stadtbaumeister er-

lassen.

2

3

Fur die Verwendung der Mittel wird in Art. 4 Abs. 1 Bst. a und b zwischen Massnahmen unterhalb der
geltenden Aktivierungsgrenze gemdss Art. 2 Abs. 1 Bst. a sowie solchen oberhalb der Aktivierungsgrenze
gemdss Art. 2 Abs. 1 Bst. b und Art. 2 Abs. 2 unterschieden. Fiir bauliche oder betriebliche Massnahmen,
deren Finanzierung die Aktivierungsgrenze tbersteigen, sollen Geldmittel aus der Spezialfinanzierung
nur verwendet werden, wenn dadurch die Spezialfinanzierung nicht unter einen Bestand von
Fr. 2'500'000.00 féllt. Fir bauliche oder betriebliche Massnahmen unterhalb der Aktivierungsgrenze ist
keine solche Schwelle vorgesehen. Diese Unterscheidung hat mehrere Griinde: Zum einen ist in Art. 1
Abs. 2 festgelegt, dass bauliche oder betriebliche Massnahmen unterhalb der Aktivierungsgrenze aus-
schliesslich uberdie in der Erfolgsrechnung dafiir vorgesehenen Aufwandkonten der Spezialfinanzierung
NEW verbucht werden sollen. Andererseits lassen sich Massnahmen bis Fr. 100'000.00 in der Regel
schneller und mit geringerem Planungsaufwand umsetzen, weshalb die Gelder aus der Spezialfinanzie-
rung NEW primdr fiir solche Massnahmen zur Verfligung stehen sollen.
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Fiir die Berechnung, ob der Bestand der Spezialfinanzierung durch die Finanzierung des entsprechenden
Vorhabens unter Fr. 2'500'000.00 féllt, sind alle Verbindlichkeiten zu beriicksichtigen, die bereits fest-
stehen, aber allenfalls noch nicht verbucht wurden. Dies betrifft insbesondere die Geldmittel fiir die bau-
lichen oder betrieblichen Massnahmen geméss Art. 2 Abs. 1 Bst. a sowie die Fordermassnahmen geméss
Art. 2 Abs. 3: Fiir diese wird gemdss Art. 5 Abs. 1 jahrlich ein Betrag im bendtigten Umfang im Budget der
Erfolgsrechnung eingestellt, aber der tatsdchlich verwendete Betrag jeweils erst Ende Jahr dem Bilanz-
konto der Spezialfinanzierung NEW belastet und dem allgemeinen steuerfinanzierten Finanzhaushalt
gutgeschrieben. Eine entsprechende Liste mit allen eingegangenen Verbindlichkeiten wird durch das
Stadtbauamt, Fachbereich Hochbau gefiihrt.

Fiir die Energie- und Klimaférdermassnahmen gemass Art. 4 Abs. 2 stehen pro Kalenderjahr Geldmittel
in der Hohe von maximal Fr. 80'000.00 zur Verfiigung. Davon sind maximal Fr. 35'000.00 vorgesehen fiir
die Férderung von Massnahmen zum Umstieg auf erneuerbare Energien (exklusive Anschliisse an Wir-
meverbiinde geméss Bst. a), die Produktion erneuerbarer Energien, die Steigerung der Energieeffizienz,
die nachhaltige Mobilitat, die Reduktion der Treibhausgasemissionen und die Anpassung an den Klima-
wandel. Dieser Betrag wird nun — entsprechend dem Legalitatsprinzip — reglementarisch verankert und
war bislang lediglich im Budget eingestellt mit Fr. 30'000.00 (Beitrége fiir befristete Energieforderaktio-
nen, Konto 3030.3637.00). Die jetzt vorgesehene Summe ist damit eine moderate Erhdhung. Der Rest-
betrag von minimal Fr. 45'000.00 bis zu (bei Fehlen von Entnahmen geméss Art. 4 Abs. 2 Bst. b) maximal
Fr. 80'000.00 ist vorgesehen zur Férderung von Anschliissen an Warme- und Kalteverbundsysteme. Diese
Systeme stellen eine nachhaltige, klimaschonende und damit im besonderen forderungswiirdige Ener-
giegewinnung dar, private Initiative und Anstrengungen zur Energiewende sollen gefordert werden. Mit
Blick auf den geplanten Teilgasausstieg und den Ausbau der Warmeverbiinde durch die IB Langenthal
AG ist damit zu rechnen, dass in den kommenden Jahren zahlreiche Gesuche eingehen werden, weshalb
fur diese im Vergleich zu den restlichen Massnahmen bewusst mehr Geldmittel zur Verfligung stehen
sollen. Die Einzelheiten {iber die Fordertatbestdnde wie die Voraussetzungen fiir die Ausrichtung von
Beitragen, deren Hohe und das Verfahren werden vom Gemeinderat in der Verordnung {iber die Spezial-
finanzierung Nachhaltigkeit, Energie und Werterhalt geregelt. Die einzelnen Fordertatbestdnde werden in
Anhang | der Verordnung aufgefiihrt.

Da es sich bei der Bearbeitung von Beitragsgesuchen um Tagesgeschaft bzw. Routineaufgaben handelt,
soll die Kompetenz zum Erlass von Verfligung auf Amtsebene angesiedelt werden. Hierzu gilt es anzu-
merken, dass formelle Verfiigungen lediglich im Streitfall erlassen wiirden. Ohne entsprechende Rege-
lung wdre gestiitzt auf Art. 66 Abs. 1 und 3 der Stadtverfassung der Gemeinderat fiir den Verfiigungser-
lass zustdndig.
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Art. 5 Entnahmen

' Fir die Massnahmen gemdiss Artikel 2 Absatz 1 Buchstabe a sowie Artikel 2 Absatz 3 ist jahrlich

ein Betrag im Budget der Erfolgsrechnung in die Konten gemdss Anhang Il dieses Reglements einzu-
stellen; jeweils Ende Jahr wird der tatsdchlich verwendete Betrag der Spezialfinanzierung NEW ent-
nommen und dem allgemeinen steuerfinanzierten Finanzhaushalt gutgeschrieben.

2 Technische Anderungen an Anhang Il dieses Reglements, namentlich die Aktualisierung oder
Neuzuordnung von Kontonummern oder Kontobezeichnungen, werden vom Gemeinderat vorgenom-
men, sofern diese Anpassungen den materiellen Inhalt nicht verdndern.

3 Uber Entnahmen aus der Spezialfinanzierung NEW gemdss Artikel 2 Absatz 1 Buchstabe b und
Artikel 2 Absatz 2 entscheidet das gemdss ordentlicher Finanzkompetenzordnung in der Stadtverfas-

sung fiir die Ausgabe zustdndige Organ zusammen mit dem jeweiligen Finanzbeschluss.

Art. 5 regelt die Entnahme von Geldmitteln aus der Spezialfinanzierung NEW. Entnahmen kénnen auf zwei
verschiedene Wege erfolgen: Gemadss der ersten Variante werden im Budget der Erfolgsrechnung Betriige
in verschiedene Konten eingestellt und der Betrag der Spezialfinanzierung NEW entnommen. Geméss der
zweiten Variante kann das finanzkompetente Organ im Finanzbeschluss festlegen, dass die Ausgabe zu
Lasten der Spezialfinanzierung NEW verbucht werden soll.

Gemdss der ersten Variante bzw. Art. 5 Abs. 1 werden im Budget der Erfolgsrechnung Betrége in verschie-
dene Konten eingestellt. Jeweils Ende Jahr wird der tatsdchlich verwendete Betrag der Spezialfinanzie-
rung NEW entnommen und dem allgemeinen steuerfinanzierten Finanzhaushalt gutgeschrieben. Der
"Umweg" liber das Budget entspricht den Vorschriften von HRM2. Die entsprechenden Konten der Spe-
zialfinanzierung NEW werden in Anhang Il aufgefiihrt. Dies sind die Konten der Kontosachgruppen 3144
(ohne Konten der Spezialfinanzierung Feuerwehr) betreffend den baulichen Unterhalt der Hochbauten
und 3430 betreffend den baulichen Unterhalt der Liegenschaften des Finanzvermégens sowie die Einzel-
konten 6130.3149.10 betreffend den baulichen Unterhalt der Sportanlagen, 6140.3149.10 betreffend
den baulichen Unterhalt des Schwimmbads und 3030.3637.00 betreffend Beitrage fiir befristete Forder-
aktionen der Fachstelle Umwelt und Energie. Art. 5 Abs. 2 legt fest, dass technische Anderungen an An-
hang Il vom Gemeinderat vorgenommen werden kénnen, sofern diese Anpassungen den materiellen In-
halt nicht verdndern. Damit sind namentlich die Aktualisierung oder Neuzuordnung von Kontonummern
oder Kontobezeichnungen gemeint. Diese Anderungen haben keinen materiellen Einfluss auf den Rege-
lungsinhalt, sondern dienen ausschliesslich der administrativen Aktualisierung. Da solche technischen
Mutationen oftmals durch externe Vorgaben (z.B. Anpassungen am Kontenplan) ausgelést werden und
zeitnah umgesetzt werden missen, ist es sachgerecht, die Kompetenz an den Gemeinderat zu delegie-
ren. Materielle Anderungen bleiben dem Stadtrat im Rahmen des ordentlichen Gesetzgebungsverfahrens
vorbehalten.

Gemdss der zweiten Variante bzw. Art. 5 Abs. 3 kann das finanzkompetente Organ im entsprechenden
Finanzbeschluss festlegen, dass die Ausgabe der Spezialfinanzierung NEW entnommen werden soll. Die-
ses Vorgehen entspricht den Vorgaben von HRM2 fiir bauliche oder betriebliche Massnahmen iiber der
Aktivierungsgrenze gemass Art. 2 Abs. 1 Bst. b sowie Art. 2 Abs. 2. Gegebenenfalls kann also ein sepa-
rater Verpflichtungskredit erforderlich sein.
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Art. 6 Bestand und Verzinsung

! Der Bestand der Spezialfinanzierung darf nicht negativ sein und wird nicht verzinst.

2 Verfiigt die Spezialfinanzierung, unter Beriicksichtigung der bestehenden Verbindlichkeiten, iiber
keinen ausreichenden Bestand, darf der Gemeinderat im laufenden Jahr weitere Entnahmen nur zum
Zweck der Finanzierung von Massnahmen gemdss Artikel 2 Absatz 1 Buchstabe a sowie Artikel 2 Ab-
satz 3 und in diesem Zusammenhang einzig dann beschliessen, wenn die Voraussetzung einer ge-
bundenen Ausgabe gegeben ist.

Sofern die Spezialfinanzierung durch die Finanzierung des geplanten Vorhabens tiber keinen ausreichen-
den Bestand mehr verfiigen sollte, diirften gemadss Art. 6 Abs. 2 lediglich noch Entnahmen fiir Massnah-
men gemdss Art. 2 Abs. 1 Bst. a und Art. 2 Abs. 3 beschlossen werden, wenn fiir die zu finanzierende
Massnahme die Voraussetzung einer gebundenen Ausgabe vorliegt. Solche gebundenen Ausgaben wi-
ren im Fall der baulichen oder betrieblichen Massnahmen gemdss Art. 2 Abs. 1 Bst. a und der Férdermas-
snahmen gemadss Art. 2 Abs. 3 lediglich solche, fiir die im Rahmen des ordentlichen Budgetprozesses
nicht bereits Gelder in die entsprechenden Budgetkonten eingestellt worden waren. Bei den baulichen
oder betrieblichen Massnahmen kénnten das unumgangliche bauliche Tatigkeiten oder Eingriffe an Inf-
rastrukturen sein ohne jeden Entscheidungsspielraum beziiglich Héhe, Zeitpunkt der Vornahme oder an-
derer Modalitaten, wahrend es sich bei den Férdermassnahmen naturgemass lediglich um Nachkredite
infolge von Budgetiiberschreitungen handeln wiirde, die per se nicht vorkommen sollten. Die im Rahmen
des ordentlichen Budgetprozesses budgetierten Gelder wéren fiir die Berechnung, ob die Spezialfinan-
zierung liber einen ausreichenden Bestand verfiigt, bereits berlicksichtigt. Massnahmen geméss Art. 2
Abs. 1 Bst. b und Art. 2 Abs. 2 kdnnten bei einem nicht ausreichenden Bestand generell nicht tiber die
Spezialfinanzierung finanziert werden, da es moglich widre, diese Massnahmen zu Lasten des allgemei-
nen steuerfinanzierten Finanzhaushalts zu beschliessen. Art. 6 Abs. 2 nennt als beschlusskompetentes
Organ ausdriicklich den Gemeinderat, da dieser gemdss Art. 71 Abs. 1 Ziff. 1 und 5 der Stadtverfassung
tiber gebundene Ausgaben beschliesst, ohne Riicksicht auf ihre Hohe. Sofern die Spezialfinanzierung
keinen ausreichenden Bestand mehr aufweisen sollte, konnte als mogliche Sanierungsmassnahme eine
Einlage gemdss Art. 3 Abs. 1 Bst. f zu Lasten des allgemeinen steuerfinanzierten Finanzhaushalts getétigt
werden.

Art. 7 Auflosung

Bei einer Auflosung der Spezialfinanzierung wird ein allfélliger Saldo einer Folgelbsung zur vorlie-
genden Spezialfinanzierung oder bei einer fehlenden Folgelosung dem allgemeinen steuerfinanzier-
ten Finanzhaushalt zugewiesen.

Dieser Artikel regelt die allfallige Auflosung der Spezialfinanzierung und die weitere Verwendung der sich
zu diesem Zeitpunkt darin befindlichen Geldmittel.
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Art. 8 Inkrafttreten

Das Reglement tritt riickwirkend auf den 1. Januar 2026 in Kraft.

Das Reglement {iber die Spezialfinanzierung NEW soll riickwirkend auf den 1. Januar 2026 in Kraft treten,
damit im Budgetprozess fiir das Jahr 2027, der Anfang des Jahres 2026 beginnt, die entsprechenden
Budgetierungen gemdss Art. 3 Abs. 1 Bst. a und b sowie Art. 5 Abs. 1 vorgenommen werden kénnen. Das
heisst, die Einlagen aus dem allgemeinen steuerfinanzierten Finanzhaushalt in die Spezialfinanzierung
wiirden erstmals fiir das Jahr 2027 vorgenommen. Gemiss den Ubergangsbestimmungen wiirden ebenso
erstmals im Jahr 2027 Geldmittel aus der Spezialfinanzierung NEW entnommen werden kénnen. Das
heisst, die Spezialfinanzierung NEW wiirde erst ab dem Jahr 2027 Wirkung entfalten. Aus diesem Grund
wird das riickwirkende Inkrafttreten als zuldssig erachtet, umso mehr als die Riickwirkung nur eine kurze
Zeitspanne betrifft und nicht zulasten Privater erfolgt.

Art. 9 Ubergangsbestimmungen

I Die jahrliche Einlage in die Spezialfinanzierung gemdiss Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe b ist erst-

mals in das Budget der Erfolgsrechnung des Jahres 2027 einzustellen.

2 DieAnpassung der jihrlichen Einlagen in die Spezialfinanzierung gemdiss Artikel 3 Absatz 1 Buch-
staben b und c ist gestiitzt auf Artikel 3 Absatz 2 erstmals fiir die Periode 2029-2030 vorzunehmen.
?  Fiir das Budget der Erfolgsrechnung der Jahre 2027 bis 2030 betriigt der massgebende Aufwand-
liberschuss gemdss Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe c Fr. 2'250'000.00.

4 Einnahmen aus der Verdusserung von Grundstiicken gemdiss Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe e wer-
den dem allgemeinen steuerfinanzierten Finanzhaushalt gutgeschrieben, wenn der Verkaufspreis vor
dem 1. Januar 2027 fillig wird. Die Baurechtszinsen von Baurechten gemdss Artikel 3 Absatz 1 Buch-
stabe e, die vor dem 1. Januar 2027 begriindet wurden, werden sowohl! vor als auch nach dem 1.
Januar 2027 weiterhin dem allgemeinen steuerfinanzierten Finanzhaushalt gutgeschrieben, sofern
die Baurechtszinsen nicht in eine andere Spezialfinanzierung oder einen Fonds gedufnet werden.

> Entnahmen aus der Spezialfinanzierung gemdiss Artikel 5 kénnen ab dem 1. Januar 2027 getiitigt
werden. Bis dahin sind die Massnahmen gemdss Artikel 2 zu Lasten des allgemeinen steuerfinanzier-
ten Finanzhaushalts zu finanzieren, sofern ein Finanzbeschluss des gemdss ordentlicher Finanzkom-

petenzordnung in der Stadtverfassung fiir die Ausgabe zustdndigen Organs vorliegt.

Art. 9 enthilt die Ubergangsbestimmungen, die nétig sind, um einen geordneten Ubergang vom bisheri-
gen System ohne Spezialfinanzierung zum neuen System mit Spezialfinanzierung zu ermdglichen. Ins-
besondere betrifft dies Vorarbeiten im Jahr 2026 flir das Budgetjahr 2027. Demnach regelt Art. 9 Abs. 1,
dass die jahrliche Fixeinlage in die Spezialfinanzierung geméass Art. 3 Abs. 1 Bst. b erstmals in das Budget
der Erfolgsrechnung 2027 einzustellen ist. Flr die Einmaleinlage geméss Art. 3 Abs. 1 Bst. a sowie die
fakultative Einlage gemdss Art. 3 Abs. 1 Bst. c ist hingegen keine Ubergangsbestimmung notwendig: Die
Einmaleinlage ist nur im Budget der Erfolgsrechnung des Jahres 2027 einzustellen, wihrend es sich bei
der fakultativen Einlage nicht um eine zwingende Vorschrift handelt.

Weiter regelt Art. 9 Abs. 2, dass die jahrlichen Einlagen gemass Art. 3 Abs. 1 Bst. b und c gestiitzt auf
Art. 3 Abs. 2 erstmals flir die Periode 2029-2030 anzupassen sind. Dies mit Blick darauf, dass die Spezi-
alfinanzierung erstmals im Jahr 2027 einen positiven Bestand aufweisen wird. Da die Anpassung in Zwei-
jahresperioden erfolgt, erscheint es angezeigt, die Anpassung erstmals fiir die Periode 2029-2030 durch-
zuftihren.
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Art. 9 Abs. 3 schreibt vor, dass fiir das Budget der Erfolgsrechnung der Jahre 2027 bis 2030 der massge-
bliche Aufwandiiberschuss gemdss Art. 3 Abs. 1 Bst. ¢ anstatt Fr.1'500'000.00 {ibergangsweise
Fr. 2'250'000.00 betragt. Die unterschiedlichen Werte des zuldssigen Aufwandiiberschusses beruhen
auf der Uberlegung, dass eine tiefere Defizitvorgabe angesichts der Einmaleinlage geméass Art. 3 Abs. 1
Bst. a, dieim Jahr 2027 erfolgswirksam in der Erfolgsrechnung verbucht wird, nicht realistisch ist. Geméss
der Regelungin Art. 3 Abs. 1 Bst. c wird die Jahresrechnung 2027 fiir das Budget des Jahres 2030 relevant
sein. Mit Blick auf die neue Finanzstrategie der Stadt, deren Wirkung sich in den kommenden Jahren
entfalten wird, erscheint eine tiefere Defizitvorgabe ab dem Budget der Erfolgsrechnung 2031 realistisch.

Gemadss Art. 9 Abs. 4. werden Einnahmen aus der Verdusserung von Grundstiicken gemdss Art. 3 Abs. 1
Bst. e dem allgemeinen steuerfinanzierten Finanzhaushalt gutgeschrieben, wenn der Verkaufspreis vor
dem 1. Januar 2027 féllig wird; die Baurechtszinsen von Baurechten gemdss Art. 3 Abs. 1 Bst. e, die vor
dem 1. Januar 2027 begriindet wurden, werden sowohl vor als auch nach dem 1. Januar 2027 weiterhin
dem allgemeinen steuerfinanzierten Finanzhaushalt gutgeschrieben, sofern die Baurechtszinsen nichtin
eine andere Spezialfinanzierung oder einen Fonds gedufnet werden. Fiir die Begriindung des Baurechts
ist das Datum der Eintragung des Baurechts im Grundbuch massgebend. Eine andere Regelung kénnte
dazu fiihren, dass entsprechende Einnahmen aufgrund des riickwirkenden Inkrafttretens des Reglements
im Nachgang zum gefassten Finanzbeschluss betreffend den Grundstiicksverkauf bzw. die Baurechtsbe-
griindung der Spezialfinanzierung zuzuweisen waren, was aus buchhalterischer Sicht und mit Blick auf
die zum Zeitpunkt des Finanzbeschlusses geltende Rechtslage problematisch ware. Bei der Regelung
betreffend die Baurechtszinse ist die Prézisierung "sofern die Baurechtszinsen nicht in eine andere Spe-
zialfinanzierung oder einen Fonds gedufnet werden" erforderlich, da nicht alle Baurechtszinsen dem
steuerfinanzierten Finanzhaushalt gutgeschrieben werden. Dies betrifft insbesondere den Baurechts-
zins, den die Haslibrunnen AG der Stadt bezahlt. Von diesem wird mit einem Drittel der bestehende Fonds
fiir offene Altersfiirsorge gedufnet.

Da die Spezialfinanzierung erstmals ab dem Jahr 2027 einen positiven Bestand aufweisen wird, sollen
gemadss Art. 9 Abs. 5 Entnahmen gemadss Art. 5 erstmals ab dem 1. Januar 2027 erfolgen kénnen; bis
dahin sind die Massnahmen gemadss Art. 2 zu Lasten des allgemeinen steuerfinanzierten Finanzhaus-
halts zu finanzieren, sofern ein Finanzbeschluss des fiir die Ausgabe zusténdigen Organs vorliegt. Aber
auch fiir das Jahr 2027 und die Folgejahre gilt: Die Einmaleinlage in der Hohe von Fr. 2'000'000.00 ge-
mdss Art. 3 Abs. 1 Bst. a erfolgt nurim Jahr 2027, anschliessend erfolgt lediglich die jéhrliche Fixeinlage
gemadss Art. 3 Abs. 1 Bst. bin derHohe von Fr. 2'250'000.00 sicher. Gleichzeitig sind gemédss Art. 5 Abs. 1
Ausgaben fiirMassnahmen gemass Art. 2 Abs. 1 Bst. a und Art. 2 Abs. 3 im Budget einzustellen. Demnach
ist es moglich, dass im Jahr 2027 und in den Folgejahren der Bestand der Spezialfinanzierung, unter
Beriicksichtigung der bestehenden Verbindlichkeiten, gemdss Art. 4 Abs. 1 Bst. b weiterhin unter
Fr. 2'500'000.00 betrdgt (vgl. dazu die Erlduterungen zu Art. 4).

Verordnung iiber die Spezialfinanzierung Nachhaltigkeit, Energie und Werterhalt

Die Verordnung iiber die Spezialfinanzierung Nachhaltigkeit, Energie und Werterhalt enthélt die Ausfiih-
rungsbestimmungen zu Art. 4 Abs. 2 des Reglements (iber die Spezialfinanzierung NEW. Sie regelt na-
mentlich die Voraussetzungen fiir die Ausrichtung von Beitragen, die Hohe der Beitrdge und das Verfah-
ren. Die einzelnen Fordertatbestande und die Hohe der Forderbeitrage werden im Anhang | festgelegt.
Folgende Fordertatbestande sollen per 1. Januar 2027 gefordert werden:

B Anschluss an Warmeverbiinde

B Energieanalysen zur Energieeffizienz

B Grundwasserwarmepumpen und Erdwarmesonden: Kosten des Baubewilligungsverfahrens
B Risikominderungen fiir Probebohrungen zur Nutzung der Erd- oder Grundwasserwdrme

B Ladestationen fiir E-Mobilitdt in bestehenden Mehrfamilienhdusern
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Die Verordnung tritt erst per 1. Januar 2027 in Kraft, da im Jahr 2026 noch keine finanziellen Mittel durch
die Spezialfinanzierung NEW bereitgestellt werden kénnen und wie bisher ein Betrag in der Hohe von
Fr. 30'000.00 im ordentlichen Budget fiir befristete Férdermassnahmen zur Verfiigung steht. Mit Gemein-
deratsbeschluss vom 10. Dezember 2025 wurden zudem die Férdermassnahmen fiir das Jahr 2026 ge-
nehmigt. Alle Details konnen der Verordnung geméss Beilage 2 entnommen werden.

Vor- und Nachteile verschiedener Varianten

Ergebnis

Mit vorliegendem Bericht und Antrag wird dem Gemeinderat beantragt, das Reglement tiber die Spezial-
finanzierung Nachhaltigkeit, Energie und Werterhalt (Beilage 1) zu Hdnden des Stadtrates zu verabschie-
den und - unter Vorbehalt der Rechtskraft des entsprechenden Stadtratsbeschlusses — die Verordnung
iber die Spezialfinanzierung Nachhaltigkeit, Energie und Werterhalt zu genehmigen.

Konsequenzen bei Ablehnung

Die Spezialfinanzierung kdnnte nicht geschaffen werden. Zudem wiren nachtrégliche Uberarbeitungen
im Budgetprozess zu erwarten, da die Budgetierung fiir das Jahr 2027 bereits mit Blick auf die Spezialfi-
nanzierung NEW begonnen wurde.

Auswirkungen auf die Verwaltung (Personalbestand, Infrastruktur, Organisation)

Die Spezialfinanzierung fiihrt zu keinen nennenswerten Mehraufwendungen in der Verwaltung. Bereits
heute besteht ein Programm zur Férderung von Energie- und Klimamassnahmen. Die entsprechenden
Gesuche werden sowohl aktuell als auch kiinftig durch die Fachstelle Umwelt und Energie bearbeitet. Im
Fachbereich Hochbau ist im Rahmen der Spezialfinanzierung NEW mit einer leichten Entlastung zu rech-
nen, da sich der Budgetprozess vereinfacht und weniger aufwandig gestaltet. Darliber hinaus ermdoglicht
die verbesserte Planbarkeit von Instandhaltungs- und Sanierungsarbeiten eine effizientere Ressourcen-
planung. Dies wirkt sich auch positiv auf die stddtischen Gebaude aus, da grossere Schdaden sowie un-
erwartete Kosten vermieden und der langfristige Werterhalt der Geb&dude sichergestellt werden kdnnen.

Finanzielle Auswirkungen

Durch die Einfiihrung der Spezialfinanzierung NEW wird der bauliche und betriebliche Unterhalt der st&d-
tischen Gebdude verstetigt, womit ein verldsslicherer Rahmen fiir die Verwendung der Gelder fiir den
baulichen und betrieblichen Unterhalts vorliegt. Unterjdhrig nicht verwendete Geldmittel bleiben in der
Spezialfinanzierung und kdnnen im Folgejahr oder fiir Massnahmen oberhalb der Aktivierungsgrenze ver-
wendet werden. Der bauliche und betriebliche Unterhalt wird hierdurch besser planbar.

Bezogen auf die Erfolgsrechnung ist die jdhrliche Einlage in die Spezialfinanzierung geregelt und zusétz-
liche Einlagen unterliegen den jeweiligen Beschliissen des zustdndigen finanzkompetenten Organs. Hier-
durch wird auch die Budgetierung der Erfolgsrechnung verlésslicher.

Die einmalige Aufnung iber Fr. 2'000'000.00 und die Erhéhung der jdhrlichen Mittel fiir den baulichen
Unterhalt stellen flir die Erfolgsrechnung eine zusétzliche einmalige Belastung dar, fiihren aber zu einem
grosseren Handlungsspielraum des Stadtbauamts bei der Planung und Umsetzung von Instandhaltung,
Instandsetzung und Erneuerung.
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Die jahrlich fixe Einlage von Fr. 2'250'000.00 liegt bereits fiir sich genommen iiber den Werten des Bud-
gets 2026 und Rechnung 2024 und erst recht tiber den friiheren Werten (Rechnung 2023, Budget 2025)
fiir den steuerfinanzierten, tiber die Erfolgsrechnung abgewickelten baulichen bzw. betrieblichen Unter-
halt der Hochbauten im Finanz- und Verwaltungsvermogen. Dies erscheint jedoch mit Blick auf den In-
standhaltungsstau, die Sicherstellung des Werterhalts der stadtischen Liegenschaften und die Gewéhr-
leistung des Personen- und Objektschutzes als gerechtfertigt.

Stellungnahme Dritter

Mitberichte aus der Verwaltung

Terminprogramm zur Realisierung

B Beratungim Stadtrat Mérz 2026

B Referendumsfrist April 2026

B Rechtskraft Mai 2026

B In-Kraft-Treten des Reglements riickwirkend auf den 1. Januar 2026
B [n-Kraft-Treten der Verordnung 1. Januar 2027

Kommunikation

Die Kommunikation erfolgt tiber die Traktandierung als Stadtratsgeschaft. Der Gemeinderatsbeschluss
betreffend den Erlass der Verordnung iiber die Spezialfinanzierung Nachhaltigkeit, Energie und Werter-
halt soll nach Rechtskraft des Stadtratsbeschlusses betreffend den Erlass des Reglements iiber die Spe-
zialfinanzierung Nachhaltigkeit, Energie und Werterhalt im Anzeiger publiziert werden.

Zusténdigkeiten zum Beschluss

Der Gemeinderat bereitet gemdss Art. 67 Abs. 2 der Stadtverfassung die dem Stadtrat vorzulegenden
Geschéfte vor, soweit die Geschaftsordnung des Stadtrats nichts anderes bestimmt. Der Gemeinderat
beschliesst gemdss Art. 70 Abs. 1 Ziff. 2 der Stadtverfassungen Verordnungen, soweit er durch ein Reg-
lement oder durch das kantonale Recht dazu ermachtigt wird. Nach Art. 60 Abs. 1 Ziff. 1 der Stadtverfas-
sung beschliesst der Stadtrat, unter Vorbehalt des fakultativen Referendums, den Erlass, die Abdnderung
und die Aufhebung von Reglementen, unter Vorbehalt von Art. 34 Abs. 1 Ziff. 1 bis 4 der Stadtverfassung.
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16 Beschlussentwurf

Gestiitzt auf diese Ausfithrung beantragen wir lhnen Zustimmung zu folgendem
Beschlussentwurf:

1. Der Gemeinderat, gestiitzt auf Art. 67 Abs. 2 der Stadtverfassung vom 22. Juni 2009 sowie nach
Kenntnisnahme des Berichts und Antrags des Stadtbauamtes vom 12. Dezember 2025, beantragt
dem Stadtrat Zustimmung zu folgenden Beschliissen:

Der Stadtrat, gestiitzt auf Art. 60 Abs. 1 Ziff. 1 der Stadtverfassung vom 22. Juni 2009 sowie nach
Kenntnisnahme des gemeinderditlichen Berichts vom ...— unter Vorbehalt des fakultativen Refe-
rendums — beschliesst:

1. Der Erlass des Reglements iiber die Spezialfinanzierung Nachhaltigkeit, Energie und Werter-
halt gemdss Entwurfvom 17. November 2025 wird genehmigt.

2. Der Gemeinderat wird mit dem weiteren Vollzug beauftragt.

2. Der Erlass der Verordnung iiber die Spezialfinanzierung Nachhaltigkeit, Energie und Werterhalt ge-
méss Entwurf vom 17. November 2025 wird — unter Vorbehalt der Rechtskraft des Stadtratsbeschlus-
ses gemdss Ziffer 1 — genehmigt.

3. Die Stadtkanzlei wird mit dem weiteren Vollzug beauftragt.

Ressortvorsteher:

{
|

sz

Volker Wennlné Kiinne Michael Schar
Stadtbaumels

D i
M -~ |
. e (Y
. aq s N K&H
N\

Léon Metz Patrick Freudiger
Vorsteher Finanzamt

i

Hinweis: Anwesenheit Amtsvorsteher/in bei Beratung gewiinscht X jald nein

Beilagen

1. Entwurf Reglement tUber die Spezialfinanzierung Nachhaltigkeit, Energie und Werterhalt vom 17. No-
vember 2025

2. Entwurf Verordnung tber die Spezialfinanzierung Nachhaltigkeit, Energie und Werterhalt vom 17.
November 2025

3. Entwurf Publikation Anzeiger Oberaargau vom 17. November 2025
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Traktandum Nr. 6
Stadtratssitzung vom 30. Marz 2026

Reglement iiber die Spezialfinanzierung
Nachhaltigkeit, Energie und Werterhalt

vom 30. Marz 2026
(in Kraft ab 1. Januar 2026)

4.8R

Reglement Spezialfinanzierung Nachhaltigkeit_Beilage 1_Version nach GR_11.02.2026
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\ Reglement {iber die Spezialfinanzierung Nachhaltigkeit, Energie und
\ Werterhalt (Entwurf vom 11. Februar 2026)
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\ Reglement {iber die Spezialfinanzierung Nachhaltigkeit, Energie und
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\ Werterhalt (Entwurf vom 11. Februar 2026)

Spezialfinanzie-
rung

Zweck

Der Stadtrat beschliesst, gestiitzt auf Artikel 86 ff. der Gemeindeverordnung des
Kantons Bern vom 16. Dezember 1998 (GV; BSG 170.111) und Artikel 60 Ab-
satz 1 Ziffer 1 der Stadtverfassung vom 22. Juni 2009 folgendes

REGLEMENT UBER DIE SPEZIALFINANZIERUNG NACHHALTIGKEIT,
ENERGIE UND WERTERHALT

Art. 1

! Unter der Bezeichnung Spezialfinanzierung Nachhaltigkeit, Energie und

Werterhalt (NEW) besteht eine Spezialfinanzierung gemaéss Artikel 86 ff. der Ge-
meindeverordnung des Kantons Bern vom 16.Dezember 1998 (GV; BSG
170.111).

2

Massnahmen gemass Artikel 2 Absatz 1 Buchstabe a sowie Artikel 2 Absatz 3
sollen ausschliesslich iiber die in der Erfolgsrechnung dafiir vorgesehenen Auf-
wandkonten der Spezialfinanzierung NEW verbucht werden, sofern die Mass-
nahmen nicht bereits tiber eine andere Spezialfinanzierung (wie Kehrichtbesei-
tigung, Abwasser oder Feuerwehr) finanziert werden.

> In diesem Reglement ist mit Gebdude ein auf Dauer angelegter, mit einem

Dach versehener, mit dem Boden fest verbundener Bau gemeint, der Personen
aufnehmen kann und Wohnzwecken oder Zwecken der Arbeit, der Ausbildung,
der Kultur, der Freizeit, des Sports oder jeglicher anderer menschlicher Tatigkeit
dient, einschliesslich der diesem Bau zugehorigen Anlagen und Flachen, ohne
die Anlagen und Flachen der Basis- und Detailerschliessung.

Art. 2

! Die Spezialfinanzierung bezweckt vorrangig die Bereitstellung von Geldmit-

teln zur Finanzierung von baulichen oder betrieblichen Massnahmen an den Ge-
bauden im Verwaltungsvermdgen und Finanzvermogen der Stadt Langenthal:

a. Die unterhalb der fiir die Rechnungsfiihrung der Stadt Langenthal festgeleg-
ten Aktivierungsgrenze liegen und die dem Werterhalt oder der Wertvermeh-
rung dienen;

b. Die oberhalb der fiir die Rechnungsfiihrung der Stadt Langenthal festgeleg-
ten Aktivierungsgrenze liegen und die dem Werterhalt dienen.

> Die Spezialfinanzierung bezweckt ergdnzend die Bereitstellung von Geldmit-

teln im Zusammenhang mit baulichen oder betrieblichen Massnahmen an Ge-
bauden im Verwaltungsvermodgen der Stadt Langenthal, die oberhalb der fiir die
Rechnungsfiihrung der Stadt Langenthal festgelegten Aktivierungsgrenze liegen
und die der Wertvermehrung dienen.
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3

Die Spezialfinanzierung bezweckt zudem die Bereitstellung von Geldmitteln

zur Finanzierung von Massnahmen auf dem Gemeindegebiet der Stadt Langent-
hal:

a.

Zur Forderung von Anschliissen an Warme- und Kalteverbundsysteme ge-
madss kommunalem Richtplan Energie der Stadt Langenthal;

. Zum Umstieg auf erneuerbare Energien, zur Produktion erneuerbarer Ener-

gien, zur Steigerung der Energieeffizienz, zur nachhaltigen Mobilitat, zur Re-
duktion der Treibhausgasemissionen und zur Anpassung an den Klimawan-
del, insofern die Massnahmen {iber iibergeordnete gesetzliche Anforderun-
gen bzw. libergeordnete behdrdliche Vorgaben hinausgehen.

Art. 3

1

a.

2

Die Spezialfinanzierung wird geaufnet durch:

Eine einmalige Einlage aus dem allgemeinen steuerfinanzierten Finanzhaus-
halt tber Fr. 2'000'000.00, die im Budget der Erfolgsrechnung des Jahres
2027 einzustellen ist;

. Eine jahrliche Einlage aus dem allgemeinen steuerfinanzierten Finanzhaus-

halt von Fr. 2'250'000.00, die im jeweiligen Budget der Erfolgsrechnung ein-
zustellen ist;

. Eine jahrliche Einlage aus dem allgemeinen steuerfinanzierten Finanzhaus-

halt tiber maximal Fr. 1'000'000.00, die zusatzlich ins jeweilige Budget der
Erfolgsrechnung eingestellt werden kann, sofern im selben Budget der Er-
folgsrechnung keine Steuererh6hung vorgesehen ist und in der Erfolgsrech-
nung des dritten dem Budgetjahr vorangehenden Jahres kein Aufwandiiber-
schuss von iiber Fr. 1'500'000.00 im allgemeinen steuerfinanzierten Finanz-
haushalt bestand;

. Ertragsiiberschiisse der Erfolgsrechnung im allgemeinen steuerfinanzierten

Finanzhaushalt gemass Beschluss des Gemeinderates;

. Einnahmen aus der Verdusserung von Grundstiicken und Baurechtszinsen

gemass Beschluss des gemdss ordentlicher Finanzkompetenzordnung in der
Stadtverfassung fiir die Ausgabe zustandigen Organs zusammen mit dem je-
weiligen Finanzbeschluss;

Beitrdge der Stadt oder Dritter gemass Beschluss des gemdss ordentlicher
Finanzkompetenzordnung in der Stadtverfassung fiir die Ausgabe zustdndi-
gen Organs zusammen mit dem jeweiligen Finanzbeschluss.

Die jahrlichen Einlagen gemadss Artikel 3 Absatz 1 Buchstaben b und c sind

vom Gemeinderat alle zwei Jahre der Teuerung gemdss Baupreisindex des Bun-
desamts fiir Statistik fiir den Bereich Hochbau anzupassen. Dabei wird jeweils
der Index vom Oktober des zweiten Jahres verwendet, das dem ersten Jahr der
Periode vorangeht. Die fiir die jeweiligen Periode geltenden Einlagen sind in An-
hang | dieses Reglements aufgefiihrt.
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Verwendung der
Mittel

Art. 4

! Die Mittel der Spezialfinanzierung kénnen zur Finanzierung von baulichen

oder betrieblichen Massnahmen verwendet werden:

a. An den Gebduden im Verwaltungsvermdgen und Finanzvermodgen der Stadt
Langenthal gemdss Artikel 2 Absatz 1 Buchstabe a;

b. An den Gebduden im Verwaltungsvermégen und/oder Finanzvermoégen der
Stadt Langenthal gemadss Artikel 2 Absatz 1 Buchstabe b und Artikel 2 Ab-
satz 2, sofern durch die Finanzierung des geplanten Vorhabens der Bestand
der Spezialfinanzierung, unter Beriicksichtigung der bestehenden Verbind-
lichkeiten, nicht unter Fr. 2'500'000.00 fallt.

> Die Mittel der Spezialfinanzierung konnen weiter im Umfang von gesamthaft

maximal Fr. 80'000.00 pro Kalenderjahr verwendet werden fiir Massnahmen:

a. Zur Forderung von Anschliissen an Warme- und Kalteverbundsysteme nach
Artikel 2 Absatz 3 Buchstabe a;

b. Zum Umstieg auf erneuerbare Energien, zur Produktion erneuerbarer Ener-
gien, zur Steigerung der Energieeffizienz, zur nachhaltigen Mobilitat, zur Re-
duktion der Treibhausgasemissionen und zur Anpassung an den Klimawan-
del nach Artikel 2 Absatz 3 Buchstabe b im Umfang von maximal
Fr. 35'000.00 pro Kalenderjahr.

2*sDje pro Kalenderjahr maximal zur Verfiigung stehenden Mittel geméass Arti-
kel 4 Absatz 2 sowie Artikel 4 Absatz 2 Buchstabe b sind vom Gemeinderat alle
zwei Jahre der Teuerung gemdss dem Landesindex der Konsumentenpreise des
Bundesamts fiir Statistik anzupassen. Dabei wird jeweils der Index vom Oktober
des zweiten Jahres verwendet, das dem ersten Jahr der Periode vorangeht. Die
fiir die jeweiligen Periode zur Verfiigung stehenden Mittel sind in Anhang Il die-
ses Reglements aufgefiihrt.

> Die Einzelheiten iiber die Fordertatbestinde gemass Artikel 4 Absatz 2 wie

die Voraussetzungen fiir die Ausrichtung von Beitragen, deren Héhe und das
Verfahren regelt der Gemeinderat in einer Verordnung.

* Die mit der Ausrichtung von Beitrdgen fiir die Férdertatbestiande geméss Ar-

tikel 4 Absatz 2 zusammenhadngenden Verfiigungen werden von der Stadtbau-
meisterin oder vom Stadtbaumeister erlassen.
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Entnahmen

Bestand und Ver-
zinsung

Aufldsung

Inkrafttreten

Art. 5

! Fiir die Massnahmen gemdss Artikel 2 Absatz 1 Buchstabe a sowie Artikel 2

Absatz 3 ist jdhrlich ein Betrag im Budget der Erfolgsrechnung in die Konten ge-
madss Anhang lll dieses Reglements einzustellen; jeweils Ende Jahr wird der tat-
sachlich verwendete Betrag der Spezialfinanzierung NEW entnommen und dem
allgemeinen steuerfinanzierten Finanzhaushalt gutgeschrieben.

2 Technische Anderungen an Anhang Il dieses Reglements, namentlich die Ak-

tualisierung oder Neuzuordnung von Kontonummern oder Kontobezeichnun-
gen, werden vom Gemeinderat vorgenommen, sofern diese Anpassungen den
materiellen Inhalt nicht verdndern.

> Uber Entnahmen aus der Spezialfinanzierung NEW gemass Artikel 2 Absatz

1 Buchstabe b und Artikel 2 Absatz 2 entscheidet das gemdss ordentlicher Fi-
nanzkompetenzordnung in der Stadtverfassung fiir die Ausgabe zustandige Or-
gan zusammen mit dem jeweiligen Finanzbeschluss.

Art. 6

' Der Bestand der Spezialfinanzierung darf nicht negativ sein und wird nicht

verzinst.

> Verfiigt die Spezialfinanzierung, unter Beriicksichtigung der bestehenden

Verbindlichkeiten, iiber keinen ausreichenden Bestand, darf der Gemeinderat
im laufenden Jahr weitere Entnahmen nur zum Zweck der Finanzierung
von Massnahmen gemass Artikel 2 Absatz 1 Buchstabe a sowie Artikel 2 Absatz
3 und in diesem Zusammenhang einzig dann beschliessen, wenn die Voraus-
setzung einer gebundenen Ausgabe gegeben ist.

Art. 7

Bei einer Auflésung der Spezialfinanzierung wird ein allfdlliger Saldo einer
Folgelosung zur vorliegenden Spezialfinanzierung oder bei einer fehlenden
Folgelésung dem allgemeinen steuerfinanzierten Finanzhaushalt zugewiesen.

Art. 8

Das Reglement tritt riickwirkend auf den 1. Januar 2026 in Kraft.



\ Reglement {iber die Spezialfinanzierung Nachhaltigkeit, Energie und

P
(+
)

\ Werterhalt (Entwurf vom 11. Februar 2026)

Ubergangsbe-
stimmungen

Art. 9

! Die jahrliche Einlage in die Spezialfinanzierung gemdss Artikel 3 Absatz 1

Buchstabe b ist erstmals in das Budget der Erfolgsrechnung des Jahres 2027
einzustellen.

> Die Anpassung derjahrlichen Einlagen in die Spezialfinanzierung geméss Ar-

tikel 3 Absatz 1 Buchstaben b und c ist gestiitzt auf Artikel 3 Absatz 2 erstmals
fiir die Periode 2029-2030 vorzunehmen.

3

Fiir das Budget der Erfolgsrechnung derJahre 2027 bis 2030 betragt der mas-
sgebende Aufwandiiberschuss gemadss Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe c
Fr. 2'250'000.00.

* Einnahmen aus der Verdusserung von Grundstiicken geméss Artikel 3 Ab-

satz 1 Buchstabe e werden dem allgemeinen steuerfinanzierten Finanzhaushalt
gutgeschrieben, wenn der Verkaufspreis vor dem 1. Januar 2027 fallig wird. Die
Baurechtszinsen von Baurechten gemadss Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe e, die
vor dem 1. Januar 2027 begriindet wurden, werden sowohl vor als auch nach
dem 1. Januar 2027 weiterhin dem allgemeinen steuerfinanzierten Finanzhaus-
halt gutgeschrieben, sofern die Baurechtszinsen nicht in eine andere Spezialfi-
nanzierung oder einen Fonds gedufnet werden.

> Die Anpassung der pro Kalenderjahr maximal zur Verfiigung stehenden Mittel

gemadss Artikel 4 Absatz 2 sowie Artikel 4 Absatz 2 Buchstabe b ist gestiitzt auf
Artikel 4 Absatz 2°® erstmals fiir die Periode 2029-2030 vorzunehmen.

® Entnahmen aus der Spezialfinanzierung gemass Artikel 5 konnen ab dem

1. Januar 2027 getatigt werden. Bis dahin sind die Massnahmen gemadss Arti-
kel 2 zu Lasten des allgemeinen steuerfinanzierten Finanzhaushalts zu finan-
zieren, sofern ein Finanzbeschluss des gemadss ordentlicher Finanzkompetenz-
ordnung in der Stadtverfassung fiir die Ausgabe zustandigen Organs vorliegt.

Langenthal, 30. Mdrz 2026 IM NAMEN DES STADTRATES

Der Prasident:

Diego Clavadetscher

Die Sekretérin:

Barbara Labbé
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Anhang |
Einlagen gemdss Artikel 3 Absatz 1 Buchstaben b und c (Stand 1. Januar 2026)
Periode Einlage gemdss Einlage gemdss
Art. 3 Abs. 1 Bst. b Art. 3 Abs. 1 Bst. c
2027-2028 Fr. 2'250'000.00 Fr. 1'000'000.00
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Anhang Il

Pro Kalenderjahr maximal zur Verfiigung stehende Mittel gemdss Artikel 4 Absatz 2 sowie Ar-
tikel 4 Absatz 2 Buchstabe b (Stand 1. Januar 2026)

Periode Mittel gemdss Mittel gemdss
Art. 4 Abs. 2 Art. 4 Abs. 2 Bst. b
2027-2028 Fr. 80'000.00 Fr. 35'000.00
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Anhang Il

Liste der Konten gemdss Artikel 5 Absatz 1, in die jdhrlich ein Betrag im Budget der Erfolgs-
rechnung einzustellen ist (Stand 1. Januar 2026)

Konten der Kontosachgruppen Bezeichnung

3144 (ohne Konto der Spezialfinanzierung | Baulicher Unterhalt Hochbauten
Feuerwehr)

3430 Baulicher Unterhalt Liegenschaften FV
Einzelkonten Funktion / Bezeichnung

6130.3149.10 Sportanlagen / Baulicher Unterhalt
6140.3149.10 Schwimmbad / Baulicher Unterhalt
3030.3637.00 Fachstelle Umwelt und Energie / Beitrage fur

befristete Forderaktionen
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Gegenstand

Grundsatze

Allgemeine
forderungen

An-

Der Gemeinderat der Stadt Langenthal erldsst, gestiitzt auf Artikel 4 Absatz 3
des Reglements liber die Spezialfinanzierung Nachhaltigkeit, Energie und Wert-
erhalt vom 30. Mdrz 2026 und auf Artikel 70 Absatz 1 Ziffer 2 der Stadtverfas-
sung vom 22. Juni 2009 folgende

VERORDNUNG UBER DIE SPEZIALFINANZIERUNG NACH-
HALTIGKEIT, ENERGIE UND WERTERHALT

I. Allgemeines

Art. 1

! Diese Verordnung enthélt die Ausfiihrungsbestimmungen zu Artikel 4 Ab-

satz 2 des Reglements vom 30. Mdrz 2026 iiber die Spezialfinanzierung Nach-
haltigkeit, Energie und Werterhalt.

> Sie regelt namentlich:

a. die Voraussetzungen fiir die Ausrichtung von Beitragen;
b. die Hohe der Beitrdge;

c. das Verfahren;

d. die Riickerstattung ausgerichteter Beitrage.

Art. 2

! Beitrdge werden nur ausgerichtet, sofern der im Budget der Erfolgsrechnung

eingestellte Betrag noch nicht ausgeschdpft wurde.

> Stehen die erforderlichen Mittel nicht zur Verfiigung, wird fiir die vollstandig

eingereichten Gesuche eine Warteliste gefiihrt.

> Es besteht kein Rechtsanspruch auf die Gewdhrung von Beitrdgen.

Il. Anforderungen an die Massnahmen, Beitragshohe,
Entscheid und Auflagen

Art.3

! Beitrdge werden nur fiir Massnahmen ausgerichtet, welche iiber iibergeord-

nete gesetzliche Anforderungen oder behérdliche Vorgaben hinausgehen, die
zum Zeitpunkt der Gesucheingabe gelten.

2 Die Massnahmen miissen innerhalb des Gemeindegebiets der Stadt Lan-

genthal ausgefiihrt werden.
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Fordertatbe-
stdnde, Hohe der
Beitrdge und spe-
zifische Anforde-
rungen

Auflagen

Behandlung der
Gesuche

Auszahlung und
Verfall

> Die Projektierung und Ausfiihrung miissen dem aktuellen Stand der Technik

entsprechen.

Art. 4

! Die einzelnen Fordertatbestdnde, deren spezifische Anforderungen und die

Hohe der Beitrage werden im Anhang | dieser Verordnung festgelegt.

> Die Hohe der Beitrdge richtet sich nach den zum Zeitpunkt der Gesuchein-

gabe geltenden Forderansdtzen gemadss Anhang | dieser Verordnung.

Art. 5

Die Ausrichtung von Beitrdgen kann mit Auflagen verbunden werden.

Art. 6

! Gesuche um einen Beitrag aus der Spezialfinanzierung Nachhaltigkeit, Ener-

gie und Werterhalt konnen zu einem beliebigen Termin, jedoch immer vor der
Ausfiihrung des Projektes oder der Massnahme eingereicht werden. Nach der
Ausfiihrung eingereichte Gesuche werden abschldgig beantwortet. Ausgenom-
men davon sind die kursiv gefiihrten Fordertatbestande gemass Anhang | dieser
Verordnung.

?  Besteht fiir den Fordertatbestand ein amtliches Beitragsgesuchformular, ist

dieses zwingend zu verwenden.

> Beitragsgesuche sind dem Stadtbauamt Langenthal, zuhanden der Fach-

stelle Umwelt und Energie, einzureichen.

* Eine Erstpriifung der Beitragsgesuche erfolgt durch die Fachstelle Umwelt

und Energie. Diese kann die Gesuchstellerin oder den Gesuchsteller auffordern,
erganzende Unterlagen einzureichen. Unvollstandig eingereichte Unterlagen
werden zuriickgewiesen.

> Die Einreichung eines Beitragsgesuches befreit nicht von der Pflicht zur Ein-

holung der nétigen amtlichen Bewilligungen.

¢ Die vollstindigen Gesuche werden in der Reihenfolge ihres Eingangs behan-

delt. Der Entscheid zum Gesuch wird in der Regel innert drei Monaten gefallt.

7 Ausgenommen von Artikel 6 Absatz 1 bis 4 sind Fordertatbestédnde fiir Bei-
trage an die Kosten des Baubewilligungsverfahrens. Diese werden automatisch
gewdhrt und miissen nicht mit einem separaten Gesuch beantragt werden.

Art. 7

! Das Projekt oder die Massnahme muss innert drei Jahren nach Zusicherung

des Beitrags umgesetzt werden. Andernfalls verfdllt der Anspruch auf den zuge-
sicherten Beitrag.
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> Die Belege und Unterlagen zum Abschluss des Projektes oder der Mass-

nahme sind innert sechs Monaten ab der vollstandigen Ausfiihrung gemass Ar-
tikel 7 Absatz 1 einzureichen. Andernfalls verfallt der Anspruch auf den zugesi-
cherten Betrag.

> Die zugesicherten Beitrdge werden nach der vollstindigen Ausfiihrung des

Projekts oder der Massnahme nach dem Einreichen der entsprechenden Belege
und Unterlagen in der Regel innert 60 Tagen ausbezahlt.

Art. 8

Rickforderung ' Die zustdndige Stelle gemiss Artikel 4 Absatz 4 des Reglements vom
30. Mdrz 2026 iiber die Spezialfinanzierung Nachhaltigkeit, Energie und Wert-
erhalt verfiigt die vollstandige oder teilweise Riickerstattung ausbezahlter Bei-
trage zuziiglich Zins, wenn:

a. Der Beitrag durch unwahre oder irrefiihrende Angaben erwirkt worden ist;
oder

b. Der Beitrag nicht dem beantragten Zweck entsprechend verwendet worden
ist; oder

c. Die Gesuchstellerin oder der Gesuchsteller verfiigte Auflagen nachweislich
verletzt hat.

> Der Zinssatz bestimmt sich nach der Verordnung des Kantons Bern vom

18. Oktober 2000 {iber den Bezug und die Verzinsung von Abgaben und ande-
ren zum Inkasso libertragenen Forderungen, iiber Zahlungserleichterungen, Er-
lass sowie Abschreibungen infolge Uneinbringlichkeit (BEZV; BSG 661.733).

lll. Schlussbestimmungen

Art. 9
Inkrafttreten Diese Verordnung tritt auf den 1. Januar 2027 in Kraft.
Langenthal, 11. Februar 2026 IM NAMEN DES GEMEINDERATES

Der Stadtprasident:

Reto Miller
Der Stadtschreiber:

Marc Hausler
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Anhang |
Fordertatbestande und Forderbeitrage gemass Artikel 4 und Artikel 6 Absatz 1

Fordertatbestand Forderbeitrag Weitere Bedingungen und Hin-
weise

Energieanalysen zur 25 % der Gesamtkosten, maximal M Analyse durch ausgewie-
Energieeffizienz fiir Haus- Fr. 2'000.00 sene, externe Fachperson,
halte (beispielsweise
GEAK+) und Gewerbe
(beispielsweise PEIK)

B Gesuchformular "Energie-
analysen" verwenden,

B Auszahlung erst nach Er-
halt des Endberichtes und
der Endrechnung

Heizungsersatz:  Grund- Beitrag an die Kosten des Baube- M Kein separates Gesuch nd-
wasserwdrmepumpen willigungsverfahrens™*:  Gesamter tig,
und Erdwédrmesonden Betrag der Baubewilligungsgebiih-

) W Luft/Wasser-Wédrmepum-
ren, maximal Fr. 1'000.00

pen werden nicht gefor-

dert
Heizungsersatz: An- 50 % der einmaligen Anschluss- B Gesuchformular "An-
schluss an Warmever- kosten (Anschlussgebiihr), maxi- schluss Warmeverbund"
bund mit mindestens mal Fr. 5'000.00 verwenden
80 % erneuerbarer
Warme

Risikominderung: Nicht- 50 % der Bohrkosten, maximal Fr. B Nur in Gebieten, welche

erfolgreiche  Probeboh- 2'000.00 sich gemadss Karte "Erd-
rungen fiir die energeti- sonde" und "Grundwas-
sche Grundwasser- oder sernutzung" des Kantons
Erdwdrmenutzung Bern grundsatzlich eignen

B Bei Grundwassernutzun-
gen erst ab 70 kWp

B Gesuchformular "Probe-
bohrung" verwenden




Q Verordnung liber die Spezialfinanzierung Nachhaltigkeit, Energie und 4.8.1V
k Werterhalt nhang |

Ladestationen fiir die E- 40 % der Gesamtkosten, maximal M Keine Forderung von La-
Mobilitdt in bestehenden Fr. 250.00 pro Parkplatz und maxi- destationen in/an Neu-
Mehrfamilienhdusern mal Fr. 5'000.00 pro Mehrfamilien- bauten,
(private Parkpldtze): Bei- haus oder Wohnsiedlung mit Ein-
trag an die Kosten fiir die und Zweifamilienhdusern gemass
Grundinfrastruktur/Ba-  Art. 43 der Bauverordnung vom
sisinstallation 6. Mdrz 1985; bei bidirektionaler
Ladeinfrastruktur erhdoht sich der
Maximalbeitrag pro Parkplatz auf
Fr. 300.00.

B Gesuchformular "E-Mobili-
tat" verwenden

* Baubewilligungsfreie Heizungsersatzmassnahmen, fiir welche keine Baubewilligung einge-
holt wird, werden, unter Ausnahme der Anschliisse an einen Warmeverbund, nicht geférdert.



o\ Gemeinderat
\ Stadtratssitzung vom 30. Mdrz 2026 Traktandum Nr. 7

Geographisches Informationssystem; Genehmigung Weiterentwicklung und Betrieb des zukiinftigen GIS
("GIS2"); Bewilligung und Sperrung von Verpflichtungskrediten

Sehr geehrter Herr Stadtratsprdsident
Sehr geehrte Stadtrdtinnen und Stadtrdte

1. Grundlagen

W Vorakten

B Bericht und Antrag vom 7. Januar 2026 des Stadtbauamts mit den darin erwdahnten Beilagen
Protokollauszug vom 3. Februar 2026 der Finanzkommission, Trakt. 3

B Gemeinderatsbeschluss vom 11. Februar 2026, Trakt. 5

2. Inhalt der Vorlage

Der Inhalt der Vorlage ergibt sich aus dem Bericht und Antrag des Stadtbauamts vom 7. Januar 2026 (= Bei-
lage). Es wird auf dieses Dokument, die iibrigen Vorakten, die nachfolgenden Hinweise und die miindlichen
Ausfiihrungen des zustdndigen Mitglieds des Gemeinderats anldsslich der Sitzung des Stadtrats verwiesen.

3. Vorberatende Behorden

B Die Finanzkommission behandelte die Vorlage am 3. Februar 2026 und verabschiedete sie zustimmend
und ohne eigene Antrage zu Handen der weiteren Beratung.

B Der Gemeinderat verabschiedete die Vorlage an seiner Sitzung vom 11. Februar 2026 ebenfalls unveran-
dert zu Handen des Stadtrats.

Gestiitzt auf diese Ausfiihrungen beantragen wir lhnen Zustimmung zu folgendem:
Beschlussentwurf:

Der Stadtrat, gestiitzt auf Art. 61 Abs. 2 Ziff. 2 und 3 der Stadtverfassung vom 22. Juni 2009 sowie nach Kennt-
nisnahme des gemeinderdtlichen Berichtes vom 11. Februar 2026 beschliesst:

1. Die Weiterentwicklung und der Betrieb des zukiinftigen GIS ("GIS2") werden genehmigt.
2. Fiir die Finanzierung dieses Projekts werden folgende Mittel bewilligt:

a. ein Verpflichtungskredit in der Hohe von Fr. 200'000.00 zu Lasten der Investitionsrechnung, Konto
3000.5200.02 "Beschaffung und Einfithrung GIS2";

b. ein Verpflichtungskredit fiir wiederkehrende Ausgaben in der Hohe von Fr. 35'000.00 ab dem Jahr 2027
zu Lasten der Erfolgsrechnung, Konto 3010.3130.50 "Dienstleistungen Dritter".

3. Es werden ab dem Jahr 2027 folgende mit Stadtratsbeschluss vom 20. Juni 2016 bewilligten finanziellen
Mittel gesperrt:

a. die Verpflichtungskredite fiir wiederkehrende Ausgaben in der Héhe von Fr. 5'000.00 ("Nutzung und
Nachfiihrung Geodaten und Georeferenzdaten") und von Fr. 10'000.00 ("Datenkatalog") zu Lasten der
Erfolgsrechnung, Konto 3000.3130.50 "Dienstleistungen Dritter";

b. derVerpflichtungskredit fiir wiederkehrende Ausgaben in der Héhe von Fr. 56'000.00 (""Nutzungsgebiihr
Provider [inkl. Support und Datenhaltung]") im Umfang von Fr. 26'000.00 zu Lasten der Erfolgsrech-
nung, Konto 1400.3133.10 "Dienstleistungen Dritter".

4. Der Gemeinderat wird mit dem weiteren Vollzug beauftragt.

Berichterstattung: Stadtprdsident Reto Miiller, Ressortvorsteher Bau- und Planungswesen

(Traktandum 7 / Seite 1)



o\ Gemeinderat
\ Stadtratssitzung vom 30. Mdrz 2026 Traktandum Nr. 7

Langenthal, 11. Februar 2026 IM NAMEN DES GEMEINDERATES
Der Stadtprdsident:

Reto Miiller
Der Stadtschreiber:

Marc Hausler

B Beilage: Bericht und Antrag des Stadtbauamts vom 7. Januar 2026

(Traktandum 7 / Seite 2)
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Das Wichtigste in Kiirze

Der Vertrag fiir den Betrieb des Geographisches Informationssystems (GIS) der Stadt Langenthal lduft am
30. November 2026 aus. Da der laufende Vertrag gestiitzt auf die damalige Ausschreibung bereits einmal
verlangert wurde, wurde das gesamte GIS und dessen Betrieb am 8. Juli 2025 auf SIMAP ausgeschrieben.
Die Ausschreibung basiert auf dem am 14. April 2025 vom Gemeinderat genehmigten Grobkonzept.

Am 7. Januar 2026 erteilte der Gemeinderat den Zuschlag an die Firma digital survey AG, unter dem Vor-
behalt der Kreditbewilligung durch das zustdndige Organ. Das Angebot der Firma wurde nach den vom
Gemeinderat genehmigten Eignungs- und Zuschlagskriterien als die wirtschaftlich und technisch bestge-
eignete Offerte bewertet.

Es wird beantragt, die Weiterentwicklung und den Betrieb des zukiinftigen GIS ("GIS2") zu genehmigen
sowie die dazu notwendigen finanziellen Mittel von einmalig Fr. 200'000.00 zu Lasten der Investitions-
rechnung sowie wiederkehrend Fr. 65'000.00 zu Lasten der Erfolgsrechnung zu bewilligen, wobei fiir ei-
nen Teil der wiederkehrenden Kosten bereits Verpflichtungskredite bestehen, die anzupassen sind.

Grundlagen

Gemeinderatsbeschluss vom 25. Juni 2025, Traktandum 4
Gemeinderatsbeschluss vom 16. April 2025, Traktandum 2
Gemeinderatsbeschluss vom 7. August 2024, Traktandum 4

Stadtratsbeschluss vom 20. Juni 2016, Traktandum 4

Gemeinderatsbeschluss vom 7. Januar 2026, Traktandum 2

Ausgangslage und Handlungsbedarf

An der Sitzung vom 20. Juni 2016 genehmigte der Stadtrat den Aufbau eines GIS und bewilligte gleich-
zeitig die flir den Aufbau der Infrastruktur und fiir den Betrieb notwendigen Investitions- und Verpflich-
tungskredite. Der Aufbau des aktuellen GIS konnte 2020 abgeschlossen werden, die Kreditabrechnung
wurde vom Stadtrat am 1. November 2021 genehmigt. Der Vertrag zum Betrieb des GIS wurde Ende 2022
gestiitzt auf die damalige Ausschreibung fiir vier Jahre erneuert und lduft am 30. November 2026 aus.
Somit muss fiir den Betrieb des GIS ab Dezember 2026 eine Anschlusslésung gesucht werden. Diese
Ausgangslage wurde als Chance genutzt, das GIS neu auszurichten und aktuellen Gegebenheiten anzu-
passen. Als Grundlage dazu hat der Gemeinderat in den Jahren 2024 und 2025 eine GIS-Strategie und
ein Grobkonzept fiir die Ausschreibung genehmigt. Im Anschluss daran wurde eine Ausschreibung 6f-
fentlich auf simap publiziert. Die Auswertung der eingegangenen Offerten erfolgte im November 2025.
Im Januar 2026 erteilte der Gemeinderat — unter Vorbehalt der Kreditbewilligung durch das zusténdige
Organ — dem Biiro digital survey AG den Auftrag fiir die Weiterentwicklung sowie den Betrieb des zukiinf-
tigen GIS. Nun geht es darum, den Verpflichtungskredit zu Lasten der Investitionsrechnung fiir die Wei-
terentwicklung zu bewilligen und die vom Stadtrat im Jahr 2016 genehmigten Verpflichtungskredite fiir
die wiederkehrenden Kosten anzupassen. Nachfolgende Illustration zeigt die bereits erfolgten (blau) so-
wie die ausstehenden (gelb) Beschliisse und Schritte im Rahmen des Aufbaus, resp. der Weiterentwick-
lung des stéddtischen GIS auf. Soweit notwendig werden die zwei GIS-Systeme wie folgt unterschieden:
"GIS1" fur das aktuelle GIS, und "GIS2" fuir das zukiinftige GIS.
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Abbildung 1: GIS Stadt Langenthal > Erfolgte (blau) und ausstehende (gelb) Beschliisse und Schritte
GIS-Strategie

Am 7. Juli 2024 hat der GR die GIS-Strategie genehmigt, bestehend aus einer Vision, fiinf Zielen und 26

Massnahmen fiir den Betrieb und die Weiterentwicklung des GIS (Abbildung 2). Sie bildet die strategi-
sche Grundlage fiir die neue Ausrichtung des GIS.

Abbildung 2: Schematisierte Zusammenfassung der am 7. Juli 2024 genehmigten GIS-Strategie.
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Grobkonzept Geodaten und Geographisches Informationssystem

An seiner Sitzung vom 16. April 2025 genehmigte der Gemeinderat das Grobkonzept "Geodaten und Ge-
ografisches Informationssystem”, und stimmte der 6ffentlichen Ausschreibung des Geoinformationssys-
tems zu, unter dem Vorbehalt, dass keine zwingenden Feststellungen aus der datenschutzrechtlichen
Vorabkontrolle der Geschéftspriifungskommission dagegensprechen. Die Geschéftspriifungs-kommis-
sion erkldrte die Neubeschaffung des GIS an ihrer Sitzung vom 16. Juni 2025 nach Art. 17a Abs. 1 lit. d
KDSG als vorgepriift.

Das Grobkonzept sieht vor, relevante Daten aus Drittsystemen im GIS2 nutzen zu kénnen, wie z.B. Daten
aus dem Gebdude- und Wohnungsregister (GWR), Grundbuchdaten aus GRUDIS, Einwohnerdaten aus der
Software Gé. Dies setzt unter anderem voraus, dass weitere Schnittstellen entwickelt werden miissen
und dass die datenschutzrechtlichen Anforderungen fiir die Integration von Personendaten im GIS ein-
gehalten werden (Abbildung 3). Weitere Funktionalitéten, welche eine erhebliche Unterstiitzung im Alltag
sein sollten, wie z.B. die Mdglichkeit, sich automatisch mit dem Windows-Userim GIS2 einzuloggen (Sin-
gle-Sign-On) sollen die Nutzung des GIS2 fordern.

ILMA

%

8,

3D- Schnittstelle
bilder
Vel
&%
57

P

Legende:

O Systeme im Projektauftrag

Systeme im Projektauftrag
aber nicht Teil der Ausschreibung

Stéddtische Umsysteme

N H"-:;:::er (O Externe Umsysteme
(G6) ﬁ Strategisch wichtiges Umsystem
Sensoren

(loT)

Abbildung 3: Schematisierte Geodatenlandschaft aus dem Grobkonzept.
Ausschreibung Weiterentwicklung GIS und Zuschlag

Die Ausschreibung auf SIMAP wurde nach dem Grobkonzept gestaltet. Es gingen insgesamt vier Offerten
ein, welche nach den vom Gemeinderat am 16. April 2025 genehmigten Eignungs- und Zuschlagskrite-
rien bewertet wurden.
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In den jeweiligen Angeboten sind folgende Kosten enthalten:

1) Einmaliger Preis fiir die Einfiihrung des GIS2, inkl. Aufbau der Infrastruktur, Datenmigration, Testen
und Schulungen.

2) Jahrlich wiederkehrenden Kosten fiir den Betrieb des GIS2, inkl. Betrieb der GIS-Infrastruktur, War-
tung und Support.

3) Regiestundenpaket {iber die gesamte Betriebszeit (5 Jahre Vertragsdauer + 5 Jahre optionale Verl4n-
gerung). Diese Regiestunden werden nach Bedarf seitens Auftraggeber genutzt und werden nur per
Aufwand verrechnet.

4) Beendigungsunterstiitzung, flir die Migration der Geodaten in ein weiteres System nach Abschluss
der Vertragslaufzeit.

Das Angebot der digital survey AG erhielt fiir alle drei Zuschlagskriterien (L6sungsbeschreibung 55%,
Erfahrung und Leistungsféahigkeit 15% und Preis 30%) die hochste Anzahl Punkte und ist somit die wirt-
schaftlich giinstigste Option.

Notwendige Investitions- und Verpflichtungskredite

Mit dem Auftrag gehen folgende Kosten einher:

Finanzierung

Verpflichtungs- . ;
kredit zu Lasten Verpflichtungs- | Verpflichtungs-

Kosten kredit kredit

L"L‘l’:;t't“’”sr“h' 1400.3133.10 | 3010.3130.50

Preis Einfilhrung GIS2
inkl. Reserve und Run- | Fr. 200'000.00 v
dung (einmalig)

Betrieb des GIS (jahrlich

wiederkehrende Kosten) a0 W
Datenbeschaffungs- und
Weiterentwicklungs-

Fr. 35'000.00 v/

Kosten (jdhrlich wieder-
kehrende Kosten)

Einmalige Kosten bzw. Investitionskredit

Das GIS1 konnte 2020 in Betrieb genommen werden. Die Kreditabrechnung fiir das Projekt "Aufbau und
Betrieb eines geografischen Informationssystems GIS" mit einem effektiv in Rechnung gestellten Betrag
von Fr. 169'940.35 wurde vom Stadtrat am 1. November 2021 genehmigt.

Fir den Aufbau des GIS2 ist ein neuer Verpflichtungskredit zu Lasten der Investitionsrechnung in der
Hohe von Fr. 200'000.00 notwendig.

Notwendige finanzielle Mittel, welche fiir die Migration der Geodaten seitens des aktuellen GIS-Betrei-
bers sind, sind nicht enthalten. Sie werden {iber die Erfolgsrechnung finanziert.
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Jahrlich wiederkehrende Verpflichtungskredite

An seiner Sitzung vom 20. Juni 2016 hat der Stadtrat, basiert auf dem Kostenvoranschlag des Grobkon-
zepts Geodaten und Geographisches Informationssystem des Jahres 2015, jdhrlich anfallende Kosten im
Wert von Fr. 71'000.00 fiir die Nutzungsgebiihr Provider (inkl. Support und Datenhaltung), die Nutzung
und Nachfiihrung Geodaten und Georeferenzdaten und den Datenkatalog verteilt auf zwei Konten geneh-
migt.

Konto 1400.3133.10:

In den Fr. 56'000.00 war neben der Nutzungsgebihr fiir den GIS-Provider von Fr. 35'000.00 auch ein
Betrag fiir die Unterstiitzungs- und Entwicklungskosten reserviert. Um die anstehenden Bediirfnisse op-
timal abdecken zu kdnnen, sollen die Unterstlitzungs- und Entwicklungskosten neu auf das Konto
3010.3130.50 verschoben werden.

Konto 3000.3130.50:

Mit der Umsetzung der GIS-Strategie und des Grobkonzepts 2025 ist von Unterstiitzungs- und Entwick-
lungskosten in der Hohe von rund Fr. 15'000.00 auszugehen. Gleichzeitig ist mit einem erhhten Auf-
wand fiir die Datenbeschaffung ("Datenkatalog") und Dienstleistungen Dritter!, insbesondere auch fiir
den anstehenden Aufbau der Raumbeobachtung (Beschluss Gemeinderat vom 25. Juni 2025), von heute
Fr. 15'000.00 auf neu Fr. 20'000.00 zu rechnen. Die Budgetposten sind, anstatt auf dem Konto
3000.3130.50, auf dem Konto 3010.3130.50 einzustellen, da das GIS im Fachbereich Stadtentwicklung
angesiedelt ist.

Die jahrlich wiederkehrenden Verpflichtungskredite verringern sich somit ab 2027 von Fr. 71'000.00 auf
Fr. 65'000.00.

Demnach wird beantragt, die bestehenden Verpflichtungskredite anzupassen und die jahrlich wieder-
kehrenden Kosten von Fr. 71'000.00 auf Fr. 65'000.00 zu reduzieren und wie in nachfolgender Tabelle
dargestellt weiterhin auf zwei Konten zu verteilen. Mit der Einfiihrung des GIS2 konnen jihrlich
Fr. 6'000.00 eingespart werden.

Konto und Budgetposition Betrag Konto und Budgetposi- | Betrag
tion
1400.3133.10 Fr. 56'000.00 1400.3133.10 Fr. 30'000.00
Nutzungsgebiihr Provider Nutzungsgebliihr GIS-Pro-
(inkl. Support und Datenhal- vider (inkl. Support und
tung) Datenhaltung)
3000.3130.50 Fr. 5'000.00 3010.3130.50 Fr. 35'000.00
Nutzung und Nachfiibirung GIS: Datenbeschaffung
Geodaten und Georeferenz- und Weiterentwicklungen
daten
3000.3130.50 Fr. 10'000.00
Datenkatalog
Total Fr. 71'000.00 Total Fr. 65'000.00

Tabelle 1: Bisherige und ab 2027 beantragte Beitrége fiirs jihrliche Budget

! i.e. andere Firma als die GIS-Anbieterin, z.B. fiir gezielte rdumliche Analysen.
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Projektorganisation

Die Federfiihrung liegt bei der Fachstelle GIS im Stadtbauamt.
Methodik/Vorgehen

Keine Bemerkungen.

Vor- und Nachteile verschiedener Varianten

Keine Bemerkungen.

Ergebnis

Es wird beantragt, die Weiterentwicklung und den Betrieb des zukinftigen GIS ("GIS2") zu genehmigen
sowie die dazu notwendigen finanziellen Mittel von einmalig Fr. 200'000.00 zu Lasten der Investitions-
rechnung sowie wiederkehrend Fr. 65'000.00 zu Lasten der Erfolgsrechnung zu bewilligen, wobei fiir ei-
nen Teil der wiederkehrenden Kosten bereits Verpflichtungskredite bestehen, die anzupassen sind.

Konsequenzen bei Ablehnung

Bei einer Ablehnung des Geschifts kann der Betrieb des GIS ab November 2026 nicht mehr gewéhrleistet
werden, da keine Anschlusslésung finanziert werden kann.

Auswirkungen auf die Verwaltung (Personalbestand, Infrastruktur, Organisation)

Keine Bemerkungen.

Finanzielle Auswirkungen

Die Investitionen fiir die Neubeschaffung des GIS2 sind im Investitionsplan unter Punkt 1.2 mit
Fr. 450'000.00 fiir das Jahr 2026 reserviert.

Angaben zur Aktivierung und Abschreibung einer Investition

Planungskredit: [J Ausfiihrungskredit: X

Voraussichtliche Ausfiihrung der Investition: 2026

Jahr der Investition Investitionsbetrag Nutzungsdauer Abschreibungssatz
(Realisation)

2026 200'000.00 5 Jahre 20.0 %

Finanzierungsnachweis

Im vom Gemeinderat am 2. Juli 2025 genehmigten Investitionsplan 2026 - 2030, Pos. 1.2 "Geoinforma-
tionssystem Neubeschaffung 2026", ist ein Betrag von Fr. 450'000.00 im Jahr 2026 vorgesehen.

Die zur Finanzierung dieser Projekte erforderlichen Mittel werden durch eigene Mittel und im Zusammen-
spiel mit anderen anstehenden Investitionsvorhaben durch Fremdmittelaufnahme sichergestellt.

Die Tragbarkeit fiir das Projekt ist im genehmigten Finanz- und Investitionsplan 2026 - 2030 fiir den ge-
samten Investitionsbetrag nachgewiesen.

Stellungnahme Dritter

Keine Bemerkungen.
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Mitberichte aus der Verwaltung

Keine Bemerkungen.

Terminprogramm zur Realisierung

Nachdem der Zuschlag rechtskraftig ist und die notwendigen Kredite bewilligt sind, wird der Vertrag zwi-
schen der Firma digital survey AG sowie der Stadt Langenthal, vertreten durch das Stadtbauamt, unter-
zeichnet.

Sobald der Vertrag unterzeichnet ist, konnen die Arbeiten gestartet werden:

Etappe O "Analyse und Erstellung von Arbeitspaketen" Frithjahr 2026

Etappe 1 "Ersatz GIS1" August 2026

Etappe 2 "Weiterentwicklung GIS2" ab August 2026

Betrieb ab Dezember 2026, mind. 5 Jahre
Kommunikation

Keine Bemerkungen.

Zustidndigkeiten zum Beschluss

Der Gemeinderat bereitet die dem Stadtrat vorzulegenden Geschéfte vor (Art. 67 Abs. 2 der Stadtverfas-
sung vom 22. Juni 2009).

Gemadss Art. 61 Abs. 2 Ziff. 2 der Stadtverfassung vom 22. Juni 2009 beschliesst der Stadtrat iiber neue
einmalige Ausgaben iiber Fr. 150'000.00 bis Fr. 1'000'000.00 und geméss Ziff. 3 {iber neue wiederkeh-
rende Ausgaben tber Fr. 30'000.00 bis Fr. 100'000.00.

Vorliegend fallen wiederkehrende und einmalige Kosten an. In diesem Fall miissen fiir die Bestimmung
des zustdndigen Organs die wiederkehrenden Ausgaben kapitalisiert und mit den einmaligen Ausgaben
zusammengerechnet werden.? Die wiederkehrenden Ausgaben von Fr. 65'000.00 ergeben zu 20 Prozent
kapitalisiert Fr. 325'000.00. Zusammen mit den einmaligen Ausgaben von Fr. 200'000.00 ist somit fiir
die Ermittlung der Zustdndigkeit von Gesamtausgaben fiir das Projekt von Fr. 525'000.00 auszugehen.
Demnach entscheidet der Stadtrat in abschliessender Zustdndigkeit.

2 Vgl. Arbeitshilfe Gemeindefinanzen HRM2, S. 34
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Beschlussentwurf

Gestiitzt auf diese Ausfiihrung beantragen wir Ihnen Zustimmung zu folgendem
Beschlussentwurf:

1. Der Gemeinderat, gestiitzt auf Art. 67 Abs. 2 der Stadtverfassung vom 22. Juni 2009 sowie nach
Kenntnisnahme des Berichtes und Antrages des Stadtbauamtes vom 7. Januar 2026 beantragt dem
Stadtrat Zustimmung zu folgendem Beschluss:

Der Stadtrat, gestiitzt auf Art. 61 Abs. 2 Ziff. 2 und 3 der Stadtverfassung vom 22. Juni 2009 sowie
nach Kenntnisnahme des gemeinderditlichen Berichtes vom xx beschliesst:

1. Die Weiterentwicklung und der Betrieb des zukiinftigen GIS ("GIS2") werden genehmigt.
2. Firdie Finanzierung dieses Projekts werden folgende Mittel bewilligt:

a) ein Verpflichtungskredit in der Hohe von Fr. 200'000.00 zu Lasten der Investitionsrechnung,
Konto 3000.5200.02 "Beschaffung und Einfiihrung GIS2";

b) ein Verpflichtungskredit fiir wiederkehrende Ausgaben in der Hohe von Fr. 35'000.00 ab dem
Jahr 2027 zu Lasten der Erfolgsrechnung, Konto 3010.3130.50 "Dienstleistungen Dritter".

3. Es werden ab dem Jahr 2027 folgende mit Stadtratsbeschluss vom 20. Juni 2016 bewilligten fi-
nanziellen Mittel gesperrt:

a) die Verpflichtungskredite fiir wiederkehrende Ausgaben in der Héhe von Fr. 5'000.00 ("Nut-
zung und Nachfiihrung Geodaten und Georeferenzdaten") und von Fr. 10'000.00 (“Datenka-
talog") zu Lasten der Erfolgsrechnung, Konto 3000.3130.50 "Dienstleistungen Dritter";

b) der Verpflichtungskredit fiir wiederkehrende Ausgaben in der Hohe von Fr. 56'000.00 (“Nut-
zungsgebiihr Provider [inkl. Support und Datenhaltung]") im Umfang von Fr. 26'000.00 zu
Lasten der Erfolgsrechnung, Konto 1400.3133.10 "Dienstleistungen Dritter".

4. Der Gemeinderat wird mit dem weiteren Vollzug beauftragt.

2. Die Stadtkanzlei wird mit dem weiteren Vollzug beauftragt.

Visum Ressortvorsteher:

Volker Wenning-Kiinne Reto Miiller
Stadtbaumeister

Hinweis: Anwesenheit Amtsvorsteher/in bei Beratung gewiinscht X ja d nein

Beilage
B Finanzierungsnachweis vom 19. November 2025
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\ Gemeinderat
\ Stadtratssitzung vom 30. Mdrz 2026 Traktandum Nr. 8

Motion Nicole Baumann-Zumstein (GLP), Patrick Jordi (FDP), Deborah Nyffenegger (FDP), Gabriela Lingg-Zaugg
(SVP) und Mitunterzeichnende vom 15. Dezember 2025: Einfiihrung eines gemeinsamen stédtischen Preises
("Prix Langenthal"): Stellungnahme

Sehr geehrter Herr Stadtratsprasident
Sehr geehrte Stadtratinnen und Stadtrate

. Grundlagen

B Motion Nicole Baumann-Zumstein (GLP), Patrick Jordi (FDP), Deborah Nyffenegger (FDP), Gabriela Lingg-
Zaugg (SVP) und Mitunterzeichnende vom 15. Dezember 2025

B Gemeinderatsbeschluss vom 17. Dezember 2025, Trakt. 18

W Stellungnahme vom 8. Februar 2026 des Amtes fiir Bildung, Kultur und Sport

B Gemeinderatsbeschluss vom 18. Februar 2026, Trakt. 2

Il. Text der Motion
"Einfiihrung eines gemeinsamen stidtischen Preises ("Prix Langenthal’)
Antrag:

Der Gemeinderat wird beauftragt, die bestehenden stddtischen Auszeichnungen — insbesondere den Kultur-
preis, den Sozialpreis sowie das Reglement iiber die Auszeichnung fiir gute Bauten in der Stadt Langenthal
— zu liberpriifen und deren Weiterentwicklung hin zu einem gemeinsamen, jihrlich vergebenen stddtischen
Preis vorzuschlagen.

Als mogliche Bezeichnung wird "Prix Langenthal" ins Feld gefiihrt; der Gemeinderat soll jedoch ausdriicklich
die Freiheit haben, alternative, geeignete Preis- und Formatbezeichnungen zu priifen.

Im Rahmen dieser Gesamtschau soll ein gemeinsamer, dffentlichkeitswirksamer Anlass zur Preisverleihung
geschaffen werden. Die Konzeption umfasst organisatorische, kommunikative und strukturelle Anpassun-
gen, um den neuen stédtischen Preis als zentrale, breit anerkannte Auszeichnung zu etablieren.

Die Nominations- und Auswahlverfahren sollen kiinftig durch ein vom Gemeinderat einzusetzendes Gremium
erfolgen, in dem Vertreterinnen und Vertreter verschiedener Fachbereiche, Kommissionen sowie des politi-
schen Umfelds mitwirken. Die Motion verzichtet bewusst auf eine zahlenmdssige Vorgabe der auszuwdhlen-
den Preistrdgerinnen und Preistrdger, um dem Gemeinderat die nétige Flexibilitét bei der Ausgestaltung des
Preiskonzepts zu belassen.

Weiter ist sicherzustellen, dass die derzeitige Dotation der Preise nicht reduziert wird: Die heutige Gesamt-
summe von 25'000 Franken (Kulturpreis 15'000 /Sozialpreis 10'000) soll grundsditzlich erhalten bleiben. Fiir
die Zukunft wird ein Modell gepriift, bei dem 20'000 Franken als Preisgeld ausgeschiittet und 5'000 Franken
fiir den feierlichen Rahmenanlass (Apéro riche etc.) eingesetzt werden.

Begriindung:
1. Stdrkung der Wahrnehmung durch ein gemeinsames Preisformat

Ein einheitliches, jdhrlich wiederkehrendes Preisformat — beispielsweise unter dem Label Prix Langenthal —
schafft eine klare, wiedererkennbare Marke fiir stddtisches Engagement. Die Biindelung erhGht die Sichtbar-
keit der ausgezeichneten Leistungen und stérkt die Wiirdigung von Personen, Institutionen, Projekten oder
Bauwerken, die Langenthal besonders prdgen.

2. Einbezug weiterer Bereiche (Architektur, Gesellschaft, Initiativen)

Mit der heutigen Struktur bestehen drei getrennte Auszeichnungslogiken: Kulturpreis, Sozialpreis sowie die
Auszeichnung fiir gute Bauten. In einer zeitgemdssen Gesamtbetrachtung sollen alle Bereiche stddtischer
Exzellenz Beriicksichtigung finden kénnen:

e herausragende Beitrdge aus Kultur,

e Leistungen im sozialen oder gesellschaftlichen Bereich,

e ausserordentliche architektonische Projekte,

e sowie innovative Initiativen, die sich nicht klar einem einzelnen Fachgebiet zuordnen lassen, der Stadt-
entwicklung jedoch besonderen Mehrwert stiften.

(Traktandum 8 / Seite 1)



\ Gemeinderat
\ Stadtratssitzung vom 30. Mdrz 2026 Traktandum Nr. 8

Ein modernisiertes Preisregime ermdglicht eine faire, gesamtheitliche und zeitgemdsse Anerkennung her-
ausragenden Wirkens."

l1l. Stellungnahme Gemeinderat
a. Zur Qualifizierung der Motion
Die in der Motion genannten bestehenden stadtischen Auszeichnungen sind in den folgenden Grundlagen

rechtlich verankert:

®  Kultur-, Bibliotheks- und Theaterreglement der Stadt Langenthal vom 18. August 2008 sowie die Ver-
ordnung {iber die Kulturférderung der Stadt Langenthal vom 2. Juli 2008

B Reglement tiber den Preis fiir soziales Engagement vom 22. Oktober 2007

B Reglement liber die Auszeichnung fiir gute Bauten in der Stadt Langenthal vom 9. Mai 2011

Fur die Einflihrung eines gemeinsamen stadtischen Preises miissten diese gesetzlichen Grundlagen ange-
passt oder aufgehoben werden. Nach Art. 60 Abs. 1 Ziff. 1 der Stadtverfassung vom 22. Juni 2009 beschliesst
der Stadtrat unter Vorbehalt des fakultativen Referendums tiber den Erlass, die Abdanderung und die Aufhe-
bung von Reglementen (der genannte Vorbehalt von Art. 34 Abs. 1 Ziff. 1 bis 4 ist in diesem Fall nicht von
Bedeutung). Der vorliegende Gegenstand fallt somit nicht in den ausschliesslichen Kompetenzbereich des
Gemeinderats.

Es liegt nach Ansicht des Gemeinderates folglich eine Motion mit Weisungscharakter gemdss Art. 46 GO SR
vor.

b. Inhaltliche Stellungnahme

Anldsslich der Sitzung vom 18. Februar 2026 schloss sich der Gemeinderat der Stellungnahme des Amtes
fir Bildung, Kultur und Sport vom 8. Februar 2026 (= Beilage) vollumfanglich an und lehnt die Motion aus
den dort genannten Griinden ab.

Der Gemeinderat beantragt dem Stadtrat daher die Nichterheblicherklarung der Motion. Gleiches gilt fiir den
Fall der Wandelung in ein Postulat.

Gestiitzt auf diese Ausflihrungen beantragen wir lhnen Zustimmung zu folgendem
Beschlussentwurf:

Der Stadtrat, gestiitzt auf Art. 46 Abs. 2 und Art. 56 Abs. 3 der Geschiftsordnung des Stadtrates vom 24. Juni
2019 sowie nach Kenntnisnahme der schriftlichen Stellungnahme des Gemeinderates vom 18. Februar 2026,

beschliesst:

I. Die Motion Nicole Baumann-Zumstein (GLP), Patrick Jordi (FDP), Deborah Nyffenegger (FDP), Gabriela
Lingg-Zaugg (SVP) und Mitunterzeichnende vom 15. Dezember 2025: Einfiihrung eines gemeinsamen stad-
tischen Preises ("Prix Langenthal") wird als Motion mit Weisungscharakter qualifiziert.

Il. 1. Die Motion Nicole Baumann-Zumstein (GLP), Patrick Jordi (FDP), Deborah Nyffenegger (FDP), Gabriela
Lingg-Zaugg (SVP) und Mitunterzeichnende vom 15. Dezember 2025: Einfiihrung eines gemeinsamen
stddtischen Preises ("Prix Langenthal") wird nicht erheblich erklart.

Fiir den Fall der Wandelung der Motion in ein Postulat lautet der Antrag auf Nichterheblicherkldrung des
Postulates.

2. Das Sekretariat des Stadtrates wird mit dem weiteren Vollzug beauftragt.

(Traktandum 8 / Seite 2)



\ Gemeinderat
\ Stadtratssitzung vom 30. Mdrz 2026 Traktandum Nr. 8

Berichterstattung: keine (schriftliche Beantwortung)

Langenthal, 18. Februar 2026 IM NAMEN DES GEMEINDERATES
Der Stadtprasident:

Reto Miiller
Der Stadtschreiber:

Marc Hausler

W Beilage: Stellungnahme des Amtes fiir Bildung, Kultur und Sport vom 8. Februar 2026

(Traktandum 8 / Seite 3)
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2025: "Einfiihrung eines gemeinsamen
stddtischen Preises (‘Prix Langenthal')";
Stellungnahme

Datum: 8. Februar 2026
Status: Definitiv

Zustdndig: Daniel Ott

Verteiler: Gemeinderat; Stadtrat

Amt fiir Bildung, Kultur und Sport, Jurastrasse 22, 4901 Langenthal
Telefon 062 916 21 11, www.langenthal.ch
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Grundlagen

- Motion Nicole Baumann-Zumstein (GLP), Patrick Jordi (FDP), Deborah Nyffenegger (FDP), Gabriela
Lingg-Zaugg (SVP) und mitunterzeichnende vom 15. Dezember 2025: “Einflihrung eines gemeinsa-
men stddtischen Preises ('Prix Langenthal)"

- Gemeinderatsbeschluss vom 17. Dezember 2025, Traktandum 18

Ausgangslage

Anldsslich der Sitzung des Stadtrates vom 15. Dezember 2025 wurde die Motion "Einfithrung eines ge-
meinsamen stddtischen Preises ('Prix Langenthal)" eingereicht.

Am 17. Dezember 2025 nahm der Gemeinderat vom rubrizierten Vorstoss Kenntnis und beauftragte das
Amt flir Bildung, Kultur und Sport mit der Erarbeitung einer Stellungnahme.

Wortlaut des Vorstosses

"Einfiihrung eines gemeinsamen stidtischen Preises ("Prix Langenthal’)

Antrag:
DerGemeinderat wird beauftragt, die bestehenden stéddtischen Auszeichnungen — insbesondere den Kul-
turpreis, den Sozialpreis sowie das Reglement liber die Auszeichnungen fiir gute Bauten in der Stadt

Langenthal - zu {iberpriifen und deren Weiterentwicklung hin zu einem gemeinsamen, jihrlichen verge-
benen stddtischen Preis vorzuschlagen.

Als mogliche Bezeichnung wird "Prix Langenthal” ins Feld gefiihrt; der Gemeinderat soll jedoch ausdriick-
lich die Freiheit haben, alternative, geeignete Preis- und Formatbezeichnungen zu priifen.

Im Rahmen dieser Gesamtschau soll ein gemeinsamer, §ffentlichkeitswirksamer Anlass zur Preisverlei-
hung geschaffen werden. Die Konzeption umfasst organisatorische, kommunikative und strukturelle An-
passungen, um den neuen stddtischen preis als zentrale, breit anerkannte Auszeichnung zu etablieren.

Die Nominations- und Auswahlverfahren sollen kiinftig durch ein vom Gemeinderat einzusetzendes Gre-
mium erfolgen, in dem Vertreterinnen und Vertreter verschiedener Fachbereiche, Kommissionen sowie
des politischen Umfelds mitwirken. Die Motion verzichtet bewusst auf eine zahlenméssige Vorgabe der
auszuwdhlenden Preistrdgerinnen und Preistrdger, um den Gemeinderat die notige Flexibilitit bei der
Ausgestaltung des Preiskonzepts zu belassen.

Weiter ist sicherzustellen, dass die derzeitige Dotation der Preise nicht reduziert wird: Die heutige Ge-
samtsumme von 25'000 Franken (Kulturpreis 15'000/Sozialpreis 10'000) soll grundsatzlich erhalten
bleiben. Fiir die Zukunft wird ein Modell gepriift, bei dem 20'000 Franken als Preisgeld ausgeschiittet
und 5'000 Franken fiir den feierlichen Rahmenanlass (Apéro riche etc.) eingesetzt werden.

Begriindung:

1. Stdrkung der Wahrnehmung durch ein gemeinsames Preisformat
Ein einheitliches, jahrliches wiederkehrendes Preisformat— beispielsweise unter dem Label Prix
Langentha! — schafft eine klare, wiedererkennbare Marke fiir stddtisches Engagement. Die Biinde-
lung erh&ht die Sichtbarkeit der ausgezeichneten Leistungen und stérkt die Wiirdigung von Perso-
nen, Institutionen, Projekten oder Bauwerken, die Langenthal besonders pragen.
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2. Einbezug weiterer Bereiche (Architektur, Gesellschaft, Initiativen)
Mit der heutigen Struktur bestehen drei getrennte Auszeichnungslogiken: Kulturpreis, Sozialpreis
sowie die Auszeichnung furgute Bauten. In einer zeitgeméssen Gesamtbetrachtung sollen alle Be-
reiche stidtischer Exzellenz Beriicksichtigung finden kénnen:
e herausragende Beitrige aus Kultur,
o |eistungen im sozialen oder gesellschaftlichen Bereich,
e ausserordentliche architektonische Projekte,
e sowie innovative Initiativen, die sich nicht klar einem einzelnen Fachgebiet zuordnen lassen,
der Stadtentwicklung jedoch Mehrwert stiften.

Ein modernisiertes Preisregime ermdoglicht eine faire, gesamtheitliche und zeitgemésse Anerkennung
herausragenden Wirkens."

Stellungnahme zum Vorstoss

Ausgangslage

Die Kultur- und die Sozialpreisverleihungen der Stadt Langenthal blicken auf eine langjidhrige und ge-
schatzte Tradition zuriick. Sie sind ein fester Bestandteil des stédtischen Lebens und bieten Jahr fiir
Jahr den wiirdigen Rahmen, um herausragendes kulturelles und soziales Engagement zu wiirdigen. Die
grosse Zahl an Anwesenden und die spiirbar positive Stimmung zeugen von der hohen Bedeutung, wel-
che diese Auszeichnungen in Langenthal geniesst. Mit den heutigen Preisverleihungen anerkennt die
Stadt das nachhaltige Schaffen von Personen und Organisationen, die mit ihrem Wirken einen wertvol-
len Beitrag zum gesellschaftlichen, kulturellen und sozialen Zusammenhalt leisten.

Da das motionierte Anliegen mehrere Amter betrifft, wurden diese zur Ste(lungnahme eingeladen. Die
unterschiedlichen Perspektiven werden nachfolgend dargestellt.

Mitberichte aus der Verwaltung
Amt fiir Bildung Kultur und Sport, Fachbereich Kultur

Kulturpreise im System Kulturférderung der Schweiz

Kulturpreise sind in der Schweiz ein fester Bestandteil der Kulturférderung durch die 6ffentliche Hand
und somit Teil eines etablierten und funktionierenden Systems. Kulturpreise werden von Stddten, Kan-
tonen und vom Bund an Einzelpersonen, Kollektive und Institutionen fiir ausserordentliche Leistungen
in der jeweiligen Kultursparte vergeben. Die Preise sind in der Kulturszene und dariiber hinaus aner-
kannt und werden auch medial beachtet. Die Ausgezeichneten erhalten neben Anerkennung im kultu-
rellen Feld sowie Steigerung der Bekannthelt und Sichtbarkeit mit dem Preisgeld auch eine monetdre
Forderung ihres weiteren Schaffens. Mit der Einfithrung eines gemeinsamen stadtischen Preises wird in
Langenthal der Kulturpreis und die Kulturforderung gesamthaft auf mehreren Ebenen geschwacht.

Finanzielle Schwédchung des Kulturpreises

Den mit'maximal Fr. 15'000.00 dotierten Kulturpreis (geregelt in der Verordnung tiber die Kulturférde-
rung der Stadt Langenthal vom 2. Juli 2008) vergibt der Gemeinderat jahrlich auf Antrag der Kulturkom-
mission an eine oder mehrere Akteurinnen oder Akteure aus der Kultur. Im von den Motiondrinnen und
Motiondren angestrebten neuen Modell ist es sehr wahrscheinlich, dass der Preis nicht mehrjéhrlich
(auch) im Bereich der Kultur vergeben wiirde. Zudem wird in der Motion erwahnt, dass der neue Preis
an mehrere Personen vergeben werden kann. Das wird mit grosser Wahrscheinlichkeit zur Folge haben,
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dass nur noch ein Teil der bisherigen Preissumme in den Bereich Kultur fliesst, da diese mit Geehrten
aus anderen Branchen geteilt werden wiirde.

Relevanzverlust des Kulturpreises

Der Wegfall der Eigenstdndigkeit des Kulturpreises sowie ein zu erwartender ausgediinnter Vergaber-
hythmus wiirden zu einem deutlichen Bedeutungs- und Sichtbarkeitsverlust flihren. Ein verliehener
Preis entfaltet - neben der finanziellen Forderung - seine Wirkung fiir die Ausgezeichneten durch Steige-
rung des Renommees und der Sichtbarkeit, durch die Erméglichung von neuen Kontakten im Netzwerk,
also durch positive Effekte fiir die eigene Laufbahn, Das sind Netzwerkeffekte, die sich in allererster Li-
nie im eigenen Tatigkeitsfeld niederschlagen. Die Bedeutung von Preisen ist fiir eine kiinstlerische Kar-
riere nicht zu unterschétzen. Durch die Abschaffung des Kulturpreises als eigenstidndiger Auszeichnung
aber werden auch diese Netzwerkeffekte geféhrdet, da die Anerkennung des Kulturpreises (vergeben
als Prix Langenthal) im kulturellen Feld in Frage stehen wiirde. Die Frage der Anerkennung gilt auch fiir
andere Bereiche wie z.B. die Architektur. Denn nicht zuletzt hangt die Anerkennung einer solchen Aus-
zeichnung in Fachkreisen oder in der eigenen Branche auch von der Jury ab, die iiber die Preisvergaben
bestimmt. Soll ein Preis vergeben werden, muss die Jury die nétige Expertise aufweisen, die pro Bran-
che nicht durch eine Person alleine abzudecken ist. Aus diesem Grund ist die Kulturkommission der
Stadt Langenthal fachlich breit aufgestellt, mit ausgewiesener Expertise in Literatur, darstellender
Kunst, bildender Kunst und Musik. Mit Blick auf die letzten Ausfithrungen ist auch anzunehmen, dass
ein Prix Langenthal weniger branchenspezifisches Publikum anziehen wiirde als Preisverleihungen mit
eigener Jury und eigenem Anlass.

Budgetkiirzung im Bereich Kultur

Die Stadt Langenthal stellt aktuell jahrlich Fr. 30'000.00 fiir die Projektforderung im Bereich Kultur be-
reit. Damit werden Kulturprojekte auf Gesuch hin geférdert. Dieses Geld kommt vornehmlich der freien
Szene zugute. Im Vergleich mit anderen - auch dhnlich grossen - Stddten ist das erwdhnte Projekiforder-
budget der Stadt Langenthal bescheiden. Das Preisgeld von Fr. 15'000.00 des Kulturpreises wiegt bis-
her das vergleichsweise tiefe Projektférderbudget noch etwas auf.

Die Motiondrinnen und Motiondre schreiben in ihrem Vorstoss, dass sicherzustellen sei, "dass die der-
zeitige Dotation der Preise nicht reduziert wird". Gleichzeitig halten sie fest, dass von der gesamten
Preissumme von Fr. 25'000.00 (sich ergebend aus Fr. 10'000.00 Sozialpreis und Fr. 15'000.00 Kultur-
preis) Fr. 5'000.00 “fiir den feierlichen Rahmenanlass (Apéro riche etc.) eingesetzt werden” sollen. Da-
mit werden aus finanzieller Sicht die zwei zwingend getrennt zu betrachtenden Bereiche des Preisgel-
des und der 6ffentlichen Preisverleihung vermischt.

Das Amt flir Bildung, Kultur und Sport verfiigt im Bereich Kultur aktuell tiber ein Budget von Fr. 7'600.00
fuir die Ausrichtung der 6ffentlichen Preisverleihung. Sollte mit einem moglichen Wegfall eines eigen-
standigen Kulturpreises auch das Budget fiir die Kulturpreisverleihung aus dem Budget Kultur gestri-
chen werden, entsprdche das einer gesamthaften, gravierenden Kiirzung des Kulturbudgets um

Fr. 22'600.00.
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4.2.2

Weitere finanzielle Auswirkungen fiir eine neue Preisverleihung

Weiter hat die Motion das Ziel, durch die Zusammenlegung der Preise die Resonanz auf den neuen
Preis - im Vergleich zu den bisherigen Auszeichnungen - in der Offentlichkeit zu erh6hen. Dazu ist ein
"feierlicher Rahmenanlass" nétig, wie auch im Motionstext festgehalten wird. Die aktuelle jahrliche Kul-
turpreisverleihung ist bereits heute ein 6ffentlichkeitswirksamer Anlass mit jeweils zwischen 250 bis
400 Besucherinnen und Besuchern. Um die feierliche Verleihung des neuen Preises im Vergleich dazu
auf ein-hdheres Level zu heben, miissten neue Elemente eingebaut und entsprechend investiert wer-
den. Dazu wiirde beispielsweise eine professionelle Moderation ebenso gehren wie ein (im Motions-
text erwdhnter) Apéro riche und allenfalls zusétzliche Programmpunkte wihrend der Verleihung selbst.
Kosten fiir Veranstaltungsort, Technik, Veranstaltungspersonal und allfillige weitere Programmpunkte
kdmen noch hinzu. Die dafiir vorgesehenen Fr. 5'000.00 reichen bei weitem dafiir nicht aus.

Mit den erwdhnten negativen Folgen fiir den Kulturpreis und die Kulturférderung insgesamt, ist die Ein-
flihrung eines gemeinsamen Preises der Stadt Langenthal aus Sicht des Fachbereichs Kultur abzu-
lehnen. Abgesehen davon ist auf die von der Motion vernachléssigte Seite der Kosten fiir den Anlass
der Preisverteihung selbst hinzuweisen. Diese Kosten fiir die Veranstaltung des gemiss Motion neu zu
schaffenden Preisformats (iberstiegen die fiir die Preisverleihungen des Kultur- und des Sozialpreises
insgesamt verfiigbaren Finanzen um ein Mehrfaches.

Zentrale Dienste

Die Vergabe eines jahrlichen stadtischen Preises kann aus Sicht der zentralen Dienste (Fachbereich
Kommunikation und Marketing) im Grundsatz aus verschiedenen Perspektiven beurteilt werden:

Pro-Argumente Contra-Argumente

= Anerkennung und Wertschitzung: Ein Preis | »  Subjektivitéit und Abgrenzungsprobleme:
signalisiert, dass Engagement gesehen und Die Auswahl der Preistrager kann als willkur-
geschétzt wird. Dies kann eine wichtige ide- lich oder politisch gefarbt wahrgenommen
elle Anerkennung sein, werden.

= Motivation und Vorbildwirkung: Ein Preis = Gefahr der Instrumentalisierung: Ein Preis
kann andere Menschen ermutigen, sich kann politisch genutzt werden, um be-
ebenfalls zu engagieren. stimmte Positionen oder Akteure aufzuwer-

a  Stérkung gesellschaftlicher Zusammenhalt: ten, wihrend andere Formen von Engage-
Indem Engagement flir das Gemeinwohl her- ment weniger Beachtung finden.
vorgehoben wird, fordert die Stadt die identi- | = Ungleichbehandlung von Engagement: Viele
fikation mit der Gemeinde. Menschen engagieren sich still und kontinu-

= Offentliche Aufmerksamkeit: Der Preis kann jerlich. Ein einzelner Preis kann diesem brei-
dazu beitragen, gesellschaftliche Anliegen ten Einsatz nicht gerecht werden.
ins offentliche Bewusstsein zu riicken. = Verwaltungs- und Kostenaufwand: Organisa-

= |mage und Identitédt der Stadt: Ein Preis tion, Juryarbeit, Preisverleihung und Kommu-
kann das positive Selbstbild und die Aus- nikation verursachen Aufwand und Kosten,
senwirkung stadrken. die in Relation zum Nutzen kritisch gesehen
werden kénnen.
= Symbolpolitik statt struktureller Forderung:
Die Verleihung eines Preises kann als Sym-
bolpolitik — statt wirksamer Férderung — kri-
tisiert werden.

g:\kultun\7 kulturpreise ab 2020\motion einfiihrung prix langenthal\2025.02.08 stellungnahme motion nicole baumann-
zumstein und mitunterzeichnete_einfihrung stadtischer preis prix langenthal.docx 6/10



stadtlangenthal

Nebst den im Vorstoss erwdhnten Preise — Kulturpreis, Sozialpreis sowie Auszeichnung fiir gute. Bauten
— gibt es in Langenthal weitere Moglichkeiten, stddtische Exzellenz zu wiirdigen (die nachfolgende Auf-
zdhlung erhebt keinen Anspruch auf Vollstandigkeit):

Der Gemeinderat kann einen Sportpreis verleihen (Reglement der Sportkommission, Art. 2). Aktuell
wird von der Stadt allerdings kein Sportpreis verliehen. Die Stadt unterstiitzt hingegen die jahrliche
Durchfithrung der Oberaargauer Sportgala mit einem finanziellen Beitrag.

Der Stadtrat vergibt jghrlich einen Ratskredit (Art. 61 der Stadtverfassung).

Der Stadtrat kann gemdss das Ehrenbiirgerrecht erteilen (Art. 62 der Stadtverfassung).

Die Stadt fiihrt in unregelméssigen Abstédnden Vereinsempfange (beispielsweise nach eidgendssi-
schen Festen) durch.

Die Stadt ehrtin unregelméssigen Abstanden besondere Leistungen. Zuletzt wurde beispielsweise
im November 2025 Valerio Moser mit einer Veranstaltung fiir den Gewinn des Europameistertitels
im Poetry Slam gewlirdigt. ~

Die Stadt unterstiitzt seit 2009 die Durchfiihrung und Verleihung des Design Preis Schweiz in Lan-
genthal. Dieser Anlass hat allerdings — wie es der Name sagt — nicht den Charakter einer lokalen
Preisverleihung.

Die Weiterentwicklung der bestehenden Formate hin zu einem gemeinsamen stéddtischen Preis bringt
aus Sicht der zentralen Dienste (Fachbereich Kommunikation und Marketing) folgende Chancen und
Risiken mit sich:

Chancen Risiken
s Gleichwertigkeit aller Engagementformen: = Vergleichbarkeit sehr unterschiedlicher
Ein gemeinsamer Preis signalisiert, dass jeg- Leistungen: Engagement in verschiedenen
liches Engagement wichtig ist und nicht in Disziplinen ist oft schwer miteinander ver-
Konkurrenz zueinandersteht. gleichbar. Eine gemeinsame Auszeichnung
Hohere Sichtbarkeit und Prestige Ein einzel- kann als unfair empfunden werden.
ner, zentraler Preis kann mehr Aufmerksam- | =  Verlust an Sichtbarkeit fiir einzelne Berei-
keit erhalten und als ,,der* Preis der Stadt che: Kategorienpreise stellen sicher, dass
wahrgenommen werden. bestimmte Felder (z. B. Kultur oder Soziales)
Vereinfachung und Effizienz: Ein Preis be- regelmissig gewlirdigt werden. Bei nur ei-
deutet grundsatzlich weniger administrati- nem Preis konnten einzelne Bereiche {iber
ven Aufwand, klarere Kommunikation und Jahre leer ausgehen.
"lediglich" einmaligen Aufwand bei der = Geringere Anerkennungsbreite: Mehrere
Preisverleihung. Preise erlauben es, mehr Menschen oder Or-
Flexibilitit bei neuen Engagementformen: ganisationen auszuzeichnen. Ein einzelner
Ein gemeinsamer Preis lasst Raum, auch En- Preis reduziert diese Anerkennungsmdoglich-
gagement auszuzeichnen, das nicht klarin keiten.
bestehende Kategorien passt (z. B. interdis- | = Hdheres Konfliktpotenzial: Die Entschei-
ziplindre Projekte).  dung fiir einen einzigen Preistrager kann
starker polarisieren und politische Diskussi-
onen verscharfen.
= Finanzielle Folgen: Das im Motionstext er-
wihnte Finanzierungsmodell mit 5'000 Fran-
ken fiir den feierlichen Rahmenanlass er-
scheinen nicht realistisch. Das Risiko ist
gross, dass die finanziellen Auswirkungen
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hther sein werden, als dies im Motionstext
angenommen wird.

Die Abschaffung einzelner Preise zugunsten eines gemeinsamen Preises kann sinnvoll sein, wenn das
Ziel eine stdrkere Symbolkraft und Vereinfachung ist. Soll hingegen die Breite des Engagements sicht-
bar bleiben und regelméssig gewlirdigt werden, sprechen gute Griinde daflir, an differenzierten Preisen
festzuhalten oder ein hybrides Modell zu wéhlen. Entscheidend ist die politische und gesellschaftliche
Zielsetzung, nicht allein die Organisationsform.

Sozialamt

Seit 2011 verleiht der Gemeinderat jéhrlich (mit einer Ausnahme im 2017) auf Antrag der Sozialkom-
mission einen Preis fiir Soziales Engagement oder wiirdigt ein Engagement in hnlicher Weise. Diese
Regelmassigkeit bestatigt die wichtige Bedeutung dieses Preises, welcher aufgrund eines eigenstindi-
gen Reglements verliehen wird (Reglement iiber den Preis fiir soziales Engagement vom 22, Oktober
2007). Der Sozialpreis betridgt maximat Fr."10'000.00 und wird in einem bescheidenen feierlichen Rah-
men, der die Kosten von Fr. 2'800.00 nicht {ibersteigen darf, verliehen.

Die in der Motion gedusserte Absicht, einen Preis in einheitlicher Form und mit einer Wirksamkeit in der
Offentlichkeit zur Wiirdigung einer stidtischen Exzellenz mit einer breiten Akzeptanz zu verleihen, ist
ein wichtiges Anliegen. Mit der Vereinheitlichung der Preisverleihung kann die derzeit eher willkiirlich
bestehende Ungleichheit zwischen den drei Preisen hinsichtlich Preisgeld, Budget fiir die Preisverlei-
hung, Nutzungskreis, u.a.m. ausgeglichen werden.

Das Engagement in der Stadt, welches zum sozialen Ausgleich und zum gesellschaftlichen Zusammen-
halt beitrégt, ist sehr gross — aber findet naturgemaéss nicht in der breiten Offentlichkeit statt. Der Preis
flr soziales Engagement ist darum einer jener seltenen Gelegenheiten, wichtiges Wirken bekannt zu
machen, zu wiirdigen und damit auch zu stdrken. Mit der Zusammenlegung der stédtischen Preise zu
einem Prix Langentha! wird diese Gelegenheit stark geschwécht. Zudem ware eine klare Regelung fir
eine ausgeglichene Balance zwischen den unterschiedlichen Preistypen unerlésslich.

Hinter den Preisvergaben steht die Absicht der Forderung und Wiirdigung exzellenten Handelns in der
Stadt. Es wiire der Sache deshalb nicht dienlich, wenn mit der Zusammenlegung der Preise Sparabsich-
ten verbunden werden.

Das Sozialamt sieht Potential in der Vereinheitlichung und damit Vereinfachung der Grundlagen und
Prozesse (Ausschreibung, Einladung, Berichterstattung, Preisverleihung, etc.) und damit bessere Chan-

cen fiir eine breitere Offentlichkeitswirkung der Preisvergaben. Insgesamt wiirde aber das Zusammenle-
gen der Preise die Vergabe des Preises fiir soziales Engagement deutlich schwdchen und wird deshaib
als nicht zielfiihrend bewertet.

Stadtbauamt

Das Reglement iiber die' Auszeichnung fiir gute Bauten in der Stadt Langenthal vom 9. Mai 2011 ist seit
dem 1. August 2011 in Kraft. Das Reglement dient der Férderung hochstehender baukultureller und ar-
chitektonischer oder stddtebaulich gut gestalteter Bauten und Rdume in der Stadt Langenthal und er-
taubt dem Gemeinderat alle vier Jahre einen Preis auszurichten.
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Seit dem Inkrafttreten des Reglements wurden die darin enthaltenen Bestimmungen nur einmal ange-
wendet. Dabei wurde festgestelit, dass die verankerte Regelung nicht praktikabel ist. Die Preisausrich-
tung musste daraufhin abgebrochen werden. Auch spétere Versuche mit ldngeren Auszeichnungsfristen
flihrten nicht zum Erfolg. In der Folge wurden schon vor ldngerer Zeit die im Budget eingestellten finan-
ziellen Mittel gestrichen, da diese nie verwendet wurden.

Es ist beabsichtigt, die Aufhebung des Reglements in naher Zukunft zu initiieren. Der Entscheid dariiber
obliegt aber dem Stadtrat, unter Vorbehalt des fakultativen Referendums.

Rechtliche Qualifikation
Geschiftsordnung des Stadtrates vom 24. Juni 2019

Gemadss Art. 46 und 47 der Geschiéftsordnung des Stadtrates vom 24. Juni 2019 (GO SR) sind Motionen
mit Weisungscharakter und Motionen mit Richtliniencharakter zuldssig.

Motionen mit Weisungscharakter sind zuléssig fiir Gegenstédnde, die nicht in den ausschliesslichen
Kompetenzbereich des Gemeinderats fallen. Sie verpflichten den Gemeinderat, einen Beschlusses-
oder Reglementsentwurf vorzulegen, oder sie erteilen ihm verbindliche Weisungen iiber eine zu tref-
fende Massnahme oder iber zu stellende Antrage.

Motionen mit Richtliniencharakter sind demgegeniiber zuldssig fiir Gegenstdnde, die in den Kompe-
tenzbereich des Gemeinderats fallen.

Der Stadtrat entscheidet endgiiltig iber die Qualifizierung einer Motion als solche mit Weisungscharak-
ter oder als solche mit Richtliniencharakter (Art. 46 Abs. 3 und 47 Abs. 2 GO SR).

Beurteilung

Fiir die in der Motion genannten bestehenden stadtischen Auszeichnungen gibt es die folgenden gesetz-
lichen Grundlagen:

e Kultur-, Bibliotheks- und Theaterreglement der Stadt Langenthal vom 18. August 2008 (insbe-
sondere Art. 6) sowie die Verordnung iiber die Kulturférderung der Stadt Langenthal vom 2. Juli
2008 (Art. 7 und 8)

Reglement {iber den Preis fiir soziales Engagement vom 22. Oktober 2007
e Reglement iiber die Auszeichnung fiir gute Bauten in der Stadt Langenthal vom 9. Mai 2011

Fiir die Einfilhrung eines gemeinsamen stadtischen Preises miissten diese gesetzlichen Grundlagen an-
gepasst oder aufgehoben werden. Nach Art. 60 Abs. 1 Ziff. 1 der Stadtverfassung vom 22, Juni 20089 be-
schliess der Stadtrat unter Vorbehalt des fakultativen Referendums iiber den Erlass, die Abanderung und
die Aufhebung von Reglementen (der genannte Vorbehalt von Art. 34 Abs. 1 Ziff. 1 bis 4 ist in diesem Fall
nicht von Bedeutung). Der vorliegende Gegenstand fillt somit nicht in den ausschliesslichen Kompetenz-
bereich des Gemeinderats.

Es liegt folglich eine Motion mit Weisungscharakter geméss Art. 46 GO SR vor.
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Fazit

Die Verleihung der Kultur- und der Sozialpreise hat in der Stadt Langenthal eine lange Tradition. Kultur
und Soziales folgen jeweils einer eigenen Logik, agieren in unterschiedlichen Kontexten und pflegen
eigene Netzwerke. Beide Bereiche stellen eigenstdndige Leistungen dar, die eine eigene Biihne verdie-
nen. Gleichzeitig tragen sie dazu bei, Engagement sichtbar zu machen und Wertschitzung im kulturel-
len wie im sozialen Bereich zum Ausdruck zu bringen.

Mit der Einflihrung eines "Prix Langenthal" wiirden neue Bereiche (z. B. Gesellschaft oder innovative
Ideen) einbezogen, die keinem klaren Fachgebiet mehr zuzuordnen sind. Dadurch wird eine Verwisse-
rung der bestehenden Preise sowie ein Verlust ihrer klaren Profile befiirchtet. Ob damit tatsichlich zu-
sdtzliches Publikum erreicht werden kann, wird in Frage gestellt, da ein zu breites Spektrum erfahrungs-
gemdss die gezielte Ansprache an das Zielpublikum erschwert. Ein Spareffekt durch die Durchfiihrung
nur noch eines Anlasses in einem grésseren feierlichen Rahmen ist nicht erkennbar (wohl eher im Ge-
genteil), da die in der Motion dafiir vorgesehenen Mittel nicht ausreichen und die Preissumme reduziert
wird. Insgesamt vermag die strukturelle Zusammenlegung der beiden Preise nicht zu {iberzeugen.

Visum Ressortvorsteher:

s e

Danjiel Ott
Amtsvorsteher
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o\ Gemeinderat
\ Stadtratssitzung vom 30. Mdrz 2026 Traktandum Nr. 9

Mitteilungen des Gemeinderates

Langenthal, 18. Februar 2026 IM NAMEN DES GEMEINDERATES
Der Stadtprdsident:

Reto Miiller
Der Stadtschreiber:

Marc Hausler

(Traktandum 9 / Seite 1)



N\ Stadtrat

\ Stadtratssitzung vom 30. Mdrz 2026 Traktandum Nr. 10

Bekanntmachung der eingereichten parlamentarischen Vorstdsse

Art. 42 der Geschiftsordnung des Stadtrates vom 24. Juni 2019
Einreichung von Vorstéssen

1 Jedes Stadtratsmitglied und jede Fraktion hat das Recht, Motionen, Postulate, Interpellationen und Beschlus-
santrdge einzureichen. Jugendliche kénnen nach Massgabe von Artikel 51 ein Jugendpostulat einreichen.

2 Parlamentarische Vorstdsse sind schriftlich und unterzeichnet dem Sekretariat zuhanden der Stadtratsprdsi-
dentin bzw. dem Stadtratsprdsidenten einzureichen. Elektronische Eingaben sind zuldssig, sofern die Absen-
derin bzw. der Absender iiber eine der eigenhdndigen Unterschrift gleichgestellte qualifizierte elektronische
Signatur verfiigt.

3 Sie enthalten eine Uberschrift, einen Antrag, und es ist anzugeben, um welche Form eines Vorstosses (vgl.
Art. 46 ff.) es sich handelt.

4 Motionen, Postulate und Beschlussantrdge sind iiberdies schriftlich zu begriinden.

5 Werdiedringliche Behandlung eines parlamentarischen Vorstosses verlangt, hat die Dringlichkeit gesondert
schriftlich zu begriinden.

6 Parlamentarische Vorstdsse diirfen Sitte und Anstand nicht verletzen (Art. 15 Abs. 1 Bst. ¢).

Langenthal, 6. Mdrz 2026 IM NAMEN DES STADTRATES
Der Stadtratsprdsident:

Diego Clavadetscher

Die Sekretérin:

Barbara Labbé

(Traktandum 10 / Seite 1)
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